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Bebauungsplanverfahren "054/1 Unteres Tor II"

a) Prifung der Anregungen von beriihrten Behorden und
sonstiger Trager offentlicher Belange und der Offentlichkeit

b) Anderung des Geltungsbereiches

c) Feststellung der Teilplanreife im Sondergebiet

d) Erneute offentliche Auslegung

Stadtplanungsamt
Hr. Hoffmann : '
Beratungsfolge Stadtrat der Stadt Neumarkt i.d.OPf.

1 Sachverhalt:

Der Beschluss zur éffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs erfoigte durch
den Stadtrat am 25.04.2013.

Mit Schreiben vom 17.05.2013 wurden die Behorden und die sonstigen Tréager
ffentlicher Belange Uber die Planung informiert und um Stellungnahme bis
28.06.2013 (einschlieRlich) gebeten. Der Planentwurf inklusive Begrundung,
Umweltbericht und den vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen hat in der
Zeit vom 28.05.2013 bis 28.06.2013 (einschliel3lich) im Rathaus der Stadt Neumarkt
i.d.OPf. zur offentlichen Einsichtnahme ausgelegen.

2 Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

2.1 Von den beteiligten Fachstellen haben keine Stellungnahmen abgegeben:

= Bayer. Landesamt fir Denkmalpflege, Adolf-Schmetzer-Str. 1, 93055 Regenéburg

= Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege (Bodendenkmaéler und Bau- und Kunstdenkmaler), |
Hofgraben 4, 80539 Munchen

» Bund Naturschutz in Bayern e.V., Stadt- u. Kreisgr. Nkt.,, Bockwirtsgasse 2, 92313
- Neumarkt i.d.OPf.

* Gemeinde Berngau, Ramoldplatz 6, 92361 Berngau
» Gemeinde Deining, Schloflstrafte 6, 92364 Deining
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= Gemeinde Pilsach, Verwaltungsgemeinschaft Neumarkt i.d.OPf., Bahnhofstrafte
12, 92318 Neumarkt i.d.OFH.

s Kabel Deutschland GmbH, Stidwestpark 15, 90448 Nirnberg
= Markt Postbauer-Heng, Centrum 3, 82353 Postbauer-Heng
s Gemeinde Sengenthal, Winnberger Str. 18,92369 Sengenthal

» [ndustrie- u. Handelskammer Regensburg, Dr.-Martin-Luther-Str. 12, 93407 Re-
gensburg

= Landesbund flr Vogelschutz in Bayern (LBV) e.V., Landesgeschéftsstelle, Eisvo-
gelweg 1, 91161 Hilpoltstein

« Landratsamt, Gesundheitsamt, Nirnberger Str. 1, 92318 Neumarkt i.d. OPf.

» Regierung der Oberpfalz, Stadtebau SG 34, 93039 Regensburg

»  Stadt Velburg, Hinterer Markt 1, 92355 Velburg

= Staatl. Schulamt, Miihlstr. 3/IV, 92318 Neumarkt i.d. OPf.

= Verkehrsverbund Grofiraum Nirnberg (VGN), Am Plarrer 31, 90443 Nurnberg

= Bund der Selbstandigen DGV, Bezirk Oberpfalz, Adolf-Schmetzer-Str. 52, 93035
Regensburg

2.2 Von den beteiligten Fachstellen haben keine Anregungen vorge-
bracht:
= Gemeinde Berg, Herrnstralle 1, 92348 Berg

» Regierung der Oberpfalz, Hohere Landesplanungsbehdrde SG 24, 93039 Regens-
burg

» Regionaler Planungsverband, Altm{ihistr. 3, 93059 Regensburg
s Staatliches Bauamt, Stralenbau, Postfach 10 10 42 , 93010 Regensburg
»  Vermessungsamt Neumarkt, Woffenbacher Str. 32, 92318 Neumarkt

2.3 Von den beteiligten Fachstellen haben Anregungen vorgebracht:
= Landratsamt, Sachgebiet 43, Naturschutz, Nirnberger Str. 1, 92318 Neumarkt .
i.d.OPf.

. Landratsémt, Sachgepbiet 43, Umweltschutz, Nlrnberger Str. 1, 92318 Neumarkt
i.d.OPf.

=  Wasserwirtschaftsamt, Landshuter Str. 59, 93053 Regensburg

= Deutsche Telekom, Netzproduktion GmbH, TI NL Sud, PT! 12, Bajuwarenstr. 4,
93053 Regensburg

» Handwerkskammer Ndb. OF’f Postfach 15 60, 94455 Deggendorf
= Handelsverband Bayern, Richard-Wagner-Str. 18, 93055 Regensburg
« Stadtwerke Neumarkt i.d.OPf., Postfach 15 25, 92305 Neumarkt i.d.OPf.
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3 Stellungnahmen der Offentlichkeit
3.1 Von der beteiligten Offentlichkeit haben Anregungen vorgebracht:

= Birger 1/ Unterschriftensammiung 1

. BUfger 2.1

= Birger 2.2 / Unterschriftensammlung 2

= Birger3
« Biirger 4 (1. Stellungnahme)
» Biirger 4 (2. Stellungnahme})
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4 Stellungnahmen des Planers

4.1 Landratsamt, Sachgebiet 43, Naturschutz
(Schreiben vom 26.06.2013)

411 '
- _mit der Abarbeitung der Eingriffsregelung und den geplanten Ausgleichsmaftnahmen

besteht Einverstandnis. Die Ausgleichsmafnahmen finden auf Ausgleichsflachen statt,
die im Rahmen des Okokontos abgestimmt sind.”

4.1.2

_Bei den naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung
(saP) ist zu beanstanden, dass die Ortsbegehungen teilweise veraltet oder zu einer
sehr ungunstigen Jahreszeit durchgefihrt wurden. Eine Begehung wurde im Mai
durchgefiihrt, aber bereits im Jahr 2007. Die drei Ortsbegehungen im Jahr 2010 wur-
den im November und Dezember durchgefihrt und aktuellste Ortsbegehung aus dem
Jahr 2012 wurde im Oktober durchgefuhrt.

Der grofe Brachebereich mit seinen vielfaltigen Strukturen bietet Lebensraum fiir eini-
ge Arten, insbesondere Pionierarten, die sich innerhalb kurzer Zeit einfinden kénnen.
Es wird deshalb dringend empfohlen mindestens eine aktuelle Begehung durchfiihren
zu lassen um insbesondere die Artengruppe der Amphibien und Reptilien (Zau-
neidechse!) sowie der Libellen zu priffen. Bei den Vogelarten ist die Bachstelze rele-
vant.

Alternativ oder zusatzlich kann diese Prifung auch im Rahmen des Baubescheides als
Auflage formuliert werden. Wobei die Begehung noch in den Sommermonaten mit aus-
reichendem Vorlauf zur Baumafinahme erfolgen muss, um ggfls. geeignete Maltnah-
men ergreifen zu konnen.”

4.1.3

,Beziiglich der europaischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie wurde fir
die Artengruppe der Hohlenbriter als Minimierungsmafinahme gefordert, dass die im
Griinordnungsplan als zu erhaltend gekennzeichneten Baume erhalten bleiben — oder
falls eine Beseitigung unumgénglich ist — diese im Winter durchgeflhrt wird *

4.1.4

_Das Anbringen von Nistkasten fiir Hohlenbrliter wird empfohlen.”

' Gliederung der relevanten Einzelsachverhalte aus der jewsiligen Stellungnahme im Qriginalzitat
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Stellungnahme des Planers

Zud.1.1

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu4.1.2

Der Anregung wird gefolgt.

Am 23.07.2013 wurde eine weitere Begehung im Hinblick auf Tierarten mit einem Z00-
logen durchgefihrt. Dabei wurden eine Baumhdohlenkontrolle und eine Geléndebege-
hung durchgefuhrt.

Ergebnis der Baumhdhlenkontrolle war, dass keine Hohlen- oder Spaltenverstecke an
den betroffenen Baumen aufzufinden waren.

Bei der Gelindebegehung wurden keine Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie bzw.
gefahrdete Arten aufgefunden. Auch die Zauneidechse konnte nicht nachgewiesen
werden, da das Gelande nach Annahme des Zoologen zu isoliert ist und zu viele Sto-
rungen vorliegen.

Nachgewiesene sonstige Arten waren Haussperling, Bachstelze, Rabenkrahe, Amsel,
Stieglitz, Nachtigall-Grashiipfer, Rapsweilling.

Insgesamt liegen nach Aussage des Zoologen keine bedrohten Arten und keine ge-
fahrdeten Populationen von Vogelarten vor, das Gelande wird insbesondere als Nah-
rungshabitat genutzt.

Damit ist vom Zoologen nachgewiesen worden, dass insbesondere die in der Stellung-
nahme der UNB aufgefiihrten Artengruppen der Amphibien und Reptilien (Zau-
neidechse) und der Libellen im Gebiet nicht vorkommen.

Mit Email vom 24.07.2013 hat die UNB bestatigt, dass die aktuelle Begehung im Som-
mer 2013 und das Ergebnis fachlich ausreichend sind. Damit wurden auch die Ergeb-
nisse und Inhalte des Umweltberichts bzw. des Bebauungsplans bestatigt. Eine inhalt-
liche Anpassung ist daher nicht erforderlich.

Zu 413

. Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

In der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP, Biiro Lésch, Stand 25.04.2013),
die Anlage zum Umweltbericht ist, wird dazu ausgefiihrt (vgl. S. 14):

_Um Schadigungen der Vogelarten so gering wie moglich zu halten, sollten Rodungen
von weiteren Biaumen vermieden werden (im Bebauungsplan mit integriertem Grin-
ordnungsplan als zu erhalten gekennzeichnet). Solite es nicht moglich sein, z.B. die
grofien Strallenbadume entiang der Dammstralle zu erhalten, sollten die Fallungen zu-
mindest im Winter erfolgen.”
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Die im Grinordnungsplan verzeichneten bestehenden Einzelbdume, die nicht als
,Baum wird gerodet* gekennzeichnet sind, sind im Bebauungsplan als zu erhaltende
Béume festgesetzt. Damit wird der Empfehlung aus der saP gefolgt.

Im Ubrigen wird auf § 39 Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG verwiesen, wonach es verboten ist,
_Biume, die auflerhalb des Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gartnerisch ge-
nutzten Grundflachen stehen, Hecken, lebende Zaune, Geblsche und andere Gehdlze
in der Zeit vom 1. Marz bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu
setzen“. Dies bedeutet, dass Fallungen grundsatzlich im Winter durchgefiihrt werden
missen.

Zudi4

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

In der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP, Blro Losch, Stand 25.04.2013),
die Anlage zum Umweltbericht ist, wird dazu ausgefiihrt {(vgl. S. 14):

JAunerdem wird empfohlen, zusétzlich Nistkasten im Geltungsbereich Unteres Tor i
aufzuhangen, um den Vogeln weitere Nisthdhlen anzubieten.” -

Im Eingriffsbereich selbst lassen sich weder hohienbriltende Vogelarten noch Baum-
héhlen nachweisen (vgl. saP, S. 13 sowie weitere Begehung am 23.07.2013), so dass
selbst im Falle von Baumfillungen bzw. -beseitigungen nicht von einem erheblichen
Eingriff in Bezug auf diese Artengruppe ausgegangen werden kann. Eine entsprechen-
de Festsetzung zum Anbringen von Nistkasten fiir Hohlenbriiter zum Schutz der Arten
oder als AusgleichsmafRnahme ist daher nicht erforderlich.

4.2  Landratsamt, Sachgebiet 43, Umweltschutz
(Schreiben vom 25.06.2013)

4.21

Laus der Sicht des fachl'ichen Immissionsschutzes wird zu der Planung folgenderma-
en Stellung genommen:

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde bereits am 16.03.2012 eine Stellung-
nahme abgegeben. Es wurde darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Umweltpri-
fung alle Lédrm- und luftverunreinigenden Immissionen, die durch die bestimmungsge-
maRke Nutzung der Anlage verursacht werden, von einem qualifizierten Gutachter zu
ermitteln und zu bewerten sind. Ferner wurde festgestellt, dass zum Schutz der Nach-
barschaft schalltechnische Festsetzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen sind.

Mit Schreiben vom 03.06.2013 wurden die Berichte der Firma Miller-BBM vom
01.03.2013 (Nr. M98609/02) und des Ingenieur Sorge vom 26.03.2013 (Nr. 11236.6)
ubersandgt.®
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422

» 1. LArmschutz:

Das Ingenieurbiiro Sorge hat eine schallimmissionsschutztechnische Untersuchung
durchgefihrt. Der Gutachter hat zur Vermeidung von Larmkonflikten die aus schal-
limmissionsschutztechnischer Sicht fir das im Geltungsbereich geplante Sondergebiet
"Einkaufszentrum” max. zuldssigen Emissionskontingente auf der Grundiage der DIN
45691 rechnerisch ermittelt. Bei der Festlegung der Planwerte (maximal zuldssige Zu-
satzbelastung durch Gewerbegerduschimmissionen aus dem Sondergebiet) wurde die
gewerbliche Vorbelastung beriicksichtigt. Als Emissionsqueilen wurden die Betriebs-
grundstiicke der Lammsbrauerei und der Firma Schéffmann (nordwestlich des Pla-
nungsgebietes) sowie die Parkplatze der Gaststétten "L'Osteria”, und "Unterer Gans-
keller" betrachtet. Aufgrund fehlender Unterlagen (z.B. Darstellung der Emissionsquel-
len in einem Lageplan, Beschreibung der Grundannahmen, Darlegung der Rechen-
schritte ect.) kann die Ermittlung der Vorbelastung allerdings nicht nachvollzogen wer-
den. Eine Plausibilitatspriifung ist daher nicht mdglich.”

423

_Die Ermittlung der zulassigen Emissionskontingente ist dagegen in dem Gutachten
libersichtlich und nachvoliziehbar dargestelit. Sofern die Vorbelastung sachgerecht
berechnet wurde, sind bei Einhaltung der Emissionskontingente keine schédlichen
Umwelteinwirkungen an den mafRgeblichen Immissionsorten zu erwarten. Es kann al-
lerdings nicht beurteilt werden, ob diese von dem geplanten Einkaufszentrum eingehal-
ten werden kdnnen. Der Gutachter stellt diesbeziiglich fest, dass nachts (22.00 bis
06.00 Uhr) aufgrund des stark reduzierten Nachtkontingents Begrenzungen der Immis-
sionen erforderlich werden kénnen, welche auch zu Einschréankungen im Betriebsab-
lauf oder zu Schalischutzmainahmen fuhren konnen. Eine durchgefihrte Voruntersu-
chung soll gezeigt haben, dass die Einhaltung der Planwerte moglich ist.”

4.2.4

Im Rahmen der schallimmissionsschutztechnischen Untersuchung wurden vom Gut-
achter auBerdem die Verkehrsgerduschimmissionen ermittelt, die von den im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans befindlichen StraRen und dem &ffentlichen Park-
platz an der Mihlistrafte ausgehen. Dabei wurden Immissionsorte aufserhalb und in-
nerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes bericksichtigt.

Den Berechnungen lag die Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan "Unteres Tor
II" der R+ T Ingenieure fir Verkehrsplanung von Februar 2013 zugrunde. Es wurden
der Prognose-Nullfall und der Prognose-Mitfall betrachtet. Im Prognose-Nullfall wurden
die Kfz-Verkehrsbelastungen abgebildet, die auftreten wiirden, wenn die Vorhaben des
Bebauungsplans nicht realisiert wiirden, aber das Stralennetz in der vorgesehenen
Weise ausgebaut wiirde. Im Prognose-Mitfall wurden die Kiz-Belastungen dargestellt,
- die infolge der Realisierung der Vorhaben des Bebauungsplans auftreten werden. Da-
bei wurde das Straftennetz aus dem Prognose-Nullfall Gbernommen.

Folgende MaRnahmen zum Ausbau des Straflennetzes wurden fiir den Prognose-
Nullfall berticksichtigt:



-
-


Bebauungsplan ,Unteres Tor II" / Abwigungsdokument

¢ Verlagerung des Durchgangsverkehrs aus der Ortsdurchfahrt auf die Um-
gehungsstrale (Ertlichtigung der Umgehungsstrafte, Reduzierung der An-
zahl an Strafenverknipfungen mit der Umgehungsstralle, Ausbau wichtiger
bestehender Anbindungen)

» Verlegung der Hauptverkehrsstraftenfunktion von der Niimberger Strafe
(sudlicher Teil) in die St.-Florian-Strafte (leistungsgerechter Ausbau der
StralRen, Umbau des Knotenpunkts Nirnberger Stralke/Woffenbacher Stra-
fke)

Die Maftnahmen im Straflennetz missen nach Angaben der R+T Ingenieure fir Ver-
kehrsplanung realisiert werden, um den neu entstehenden Kfz-Verkehr im Flanungs-
gebiet aufnehmen zu kdnnen. Dieser umfasst rund 5000 neue Kfz-Fahrlen (Ziel- und
Quellverkehr) an einem Werktag. Der Glterverkehr hat daran einen Anteil von rund
140 Kfz-Fahrten.

Da die von dem Verkehrsgutachter fiir erforderlich gehaltenen Maflnahmen zum Aus-
bau des Straflennetzes noch nicht umgesetzt wurden, hatte deren positiver Einfluss
auf die Verkehrsbelastung nicht beriicksichtigt werden durfen.” :

425

,,Fefner ist bei den Verkehrszahlen jeweils ein Prognosebereich von 10 - 15 Jahren
zugrunde zu legen.”

426
,Es wurden bei den Berechnungen folglich zu niedrige Verkehrszahlen _angesetzt."‘
4.2.7

JAuRerdem wurden bei der Beurteilung, ob die Kriterien des § 1 Abs. 2 der 16.
BimSchV fiir die wesentliche Anderung von &ffentlichen Stralten erfillt werden, nicht
der Istzustand mit dem Planungszustand verglichen. Bei der Ermittlung der von den
vorhandenen StralRen ausgehenden Beurteilungspegel hatten die Umbaumalinahmen
nicht beriicksichtigt werden dirfen.*

4.2.8

,Die Berechnung der Beurteilungspegel ist in dem Gutachten nicht nachvollziehbar
dargestellt.”

429

JHinweis:

Nach den Berechnungen werden in dem Plangebiet sowoh! die Orientierungswerte der
DIN 18005 afs auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV deutlich Uberschritten.
An den Teilflachen Mi 1 und M 2 und an den Immissionsorten 10 und 11 wird sogar

die Schwelle zur Gesundheitsgefdhrdung erreicht bzw. iiberschritten, die vom Bundes-
verwaltungsgericht und vom Bundesgerichtshof bei Gebieten, die - auch - zum Woh-



Seite 8 unter 4.2.4 - 
LRA - Verkehrsmaßnahmen noch nicht umgesetzt

Seite 8 unter 4.2.6 - 
Kommentar
LRA- Es wurden zu niedrige Verkehrszahlen angesetzt ! 

Seite 8 unter 4.2.9 - Hinweis
LRA-Lärm sogar gesundheitlich bedenklich
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nen bestimmt sind, mit 70 bis 75 dB(AMtagstiber und 60 bis 65 dB(A) nachts markiert
wird (vgl. BVerwG, Urteil vom 28. Oktober 1998 - BVerwG 11 A 3.98 - BVerwGE 107,
350; BGH, Urteil vom 25. Mérz 1993- 111 ZR 60191 — BGHZ 122, 76). Es sollten daher
seitens des Straflenbatlastirdgers Larmschutzmafinahmen eingeleitet werden (Larm-
sanierung).”

4.2.10

2. Luftreinhaltung:

Die Firma Muiller-BBM hat eine lufthygienische Untersuchung durchgefiihrt. Es wurden
die v. a. vomn Straltenverkehr emittierten Schadstoffe Stickstoffoxide NOx (Summe aus
NO und NO,) und NO, sowie Feinstaubpartikel (PM2,5 und PMyg) behandelt, da diese
aus der Sicht des Gutachters als Leitsubstanz zu betrachten sind. Die Relevanz ande- .
rer verkehrsbedingter Schadstoffe soll in Bezug zu den Grenzwerten deutlich geringer
sein.

Bei der Immissionsprognose wurden die durch den Straflenverkehr im Untersuchungs-
gebiet, den Tiefgaragen, dem geplanten Blockheizkraftwerk sowie den Dieselmotoren
fur Notstrom und einer Sprinklerpumpe ausgehenden Schadstoffemissionen berick-
sichtigt.

Nach dem Schadstoffgutachten werden an allen zur Planung nachstgelegenen Gebau-

- defassaden im Planfall die Grenzwerte nach 39. BImSchV fiir Feinstaub (sowohl PMyg
als auch PMys) und Stickstoffoxid (NO;) deutlich unterschritten. Nach Ansicht des Gut-

achters sind die aus dem Betrieb des geplanten Einkaufszentrums resultierenden im-

missionsseitigen Auswirkungen fiir NO: und Feinstaub PM, s/PM;¢ aus lufthygienischer

Sicht vertrethar.

Der Immissionsprognose lag auch die Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan
"Unteres Tor II' der R+ T Ingenieure fir Verkehrsplanung zugrunde. Daher wurden
auch bei diesen Berechnungen zu niedrige Verkehrszahlen angesetzt (vgl. Nr. 1)."

4.2.11 ' |

»3. Zusammenfassung:

Aufgrund falscher Grundannahmen sind die vorgelegten Gutachten flr e.ine abschlie-
Rende immissionsschutzfachliche Beurteilung nicht ausreichend.”

Stellungnahme des Planers

Zu 4.21 (Alle Lé&rm-Luft-Immisionen von qualifizeirtem Gutachter)
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu4.22

Der Anregung wird gefolgt.

(Larm-Vorbelastung nicht nachvollziehbar-fehlende Unterlagen)



Meßstation abgelehnt
LRA zu Feinstaub - 
Vollkommen unglaubwürdig - da Feinstaubmessung schon ohne EKZ Überschreitung nachgewiesen hat !
Meßstation wurde abgelehnt !!

Seite 9-Unterlagen mangelhaft
Mangelhaft Lärm-Feinstaub-Unterlagen
(Alle Lärm-Luft-Immisionen von qualifizeirtem Gutachter)

geschl
Schreibmaschine
(Lärm-Vorbelastung nicht nachvollziehbar-fehlende Unterlagen)
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Die Ermittlung der Vorbelastung (Darstellung der Emissionsquelten in einem Lageplan,
Beschreibung der Grundannahmen, Darlegung der Rechenschritte, Ergebnislisten flr
die einzelnen Immissionsorte etc.) wird im Fachgutachten erganzt. Die Ergebnisse des
Fachgutachtens andern sich dadurch nicht, eine Anpassung des Umweltberichts bzw.
des Bebauungsplans ist daher nicht erforderlich.

Zu 423

Der Anregung wird nicht gefolgt.

 Es wurde im Fachgutachten darauf hingewiesen, dass die Einhaitung der Emissions-
kontingente unter bestimmten Bedingungen mdoglich ist (s. Seite 14). Der Nachweis zur
Einhaltung der Emissianskontingente ist jedoch nicht Gegenstand der Bauleitplanung,
sondern erst im nachfolgenden Genehmigungsverfahren zu erbringen.

Zu4d24

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Im Zuge der Realisierung des neuen Zentrums ,Neuer Markt® werden die angrenzen-
den Strabenrdume der Nirnberger Strafe, Dammstrafe, Kurt-Romstdck-Ring, Untere
Markistrafe und Mihlistrale sowie die Knotenpunkte am Unteren Tor und am Lamms-
brau umgebaut.

Um den entstehenden Kfz-Verkehr des neuen Zentrums aufnehmen zu kénnen und ein
attraktives Umfeld zu schaffen, missen begleitende Mafnahmen im Stralkennetz reali-
siert werden, durch die ortsfremder Verkehrs aus dem Planungsbereich verlagert wird.
Diese wurden im Rahmen des Gesamiverkehrplans (GVP, der die angestrebte ver-
kehrliche Entwicklung in der Stadt bis zum Jahr 2025 enthélt) und in einer Machbar-
keitsstudie von dem Biiro R+T gepruft und festgelegt. Es geht dabei vorrangig um Ver-
lagerung von Durchgangsverkehr auf die Umgehungsstraie sowie um die Starkung
der St.-Florian-Strafe als neue Hauptverkehrsstralle im innerstddtischen Bereich. Der
GVP wurde bereits als Rahmenplan beschlossen und ist damit eine informelle Planung
nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB, deren Ergebnisse bei der Aufstellung von Bauleitpla-
nungen zu beriicksichtigen ist. Durch den Beschluss im Stadtrat im Mai 2013 verpfiich-
tet sich die Stadt Neumarki, die Planung umzusetzen.

Die Stadt Neumarkt zeigt ihre Bereitschaft zur Umsetzung der Malnahmen, da bereits
" einige MaRnahmen umgesetzt wurden. Die Stadt beabsichtigt, auch weiterhin die im
GVP enthaltenen Maflnahmen umzusetzen. Im Folgenden werden die zugehorigen
Mafinahmenpakete und Einzelmafnahmen kurz beschrieben und der heutige Pla-
nungsstand bzw. Umsetzungsgrad genannt (Stand: August 2013), um damit die hinrei-
chende Sicherstellung der Umsetzung aufzuzeigen, so dass ihr positiver Einfluss auf
die prognostizierte Verkehrsbelastung beriicksichtigt werden kann.

Verfagerung des Durchgangsverkehrs aus der Ortsdurchfahrt auf die Umgehungsstra-
fie

Autofahrer, die heute noch die Stadt durchfahren, solien dazu angeregt werdeh, kinftig
nicht mehr die Ortsdurchfahrt zu belasten, sondern ausschlieflich die Umgehungsstra-
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Re zu nutzen. Dafiir muss die Umgehungsstralle ertlichtigt werden, um Kiirzere Reise-
zeiten fur den Kfz-Verkehr zu erreichen. Die Ortsdurchfahrt (Amberger Strale, Damm-
strale, Kurt-Romstock-Ring) wird im Ausbaustandard angemessen an die neue Kfz-
Verkehrsnachfrage angepasst und fiir den stddtischen Verkehr attraktiver gestaltet,
waobei insbesondere flir den Radverkehr und die Fufigénger groRere Bewegungsraume
und sichere Verbindungen geschaffen werden sollen. :

Heutiger Stand:

Der Umgestaltung des unmittelbaren Umfeldes am ,Neuen Markt* liegt als
Ausfiihrungsplanung vor. Der Umbau des Knotenpunktes am Lammsbrau
hat bereits begonnen. Mit dessen Fertigstellung ist bis Ende des Jahres
2013 zu rechnen.

Im Umbau des Knotenpunktes am Lammsbrau ist bereits der Umbau eines
Teils der Amberger Stralke enthalten, Im Bereich zwischen dem Knoten-
punkt und der Einmindung der Carl-Zinn-Stralke findet ein Komplettumbau
statt, in dem die Fahrbahn auf drei Fahrstreifen reduziert wird, beidseitig
Radfahrstreifen eingebaut werden und die Gehwegfiachen vergrofiert wer-
den. Der Ubergang vom verdnderten Bordsteinverlauf in den Bestand ist fir
den Bereich am Knotenpunkt Amberger Siraf’e / Am Evangelienstein ge-
plant, wobei dadurch die Umgestaltung des Straflenquerschnitts nach den
Zielsetzungen (reduzierte Anzahl Fahrstreifen und beidseitige Radfahrstrei-
fen) bis rund 80 Meter &stlich der Einmiindung Am Evangelienstein vollzo-
gen ist. Bis Ende 2013 sind damit bereits rund 380 Meter der Amberger
Stralie fertiggestellt.- - "

Fiir den weiteren Verlauf der Amberger Stralie bis zum Stadtrand bestehen
Uberlegungen zum Stralenqguerschnitt aus dem Gesamtverkehrsplan. Da
es sich hierbei Gberwiegend um Anderungen in der Fahrbahnaufteilung (d.h.
Ummarkierungen) handeit und die Anderung baulicher Kanten nur ab-
schnittsweise erforderlich wird, ist mit einer raschen Umsetzung der Maf-
nahmen zu rechnen.

Die Anpassung des Kurt-Romstock-Rings nach den Vorgaben aus dem Be-
bauungsplan bzw. aus dem Gesamtverkehrsplan ist zu einem groflen Anteil
im Umbau des Knotenpunktes am Unteren Tor enthalten und somit nach
Fertigstellung der Umbaumafnahmen am ,Neuen Markt® auch durchgeflihrt.
Hier wird der Stral*enquerschnitt an die neuen Erfordernisse des Knoten-
punktes angepasst und ein Radfahrstreifen eingefugt.

Eine Verkirzung der Reisezeit im Zuge der Umgehungsstralie ist in erster
Linie Gber eine Optimierung der Knotenpunkte zu erreichen. Die Vorge-
hensweise dazu ist im Gesamtverkehrsplan festgehalten. Eine Schwachstel-
le hinsichtlich der filissigen Verkehrsabwicklung war bisher der Knotenpunkt
,Blomenhof“ {(Umgehungsstrale B 299 / Altdorfer StraRe / St 2240), der
zum Kreisverkehrsplatz umgebaut wurde (Fertigstellung Frihjahr 2013).

1
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Der signalisierie Knotenpunkt der Umgehungsstrae mit der Pollinger
Hauptstrale verursacht deutliche Verlustzeiten auf der Umgehungsstraiie.
Die Péllinger Hauptstrale soll daher als flinfter Kreiselarm in den bestehen-
den ,Poliinger Kreisel* eingebunden werden, wodurch der signalgeregelte
Knotenpunkt komplett entfallen kann. Die Planungen dazu befinden sich in
der Entwurfsphase. -

Der Stadtteil Rittershof ist (iber einen nichtsignalisierten Knotenpunkt an die
Umgehungsstrale und an die Kernstadt Neumarkt angebunden. Aufgrund
der Ab- und Einbiegevorgénge muss hier die zuldssige Geschwindigkeit auf
der Umgehungsstrafie begrenzt werden. Zur Beschleunigung des Verkehrs
auf der Umgehungsstrake wird der Anschiuss in Zukunft aufgegeben und
die Rittershofer Stralke (iber oder unter der Umgehungsstrafie gefuhrt. Erste
Uberlegungen zur Machbarkeit sind bereits erfolgt.

Im Zuge der Weiterentwicklung des Gewerbegebietes am Minchener Ring
soll auch der Anschluss des Minchener Rings und der benachbarten St
2240 an die Umgehungsstrale in einem gemeinsamen planfreien An-
schluss optimiert werden. Entwurfstechnische Uberlegungen zur Machbar-
keit sind bereits vorhanden.

Verlegung der Hauptverkehrsstraienfunktion von der Nirnberger Strae (zwischen
Klinikum und Unterem Tor) in die St.-Florian-Stralie

Zu diesem Zweck ist die Verbindung zwischen der Nirnberger Strale und dem Kurt-
Romstdck-Ring Uber den Strafienzug Woffenbacher Stralle — St.-Florian-Strafte zu
ertiichtigen und auszubauen. Insbesondere die Knotenpunkte Nirnberger Stralle /
Woffenbacher Straflle (mit Hauptverbindung Nirnberger Strafte — Woffenbacher Stra-
Re) und Woffenbacher Stralte / St.-Florian-Stralbe sind leistungsfahiger zu gestalten.

Heutiger Stand:

Der Ausbau der St.-Florian-Stralte mit neuer Briicke Gber den Kanal und
beidseitigen Radfahrstreifen ist bereits fertiggestelit.

Fiir den Knotenpunkt Woffenbacher StrafRe / St.-Florian-Stralte besteht eine

fertige Ausbauplanung als Kreisverkehrsplatz. Der Umbau des Knoten-

punkts steht unmittelbar bevor.

Der neue Straltenguerschnitt der Woffenbacher Strafte zwischen der Narn-
berger Strake und der St.-Florian-Strale liegt fest. Der Straflenumbau be-
findet sich in der Entwurfsphase. Der weitere Verlauf der Woffenbacher
Strafe in Richtung Westen wird im Zuge des Neubaus des Willibald-Gluck-
Gymnasiums umgestaltet, woflir derzeit grundsatzliche Konzepte erstellt
werden.

Der Knotenpunkt Niirnberger StralRe / Woffenbacher Strafle wurde in meh-
reren Varianten gepriift und der Ausbaustandard festgelegt. Der Umbau des
Knotenpunkts befindet sich in der Entwurfsphase. '
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¢ Die Nirnberger Stralle wird zwischen dem Klinikum und dem Unteren Tor
im Zuge der Realisierung des ,Neuen Markis® in der verkehrlichen Funktion
als Erschlieungsstrafie eingestuft und dementsprechend umgebaut. Flr
den Abschnitt am ,Neuen Markt* liegt die Ausfihrungsplanung vor. Der wei-
tere Verlauf zwischen Schwarzachweg und Niirnberger Straflte liegt konzep-
tionell im Strafenquerschnitt fest und wird der anstehenden Entwurfspla- .
nung zugrunde gelegt. :

Weitere Vorgaben aus dem Gesamtverkehrsplan

Die Ausstattung von Lichtsignalanlagen mit einer verkehrsabhangigen Steuerung ist
eine der grundlegenden Empfehlungen des Gesamtverkehrsplans, von der letztlich alle
Verkehrsteilnehmer profitieren. Auf diese Weise werden die Freigabezeiten nach den
tatsdchlich auftretenden Kfz-Verkehrsmengen ausgerichtet, so dass die Summe der
Verlustzeiten in der Signalisierung minimiert werden kann. Die dadurch gewonnene
Zeit wird den anderen Verkehrsmitteln zur Verfligung gestelit. Fur die Linienbusse kann
aufgrund der geanderten Signaltechnik die Grinzeit-Anforderung umgesetzt werden,
was entscheidend zur Beschleunigung des Betriebsablaufs beitragt und die Reisezei-
ten der Busse verkirzt. |

Eine weitere wichtige Vorgabe aus dem Gesamtverkehrsplan betrifft den Ausbau des
Radverkehrsnetzes. Licken im bestehenden Wegenetz sollen geschlossen werden
und neue Verbindungen in Form von Radfahrstreifen hergestelit werden. Bestehende,
aber zu schmal dimensionierte Radwege sollen sukzessive in Radfahrstreifen umge-
baut werden.

Diese angestrebten MaRnahmen sind als fachlich-verkehrsplanerischer Hintergrund far
den Bebauungsplans ,Unteres Tor I beriicksichtigt. Hinsichtlich der Erflllung von
Zielsetzungen des Gesamtverkehrsplans wird damit ein entscheidender Schritt getan,
da es sich bei den umzubauenden Straflenabschnitten am ,Neuen Markt® um die zent-
ralen Teile des Strallennetzes mit den hdchsten Verkehrsbelastungen handelt.

Damit ist hinreichend sichergestellt, dass die MaRnahmen so umgesetzt werden, dass
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf
aufbauenden Fachgutachten beriicksichtigt werden kann.

Zu425

Der Anregung wird gefolgt. _
Der GVP enthalt die angestrebte verkehrliche Entwicklung in der Stadt und dient als
Orientierungsrahmen fiir die Umsetzung der geplanten Projekte bis zum Jahr 2025. Die
den Immissionsgutachten zugrundeliegenden prognostizierten Verkehrszahlen des

Prognose-Nullfalls und des Prognose-Mitfalls decken damit einen Prognosebereich von
10 — 15 Jahren ab.

Zu 4.2.6

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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Es wird auf die Stellungnahme des Planers zu Punkt 4.2.4 verwiesen.

Es ist hinreichend sichergestelit, dass die Mafnahmen so umgesetzt werden, dass
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf
aufbauenden Fachgutachten beriicksichtigt werden kann. Damit wurden nicht zu nied-
rige Verkehrszahlen angesetzt.

Zu 427

Der Anregung wird gefolgt.'

Die Darstellung der Beurteilung, ob die Kriterien des § 1 Abs. 2 der 16. BImSchV fir
die wesentliche Anderung von dffentlichen Strafien erfilit werden, mittels eines Ver-
gleichs des Istzustands mit dem Planungszustand wird im Fachgutachten ergdnzt. Die
Ergebnisse des Fachgutachtens &ndern sich dadurch nicht, eine Anpassung des Um-
weltberichts bzw. des Bebauungsplans ist daher nicht erforderlich.

Zu 4.28

Der Anregung wird gefolgt.

Die Berechnung der Beurteilungspege! wird im Fachgutachten ergénzt. Die Ergebnisse
des Fachgutachtens &ndern sich dadurch nicht, eine Anpassung des Umweltberichts
bzw. des Bebauungsplans ist daher nicht erforderlich. Die Ergebnisiisten fur die einzel-
nen Immissionsorte kénnen nach Bedarf nachgereicht werden. ‘

Zu 4.2.9

" Der Anregung wird gefolgt.

Im Bestand werden sowohl im Prognose-Nullfall als auch im Prognose-Mitfall in einigen
Bereichen die Grenzwerte der 16. BimSchV und die Schwelle zur Gesundheitsgefahr-
dung von 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts Uberschritten (Kurt-Romstéck-Ring 5,
Untere Marktstrale 34, Muhlstrale 3). '

tn der Begriindung auf S. 30 wurde dazu ausgefiihrt:

,Im vorliegenden Fal! sind keine Pegelerhohungen zu verzeichnen, jedoch wird schon
im Bestand und im Prognose-Nullfall die Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung uber-
schritten. Grundséitzlich besteht fiir die genannten bestehenden Geb&ude nach Mal-
gabe der Rechtsprechung Anspruch auf Larmschutz gem. analoger Anwendung der
16. BimSchV bzw. aufgrund gesundheitsgefahrdender La&rmpegel. Entsprechend wird
die Stadt Neumarkt Manahmen ergreifen, um die Belastung zu senken. Dadurch sol-
len Belastungen oberhalb der Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung ausgeschlossen
werden.”

Mafnahmen zum Lirmschutz kénnen sich zundchst aus dem Larmaktionsplan der

Stadt Neumarkt ergeben. Im aktuellen Stand (Februar 2009) der Larmaktionsplanung
sind die im Schallimmissionsschutz-Gutachten zum Bebauungsplan aufgefihrten kriti-
schen Bereiche ebenfalls verzeichnet und allgemeine Mafnahmen zur LArmminderung
aufgefilhrt. Als kurzfristige MaRnahmen werden insbesondere Geschwindigkeitsmess-
anlagen und Geschwindigkeitsreduktion, Durchfahrtsverbot fur LKW im Durchgangs-
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verkehr sowie die Sanierung von Fahrbahndecken (insbesondere im Bereich Unteres
Tor) aufgefihrt.

Als mittel- bzw. langfristige Malhahmen werden u.a. Reduzierung der Geschwindigkeit
(Tempo 30/40), Forderung von Larmschutzfenstern oder weiteren baulichen Moglich-
keiten (kommunales Larmschutzfensterprograrnmy), gestalterische Malinahmen wie die
Verringerung der “optischen Breite” sowie der Ausbau des OPNV vorgeschlagen. Folg-
lich beinhaltet der Larmaktionsplan sowohi Ma3nahmen zur Larmvorsorge als auch zur
Larmsanierung.

Teilweise sind diese Malnahmen auch im Gesamtverkehrsplan enthalten und Einzel-
maRnahmen werden bereits durch die BaumaRnahmen und Verkehrsumgestaltung am
Unteren Tor umgesetzt. So wird eine neue Fahrbahndecke aufgetragen und zur Redu-
zierung der Verkehrsbelastung der Straftenraum verengt.

Der Larmaktionsplan wird aktuell fortgeschrieben, mit einer Aufstellung wird im Februar
2014 gerechnet. Darin enthalten sein werden geeignete technische, gestalterische,
verkehrliche und/oder organisatorische MafRnahmen zur Larmminderung — konkret
beschrieben und verortet fiir die einzelnen Abschnitte (z.B. Bereich Dammstralie). Der
Larmaktionsplan soll anschlieRend vom Stadtrat als informelle Planung nach § 1 Abs. 6
Nr. 11 BauGB beschlossen werden.

Da die Aufstellung und Umsetzung der Mallnahmen zeitlich noch nicht genau abseh-
bar ist, wurden im Rahmen der Bauleitplanung bereits Mafinahmen der Ldrmsanierung
gepriift, um die Ldrmbelastung an den entsprechenden bestehenden Immissionsorten
zu senken. Grundsitzlich sollten dabei aktive LArmschutzmafnahmen passiven Maf-
nahmen vorgezogen werden, um eine fur die Bewohner der betroffenen Gebaude mdg-
lichst geringe Beeintréchtigung zu erreichen (bspw. ist eine Schalireduzierung durch
Schallschutzfenster fur die Bewohner ,unbequemer” als ein genereller geringerer Au-
fenpegel).

Als mogliche aktive MaRnahmen zur Larmsanierung steht schallabsorbierender Stra-
fenbelag zur Verfigung. Der sogenannte ,Fllisterasphalt” kann auch bereits bei gerin-
gen Geschwindigkeiten bis 50 km/h zu einer deutlichen und hérbaren Verminderung
des Verkehrslarms fihren {(bspw. offenporige Asphaltdeckschichten (OPA) oder bspw.
L&rm optimierter Asphalt (LOA) 5D, in der Landeshauptstadt Dilsseldorf getestet). Im
betroffenen Bereich ist der Einsatz von Flisterasphalt jedoch nicht optimal. Technisch
" ist der Einsatz in Kreuzungsbereichen schwierig — insbesondere bei Kreuzungen mit
hohem Verkehrsaufkommen wie bei den Kreuzungen an der Dammstrafe. In diesen
Bereichen wird auch der Reparaturaufwand als sehr hoch eingeschatzt (gréere As-
phaltschaden durch LKW-Bewegungen in den Kurven als bei herkdmmlichem Belag),
weswegen auch aus wirtschaftlichen und organisatorischen Grinden der schallabsor-
bierende Belag nicht die bevorzugte Losung darstellt.

Eine weitere Méglichkeit aktiver Larmschutzmafnahmen zur Senkung der Larmbelas-
tung ist eine Temporeduzierung im entsprechenden Bereich auf 30 km/h. Da es sich
bei den betreffenden Stralen mittierweile um StadtstralRen handeit, liegt die Strafen-
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baulast bei der Stadt Neumarkt. Diese kann aus Griinden des Larmschutzes eine ent-
sprechende Geschwindigkeitsbegrenzung anordnen.

In einer Untersuchung des Bliros Sorge wurden folgende 5 Varianten zur Temporedu-
zierung fur die Strafen Nirnberger Stralle, Abschnitt zwischen Dammstralle und Ka-
nalweg, Dammstrale und Kurt-Romstdck-Ring (Abschnitt westlich der Nlrnberger
Strake mit einer Lénge von ca. 140 m) gepriift; '

« Variante 1: Tempo 30 Nurnberger Strale :
Variante 2: Tempo 30 Niirnberger Stralbe und Dammstralle

» Variante 3;: Tempo 30 Niirnberger StralRe, Dammstrate und Kurt-Romstock-
Ring _

o Variante 4 Tempo 30 Niirnberger Strafte und Kurt-Romstdck-Rin

¢ Variante 5. Tempo 30 Dammstralte und Kurt-Romstock-Ring

Ergebnis der Untersuchung war, dass durch eine Temporeduzierung auf Tempo 30 in
den Varianten 3 und 5 die besten Ergebnisse zu verzeichnen waren. So wiirden die
Larmwerte an den relevanten Immissionsorten so weit sinken, dass die Schwelle der
Gesundheitsgefahrdung nicht mehr berschritten wird.? Eine Ausnahme stellt der Im- |
missionsort 10 10 (Untere Marktstrafte 34) nachts dar, wo auch in den Varianten mit '
der groften LArmsenkung der Beurteilungspegel immer noch bei 61 dB(A} liegen wir-
de und damit eine geringfligige Uberschreitung der Werte vorlage.

Das bedeutet, dass trotz aller zur Verfligung stehenden und gepruften Moglichkeiten
aktiver Maflnahmen zur Larmsanierung keine llickenlose ausreichende Senkung der
Larmwerte erreicht werden wiirde.

Rechtliche Vorgaben wie die Richtlinien flr den Verkehrslarmschutz an Bundesfern-
straflen in der Baulast des Bundes (VLArmSchR 97) sehen erst ab 62 dB(A) nachts in
Mischgebieten eine Verpflichtung fir Larmschutzmalnahmen vor. Der Wert von 61
dB(A) am IO 10 liegt im Beurteilungsbereich von 60 — 65 dB(A) und bedeutet, dass die
Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung Uberschritten ist. Erwiesen ist eine Gesundheits-
gefahrdung ab 65 dB(A). Die Uberschreitung lag bereits vor der Planung bzw. dem
Umbau der entsprechenden Abschnitte vor und der Konflikt wird durch die Neuplanung
nicht verscharft. Daher kann eine abschlieRende Konfiiktbewaltigung allein Uber aktive
Schallschutzmalnahmen nicht erreichi werden.

Um eine Konfliktidsung zu erreichen und die Schwelle zur Gesundheitsgefahrdung
auch am IO 10 zu unterschreiten, kénnen darlber hinaus entsprechend passive Larm-
schutzmafinahmen (bspw. Schallschutzfenster oder Fassadenschutz) zur Anwendung
kommen.

Art und Umfang der letztlich tatsdchlich zur Anwendung kommenden Schallschutz-
mafnahmen im entsprechenden Bereich bzw. an den betroffenen Fassaden werden in
einem nachgeordneten Verfahren abschliefend Uberprift. Die Stadt gewahrleistet ent-
sprechend ihrer rechtlichen Verpflichtung die Erfillung der Anspriiche auf Larmschutz.
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Anspruch auf Einrichtung passiver Schall-
schutzmaRnahmen fur den einzelnen Anspruchsberechtigten nicht besteht, sofern akfti-

? variante 3 und 5: 1O 9 (Kurt-Romstéck-Ring 5) = 67 / 60 db({A) tags / nachts, [0 10 (Untere Marktstralle
34) = 68 / 61 dB(A) tags / nachts, 10 11 (Mihistralte 3 Nord) = 66 / 58 dB(A) tags / nachts
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ve Maiknahmen der Larmvorsorge umgesetzt werden und durch diese Malinahmen der
Schutzanspruch erfllit wird. :

Zu 4.2.10 @

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

in der Stellungnahme werden die Inhalte der lufthygienischen Untersuchung wiederge-
geben. Angemerkt wird, dass bei den Berechnungen zu niedrige Verkehrszahlen an-
gesetzt wurden, da der Immissionsprognose die Verkehrsuntersuchung zum Bebau-
ungsplan "Unteres Tor II" der R+T Ingenieure fir Verkehrsplanung zugrundelag, die die
im Gesamtverkehrsplan (GVP) enthaltenen Maltnahmen zum Ausbau des Stralennet-
zes als umgesetzt voraussetzt.

Es wird auf die Stellungnahme des Planers zu Punkt 4.2.4 verwiesen.

Es ist hinreichend sichergestellt, dass die MaRnahmen so umgeseizt werden, dass
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf
aufbauenden Fachgutachten beriicksichtigt werden kann. Damit wurden nicht zu nied-
rige Verkehrszahlen angesetzt.

Zu 4.2.11

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die getroffenen Grundannahmen sind nicht falsch. Es wird auf die Stellungnahme des
Planers zu Punkt 4.2.4 verwiesen.

Es ist hinreichend sichergestelit, dass die MalRnahmen so umgesetzt werden, dass
planungsmethodisch ihr positiver Einfluss auf die Verkehrsbelastung und in den darauf
aufbauenden Fachgutachten beriicksichtigt werden kann. Damit wurden nicht zu nied-
rige Verkehrszahlen angesetzt.

4.3 Wasserwirtschaftsamt Regensburg
(Schreiben vom 10.06.2013)

43.1

.zum Bebauungsplan "Nr. 054/1-Unteres Tor" haben wir mit Schreiben vom 05.1 1.2012
und 23.03.2012 bereits Stellung genommen. Diese Stellungnahme gilt weiter. Auf sie
wird hiermit Bezug genommen.”

4.3.2

,Erganzend hierzu weisen wir auf folgénde Unstimmigkeiten hin;

In der Begriindung (S. 42, Nr. 14.2) und dem Umweltbericht (S. 24) wird ausgefuhrt,
dass Niederschlagswasser in den Pilsach-Leitgraben eingeleitet werden soll. Dies war
nie Gegenstand der verschiedenen Vorbesprechungen. Eine Einleitung in den Pilsach-
Leitgraben scheidet definitiv aus.”

v
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4.3.3

JJm Ubrigen wird auf die erforderlichen Wasserrechtsverfahren hingewiesen (Niedef- |
schlagswasser, Grundwasser, Bauwasserhaltung).”

' Stellungnahme des Planers

Zu 4.3.1

Die Stellungnahmen des Wasserwirtschaftsamt vom 05.11.2012 und 23.03.2012 Iiegeh
der Stadt Neumarkt i.d.OPf. vor. _

Die Stellungnahme vom 05.11.2012 bezog sich auf die Anderung des Flachennui-
zungsplans und inhaltlich wurde ebenfalls auf die Stellungnahme vom 23.03.2012 ver-
wiesen. _

Diese lautete:

,zur Bauleitpfanung ,Unteres Tor Il fiir den Bereich ,Neuer Markt gibt es aus wasser-
wirtschaftlicher Sicht keine grundsatzlichen Einwande.

Auf die seit langen Jahren laufenden Abstimmungen zu verschiedenen Konzepten darf
verwiesen werden. Auch zum jetzigen Planungskonzept haben bereits Vorgespréache
statigefunden.

Die jetzt vorgelegten Unterlagen enthalten keine wasserwirtschaftliehen Festlegungen.
In einigen Textpassagen finden sich Verweise, dass ... Neue Untersuchungen noch
eingearbeitet werden ...... .

Auch unsere Steflungnahme kann deshalb nur vorbehaltlich der Ergebnisse der weite-
ren Planungen und der Erkenntnisse von Untersuchungen sein.

In drei Bereichen sind wasserwirtschattiiche Belange im wesentlichen betroffen:
1. Alflasten

Nach unserer Kenntnis ist die Altlastensanierung des Geldndes weifgehend abge-
schiossen. Ein Abschiussbericht liegt aber noch nicht vor.

Der Abschiuss der Altlastensanierung ist jedoch unverzichtbar"e Voraussetzung fiir die
nachfolgenden wasserwirtschaftlichen Mafinahmen.

Nur in Kenninis auch der qualitativen Belastungen im Untergrund / Grundwasser sind
weitere Planungen méglich.

Inwieweit sich durch die umfangreichen Erdarbeiten auch die quantitativen Grundwas-
serverhéltnisse geédndert haben (Bodendurchidssigkeit, Grundwasserstand) wird erst
das neu aufzustellende Grundwassermodell ergeben.

2. Niederschlagswasser

Zum Umgang mit Niederschiagswasser beim Einkaufszentrum haben bereits Gespré-
che stattgefunden.
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in Abhingigkeit der Ergebnisse aus Punkt 1. kinnen die vorgestefiten Planungen /
Konzepte die Anforderungen aus den einschlidgigen Merkbiattern zum Ableiten oder
Versickern von Niederschlagswasser einhalten.

Ggf. sind aber noch Ergénzungen / Anderungen erforderlich. .

Sowoh! die Versickerung von Niederschlagswasser als auch die Einleitung in die
Schwarzach erfordern ein wasserrechtliches Verfahren.

Auf die entsprechenden Merkbldter und Verfahrensregelungen wird insoweit verwie-
sen.

3. Grundwasser

Bei den Eingriffen in das Grundwasser ist zundchst zu unterscheiden, ob Eingriffe nur
‘wéhrend der Bauzeit erfolgen oder dauerhatt sind.

Aus den vorliegenden Schnitten und den enthaltenen Grundwasserstanden ergibt sich,
dass beide Sachverhalte zutreffen. :

Dies gilt fiir die Tiefgarage, die Gebédude mit den verschiedenen Ver- und Entsor-
gungseinrichtungen sowie auch fir die Fugangerunterfiihrung.

Durch die Altlastensanierung wurde bereits umfangreich in den Untergrund eingegrif-
fen.

Sowchl der Bodenaustausch als auch die Umiagerung des Grtlichen Materials bedin-
gen neue Einfliisse auf die Grundwasserbewegunger und damit auch auf die Grund-
wasserstande. ‘

Die Aussagen und Erkenntnisse aus den fritheren Planungen und Modeflen kbnnen so
deshalb nicht {ibernommen werden.

Wie bereits auch in den fritheren Planungsabschnitten dargelegt, halten wir die Erstel-
jung eines Grundwassermodells fiir erforderlich.

Ftir die Eingriffe in das Grundwasser sind verschiedene wasserrechtliche Verfahren
erforderfich; dies gitl sowoh! fiir dauerhafte Eingriffe als auch fiir verschiedene Bauzu-
stande.

Fine friihzeitige Abstimmung, wie auch bei fritheren Planungen, halten wir fiir sinnvoll.

Fiir weitere Gespréche und Erfduterungen stehen wir gerne zur Verflgung. “
Die Stellungnahme des Planers lautete:

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde folgendes Fachgutachten erstellt:

Fachgutachten Hydrogeologie zum Bebauungsplan Nr. 54/1 ,Unteres Tor {1, Stadt
Neumarkt i.d.OPF., Baugrundinstitut Dr.-Ing. Spotka und Partner GmbH, Marz 2013

[Altlasten}
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Von Alffasten bzw. dem Verdacht auf ein Vorkommen von Altlasten betroffen sind das
Sondergebiet ,Einkaufszentrum” sowie das Mischgebiet Ml 1 aufgrund der vorherge-
henden Nutzungen auf den Gebieten wie bspw. Tankstellen oder dem Schiachthof.

Die Altlastenbeseitigung auf dem Geldnde des Sondergebiets ist nahezu abgeschlos-
sen, in Randbereichen kann diese aber erst im Zuge der Baugrubenhersteflung erfol-
gen. Ein amilich bestatigter Abschiussbericht zur Sanierung liegt daher bislang nicht
vor. ‘ ’

in den Bebauungsplan wird eine Kennzeichnung von Flachen, deren Bdden mit um-
weltgefihrdenden Stoffen belastet sind, nach § 9 Abs. 3 BauGB aufgenommen. Da-
nach wird aufgefithrit, dass in den belreffenden Gebieten nach ordnungs- und abfall-
rechtlichen Gesichtspunkten aufféllige Bodenverunreinigungen festgestelit wurden.
Vorgabe fiir den Umgang mit den Bodenverunreinigungen ist, dass diese fachgerecht
unter Einhaltung der mit den Fachbehérden abgestimmten Ma3nahmen zu beseitigen
und Aushub- und Sanierungsmafinahmen mit Dokumentation -der Aushub-, Sanie-
rungs- und Entsorgungsmalinahmen mit fachgutachterficher Begleitung und Uberwa-
chung durchzufiihren sind. . :

Entsprechend werden vor wasserwirtschaftlichen Mafinahmen die erforderfichen Sa-
nierungen durchgefiihrt sein. Mit einem Abschiuss des Verfahrens ist im Herbst 2013
Zu rechnen. -

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans LUnteres Tor If* wurde ein Grundwas-
sermodell erarbeitet. In diesem wurde die Anderung der quantilativen Grundwasser-
verhéltnisse durch Altlastensanierung bzw. Erdarbeiten dargestelit.

Wie das Grundwassermodell zeigt, ist mit keinen signifikanten Verdnderungen der
quantitativen Grundwasserverhéfinisse (Bodendurchlassigkeit, Grundwasserstand} zu
rechnen.

[Niederschlagswasser]

Die Abwasserbeseitigung im Geltungsbereich des Bebauungsplans kann mit Ausnah--
me der Strafienverkehrsfiachen im Trennsystem erfolgen.

Das Plangebiet wird in 4 Teilflidchen betrachtet:
Teilfldche 1; Sondergebiet Einkaufszentrum”

Das Sondergebiet kann im Trennsystem entwéssert werden. Das Schmutzwasser kann
in die umliegenden Mischwasserkanéle abgeleitet werden. Das Niederschlagswasser
kann in die Verrohrung der Schwarzach, nach Vorschaltung einer Regenriickhaltung,
gedrosselt eingeleitet werden. Die Vorgabe der gedrosselten Einleitmenge erfolgt liber
eine wasserrechifiche Erlaubnis.

Teilfidche 2: Mischgebiet néralich der Dammstrafie (MI1)

Das Mischgebiet Mi1 kann im Trennsystem entwéssert werden. Das Schmutzwasser
kann in die umfiegenden Mischwasserkanéle abgeleitet werden. Das Niederschiags-
wasser kann in die Verrohrung der Entlastungsleitung des Pilsach-Leitgrabens, nach
Varschaltung einer Regenriickhaltung, gedrosselt eingeleitet werden. Die Vorgabe der
gedrosselten Einleitmenge erfolgt dber eine wasserrechtliche Erlaubnis.
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Stimmt der Eigentiimer der Entlastungsfeitung des Pilsach-Leitgrabens, der Freistaat
Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Regensburg der Einleitung nicht zu,
kann das Niederschiagswasser, nach Vorschaltung einer Regenrliickhaltung, gedros-
selt in die Mischwasserkanalisation eingeleitet werden.

Die Einleitungsméglichkeit und die Vorgabe der gedrosselten Einleitmenge erfolgt (iber
eine wasserrechtliche Erlaubnis.

Teilflache 3: Mischgebiet siidlich der D%sﬁaﬂe (MiI2)

Das Mischgebiet MI2 kann im Trennsyslem entwéssert werden. Das Niederschlags-
wasser kann in die Verrohrung des Pilsach-Leitgrabens, nach Vorschaliung einer Re-
genriickhaltung, gedrosselt eingeleitet werden. Die Vorgabe der gedrosselten Einleit-
menge erfolgt (iber eine wasserrechtliche Erlaubnis.

Stimmt der Eigentiimer des Pilsach-Leitgrabens, der Freistaat Bayern, vertreten durch
das Wasserwirtschaftsamt Regensburg der Einfeffung nicht zu, kann das Nieder-
schlagswasser, nach Yorschaltung einer Regenriickhaltung, gedrosseft in die Misch-
wasserkanalisation eingeleitef werden.

Die Einleitungsméglichkeit und die Vorgabe der gedrosselten Einleith’:enge erfolgt liber
eine wasserrechtliche Erlaubnis. :

Teilfldche 4. Strallenverkehrsfi&chen

Das Niederschfagswasser der StraBenverkehrsﬂécheh wird (iber die bestehenden
Mischwasserkandle abgeleitet. Im Bereich ter Niirnberger Strafie muss die Mischwas-
serkanalisation ergdnzt werden.

[Grundwasser]

Als dauerhafte Eingriffe in das Grundwasser wurden verschiedene Teilbereiche im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans identifiziert: In den Baugebieten ist einmal im Son-
dergebiet Einkaufszentrum* an der nordwestlichen Ecke im 2. Untergeschoss ein dau-
erhafter Eingriff zu sehen, auerdem in den Mischgebieten MI 1 und Mi 2 durch mégli-
che Untergeschosse. Im Bereich der Offentlichen Verkehrsfldche werden durch den
Bau der Fufigéngerunterfiihrung DammstraBe und den Neubau der Schwarzachver-
rohrung dauerhafte Eingriffe in das Grundwa%tj vorgenommen.

Im Grundwassermodell wurde der Aufstau der dauerhaften Eingriffe dargestelft und
Gegenmafinahmen definiert. So sind Drdnagen zur Begrenzung des Grundwasser-
stands durchzufiihren, deren Dimensionierung im Einzelfall zu bestimmen ist. Flir die
Drédnagen ist eine wasserrechtliche Genehmigung erforderfich. -

Eingriffe in das Grundwasser wéhrend der Bauzeit kBnnen Wasserhaltung oder was-
serdichter Verbau sein. Fiir diese ist im Einzelfall ein wasserrechtliches Verfahren
durchzufiihren.” '

Hinweis:
In der Steliungnahme des Planers wird auf die Mischgebiete 1 und 2 eingegangen, die
zum Zeitpunkt des Vorentwurfs und Entwurfs enthalien waren. ' '
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Fir das Mischgebiet ,MI1* konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentlimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sidlich der Dammstrafe gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen zur Fassung des Stralien-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden [nTEmlfliktfage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrale aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
II* herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stédtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor I* (Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum*, Umbau der anliegenden Strallen und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stédtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
fir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten. In diesem Zusammenhang
werden die Anregungen beriicksichtigt.

Zu 4.3.2

Der Anregung wird nicht gefolg@

Fir das Mischgebiet ,MI1* konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentlimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das slidlich der Dammstrafie gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniiberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Héhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Stralen-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (M1 und
MI2) an der DammstralRe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
I herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* (Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum®, Umbau der anliegenden Straflen und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konflikisituation entkoppelt.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
fur die beiden Flichen kontinuierlich weiter zu arbeiten. In diesem Zusammenhang
werden die Anregungen zu einem spéteren Zeitpunkt berdicksichtigt.

Zu4.3.3 ‘

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. @ L

Die Wasserrechtsverfahren sind jedoch nicht Inhalt des Bebauungsplanverfahrens,
sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfahren.
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4.4 Deutsche Telekom Technik GmbH
(Schreiben vom 26.09.2012)

441

zu ihrer mit Schreiben vom 23.03.2012 vorgelegten Planung nehmen wir wie foigt
Stellung: '

Zunichst mochten wir dariiber informieren, dass die die Deutsche Telekom Netzpro-
duktion GmbH durch Umfirmierung seit dem 01.03.2012 zur Deutsche Telekom Tech-
nik GmbH geworden ist.

Aufterderm weisen wir darauf hin, dass die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend
Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 63 Abs. 1
TKG - die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollméchtigt hat, alle
Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren
Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben.” '

4.4.2

.Mit diesem Bebéuungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur
Realisierung eines Projektes des Vorhabenstragers ,NeuerMarkt Besitz- und Vermie-
tungs GmbH' geschaffen.

Gegen diese Planung bestehen erhebliche Einwéande.

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom, die sie bereits
erhalten haben. Die Aufwendungen der Telekom sind bei der Verwirklichung des Be-
bauungsplans so gering wie mdglich zu halten. Insbesondere mussen der Bestand und
der Betrieb der vorhandenen TK-Linien weiterhin gewahrleistet bleiben.”

4.43

Nach dem Planentwurf steht die bisherige Verkehrsflache FI-Nr. 1007, in der sich Te-
lekommunikationsiinien befinden, kiinftig nicht mehr als &ffentlichen Verkehrsweg zur
Verfugung.

Wir bitten Sie, fiir diese Fliachen die Eintragung einer beschrankten persdnlichen
Dienstbarkeit im Grundbuch zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn,
mit folgendem Wortlaut zu veranlassen:

Beschrankte personliche Dienstbarkeit fir die Telekom Deutschland GmbH, Bonn,
bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Anderung und Unterhaltung von Tele-
kommunikationslinien, verbunden mit einer Nutzungsbeschréankung.™

44.4

Nach dem Planentwurf sind Anderungen im Verlauf der Dammstrake wegen einer
FuRgéngerpassage zum Baukomplex des Vorhabentrégers vorgesehen, in der sich
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Telekommunikationslinien der Telekom befinden, die nur mit einem unverhaltnismaRig
hohen Kostenaufwand gesichert, verandert oder verlegt werden kénnen.

Wir bitten deshalb, die unterirdisdh'e Passage so auf die vorhandenen Telekommunika-
tionslinien abzustimmen, dass Veranderungen oder Verlegungen der Telekommunika-
tionslinien vermieden werden kénnen.“

4.4.5

.Der Vorhabentrager hat einen Bauablaufzeitenplan aufzustellen und unter Berlicksich- -
tigung der Belange der Telekom abzustimmen, damit Bauvorbereitung, Materiatbestel-
lung, Verlegungsarbeiten, Ausschreibung von Tiefbauleistungen usw. rechtzeitig einge-
leitet werden kénnen.”

44.6

.Im Teilbereich des Bebauungsplanes sind Anderungen an den Verkehrswegen vorge-
sehen, die vorhandene Telekommunikationslinien beeintrachtigen. Diese Anderung an
den Verkehrswegen erfolgt ursdchlich nicht aus straBenbaulastspezifischen Griinden,
sondern aus Griinden des Investorenprojektes.

Die Abgrenzung der straflenbaulastspezifischen Intension zum Interesse des Investo-
renprojekt lasst sich am Verkehrslésungskonzept “Unteres Tor" nachvoliziehen.

Fir diese i"\nderung im Interesse des Investorenprojektes bestehen fur die Telekom- -
munikationslinien der Telekom keine Folgepflicht aus § 72 TKG, so dass Telekom die
Anpassung bzw. die Verlegung der TK-Linien nicht auf eigene Kosten durchzufiihren
hat.”

4.4.7

~Wir beantragen, die Planungen so zu verandern, dass die betrdffene TK-Linien der
Telekom in ihrer jetzigen Lage verbleiben konnen,”
alternativ '

dem Trager des Vorhabens aufzuerlegen, die Kosten der Telekom fiir die Sicherung /
Anderung / Verlegung ihrer TK-Linien aufgrund des geplanten Vorhabens im erforderli-
chen Umfang zu tragen.*

4.4.8

.Diese Stellungnahme gilt sinngeman auch fir die [f\nderung des Flichennutzungspla-
nes.”

4.4.9

Weitere Aspekte und Sachzusammenhénge wiirden wir gerne in einem personlichen
Gespréch erdrtern. Fiir einen Terminvorschlag sind wir dankbar.*
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Stellungnahme des Planers
Vorbemerkung:

Das Schreiben wurde auRerhalb der Beteiligungsfrist eingereicht. Dennoch wird diese
im Abwagungsdokument aufgefihrt und zu den vorgetragen Punkten Stellung genom-
men, :

Zu 4.4.1

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder-
lich.

Zu 442

Der Ahregung wird nicht gefoigt. @

Die Stadt verfolgt seit Jahren das stédtebauliche Ziel, den Bereich am Unteren Tor fir
eine attraktive, den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt erganzende Einkaufsnut-
zung zu entwickeln. Mit dieser Planung geht auch eine umfassende Anpassung der
verkehrlichen Erschliefungsanlagen und der technischen Infrastruktur einher.

Zur Koordinierung dieser Umbau- und AnpassungsmaRlnahmen wurde von der Stadt
ein Arbeitskreis eingerichtet, der in regelmaRigen Abstanden alle relevanten Infrastruk-
turtrager versammelt und die erforderlichen MaRnahmen miteinander und untereinan-
der abstimmt. Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeits-
kreis.

Die konkreten Mainahmen sind jedoch nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens,
sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfahren.

Zu4.43

Der Anregung wird nicht gefoigt. @

Ob die Eintragung einer beschrankt perséniicher Dienstbarkeiten fiir das Flurstiick
1007 noch relevant ist, ergeben die Abstimmungen des 0.g. Arbeitskreises. Grundsitz-
lich ist die Eintragung einer beschrankt persénlicher Dienstbarkeiten jedoch nicht Ge-
genstand eines Bauleitplanverfahrens, sondern getrennt laufender Abstimmungen zwi-
schen dem Grundstiickseigentiimer bzw. Vorhabentrager und der Deutschen Telekom
Technik GmbH. :

Zuddg

Der Anregung wird gefolgt.

Zur Koordinierung dieser Umbau- und AnpassungsmaRnahmen wurde ein Arbeitskreis
eingerichtet, der in regeimaRigen Abstinden alle relevanten Infrastrukturtrager ver-
sammelt und die erforderlichen MalRnahmen miteinander und untereinander abstimmt,
Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeitskreis.

- Im Rahmen dieser Abstimmungen werden auch die Konsequenzen fur die durch die
geplante unterirdische Passage betroffenen Medien betrachtet.
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Die unterirdische Passage und ihre Lage sind zur ErschiieRung fir Fuganger und zur
Anbindung des Einkaufszentrums an das Untere Tor und die bestehende Innenstadt
von besonderer Bedeutung. Insofern kann auf diese Verbindung nicht verzichtet wer-
den.

Zu 4.45
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder- -

lich.

Bauvorbereitungen und konkrete BaumaRnahmen sind jedoch nicht Gegenstand des
Bauleitplanverfahrens, sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren. Die Hinweise werden an die betreffenden Stellen weitergeleitet.

Zu 4.4.6
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder-

lich.

Kostenverpflichtungen fiir Baumafinahmen sind nicht Gegenstand eines Bauleitplan-
verfahrens, sondern nachfolgender Planungs-, Abstimmungs- und Genehmigungsver-
fahren. Der Hinweis wird an die betreffenden Stellen weitergeleitet.

Zu 4.4.7

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Zur Koordinierung dieser Umbau- und Anpassungsmafnahmen wurde ein Arbeitskreis
eingerichtet, der in regelmafRigen Abstinden alle relevanten Infrastrukturtrager ver-
sammelt und die erforderlichen Malinahmen miteinander und untereinander abstimmt.
Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeitskreis.

Fragen der Kostenaufteilung sind nicht Gegenstand eines Bauleitplanverfahrens, son-
dern nachfolgender Planungs-, Abstimmungs- und Genehmigungsverfahren.

Zu 4.4.8

Die Anderung des Flachennutzungsplans ist nicht Gegenstand dieser Abwagung zum
Bebauungsplan. |

Die vom Stadtrat am 31.01.2013 beschlossene Anderung des Flachennutzungsplanes
der Stadt Neumarkt im Bereich "Unteres Tor II" wurde gemal’ § 6 BauGB von der Re-
gierung der Oberpfalz genehmigt. Es wird auf die entsprechende Abwagung vom
31.01.2013 verwiesen.

Zu 449

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beschlussfassung ist nicht erforder-
lich. '

Zur Koordinferung dieser Umbau- und Anpassungsmafinahmen wurde ein Arbeitskreis
eingerichtet, der in regelméfigen Abstinden alle relevanten Infrastrukturtrager ver-
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sammelt und die erforderlichen MaRnahmen miteinander und untereinander abstimmt.
Die Deutsche Telekom Technik GmbH ist Teilnehmer in diesem Arbeitskreis.

4.5 Handwerkskammer Niederbayern-Obérpfalz
{Schreiben vom 12.06.2013)

4.5.1

_die Handwerkskammer Niederbayern-Oberpfalz wird als Trager &ffentlicher Belange
erneut am o. g. Verfahren um eine Steliungnahme gebeten.

Gemil der vorliegenden Unterlagen bzw. lhrer Schreiben haben wir sowohi den Be-
schluss des Stadtrates zu unserer vorangegangenen Stellungnahme vom 26.03.2012,
als auch die Inhalte der landesplanerischen Uberprifung in Form eines vereinfachten
Raumordnungsverfahrens zur Kenntnis genommen.”

4.5.2

Wir mochten an dieser Stelle noch anknipfend darauf hinweisen, dass Einzelhandels-
groRprojekte eine wichtige Erganzung bestehender Zentrumsiagen sein konnen. Klas-
sisches eigentiimergefilhrtes Ladenhandwerk findet dort jedoch nur in seltenen Falien
einen geeigneten Standort. Gleichzeitig kdnnen grofflachige Einzelhandeisbetriebe nur
wirtschaftlich agieren, wenn sie einen der Verkaufsfliche angemessenen Umsatz tati-
gen. Da Verbraucher aber wegen der Angebotsvielfalt nicht mehr konsumieren und die
Betriebsform keinen Einfluss auf die Menge der verbrauchten Giiter hat, kbnnen grof3-
flachige Flachenausweisungen, wie bereits untersucht, zu entsprechenden Verdran-
gungseffekten in den umliegenden Gebieten und somit ggf. auch zu schédlichen Aus-
wirkungen in zentralen Versorgungsbereichen fiihren. Fiir das Lebensmittelhandwerk
bedeutet dies beispielsweise, dass ein vollumfangliches Backwaren- und Wurstwaren-
sortiment eines groRflachigen Lebensmittelmarktes zu massiven Auswirkungen in der
Nahversorgungsstruktur bei Backern und Metzgern flhrt.

Gerade fiir die Sicherung der Grund- und Nahversorgung sorgt speziell auch das ei-
gentiimergefiihrte Ladenhandwerk, das stérker als andere Branchen flachendeckend in
allen Siedlungsstrukturen vertreten ist und zur Lebendigkeit von Stadtzentren beitragt.
Durch ihre klein- und mittelbetriebliche Struktur sind auch Handwerker starker als an-
dere Branchen flichendeckend in allen Siedlungsstrukturen vertreten. Dabei ist zu be-
achten, dass durchmischte Siedlungsstrukturen nicht nur kulturell und sozial attraktiv
sind. Sie erweisen sich auch auf lange Sicht aufgrund ihrer Energie- und Ressourcen-
schonung als der zukunftsfahigste Ansatz. Zugleich sichert die soziale wie raumliche
Nahe Lebensqualitat. Das Handwerk sollte daher als modernes und zukunftsweisen-
des Gewerbe weiterhin im Stadtzentrum "sichtbar" bieiben. Aufgrund der beschriebe-
nen Aspekie sollte auch eine mogliche Gefahrdung kleinteiliger Gewerbestrukturen
nicht auRer Acht gelassen werden und der landesplanerischen Zielvorgabe (Teil B I,
1.1.3.1), handwerkliche Wirtschaftssirukturen zu erhalten sowie einen ausgewogenen
Branchen- und Betriebsgroflenmix zu gewahrleisten, gleichzeitig nachgekommen wer-
den*
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4.5.3
Weitere Anregungen, Bedenken bzw. Infarmationen, die gegen die tibrigen Planungen

sprechen, liegen uns aktuell nicht vor. Wir bitten Sie, uns im weiteren Verfahren zu
beteiligen und zu informieren."

Stellungnahme des Planers

Zu4.5.1
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Zu 4.5.2 |

Der Anregung wird gefoigt.

Fir das angeflihrte EinzelhandelsgroRprojekt wurde im August 2010 von den Gutach-
tern BBE, KéIn, im Auftrag der Stadt Neumarkt i.d.OPf. eine Vertraglichkeitsanalyse
erstelit. Dabei solite aufgezeigt werden, ob im Falle einer Projektrealisierung stadte-
baulich nachteilige Auswirkungen auf die Funktionsfahigkeit der Neumarkter Innenstadt
‘als zentralem Versorgungsbereich sowie die Nahversorgung in Neumarkt i.d.OPf. und
in umliegenden Stadten und Gemeinden zu erwarten waren. in der Vertréglichkeitsana-
lyse wurden samtliche Einzelhandelsbetriebe in der Innenstadt berlcksichtigt — damit
auch klassisches eigentiimergeflhrtes Ladenhandwerk.

Zur Sicherung der Grund- und Nahversorgung und zum eigentiimergefiinrten Laden-
handwerk wird ausgefihrt, dass auch in den grundversorgungsrelevanten Bedarfsgii-
tern bei den relevanten innerstddtischen Anbietern Umsatzumverteilungseffekte zu
erwarten sind (Vertraglichkeitsanalayse, vgi. S. 79). Die hochsten Umsatzriickgdnge im
Sortiment Nahrungs- und Genussmittel werden nach Aussage der Gutachter zu Lasten
der Supermérkte in der Unteren und Oberen MarktstraRe gehen — der EDEKA in der
Unteren Marktstrafle bspw. ist jedoch zwischenzeitlich bereits unabhéngig vom Neu-
enMarkt aufgegeben worden. Weitere Umsatzumverteilungseffekte wéren gegeniiber
der Vielzahl an Béackerei- und Metzgereibetrieben sowie spezialisierten Lebensmittel-
anbietern (Kase, Feinkost, Getrdnkeanbieter) der Innenstadt zu erwarten. Diese liegen
jedoch nach Aussage der Gutachter auf einzelbetrieblichem Niveau auf einem duRerst
geringfigigen Niveau, so dass Existenz gefidhrdende Umsatzverluste fir einzelne An-
bieter nicht zu erwarten sind (Vertréglichkeitsanalayse, vgl. S. 81).

Negative Auswirkungen auf die Versorgungsfunktion der Innenstadt und die Nahver-
sorgung der Bevdlkerung sind damit nicht zu erwarten, sondern es ist durch die Reali-
sierung des Planvorhabens vielmehr damit zu rechnen, dass die innerstadtische Ver-
sorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsortiments eine Verbesserung
erreichen kann (Vertraglichkeitsanalayse, vgl. S. 81).

In der Begriindung zum Bebauungsplan wurde als Fazit zur Vertraglichkeit des Neu-
enMarkts aufgeflihrt (vgl. S. 35):

-Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass durch die Planung weder stidiebauli-
che noch raumordnerische Ziele oder die Vorgaben nach § 11 Abs. 3 BauNVO verletzt
werden: Es sind keine Auswirkungen, die als ,nicht nur unwesentlich” einzustufen wa-
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ren, zu erwarten und es wird keine stidtebaulich relevanten Auswirkungen auf die be-
stehenden innerstddtischen Versorgungsstrukturen bzw. die Funktionsfahigkeit der
Innenstadt geben.

Die Kaufkraftabschdpfung wird in den betrachteten Einzelsortimenten innerhalb der
landesplanerisch zuldssigen Wertbereiche liegen, womit die Planung den landesplane-
rischen Vorgaben entspricht. [...] Unemwiinschte Auswirkungen auf die Nahversorgung
der Bevolkerung in Neumarkt sind ebenfalls nicht zu erwarten. [...]*

Insgesam!t gesehen ist damit auch das eigentiimergefiihrte Ladenhandwerk zur Siche-
rung der Grund- und Nahversorgung (Béckerei- und Metzgereibetriebe sowie speziali-
sierte Lebensmittelanbieter) durch die vorliegenden Planungen zum Unteren Tor nicht
als gefahrdet einzustufen. Das Handwerk kann weiterhin ,als modernes und zukunfts-
weisendes Gewerbe im Stadizentrum sichtbar” bleiben®. Das Planvorhaben ist damit,
wie die Auswirkungsanalyse zeigt, gegeniiber dem Lebensmittelhandwerkt ais vertrag-
lich einzustufen. Dieser Einschatzung wird von Seiten der Handwerkskammer nicht
widersprochen. :

Zud53

Der Anregung wird gefolgt.

Die Handwerkskammer Niederbayermn-Oberpfalz wird als Trager offentlicher Belange
grundsatzlich in den Verfahrensschritten der Bauleitplanung beteiligt.

4.6 Handelsverband Bayern
(Schreiben vom 25.06.2013)

4.6.1

.unsere Stellungnahme vom 29.03.2012 wird weiterhin aufrechterhalten.®

Stellungnahme des Planers

Zu 4.6.1

. Die Stellungnahme des Handelsverbands Bayern vom 29.03.2012 liegt der Stadt
Neumarkt i.d.OPf. vor. Diese lautete:

ZU der Anderung des Fldchennutzungs- bzw. Bebauungsplanes ,Unteres Tor II* neh-
men wir folgt Stefiung.

Grundsétzlich ist die Stadt Neumarkt als mégliches Oberzentrum geeignet, dieses Ein-
zelhandelsgrofiprofekt aufzunehmen. Folgende Korrekturen sind jedoch erforderlich:

1. Die deutiiche Reduzierung der geplanten Verkaufsflache im Textilsektor von 3.600
gm auf maximal 2.000 gm ist zwingend erforderlich.
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2. Die fufildufige Anbindung mit dem ,Unteren Markt' ist zu optimieren.

3. Weitere dezentrale Flachen im Lebensmittelsektor sollten zuklinftig ausgeschiossen
werden.

Begriindung:

Potentielle positive Auswirkungen dieses Vorhabens sind eine gewisse Zentralitéits-
steigerung, die Verbesserung der Nahversorgung im zentralen Bereich, teilweise die
SchiieBung von Branchenliicken im zentralen Sektor sowie eine geringe Erweiterung
des Einzugshereiches des mdéglichen Oberzentrums.

Negative Kriterien sind sicherlich ein belrdchllicher Kaufkraffabfluss aus dem ,Oberen
bzw. Unteren Markt' nebst Seitenstralen sowie Umverteilungseffekte. Nach unseren
Berechnungen fiegt z.B. die Umverteilung im Textilsektor weit dber 10 %. Hier ist eine
Reduzierung der vorgesehenen Verkaufsfldchen von 3.600 gm zwingend erforderlich.
Die in einem friiheren Gufachten der BBE-Handelsberatung vorgegebene maximale
Groe von 2.000 gm ist einzuhalten. Hier ist auch zu beriicksichtigen, dass eine we-
sentliche Frequenzverlagerung sowie ein Standortwechsel von Unternehmen aus dem
Zenitrum in dieses Grofprojekt zu erwarten ist. Insbesondere die Seitenstrallen bzw.
1b-Lagen im Zentrum werden negative Auswirkungen erfahren. Da die Textilbranche
das Leitsoriiment des innerstadtischen Einzelhandels ist, ist die geforderfe Reduzie-
rung auf maximal 2.000 gm ein absolutes Muss.

Der geplante Lebensmittelmarkt wird sicherlich die Nahversorgung im zenlralen Be-
reich verbessern. Um diese Verbesserung auf Dauer zu gewéhrleisten, ist die Ansied-
lung von weiteren dezentralen Flachen im Food-Sekfor auszuschlielien.” '

Die Stellungnahme des Planers lautete:

.Der Landesverband des Bayer. Einzelhandels / Handelsverband Bayern gibt die pla-
- nungsrechtlichen Hintergriinde fiir die Bauleitplanung ,Unteres Tor II” korrekt wider.

So stelft die hdhere Landesplanungsbehérde bei der Regierung der Oberpfalz in ihrer
fandesplanerischen Beurteilung des Vorhabens fest, dass .die geplante Errichtung des
Einkaufszenfrums ,NeuerMarkt” grundsétziich im Einklang mif den landes- und regio-
nalplanerischen Zielen der Raumstruktur und zentraldrtlichen Status® von Neumarkt
i.d.Opf. steht. Dariiber hinaus schreibt die Behérde, dass mit dem Einkaufszentrum die
Stadt Neumarkt in den Versorgungsfunktionen fiir den ihr zugeordneten Verflechtungs-
bereich weiter gestéarkt werden kann.

[Reduzierung der geplantén Verkaufsfilache im Textilsektor]

Die vorgetragene Anregung bezieht sich auf das Konzept zum Zeitpunkt 2007, dass
dem Bebauungsplan Unteres Tor (2008) zugrunde lag. Zu diesem Zeifpunkt war von
einer Fachmdrkte- bzw. Einkaufscenter-Entwicklung auszugehen, die sich vom heute
diskulierten Plankonzept deutlich unterscheidet.

Zum Zeitpunkt 2007 stelflte das Vorhaben keine funktionale Ergédnzung des Innenstadt-
bereichs dar, sondern war aufgrund der Gebaudestruktur, Sicht- und Wegeachsen als
solitérer Einzethandelsstandort zu beurteifen. Mit dem Planvorhaben, das mit dem Be-
bauungsplan Unteres Tor Il NeuerMarkt erreicht werden soll, liegt zum ersten Mal eine
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Planung dahingehend vor, den Innenstadtbereich funktional zu erweitern. Uber die
damals geplanten Einzelhandelsnutzer und wenige Dienstleistungsnutzer hinaus sind
ferner Wohnnutzungen, erweitere Gewerbe- und Dienstleistungsfunktionen und ein
Hotel geplfant.

Aufgrund dieses deutlich verdnderfen Nutzungskonzepts ist funktional, und damit auch
im Hinblick auf die stéddtebauliche Bewertung eine neue Situation gegeben: Die Anbin-
dung an die Altstadt wird liber eine anspruchsvolle Verkehrsibsung (unterirdische Pas-
sage) sichergestellt. Eine Vergréferung der Verkaufsfidchen fir Bekleidung/Wésche ist
damit nun als Wettbewerbswirkung innerhalb der erweiterten Innenstadt zu bewerten
und nicht mehr als Einwirkung von aufien. ‘

[Optimierung der futlaufigen Anbindung]

Das Fuld- und Radverkehrsnetz im Geltungsbereich des Bebauungsplans wird mit dem
StralRenausbau neu gestaltet. Dabei sollen in der Dammstrafie und im siidfichen Teil-
bereich der Niirnberger Strafle bis zum Kanalweg beidseitig Rad- und breite Fulwege
angelegt werden sollen. Dies dient sowohl der Verkehrsberuhigung als auch der An-
bindung des ,NeuenMarkts®. :

Die fultfaufige Verknlipfung des Plangebietes mit der Innenstadt sichert zum Einen die
weiterhin vorgesehenen héhengleichen Fuflgéngerquerungen der Dammstrafie und
der Niirnberger StralSe am Unteren Tor. Diese werden als breite beampefte Ful3gén-
gerfurten ausgestaitet. Hinter der Ful3géngerfurt an der Dammstral3e fihrt ebenerdig
ein Fuflweg quer durch den ,NeuenMarkt“ nach Norden in die Grinverbindung. Zum
Anderen verbindet die geplante Unterfilhrung der Dammstral3e den NeuenMarkt mit
der Innenstadt, so dass fir FulRgéanger eine Querung der Dammstrafie sowohl ober-
als auch unterirdisch méglich ist.

Kreuzungen von Hauptverkehrsstraf3en sind eine besondere Herausforderung. Hohen-
gleiche Querungen sind baulich zumeist einfacher vorzusehen, jedoch sind Wartezei-
ten bei Ampelaniagen oftmals verbunden mit unangenehmen Ansammiungen in Stol3-
zeiten fir Fugénger und Radfahrer. Die Trennung des nicht motorisierten Verkehrs-
teilnehmers vom kreuzenden motorisierten Verkehr kann durch die Schaffung einer
zweiten Ebene die Kreuzung sicherer und unabhéngiger gestaftet werden.

Bei der Wahl der Querung in einer zweiten Ebene gibt es mehrere Moglichkeiten:
Uberftihrungen mittels FuRgéngerbriicken, Unlerfihrung des MIV oder des Fufiver-
kehrs. Uberfiihrungen mittefs FufSgangerbriicken wiirden Héhen von ca. 5,50 m dber
dem Fahrbahnniveau erfordern. Sie sind hier am Unteren Tor mit den notwendigen
Rampen nicht zu verwirklichen. Fuf3gangerbriicken kdnnen zudem aoptisch stérend
wirken und kénnen bei Regen und bei schiechtem Wetter Gefahren bergen - insbeson-
dere fiir éltere Menschen. Die Verfegung des motorisierten Verkehrs in den Untergrund
wiirde mehrere 60 m bis 80 m lange, mindestens zweispurige Rampen bedingen, die
bei den innerstadtischen Platzverhéltnissen nur schwer unterzubringen sind. Beglins-
tigt wiirde mit einer solchen Verlegung vorrangig der Durchgangsverkehr, was hier
nicht erwiinscht ist. Die erforderlichen Aufwendungen fir Bau und Unterhalt stinden
dabei nicht im Verhéitnis zum Nutzen.

Die Fufigdngerunterfibrung ist deshalb die gewdhite Kreuzungsart der Dammstrafie.
Eine hohe Akzeptanz der Unterfiihrung kann durch geeignete bauliche Voraussetzun-

31


Verarsche - oder an Geldwedel
S.31-Wer das noch glaubt, glaubt wohl an jede


Bebauungsplan ,Unteres Tor H° / Abwagungsdokument

gen und moderne technische Mittel erreicht werden, so dass FuRgénger diese nicht
wegen Dunkelheit oder Geflihlen von Beengung meiden. Hilfreich ist es dabei, grofifia-
chige Geldndemulden abzutragen, so dass nur flache Baschungen entstehen und die
Unterfiihrung quasi als eine im abgesenkten Geldnde stehende Briicke erscheint. Im
Unterflihrungsbauwerk sind die Breite, die Héhe und die Helligkeit von besonderer Be-
deutung. Das lichte Profil der Unterfithrung der Dammstraf$e ist mit 12,00 bis 20 m
Breite und 2,70 m Hohe vorgesehen. Damit bietet die Achse Altstadt - NeuerMarkt aus-
reichend Platz fiir den Fulgéngerverkehr.

Das wichtigste Element in der Passage ist die ausreichende Helligkeit. Hierfiir gibt es
die Mdaglichkeit von Lichtbandern, die in die Wénde integriert sind und sich an den po-
tentielfen Dunkefzonen verdichten. Weiterhin kénnen hefle Farben der Beschichiungen
bzw. Verkleidungen aus Glas und reflektierenden Paneelen vorgesehen werden, deren
glatte Fldchen zudem ein Beschmieren der Wénde erschweren. Vorgesehen ist zu-
dem, dass innerhalb des begriinten Mittelstreifens in der Dammstrafie ein Oberlicht
vorgesehen ist, wornit die Passage mit Tageslicht versorgt wird.

Der siidliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in
dem Ebenen und Aufenthaliszonen geschaffen werden kénnen. Vorgesehen ist neben
griingestalterischen Malinafimen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage,
der auch als Aufenthaltsort mit Bénken gedacht ist. Uber Rampen, Treppen und Auf-
ziige wird das unterschiedliche Héhenniveau {berwunden Der als Teif der éffentlichen
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert fiir gehbehinderte Biirger sowie fiir
Rollstuhifahrer, Kinderwagen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterfiih-
rung. '

Mit dem Angebot der Verlegung des Fuliverkehrs in das Untergeschoss verringert sich
fiir FuRgédnger die Unfallgefahr mit Kraftfahrzeugen ganz wesentlich, da mit der Gelén-
devertiefung die Querung einer stark frequentierten Hauptverkehrssiralle fiir den nicht
motorisierten Verkehrsteilnehmer sicherer gemacht wird. Gleichzeitig kann durch die
weiterhin vorhandene héhengleiche Fufigangerquerung vom Fuligdnger die vorgezo-
gene Querungsmaoglichkeit ausgewéhit werde

Die Malnahmen bedeuten, dass die fullldufige Anbindung mit dem Unteren Markt
durch die beiden verschiedenen von Fuligangern wahlbaren Querungsmadglichkeiten
sowie die Ausgestaltung der Unterfiihrung bereits optimiert ist.

[Ausschluss weiterer dezentraler Flachen im Lebensmittelsektor]

Festsetzungen im Allgemeinen sowie zum Einzelhandel kbnnen nur fiir den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans getroffen werden. Fiir die im Geltungsbereich liegenden
Mischgebiete ist festgesetzt, dass Einzelhandelsbelriebe mit nahversorgungsrelevan-
ten oder innenstadirelevanten Sortimenten (gemal der ,Neumarkter Liste) unzuldssig
sind, so dass hier keine neuen Fldchen fiir den Lebensmittelsektor entstehen.

* Fiir Fldchen, die nicht im Géltungsbereich liegen, kann im Verfahren zum Bebauungs-
plan ,Unteres Tor I* keine Steuerung von Einzethandelsfldchen erfolgen, daher ist es
nicht moglich, weitere dezenirale Fldchen im Lebensmittelsektor auszuschliefien.”
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Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.

Hinweis:

In der Stellungnahme des Planers wird auf die Mischgebiete 1 und 2 eingegangen, die
zum Zeitpunkt des Vorentwurfs und Entwurfs enthalten waren.

Far das Mischgebiet ,MI1“ konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stédte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentliimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sldlich der Dammstrade gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen zur Fassung des Strafen-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrafie aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
II* herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stidtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* (Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum®, Umbau der anliegenden Straiien und Kreuzungsbereiche) von der Lésung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stidtebaulichen Zielsetzungen
fir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.

4.7 Stadtwerke Neumarkt i.d.OPf.

{Schreiben vom 17.06.2013)

- 4.71

-lhren Auszug aus dem Beschlussbuch zur Sitzung des Stadtrats vom 25.04.2013 ha-
ben wir zur Kenntnis genommen,

Im Rahmen der Benachrich'tigung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange gemak § 4 Abs. 2 BauGB verweisen wir nochmals auf unsere Stellungnahme
vom 27. Marz 2012. Dieses Schreiben behalt weiterhin seine Gultigkeit.”

4.7.2

LAls Trager 6ffentlicher Belange bitten wir Sie um die weitere Beteiligung an diesem
Planverfahren.”
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Stellungnahme des Planers

Zud4.7.1

Die Stellungnahme der Stadtwerke Neumarkt vom 25.04.2013 liegt der Stadt Neumarkt
i.d.OPf. vor. Diese lautete:

Lm Rahmen der friihzeitigen Unterrichtung der Behérden und sonstigen Trdger 6ffent-
licher Belange gemafl § 4 Abs.1 BauGB nehmen wir wie folgt Stellung:

Stromversorqung:

Zur elektrischen Erschiieflung des Bereiches ,Neuer Markt' ist die Erweiterung der 20
kV und 0,4 kV Kabelnetze sowie die Errichtung von weiteren Trafostationen geplant. In
Zusammenhang mit den geplanten Straflen- und Tiefbauarbeiten sind umfangreiche
Anpassungen der kompletten vorhandenen elektrischen Infrastruktur erforderlich.

Wasserversorung:

Im Zuge der Umselzung des geplanten Bebauungsplanes sind umfangreiche Um- und
Neuverlegearbeiten von Wasserleitungen im Bereich Nirnberger Strafle, Schwarz-
achweg, Dammestralle, Altdorfer Straf3e und Miihistra3e notwendig.

Gasversorgung:

In diesem Versorgungsbereich sind umfangreiche Um- und Neuverlegearbeiten im
Hochdruck- und Mitteldruckgasbereich durchzufiihren.

Offentlicher Personennahverkehr:

Die Andienting erfolgt derzeit an der Niirnberger Stralle mit den Linien 561 Péifing und
562 Holzheim. _ ‘ .

Die Haltestelle Dammstrafie wird weiter zusétzlich durch die Linien 563 Aftenhof und
573 Koppenmiihle angedient.

Als Tréager Offentlicher Belange bitten wir Sie um die weitere Beteiligung an diesem
Planverfahren.”

Die Stellungnahme des Planers lautete:
[Strom-, Wasser- und Gasversorgung]

Zur Koordinierung dieser Umbau- und Anpassungsmafinahmen wurde ein Arbeitskreis
eingerichtet, der in regelméfigen Abstdnden alle relevanten Infrastrukturtrdger ver-
sammelt und die erforderlichen MalRnahmen miteinander und untereinander abstimmit.
Die Stadtwerke Neumarkt sind Teilnehmer in diesem Arbeitskreis.

Die konkreten Maf3inahmen sind jedoch nicht Gegenstand des Bauleitplanverfahrens,
sondern nachfolgender Planungs- und Genehmigungsverfahren.

[Offentlicher Personennahverkehr]
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Bef der ErschheBungsp!anung wird sichergestellt, dass affen relevanten Anspriiche des
OPNV bei der Umgestaltung des &ffentfichen Straenraumses im Bereich des Unferen
Tores Rechnung gefragen wird.

[weitere Beteiligung im Verfahren]

Die Stadtwerke sind in der Liste der zu beteiligenden Tréger 6ffentlicher Belange auf-
gefihrt.®

Ein erneuter Beschluss ist nicht erforderlich.
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4.8 Burger 1/ Unterschriftensammiung 1
(Schreiben vom 28.06.2013)

4.8.1
~hiermit mochte ich Bedenken duflern zum Bebauungsplanentwu'rf des sogenannten

"Mischgebiets 1" zwischen dem neuen Einkaufszentrum und der Lammsbrauerei.

Als sicherlich betroffener Anwohner des neuen Einkaufszentrums gehe ich davon au's,
dal} sich durch die Erdffnung des Bogl-Komplexes die Zufahrts- und Parksituation in
meinem eh schon strapazierten Viertel deutlich verschlechtern wird."

4.8.2

.Gerade deswegen wirde ich es als eine Zumutung erachten, wenn die Zufahrt - oder
auch nur irgendein zusatzlicher Verkehr - zum geplanten Grundstlick "Mischgebiet 1"
uber die Mittenhuber bzw. die Bernfurter StraRe erfolgen wirde.

Bitte planen Sie die Zufahrt zu diesem Gebiet so, dalt unser eng bewohntes Viertel
nicht noch mebhr belastet wird."

Stellungnahme des Planers

Zu4.8.1

Der An'regung wird nicht gefoigt.

In der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan ,Unteres Tor II” durch das Biiro R+T
(Stand: Februar 2013) wird der Nachweis geflihrt, dass das Hauptverkehrsnetz Nirn-
berger Strafte, Dammstrafie / Amberger Stralle, Altdorfer Stralle und die entsprechen-
den Knotenpunkte nach Umsetzung der auch im Gesamtverkehrsplan Neumarkt vor-
gesehenen Maflnahmen eine ausreichende Leistungsfahigkeit aufweisen, um den zu
erwartenden Ziel- und Quellverkehr des Vorhabens Einkaufszentrum NeuerMarkt auf-
zunehmen.

Dennoch wird nicht vollkommen auszuschlieften sein, dass einzelne Besucher des
Einkaufszentrums versuchen, in den genannten Wohnstralten zu parken. Zunéchst ist
zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den benachbarten Gebie-
ten das Einrichien von Zonen fir Bewohnerparken vorgesehen. Dort ist Parken mit
Bewohnerausweisen moglich. Diese missen von den Bewohnern erworben werden
Damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden.

Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor; das prognostizierte Verkehrsautkommen und
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Menitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren. Sollten sich dabei die getroffenen Annahmen nicht bestétigen, steht der
Stadt ein Bindel an Malknahmen zur Verfligung, um einer unzumutbaren Belastung
der Anwohner im o.g. Wohngebiet entgegen zu wirken:

» Verkehrslenkende Maftnahmen (z.B. Einbahnstraftenregelungen entgegen
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg),
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e Umgestaltung der StraRenraume (Verringerung der Fahrbahngquerschnitte,
um die Fahrzeiten fur Schieichfahrer zu verlangern und damit unattraktiv zu
gestalten), '

« Kontrollen durch die Ordnungsbehdrden. -

Dadurch kann gewahrleistet werden, dass sich die Zufahrts- und Parksituation in den
angrenzenden Vierteln nicht deutlich verschlechtern wird.

Zu4.8.2

Der Anregung wird teilweise gefolgt.

Eine Zufahrt zum Mischgebiet MI1 wird zum jetzigen Zeitpunkt Uber die Mittenhuber
bzw. die Bernfurter Strafie nicht weiterverfolgt. Dies liegt darin begriindet, dass fur das
Mischgebiet ,MI1* zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadtebauliche Zielset-
zung entwickelt werden konnte. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die unter-
schiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem FEigentimer und den Nachbarn
bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen Zielset-
zungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sudlich der Dammstrale gelegene Mischgebiet Mi2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen zur Fassung des Strafien-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrafe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans Unteres Tor
I“ herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stidtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum*, Umbau der aniiegenden Straften und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt. .

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
fiir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.

4.9 Biirger 2.1 '
(Schreiben vom 24.06.2013)

_hiermit lege ich gegen das im Betreff genannte Bauvorhaben" Unteres Tor I!" Einwen-
dungen ein und stelle folgende Antrage:

- Die gesamte Flachenversiegelung des Areals "Unteres Tor I} ist zu verhindern.

- Die Uberbauung der verrohrten Schwarzach darf nicht genehmigt werden.

- Das Grund- und Oberwasser muss bei Starkregen auf dem eigenen Areal des "Neuen
Marktes" verbleiben und versickern konnen. Es darf nicht zu einer Verschlechterung
der Grund-und Hochwasser-Situation der Wohngrundstiicke am- Schwarzachweg fuh-
ren.

- Grilnflachen mit Bdumen sind noch zu berlicksichtigen.
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Begrindung:

Das zur Bebauung vorgesehene Areal "Stadtteil Unteres Tor H" ist von seiner Lage her
Grund- und Hochwasser gefahrdet, denn es liegt zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal
und der Schwarzach. Der Leitgraben ist ebenfalls in der Nahe.

Wegen der gleichen geologischen Lage hat das nahegelegene Wohnviertel am
Schwarzachweg, fihrend zum LGS-Park, bei Starkregen Grund- und Oberwasser
Probleme. Denn wenn bei Hochwasser die Riickstauventile an der Schwarzach schiie-
Ren, missen die Keller, durch Abpumpen des Uberlaufes der Grundwasser Dranagen,
vor Uberschwemmungen geschiitzt werden.

Es ist zu beflrchten, dass nach der groiflachigen Versiegelung des Bogl Areals es
vermehrt zu Uberschwemmungen des Grund- und Hochwasser kommt. Denn bereits
jetzt kommt die Schwarzach bei Starkregen, unter der Briicke der Karl-Oppe!-Siralte in
Richtung LGS-Park fiihrend, als reitender Fluss der iber 2 Meter hoch ansteigt aus
der Verrohrung im Bogl Areal. Die dort geplante Flachenversiegelung wird noch zu-
satzliche Niederschlagsmengen in die Schwarzach einleiten und die bedrohliche Situa-
tion bei grolen Regenmengen weiter verschiimmern.

Auch ist durch den Bau der geplanten Tiefgarage gine starke Anhebung des Grund-
wasserspiegels zu befiirchten. Die dabei einhergehende Verdrangung des Grundwas-
sers wird im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern flhren.

Nach der Hochwasserkatastrophe im Mai 2013 werden auch in Bayern groRe Vorwurie
gegen die verantwortlichen Stadtverwaltungen erhoben, welche die Hochwasser verur-
sachenden Flachenversiegelungen genehmigt hatten. -

PS: Die zur LGS 1998 durchgefiihrte Verengung der Schwarzach, ab dem Holz-Steg
nach Uberquerung der Kari-Oppel-Strafde, tragt susatzlich bei Starkregen zum Anstei-
gen des reiftenden Flusses bei.”

Stellungnahme des Planers
Der Anregung wird nicht gefolgt.

Hochwasserverhélinisse

Aktuelle Hochwasserereignisse, die zu groken Schaden in mehreren Bundeslandern
~gefuhrt haben, fuhren verstandlicherweise zu Sorgen und Befrchtungen von Burgern.

- Aufgrund der Lage des Bebauungsplangebiets zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal
und der Schwarzach sowie in der Nahe des Leitgrabens bestehen bei der Einwenderin
Befiirchtungen, dass es bel Starkregenereignissen durch die kiinftige (Neu-) Versiege-
lung im Geitungsbereich des Bebauungsplans vermehrt zu Uberschwemmungen und
Hochwasser kommt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nicht in einem fachplanerisch festge-
stellten hochwassergefahrdeten Bereich wie bspw. in einem Risikogebiet nach § 73
Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Die Flache ist weder in einer Gefahren- noch in
giner Risikokarte nach dem WHG eingetragen, noch ist sie ein festgesetztes Uber-
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schwemmungsgebiet, fur das besondere Vorgaben getroffen werden, bspw. hinsicht-
lich der Versiegelung. Auch in den Plinen der Stadt Neumarkt oder der zustandigen
Fachbehérde wird nirgends auf eine Hochwassergefahrdung hingewiesen. Damit sind
grundsatzlich keine besonderen Vorkehrungen fur das Plangebiet hinsichtiich des
Hochwasserschutzes erforderlich.

Dennoch scllten natirlich aligemeine Vorkehrungen zugunsten der Regenwasserversi-
ckerung oder Regenwasserrlickhaltung getroffen werden, die zu einer Reduzierung
des Oberflachenabflusses beitragen.

Beziiglich der Flachenversiegelung als eine Ursache fiir Hochwasser ist grundsétzlich
zu unterscheiden zwischen der bauplanungsrechtlichen und der tatsachlichen nieder-
schlagswasserrelevanten Versiegelung. Die bauplanungsrechtliche Versiegetung, die
iiber die Grundfiachenzahl ermdglicht wird, gibt an, wieviel Quadratmeter Grundfiache
je Quadratmeter Grundstiicksflache fir eine Bebauung mit Gebiuden, Garagen und
Stellpldtzen, Nebenanlagen und unterirdischen baulichen Anlagen zulassig ist. Im
Sondergebiet wurde eine GRZ von 1,0 festgesetzt, folglich grundsatzlich eine baupla-
nungsrechtliche Versiegelung von 100%.

Die bauplanungsrechtlich mbgliche Versiegelung von 100% bedeutet jedoch nicht,
dass samtliches Niederschlagswasser direkt in die Schwarzach oder einen Kanal ab-
geleitet wird. Es gibt verschiedene Mdglichkeiten auch bei grofflachiger Versiegelung
Niederschlagswasser zuriickzuhalten, zu versickern und damit den unmittelbaren Nie-
_derschlagswasserabfluss zu verzdgern.

Nach § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz soli Niederschlagswasser ortsnah versickert,
verrieselt, direkt oder lber eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in
ein Gewasser eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige
affentlich-rechtliche Vorschriften noch wassernwirtschaftliche Belange entgegenstehen.
Durch einen "naturnahen" Umgang mit Regenwasser wird heutzutage angestrebt, das
natiirliche Gleichgewicht des Wasserkreislaufs moglichst wenig zu beeintrachtigen.
Das bringt nicht nur wasserwirtschaftliche sondern auch finanzielle Vorteile. Eine
schnelle Ableitung des Wassers beeintrachtigt die Grundwasserneubildung und walzt
das Uberschwemmungsrisiko auf die Unterlieger ab.

Die Niederschlagswasserentsorgung im Sondergebiet _Einkaufszentrum* wurde nicht
(iber Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt, da flir das im Zuge der MaBnahme
durchzufihrende Genehmigungsverfahren (Wasserrecht) fur die wasserwirtschafli-
chen Belange (Niederschlagswasserableitung) ein Konzept zu entwickeln war (Ingeni-
eurbiro Dotzer GmbH: Erlauterung zum Wasserrechtsverfahren fir die Einleitung von
Niederschlagswasser in den Stadtbach (Schwarzach) sowie Grundwasseranstiegs-
begrenzung (Ringdrainage), 20.02.2013). @ '

Bezlglich der tatséchlichen niederschlagswasserrelevanten Versiegelung wurde im
0.g. Konzept dargelegt, dass die urspringlichen Nutzungen der Flache des Sonderge-
biets (Tankstelle, Schlachthof, Parkplatz) etc. hohe Verschmutzungspotentiale und
eine direkte ungebremste Einleitung in die Schwarzach beinhalteten. Die Nutzungen
hatten einen Umfang von 3,7 ha, davon waren 2.8 ha versiegelt (76 %). Neu berechnet
wurde die zukiinftige Versiegelung: Das Areal soll in einem Fiachenumfang von rd. 3,0
ha bebaut werden. Unter Einbeziehung von Kies-/ Griindachern, extensiven Griinfla-
chen oder teildurchldssige Pflasterbelagen, die nicht zu 100% in die niederschlags-
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wasserrelevante Versiegelung einberechnet werden, ergibt sich, dass von den 3,0 ha
ca. 1,7 ha Flache versiegelt (57 %) und damit abflussrelevant sind. In der Flachenbi-
lanz weist das Bauvorhaben ,NeuerMarkt’ damit eine Verringerung der Versiegelung
von mindestens 1 ha im Vergleich zu der vorherigen Situation auf. Allein daraus resul-
tiert schon, dass bei Niederschlagen zukiinftig weniger Niederschlagswasser der
Schwarzach zuflieRt als bei der urspriinglichen Nutzung.

Dariiber hinaus werden die Niederschlagsabflisse aus dem unmittelbaren Bebau-
ungsbereich nicht direkt in die Schwarzach eingeleitet (wie bei der urspriinglichen Nut-
zung), sondern werden erst in einem Regenruckhaltebecken im Tiefgaragenbereich
zwischengespeichert und {iber eine Pumpe gedrosselt der Vorflut zugefithrt. Weitere
Verzogerungseffekte treten in Griindachbereichen und bei teildurchiassigen Pflasterbe-
lagen auf. Die das Bebauungsgebiet angrenzenden StraRenfiachen bzw. die Zufahrten
zum Anlieferungsbereich und zur Tiefgarage werden als potentiell stark belastete Be-
reiche in die Mischkanalisation des Hauptsammilers, in den friheren Schlachthofkanal
oder in andere Mischwasserkandle im Bereich Dammstrae/Nirnberger Stralle und
Schwarzachweg angeschlossen werden, also gar nicht in die Schwarzach oder den
Leitgraben eingeleitet.

Die Pumpenforderleistung zur gedrosselten Einleitung in die Vorflut wurde in Uberein-
stimmung mit dem zusténdigen Regelwerk der Wasserwirtschaft M 153 auf 25 Us fest-
gelegt, was dem zuklnftigen regelmatigen Zufluss zur Schwarzach bei Regenwetter
entspricht. Zum Vergleich wurde die Festlegung auf 25 I/s mit dem potentiell ,natlrli-
chen' Regenwetterabfluss aus dem fraglichen Areal zu rd. 59 /s abgestimmt, d.h. mit
den angesetzten 25 Is tritt bei Regenwetter ein geringerer Zufluss in die Schwarzach
auf, als wenn anstelle des geplanten Bauvorhabens eine ,griine Wiese" entstehen
wiirde.

Aufgrund dieser kohservativ abflusstechnischen Festlegungen durfte somit Kkeine
Hochwasserverscharfung durch das Bauvorhaben .NeuerMarkt* zu befrchten sein.

Die im Niederschlagswasserentsorgungskonzept fur das Sondergebiet Einkaufszent-
rum* bereits einberechnete Dachbegriinung wird fur das Sondergebiet im Bebauungs-
plan festgesetzt: Mindestens 50% der Dachfidchen (Flachdach, Pultdach bis 10° Nei-
gung)} sollen als extensive Dachbegriihyng ausgefiihrt werden. “ Damit wird der Re-
genwasserriickhalt unterstitzt, was die Nigderschlagsabflussspitzen minimiert.

Vor diesem Hintergrund ist die Forderung einer Verhinderung der gesamten Flachen-
versiegelung des Areals "Unteres Tor II" nicht haltbar.

Uberbauung der verrohrten Schwarzach

Eine Uberbauung der verrohrten Schwarzach im Plangebiet ist hinsichtlich technischer,
wirtschaftlicher und rechtlicher Machbarkeit zu beurteilen.

Die technische Machbarkeit, bei der u.a. die dauerhafte Unversehrtheit des Bauwerks
verrohrte Schwarzach® nachgewiesen werden muss, hat ergeben, dass es tech-
nisch/statisch moglich ist, mbgliche Setzungen von Gebauden so abzufangen, dass die
verrohrte Schwarzach aus technischer Sicht Uiberbaut werden kann.
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Aus den vorliegenden %&antragsunterlagen fiir das SO ,Einkaufszentrum®, die die
Uberbauung der verrohrten Schwarzach vorsehen, ist zu entnehmen, dass es fir den
Vorhabentrager wirtschaftlich tragbar ist, den notwendigen technischen Aufwand wirt-
schaftlich darzustelien.

Im Bebauungsplan ist die {berbauung durch die Festsetzung eines Leistungsrechtes
im SO Einkaufszentrum’ planungsrechtlich vorgesehen. Der zustdndige Trager der
verrohrten Schwarzach hat einer Uberpauung nicht widersprochen. Darlber hinaus
fanden im Vorfeld zum Bauantrag Abstimmungsgesprache zwischen den betroffenen
Parteien, auch zum Sachverhalt der Uberbauung der verrohrten Schwarzach, statt.
Weitergehende rechtliche Vereinbarungen sind nicht Gegenstand des Bebauungs-

plans.

Grundwassegranstieg

Beim Umbau des Mischwassersammlers vor einigen Jahren, der paraliel zur verrohrten
Schwarzach quer durch das Sondergebiet veriauft, wurde bereits ein Drainagensystem
zur Grundwasserregulierung vorgesehen, das einen Grundwasseranstieg begrenzt.
Dieses Drainagesystem miindet in einem Versickerungsbereich mit Uberlauf in die
Leitgabenentlastungsleitung. Uber Staueinrichtungen an drei Schachten kann damit
der Grundwasserstand reguliert bzw. konstant gehalten werden.

Erganzend dazu ist eine Ringdrainage um den Gebéudekomple@l Sondergebiet vor-
gesehen, die Uber die Leitgrabenverrohrung bzw. Stadtbachverrohrung zur Schwarz-
ach entwassert, falls sich ein Grundwasserspiegelanstieg ber den bisher hochsten
bekannten Grundwasserspiegel infolge des geplanten Bauvorhabens einstellen sollte.

Insgesamt ist damit keine starke Anhebung des Grundwasserspiegels zu befurchten,
die im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern fihren kénnte.

Grunflachen mit BAumen

Baumpflanzungen wurden im Geltungsbereich des Bebauungsplans berlcksichtigt. '
Beispielsweise sind die im Grunordnungsplan verzeichneten bestehenden Einzelbau-
me, die nicht als .Baum wird gerodet” gekennzeichnet sind, im Bebauungsplan als zu
erhaltende Baume festgesetzt.

Baumpflanzungen in den Bereichen, die kinftig bebaut werden sollen, sind nicht mog-
lich. Hier wird jedoch eine Dachbegriinung von mindestens 50 % festgesetzt. Darliber
hinaus werden insbesondere in den Stralenverkehrsraumen (Dammstrafie und Nurn-
berger Stralie sowie begleitend zum Schwarzachweg) groflachig Baumpflanzungen
festgesetzt.

In den Grinflachen (insb. &stlich des Sondergebiets) werden keine Baumpflanzungen
festgesetzt, lediglich Baumerhaltungen. Jedoch liegt die Gestaltung der &ffentlichen
Grinflachen in der Hand der Stadt Neumarki, die eigenverantwortlich Pflanzungen zur
Gestaltung vornehmen wird. Eine entsprechende Festsetzung von Baumpflanzungen
ist daher nicht erforderlich. @
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410 Birger2.2/ Unterschriftensammiung 2 vom 30.06.2013
{Schreiben vom 02.07.2013) E]

_Sehr geehrte Damen und Herren,

e zum im Betreff genannten Bauvorhaben erhalten Sie die Einwendungen
vom 30.06.2013, mit den Unterschriften von betroffenen Grundstiickseigen-
tiimern, wegen Grund- und Hochwassergefahrdung.

e Ebenfalls werden hiermit Einwendungen gegen die Verkehrs- und Larmbe-
lastigungen der kunftigen Besucher des Neubau Stadtquartier Neuer Markt
"Unteres Tor 11", in den Wohngebieten in der Karl-Oppel-Strate und dem
Schwarzachweg, geltend gemacht.

Wir legen gegen das im Betreff genannte Bauvorhaben" Unteres Tor [I' Einwendungen
ein und stelle folgende Antrage:

s Die gesamte Flachenversiegelung des Areals "Unteres Tor 1I" ist zu verhin-
dern. '

o Die Uberbauung der verrohrten Schwarzach darf nicht génehmigt werden.
e Grinflachen mit Baumen sind noch zu berilicksichtigen.

« Das Grund- und Oberwasser muss bei Starkregen auf dem eigenen Areal
des "NeuenMarktes" verbleiben und versickern kénnen. Es darf nicht zu ei-
ner Verschlechterung der Grund-und Hochwasser-Situation der Wohn-
grundsticke am Schwarzachweg und Karl-Oppel-Strafte fuhren. Sollten
wegen dem Bauvorhaben den jeweiligen Eigentimern der betreffenden
Wohngrundstiicke Grund- und Oberwasser-Schaden entstehen, so hat die

~ Firma "NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH" sowie die Firma Max
Bogl in 92369 Sengenthal und die Stadt Neumarkt, schnell und unburokra-
tisch die Kosten zu tibernehmen und Schadenersatz zu leisten.

Begriindung:

Das zur Bebauung vorgesehéne Areal "Stadtteil Unteres Tor HI" ist von seiner Lage her
Grund- und Hochwasser gefahrdet, denn es liegt zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal
und der Schwarzach. Der Leitgraben ist ebenfalls in der Nahe.

Wegen der gleichen geologischen lLage hat das nahegelegene Wohnviertel am
Schwarzachweg, fiihrend zum LGS-Park, bei Starkregen Grund- und Oberwasser-
Probleme. Denn wenn bei Hochwasser die Riickstauventile an der Schwarzach schlie-
Ren, missen die Keller, durch Abpumpen des Uberlaufes der Grundwasser-Dranagen,
vor Uberschwemmungen geschitzt werden.

Es ist zu befurchten, dass nach der grolflachigen Versiegelung des Bogl Areals es
vermehrt zu Uberschwemmungen des Grund- und Hochwasser kommt. Denn bereits
jetzt kommt die Schwarzach bei Starkregen, unter der Briicke der Karl-Oppel-Strafte in
Richtung LGS-Park flihrend, als reilender Fluss der (iber 2 Meter hoch ansteigt aus
der Verrohrung im Bogl Areal. Die dort geplante Flachenversiegelung wird noch zu-
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satzliche Niederschiagsmengen in die Schwarzach einleiten und die bedrohliche Situa-
tion bei groften Regenmengen weiter verschlimmern.

Auch ist durch den Bau der geplanten Tiefgarage eine starke Anhebung des Grund-
wasserspiegels zu befiirchten. Die dabel einhergehende Verdrangung des Grundwas-
sers wird im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern fithren.

Nach der Hochwasserkatastrophe im Mai 2013 werden auch in Bayern grobe Vorwirfe
gegen die verantwortlichen Stadtverwaltungen erhoben, welche die Hochwasser verur-
sachenden Flachenversiegelungen genehmigt hatten.

PS: Die zur LGS 1998 durchgefiihrte Verengung der Schwarzach, ab dem Holz-Steg
nach Uberguerung der Karl-Oppel-Strafe, tragt zusatzlich bei Starkregen zum Anstei-
gen des reifenden Flusses bei.”

Stellungnahme des Planers
Vorbemerkung:

Die Unterschriftensammlung wurde éuf&erha!b der Beteiligungsfrist vorgelegt. Dennoch
wird diese im Abwagungsdokument aufgefihrt und zu den vorgetragen Punkten Stel-
lung genommen.

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Hochwasserverhéltnisse

Aktuelle Hochwasserereignisse, die zu grofien Schaden in mehreren Bundesiandern
gefihrt haben, fithren verstandlicherweise 7u Sorgen und Befiirchtungen von Burgem.
Aufgrund der Lage des Bebauungsplangebiets zwischen dem Ludwig-Donau-Kanal
und der Schwarzach sowie in der Nihe des Leitgrabens bestehen bei der Einwenderin
Befilrchtungen, dass es bei Starkregenereignissen durch die kiinftige (Neu-) Versiege-
lung im Geltungsbereich des Bebauungsplans vermehrt zu Uberschwemmungen und
Hochwasser kommt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt nicht in einem fachplanerisch festge-
stellten hochwassergefahrdeten Bereich wie bspw. in einem Risikogebiet nach § 73
Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). Die Flache ist weder in einer Gefahren- noch in
einer Risikokarte nach dem WHG eingetragen, noch ist sie ein festgesetztes Uber-
schwemmungsgebiet, fur das besondere Vorgaben getroffen werden, bspw. hinsicht-
iich der Versiegelung. Auch in den Planen der Stadt Neumarkt oder der zustandigen
Fachbehorde wird nirgends auf eine Hochwassergefahrdung hingewiesen. Damit sind
grundsétziich keine besonderen Vorkehrungen flr das Plangebiet hinsichtlich des
Hochwasserschutzes erforderlich.

Dennoch sollten natlirlich aligemeine Vorkehrungen zugunsten der Regenwasserversi- -
ckerung oder Regenwasserrickhaltung getroffen werden, die zu einer Reduzierung
des Oberflachenabflusses beitragen.
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Bezliglich der Flachenversiegelung als eine Ursache fiir Hochwasser ist grundsatzlich
zu unterscheiden zwischen der bauplanungsrechtlichen und der tatsachlichen nieder-
schlagswasserrelevanten Versiegelung. Die bauplanungsrechtiiche Versiegelung, die
iber die Grundflachenzahl ermoglicht wird, gibt an, wieviel Quadratmeter Grundflache
je Quadratmeter Grundstiicksflache fiir eine Bebauung mit Gebauden, Garagen und
Steliplatzen, Nebenanlagen und unterirdischen baulichen Anlagen zuldssig ist. Im
Sondergebiet wurde eine GRZ von 1,0 festgesetzt, folglich grundsétziich eine baupia-
nungsrechtliche Versiegelung von 100%.

Die bauplanungsrechtlich mogliche Versiegelung von 100% bedeutet jedoch nicht,
dass samtliches Niederschlagswasser direkt in die Schwarzach oder einen Kanal ab-
geleitet wird. Es gibt verschiedene Moglichkeiten auch bei groRflachiger Versiegelung
Niederschlagswasser zuriickzuhalten, zu versickern und damit den unmittelbaren Nie-
derschlagswasserabfluss zu verzogern.

Nach § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz soli Niederschlagswasser orisnah versickert,
verrieselt, direkt oder iiber eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in
ein Gewasser eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige
sffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.
Durch einen "naturnahen” Umgang mit Regenwasser wird heutzutage angestrebt, das
natirliche Gleichgewicht des Wasserkreislaufs moglichst wenig zu beeintrachtigen.
Das bringt nicht nur wasserwirtschaftliche sondern auch finanzielle Vorteile. Eine
schnelle Ableitung des Wassers beeintrachtigt die Grundwasserneubildung und walzt
das Uberschwemmungsrisiko auf die Unterlieger ab.

Die Niederschlagswasserentsorgung im Sondergebiet ,Einkaufszentrum® wurde nicht
iiber Festsetzungen im Bebauungsplan geregelt, da fur das im Zuge der Mafnahme
durchzufiihrende Genehmigungsverfahren (Wasserrecht) fur die wasserwirtschaftli-
chen Belange (Niederschlagswasserabieitung) ein Konzept zu entwickeln war (Ingeni-
eurblro Dotzer GmbH: Erlauterung zum Wasserrechtsverfahren fir die Einleitung von
Niederschlagswasser in den Stadtbach (Schwarzach) sowie Grundwasseranstiegs-
begrenzung (Ringdrainage), 20.02.2013). @

Beziiglich der tats&chlichen niederschlagswasserrelevanten Versiegelung wurde im
0.g. Konzept dargelegt, dass die urspringlichen Nutzungen der Flache des Sonderge-
biets (Tankstelle, Schlachthof, Parkplatz) etc. hohe Verschmutzungspotentiale und
eine direkte ungebremste Einleitung in die Schwarzach beinhalteten. Die Nutzungen
hatien einen Umfang von 3,7 ha, davon waren 2.8 ha versiegelt (76 %). Neu berechnet
wurde die zukiinftige Versiegelung: Das Areal soll in einem Flachenumfang von rd. 3,0
ha bebaut werden. Unter Einbeziehung von Kies-/ Grundachern, extensiven Griinfla-
chen oder teildurchiassige Pflasterbeldgen, die nicht zu 100% in die niederschlags-
wasserrelevante Versiegelung einberechnet werden, ergibt sich, dass von den 3,0 ha
ca. 1.7 ha Flache versiegelt (57 %) und damit abflussrelevant sind. In der Flachenbi-
lanz weist das Bauvorhaben ,NeuerMarkt® damit eine Verringerung der Versiegelung
von mindestens 1 ha im Vergleich zu der vorherigen Situation auf. Allein daraus resul-
tiert schon, dass bei Niederschlagen zukinitig weniger Niederschlagswasser der
Schwarzach zufliet als bei der urspriinglichen Nutzung.

Dariiber hinaus werden die Niederschlagsabfilisse aus dem unmittelbaren Bebau-
ungsbereich nicht direkt in die Schwarzach eingeleitet (wie bei der urspringlichen Nut-
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zung), sondern werden erst in einem Regenriickhaltebecken im Tiefgaragenbereich
zwischengespeichert und liber eine Pumpe gedrosselt der Vorflut zugefihrt. Weitere
Verzégerungseffekte treten in Griindachbereichen und bei teildurchlassigen Pflasterbe-
lagen auf. Die das Bebauungsgebiet angrenzenden Stratenflichen bzw. die Zufahrten
zum Anlieferungsbereich und zur Tiefgarage werden als potentiell stark belastete Be-
reiche in die Mischkanalisation des Hauptsammlers, in den friheren Schiachthofkanal
oder in andere Mischwasserkandle im Bereich Dammstrale/NUrnberger Strafte und
Schwarzachweg angeschlossen werden, aiso gar nicht in die Schwarzach oder den
Leitgraben eingeleitet.

Die Pumpenférderleistung zur gedrosselten Einleitung in die Vorflut wurde in Uberein-
stimmung mit dem zustandigen Regetwerk der Wasserwirtschaft M 153 auf 25 I/s fest-
gelegt, was dem zukunftigen regelmaligen Zufluss zur Schwarzach bei Regenwetter
entspricht. Zum Vergleich wurde die Festlegung auf 25 /s mit dem potentiell ,natlrli-
chen* Regenwetterabfluss aus dem fraglichen Areal zu rd. 59 I/s abgestimmt, d.h. mit
den angesetzten 25 /s tritt bei Regenwetter ein geringerer Zufluss in die Schwarzach
auf, als wenn anstelle des geplanten Bauvorhabens eine ,grine Wiese" entstehen
wiirde.

Aufgrund dieser konservativ abflusstechnischen Festlegungen dirfte somit keine
Hochwasserverscharfung durch das Bauvorhaben NeuerMarkt* zu befurchten sein.

Die im Niederschlagswasserentsorgungskonzept fur das Sondergebiet ,Einkaufszent-
rum® bereits einberechnete Dachbegriinung wird fir das Sondergebiet und auch fur die
Mischgebiete im Bebauungsplan festgesetzt:  ,Mindestens 50% der Dachfldchen
(Flachdach, Pultdach bis 10° Neigung) soflen als extensive Dachbegriinung ausgefiihrt

werden.* Damit wird der Regenwasserriickhalt auch in den Mischgebieten unterstitzt,
was die Niederschlagsabflussspitzen minimiert.

Vor diesem Hintergrund ist die Forderung einer Verhinderung der gesamten Flachen-
versiegelung des Areals "Unteres Tor II" nicht haltbar.

Uberbauung der verrohrten Schwarzach

Eine Uberbauung der verrohrten Schwarzach im Plangebiet ist hinsichtlich technischer,
wirtschaftlicher und rechtlicher Machbarkeit zu beurteilen.

Die technische Machbarkeit, bei der u.a. die dauerhafte Unversehrtheit des Bauwerks
_verrohrte Schwarzach® nachgewiesen werden muss, hat ergeben, dass es tech-
nisch/statisch moglich ist, mégliche Setzungen von Gebauden so abzufangen, dass die
verrohrte Schwarzach aus technischer Sicht Uberbaut werden kann.

Aus den vorliegenden Bauantragsunterlagen fur das SO ,Einkaufszentrum®, die die
Uberbauung der verrohrten Schwarzach vorsehen, ist zu entnehmen, dass es fir den
Vorhabentrager wirtschaftlich tragbar ist, den notwendigen technischen Aufwand wirt-
schaftlich darzustellen.

~ Im Bebauungsplan ist die Uberbauung durch die Festsetzung eines Leié.tungsrec:htes

im SO Einkaufszentrum® planungsrechtlich vorgesehen. Der zustandige Trager der
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verrohrten Schwarzach hat einer Uberbauung nicht widersprochien. Dariiber hinaus
fanden im Vorfeld zum Bauantrag Abstimmungsgespriche zwischen den betroffenen
Parteien, auch zum Sachverhalt der Uberbauung der verrohrten Schwarzach, statt.
Weitergehende rechtliche Vereinbarungen sind nicht Gegenstand des Bebauungs-
plans.

Grundwasseranstieq

Beim Umbau des Mischwassersammlers vor einigen Jahren, der parallel zur verrohrten
Schwarzach quer durch das Sondergebiet verlduft, wurde bereits ein Drainagensystem
-ur Grundwasserregulierung vorgesehen, das einen Grundwasseranstieg begrenzt.
Dieses Drainagesystern mindet in einem Versickerungsbereich mit Uberiauf in die
Leitgabenentlastungsleitung. Uber Staueinrichtungen an drei Schachten kann damit
der Grundwasserstand reguliert bzw. konstant gehalten werden.

Erganzend dazu ist eine Ringdrainage um den Gebaudekomplex im Sondergebiet vor-
gesehen, die Uber die Leitgrabenverrohrung bzw. Stadibachverrohrung zur Schwarz-
ach entwassert, falls ein Grundwasserspiegelanstieg iber den bisher hichsten be-
kannten Grundwasserspiegel infolge des geplanten Bauvorhabens befurchtet wird.

Insgesamt ist damit keine starke Anhebung des Grundwasserspiegels zu befurchten,
die im angrenzenden Wohngebiet zu nassen Kellern fuhren kénnte.

Grunflichen mit B&umen

Baumpflanzungen wurden im Geltungsbereich des Bebauungsptans beriicksichtigt.
- Beispielsweise sind die im Grinordnungsplan verzeichneten bestehenden Einzelbau-
me; die nicht als ,Baum wird gerodet® gekennzeichnet sind, im Bebauungsplan als zu
erhaltende Baume festgesetzt.

Baumpfianzungen in den Bereichen, die kiinfig bebaut werden sollen, sind nicht mog-
lich. Hier wird jedoch eine Dachbegriinung von mindestens 50 % festgesetzt. Darlber
hinaus werden insbesondere in den Strafenverkehrsrdumen (Dammstrafe und Nirn-
berger Strafte sowie begleitend zum Schwarzachweg) grofflachig Baumpflanzungen
festgesetzt.

in den Griinfiachen (insb. dstlich des Sondergebiets) werden keine Baumpflanzungen
festgesetzt, lediglich Baumerhaltungen. Jedoch liegt die Gestaltung der offentlichen
Griinfidchen in der Hand der Stadt Neumarkt, die eigenverantwortlich Pflanzungen zur
Gestaltung vormehmen wird. Eine entsprechende Festsetzung von Baumpflanzungen
ist daher nicht erforderlich. :

Unblirokratische Kosteniibernahme und Schadenersatz bei Grund- und Oberwasser-
schéaden

Grundsatzlich besteht die Pflicht der Gemeihdeh gegeniber maglicherweise betroffe-
nen Grundstiickseigentimern, die Grundstiicke in hochwassergefahrdeten Gebieten
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bereits im Rahmen der Aufsteliung eines Bebauungsplans vor Gesundheits- und Le-
bensgefahren zu schiltzen. Der Bauleitpianung muss eine ErschiieRungskonzeption
zugrunde liegen, nach der das im Plangebiet anfaliende Niederschlagswasser S0 be-
seitigt werden kann, dass Gesundheit und auch Eigentum der Planbetroffenen keinen
Schaden nehmen.

im vorliegenden Fall jedoch ist nicht mit entsprechenden Folgen fir die Anwohner zu
rechnen — weder mit gesundheitlicher Gefahrdung noch mit Nachteilen fur das Eigen-
tum. Das gesamte Gebiet (Geltungsbereich und Umgebung) liegt nicht in einem hoch-
wassergefdhrdeten Bereich, wie es beispielsweise bei einem Uberschwemmungsge-
biet der Fall ware. Darliber hinaus sind das Erschiiefungskonzept bzw. die Vorgaben
Zur Regenwasserbewirtschaftung geeignet, keine unkontrollierte Hochwassersituation
entstehen zu lassen. Die tatsachlich niederschlagsrelevante Versiegelung wird bspw.
noch gegenliber dem Vorzustand reduziert und es werden Vorschaltungen einer Re-
genrickhaltung sowie gedrosselte Einleitungen des Niederschlagswassers erfolgen.

Insgesamt ist deshalb davon zu auszugehen, dass durch die vorliegende Planung kei-
ne Schaden durch Grundwasser oder Oberflichenwasser in der Nachbarschaft entste-
hen werden.

Die Forderung nach unbiirokratischer Kosteniibernahme und Schadenersatz durch die
Firmen "NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH" und Max Bog! sowie die Stadt
Neumarkt bei Grund- und Oberwasserschiden entbehrt damit jedweder Grundlage.

Einwendungen gegen Verkehrs-_ und Larmbelastigungen durch Besucher des Sonder-
gebiets in_den angrenzenden Wohngebieten

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Um den zu erwartenden susitzlichen Verkehr durch die neuen Nutzungen im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor It aufnehmen zu konnen, werden im

Gesamtverkehrsplan Neumarkt Mafinahmen vorgesehen, die die Straken im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplans entlasten. Durch die Lage der Tiefgaragenzufahrt

@ ‘ _ im Schwarzachweg wird es jedoch zu einer Zunahme der Verkehrsbelastung im

T  gchwarzachweg kommen — allerdings nur bis zur Tiefgaragenzufahrt. Vor der Einfahrt

der Tiefgarage des _NeuenMarkts* soll ein Kreisverkehrsplatz eingerichtet werden, von

dem aus die Tiefgarage direkt erschlossen wird. Zum Schutz der nordlich angrenzen-

den Wohngebiete vor Schleichverkehr ist die Ausfahrt aus dem Kreisverkehr in nordli-

cher Richtung in den Schwarzachweg nicht vorgesehen. Es handelt sich dabei um eine

Junechte EinbahnstralRe“, da der Radverkehr den Kreisverkehr nach Norden hin ver-
lassen und dem Schwarzachweg weiter folgen darf. -

Auch bezuglich Parksuchverkehr kann kinftig nicht von einer unzumutbaren Beein-
tréchtigung ausgegangen werden. Insgesamt kann durch die Dimensionierung der
Tiefgaragen davon ausgegangen werden, dass die Parkplétze im Sondergebiet ausrei-
chend bemessen sind. Dennoch wird nicht vollkommen auszuschliefen sein, dass ein-
~elne Besucher des Einkaufszentrums versuchen in den genannten Wohnstraften zu
E ‘ ' parken. Zundchst ist zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den
) benachbarten Gebieten das Einrichten von Zonen fir Bewohnerparken vorgesehen.
Dort ist Parken nur mit Bewohnerausweisen moglich. Diese miissen von den Bewoh-
nern erworben werden und damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden.
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Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor, das prognostizierte Verkehrsaufkommen und
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Monitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren (vgl. Begrindung zum Bebauungsplan S. 82f). Soliten sich dabei die ge-
troffenen Annahmen nicht bestétigen, steht der Stadt ein Biindel an Mafnahmen zur
Verfligung, um einer unzumutbaren Belastung der Anwohner im 0.g. Wohngebiet ent-
gegen zu wirken:

e Verkehrslenkende MaRnahmen (z.B. EinbahnstraBenregelungen entgegen
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg),

« Umgestaltung der Stralienraume (Verringerung der Fahrbahnquerschnitte,
umn die Fahrzeiten fiir Schleichfahrer zu verlangern und damit unattraktiv zu
gestalten),

« Kontrollen durch die Ordnungsbehdrden.

Beziiglich des Larms wurden zum Schwarzachweg bzw. der dort befindlichen Grund-
stiicke Aussagen im Schallimmissionsschutz-Gutachten des Ingenieurbiros Sorge
(Stand: Marz 2013) getroffen. An den im Schwarzachweg gepriften Immissionsorten
werden die relevanten Immissionsgrenzwerte nach der 16. BImSchV eingehalten. Ent-
sprechend ist hier nicht von einer unzumutbaren Beeintrachtigung durch Verkehrslarm
auszugehen.

Eine ,wesentliche Anderung” gemaf den Kriterien der 16. BImSchV (Erhdhung um bis
zu 5 bzw. 6 dB(A)) und gleichzeitig teilweise eine Uberschreitung des Immissions-
grenzwerte ,tags” 16. BlmSchV fiir Allgemeine Wohngebiete festgestellt (59-63 dB(A))
wurde im AuBenwchnbereich der Grundstiicke am Schwarzachweg, Flur-Nr. 103313
und 1033/4, in einem Abstand von bis zu 7,00 m von der éstlichen Grundsticksgrenze
der o.g. Grundstlicke festgestelit. In der Begrindung zum Bebauungsplan auf S. 29
wurde dazu ausgefuhrt: -

Aufgrund der Situation vor Ort ist festzustellen, dass im derzeitigen Bestand ein Teil
der betroffenen Flache als Grundstlckszufahrt genutzt wird. Insoweit scheidet ein Teil
der Fiache bereits aus diesem Grund als Aulenwohnbereich aus. In Ansehung der
Tatsache, dass das Grundstiick auch im westlichen Bereich iiber Freiflachen verfugt,
bestehen erhebliche Bedenken, ob gerade die am Schwarzachweg an der Grund-
stiicksgrenze gelegene 7-m breite Flache vorliegend als Aufenwohnbereich angese-
hen werden kann. Es liegen keine Anhaltspunkte dafiir vor, dass diese Flache fur re-
gelmaRigen Aufenthalt benutzt wird.® Von einer unzumutbaren Beeintrdchtigung ist
damit auch in diesem Bereich nicht auszugehen.

411 Biirger3
(Schreiben vom 27.06.2013)

Vorbemerkung: Aufgrund des Umfangs der Stellungnahme wird zur besseren Lesbar-
keit der Inhalte vom bisherigen Aufbau der Beantwortung der Anregungen abgewichen:
Auf einen Punkt der Anregung folgt direkt die Stellungnahme des Planers.
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4.11.1

_die Stadt Neumarkt beabsichtigt zusammen mit der Firma Bog| fiir die rund 30.000 gm
grofte Flache am Unteren Tor einen Bebauungsplan zu erlassen, welcher der Fa. Bogl
ermoglicht, ein Einkaufszentrum mit rund 13.100 gm innenstadtrelevanter Verkaufsfla-
che, weitere rund 2.000 gm sonstiger nicht innenstadtrelevanter Flache sowie ein Hotel
und ein Kino auf dieser Flache zu bauen. In diesen Bebauungsplan einbezogen ist
auch die gewerbliche Fléche des angrenzenden "Lammesgrundstlicks”.

Bis etwa Mitte letzten Jahres waren neben dem geplanten Einkaufstempe!, Gastrono-
mie sowie AuRengastronomie, noch ein Hotel sowie Wohnungen in nennenswerter
Zahl und eine Kleinkinderbetreuung mit Aufenflache vorgesehen. Erst seit lefztem
Sommer fielen die Wohnungen und die Kleinkinderbetreuung weg und das Kino kam
hinzu. Die geplante 2-geschossige Tiefgarage fiel ebenfalls weg und soll nun 1-
geschossig gebaut werden (s. AS&P vom 23.2.2012 ). Sowahl die Verkehrslosung als
auch der Baukérper wurde massiv geandert und hat mit der Entwurfsvorsteliung zum
Burgerbegehren nichts mehr zu tun. Auch der vorgesehene Durchgang zum LGS-
Geldnde und die Sichtachse zur Alistadt fielen durch die Neuplanung weg.

Die urspriinglich vorgesehene begehbare und begriinte Dachflache fielen der Neupla-
nung ebenfalls zum Opfer. Bereits im Winter/Friihjahr 2012 erfolgte jedoch fur den Fla-
chennutzungsplan, den Bebauungsplan und das Bauvorhaben als solches, die frihzei-
tige Beteiligung der Tréger Sffentlicher Belange. Der aktuelle Planungsstand war den
beteiligten Steflen und auch der Landesplanung damals nicht bekannt. Die Vorhabens-
beschreibung der Firma Bogl vom Herbst 2011 liegt damit den TOB als Grundlage vor.
Die darin gemachten Angaben treffen in weiten Teilen nicht mehr zu. Die zu berlck-
sichtigenden Auswirkungen haben einen Stand von 2010 bzw. beruhen auf den Gut-
achten von 2005 und sind damit noch &lter.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.1

Der Anregung wird nicht gefolgt.

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. Im
Laufe des Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfahrens kam es auf-
grund einer Vielzahl von Faktoren zu einer Anderung der Planung. Es ist dem Pla-
nungsprozess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene Anregungen, ver-
tiefte Erkenntnisse und Umplanungen reagie d das Vorhaben weiterentwickelt.
Nicht zuletzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteiligungsverfahren (hier:
Sffentliche Auslegung) wird gewahrleistet, dass Behorden und Offentlichkeit die Wei-
terentwicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellungnahmen begleiten
kdnnen.

Mit den Planiénderungen wurde u.a. auf die Kritik von Stadtrat, Landesdenkmalamt und
Anwohnern reagiert, insbesondere hinsichtlich einer .verfehlten Hohenentwicklung”,
wie es das Landesdenkmalamt formuliert hatte. Daher wurden geringere maximale
Hohen festgesetzt, woraus folgt, dass alle Geb3udeteile um ein Stockwerk reduziert
wurden.

Welche der im Bebauungsplan zuldssigen Nutzungen spater Inhalt der Genehmi-
gungsverfahren werden, ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Das
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neue vom Investor kommunizierte Nutzungskonzept hatte nicht zur Folge, dass Teile
der zum Zeitpunkt der frithzeitigen Beteliigung zuldssigen Nutzungen im Entwurf zum
Bebauungsplan nicht mehr zulassig waren. Nach Aussage des Betreibers mussten als
Konsequenz aus der reduzierten Hohe die Kinderkrippe und Wohnungen aus dem
Konzept gestrichen werden. Auch das Arztehaus wurde auf die Hélfte der vorgesehe-
nen Geschossfldchen halbiert. Weitere vormals geplante Elemente wie die begriinte
und begehbare Dachfldche oder die 2-geschossige Tiefgarage entsprechen nicht mehr
den aktuellen Zielen der Planung oder sind nicht mehr erforderlich.

SchlieRlich gab es noch Erganzungen bei der Art der baulichen Nutzung — die Kinonut-
zung: Ein Kino in Neumarkt wurde bereits seit mehreren Jahren diskutiert und unter-
schiedliche Standort- und Betreiberalternativen betrachtet. Nachdem die Kino-Nutzung
jedoch auf anderen Flachen und mit anderen Investoren nicht verwirklicht werden
konnte, sehen die Planungen nun vor, diese Nutzung in den multifunktionalen, innen-
stadtnahen NeuenMarkt zu integrieren. Der Standort Unteres Tor war fur ein Kino
schon mehrfach im Gespréch, seit die Flache gerdumt wurde. Auch eine Mehrheit im
Stadtrat hatte dies seinerzeit befGrwortet (vgl. Neumarkter Nachrichten, 18.10.2012).

Der detaillierte architektonische Entwurf mit Fassadengestaltung etc. ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. Von Seiten der Stadt Neumarkt wurden jedoch
mit Festsetzungen gestalterische Vorgaben gemacht, bspw. zu Einschnitten in der
Fassade. Danach miissen einzelne Stockwerke nach hinten versetzt werden, so dass
der Eindruck mehrerer einzelner Gebaude entsteht. Damit soli verhindert werden, dass
der Gebaudekomplex zu wuchtig erscheint. Zudem wird mit den festgesetzien Fassa-
deneinschnitten die kleinteilige Altstadt ,gestalterisch zitiert”. Auch mit der Anderung
der gestalterischen Vorgaben wird auf die Kritik des Landesdenkmalamts reagiert. Die
bereits verdffentlichten -architektonischen Detailplanungen und Ansichten sowie die
Beschreibung, die auch in der Begrindung zum Bebauungsplan enthalten ist, entspre-
- chen der paralielen und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabentragers
und dienen der Blirgerinformation. @

Die Verkehrsidsung wurde weiterentwickelt. Eine Tiefgaragenzufahrt im Schwarzach-
weg war bereits zu Anfang der Planungen vorgesehen. Uber langere Phasen diskutiert
wurde die Lage der Zufahrt zur Tiefgarage in der Dammstrafe. Die urspringlich ver-
folgte Erschliefung Uber einen Eigentumerweg zwischen dem im Entwurf enthaltenen
M! 1 und dem Sondergebiet ,Einkaufszentrum® musste aufgegeben werden, da durch
die Geriauschimmissionsbelastung fiir die angrenzenden Grundstlicke sowie das Ge-
landegefille eine gleichzeitige Zufahrt auf beide Grundstiicke nicht méglich war. Daher
erfolgt die Zufahrt zur Tiefgarage nun direkt von der Dammstralte.

Die Anbindung nach Norden zum LGS-Gelénde ist weiterhin vorhanden. In der Be-
grilndung zum Bebauungsplan wurde dazu ausgefiihrt (vgl. S. 66f): Das Gehrecht G,
das durch das Sondergebiet Einkaufszentrum’ verlauft, dient der direkten Verbindung
der Innenstadt mit dem LGS-Park und soll von der Offentlichkeit genutzt werden kon-
nen. Die Verbindung verlduft mittig durch das geplante Einkaufszentrum und gewahr-
ieistet so eine direkte raumlich-funktionale Verknupfung der Altstadt mit dem nordlich
angrenzenden Stadtgebiet. [...]
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Das Gehrecht beschrinkt sich auf die Offnungszeiten des Einkaufszentrums und je-
weils 1 Stunde davor und danach. [...] Ausweichmdglichkeiten aufterhalb der Off-
nungszeiten als Wegeverbindung von der Altstadt zum LGS-Park ergeben sich aus der
&ffentlichen Strale ,Schwarzachweg’, die u.a. von Fulgangern genutzt werden kann,
sowie aus dem geplanten Fulk- und Radweg Ostlich des Sondergebietes, der durch die
Griinflache mit der Zweckbestimmung Griinanlage verlduft. Diese bedeuten zwar keine
direkte Verbindung wie durch das Einkaufszentrum, jedoch auch keinen unzumutbaren
Umweg. Gerade der Fuft- und Radweg im Osten, der nordlich des Einkaufszentrums
auf den bestehenden FuR- und Radweg zum LGS-Park fuhrt, wird von Bepflanzungen
flankiert, und stellt somit eine attraktive Alternative dar.”

Die Aussage des Wegfallens der Sichtachse zur Altstadt kann nicht nachvollzogen
werden. Eine Blickbindung von und zur Altstadt war nie Zielsetzung und Inhalt der Pia-

nung — allein aufgrund der ortlichen Gegebenheiten mit dem Wiederaufbau des histori-

schen Unteren Tors ist eine direkte Sichtachse unrealistisch. @

Die frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behorden und sonstigen Trager
&ffentlicher Belange nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit der vorherigen,
auch zum Biirgerentscheid gezeigten, nun berarbeiteten Planungskonzeption. Unter
anderem durch die Ergebnisse aus diesem Schritt im Planungsverfahren ,Unteres Tor
[I* anderte sich die Konzeption (s.0.). Dies ist jedoch kein Verfahrenshindernis. § 3
Abs. 1S. 3 und § 4 Abs. 1 S. 2 BauGB stellen klar, dass eine auf Grund der frihzeiti-
gen Beteiligung erfolgte Anderung der Planung im Interesse der Verfahrensbeschleu-
nigung keine zweite frihzeitige Beteiligung auslost. Soweit Blrger bzw. Behdrden mit
der auf Grund der Anhorung geénderten Planung nicht einverstanden sind, bteibt ihnen
die Moglichkeit, bei der Auslegung bzw. bei der Einholung der Stellungnahmen Anre-
gungen vorzutragen (vgl. Battis/Krauizberger/Ldhr. Baugesetzbuch, § 3, Rn 11, 11.
Auflage 2009). Entsprechend wurde die Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behor-
den und sonstigen Trager offentlicher Belange nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB
ohne erneute frilhzeitige Beteiligung zur Neukonzeption durchgefiihrt und die Behor-
den und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange konnten in der Zeit vom 17.05.2013
(Datum des Anschreibens) bis zum 28.06.2013 (einschlieRlich) Anregungen — auch zur
Neukonzeption — vortragen. :

411.2

_Anmerkung: Da laut Bekanntmachung der Stadt in einem moglichen gerichtlichen
Verfahren nur Einwendungen beriicksichtigt werden, wenn diese auch in diesem Ver-
fahren schon vorgebracht werden und andernfalls keine Beriicksichtigung finden wiir-
den, sind meine Bedenken und Anregungen ausfuhrlich.”

Steliungnahme des Planers zu 4.11.2

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

In der Bekanntmachung vom 17.05.2013 erfolgte der Hinweis, ,dass nicht wahrend der
Auslegungsfrist abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung tber den Be-
bauungsplanentwurf unbericksichtigt bleiben konnen.
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Ferner wurde darauf hingewiesen, dass ein Antrag auf Normenkontrolle nach § 47
VwGO unzuldssig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom
Antragsteller im Rahmen der Beteiligung nicht oder verspatet geltend gemacht wurden,
aber héatten geltend gemacht werden konnen.”

Diese sogenannte Praklusion entspricht der Vorgabe zur Beteiligung der Offentiichkeit
nach § 3 Abs. 2 S. 2 BauGB.

Bedenken und Anregungen, die von der Offentlichkeit vorgebracht werden, werden
unabhangig von ihrer Ausfiihrlichkeit beriicksichtigt. Es steht jedoch jedermann frei, in
welchem Umfang eine Stellungnahme abgegeben wird.

4.11.3

. Ich mochte darauf hinweisen, dass den ausgelegten Unterlagen keinerlei Inhalts-
verzeichnis beigefiigt war. Damit kann ich nicht nachvoliziehen, was tatsachlich ausge-
legen hat bzw. was ausgelegt hat werden miissen. Eine Prifung auf Volistandigkeit
war nicht moglich.*

Stellungnahme des Planers zu 4.11.3

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB sind die Entwirfe der Bauleitplane ,mit der Begrindung
und den nach Einschatzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen* auszulegen.

Wesentliche Inhalte einer Begriindung sind nach § 2a S. 1 BauGB die Ziele, Zwecke
und wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans und in dem Umweltbericht die auf
Grund der Umweltpriifung ermittetten und bewerteten Belange des Umweltschutzes.
Diese Inhalte waren Teil der ausgelegien Unterlagen.

Ein Inhaltsverzeichnis aller Unteriagen ist nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB keine zwingen-
de Voraussetzung. Jedoch waren auf dem Deckblatt der Unterlage ,Bebauungspian
Nr. 54/1 Unteres Tor II"™ die Inhalte der Unterlage (Planzeichnung, Textliche Festset-
zungen, Begrundung, Umweltbericht) verzeichnet. Darlber hinaus enthielt die Begrun-
dung auf S. 84 ein Verzeichnis der Gutachten, die dem Bebauungsplan zugrundege-
legt und im R n der Beteiligung ausgelegt wurden. Auch der Umweltbericht ent-
hielt auf S. 41 en Anlagenverzeichnis, in dem die weiteren Anlagen aufgefiihrt wurden,
die bereits der Unterlage beigefiigt waren. Anhand dieser Aufzdhlungen konnte ein
Uberblick iiber die ausgelegten Unterlagen gewonnen werden.

Daneben wurden die wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellung-
nahmen aus der friihzeitigen Beteiligung ausgelegt. Aus Griinden der Verfahrensodko-
nomie miissen nicht alle der Gemeinde vorliegenden Unterlagen ausgelegt werden,
sondern nur die von ihr fir wesentlich eingeschétzten und umweltbezogenen Berichte
und Empfehlungen (vgl. Battis/Krautzberger/Lohr: Baugesetzbuch, § 3, Rn 13, 11.
Auflage 2009). Damit obliegt die Verantwortung dessen, was tber den Bebauungsplan
und die Begriindung an sich hinaus ausgelegt werden muss, der Einschatzung der -

Gemeinde.@ /\
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Damit waren die Unteriagen zur offentlichen Auslegung nach & 3 Abs. 2 BauGB voll-
standig. ‘

4.11.4

In dem Zusammenhang ist es Fuferst fragwlirdig, wenn den Unterlagen ein Bericht
beiliegt, welcher den Stand vom 5.6.2013 hat, also nach Beginn der Auslegungsfrist.
Mit Entscheidung vom 13.12.2012 hat der VGH entschieden, dass ein Bebauungsplan

" einen erheblichén Mangel hat und es einen Verfahrensfehler darstellt, wenn die Unter-

tagen unvollstdandig ausgelegen haben. lch denke gleiches hat zu gelten, wenn Unter-
lagen nachtraglich hinzugeflgt werden oder nach Beginn der Auslegung noch geandert
werden. Meiner Auffassung nach stellt dies einen so erheblichen Mangel dar, dass der
Bebauungsplan in Ganze nochmals auszulegen ist.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.4

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Der Stadt Neumarkt i.d.OPf. ist nicht bekannt, welche Unterlage ausgelegen haben
soll, die den Stand 05.06.2013 hat. Die ausgelegten Unterlagen haben den Stand
25.04.2013 (Datum der Sitzung des Stadtrats, bei dem der Billigungs- und Ausle-
gungsbeschluss zum Bebauungsplan ,Unteres Tor II* gefasst wurde) oder im Falle der
Gutachten, die im Bebauungsplan beriicksichtigt werden mussten, einen frilheren
Stand.

Entsprechend ist die Anregung' nicht nachvoliziehbar. Auch ein erheblicher Mangel
kann daher nicht fesigestellt werden. E]

4.11.5

. Ein weiterer Punkt ist der verschiedentliche Hinweis in den aktuellen BBE-/ etc. Gut-

achten auf bereits dltere vorliegende Gutachten und Stellungnahmen. Diese Gutachten
(z.B. BBE 2005) gehoren deshalb zwangslaufig ebenfalls mit ausgelegt. Hier werden
rechtsstaatliche Grundsatze verletzt, wenn diese Bezugsunterlagen nicht gepruft und
iiberpriift werden kénnen und auch der Inhalt dieser Unterlagen nirgends Gffentlich
bekannt gemacht wird.”

Stellungnahme des Planers zu 411.5

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Auswirkungsanalyse wurde im Jahr 2010 durchgefiihrt und basiert auf dem dama-
ligen Konzept des Projektentwicklers MULT! Development.

Die zeitlich vorgelagerten Analysen der BBE beziehen sich auf vorherige Konzepte am
Projektstandort. Jene Analyseergebnisse stehen in keinem sachlichen Zusammenhang
mit dem aktuellen Planvorhaben. Im Nachgang zu der in 2007 durchgefiihrten Auswir-
kungsanalyse wurde Baurecht am Standort Unteres Tor fiir das damalige Einzelhan-
delsvorhaben geschaffen. Hinweise im Text auf friihere Gutachten dienen lediglich der
vereinfachten Lesbarkeit, um Unterschiede zwischen den Planungen hervorzuheben,
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und stellen keine rginten Inhalte fur die vorliegende Auswirkungsanalyse in 2010

dar.

Damit ist die Auslegung dieser Untérlagen im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 2
BauGB nicht erforderlich. :

4.11.6

2. Die Behdrden als Trager offentlicher Belange wurden bereits zu Beginn des Jahres
2012 gehort. Danach gab es noch wesentliche Anderungen - wie die Bauform oder das
Kino, welche auch in die Bauleitplanung einflieRen. Diese Anderungen haben nicht nur
negative bauliche Auswirkungen sondern auch weitere erhebliche negative Auswirkun-
gen auf die Handelsstandorte in Neumarkt und insbesondere auch negative stadtebau-
liche Auswirkungen auf die Innenstadt.” -

Stellungnahme des Planers zu 4.11.6

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. Im
Laufe des Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfatirens kam es auf-
* grund einer Vielzahl von Faktoren zu einer Anderung der Planung. Es ist dem Pla-
nungsprozess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene Anregungen, ver-
tiefte Erkenntnisse und Umplanungen reagiert, und das Vorhaben weiterentwickell.
Nicht zuletzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteiligungsverfahren (hier:
sffentliche Auslegung) wird gewahrleistet, dass Behérden und Offentlichkeit die Wei-
terentwicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellungnahmen begleiten
kdnnen.

* Mit den Plananderungen wurde u.a. auf die Kritik von Stadtrat, Landesdenkmalamt und
Anwohnern reagiert, insbesondere hinsichtlich einer ,verfehlten Hohenentwicklung®,
wie es das Landesdenkmalamt formuliert hatte. Daher wurden geringere maximale
Héhen festgesetzt, woraus folgt, dass alle Gebiudeteile um ein Stockwerk reduziert
wurden.

Welche der im Bebauungsplan zuldssigen Nutzungen spater Inhalt der Genehmi-
gungsverfahren werden, ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Das
neue vom lnvestor kommunizierte Nutzungskonzept hatie nicht zur Folge, dass Teile
der zum Zeitpunkt der frihzeitigen Beteiligung zulassigen Nutzungen im Entwurf zum
Bebauungsplan nicht mehr zulassig waren. Nach Aussage des Betreibers mussten als
Konsequenz aus der reduzierten Hohe die Kinderkrippe und Wohnungen aus dem
Konzept gestrichen werden. Auch das Arztehaus wurde auf die Halfte der vorgesehe-
nen Geschossflichen halbiert, Weitere vormals geplante Elemente wie die begriinte
und begehbare Dachfléache oder die 2-geschossige Tiefgarage entsprechen nicht mehr
den aktuellen Zielen der Planung oder sind nicht mehr erforderlich.

SchlieRlich gab es-noch Erganzungen bei der Art der baulichen Nutzung — die Kinonut-
zung: Ein Kino in Neumarkt wurde bereits seit mehreren Jahren diskutiert und unter-
schiedliche Standort- und Betreiberalternativen betrachtet. Nachdem die Kino-Nutzung
jedoch auf anderen Flachen und mit anderen Investoren nicht verwirklicht werden
konnte, sehen die Planungen nun vor, diese Nutzung in den multifunktionalen, innen-
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stadtnahén NeuenMarkt zu ihtegrieren. Der Standort Unteres Tor war fur ein Kino
schon mehrfach im Gesprach, seit die Flache gerdumt wurde. Auch eine Mehrheit im
Stadtrat hatte dies seinerzeit beflirwortet (vgl. Neumarkter Nachrichten, 19.10.2012).

Der detaillierte architektonische Entwurf mit Fassadengestaltung etc. ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens(=Jn Seiten der Stadt Neumarkt wurden jedoch
mit Festsetzungen gestalterische Vorgaben gemacht, bspw. zu Einschnitten in der
Fassade. Danach mussen einzelne Stockwerke nach hinten versetzt werden, so dass
der Eindruck mehrerer einzelner Gebaude entsteht. Damit soll verhindert werden, dass
der Gebiudekomplex zu wuchtig erscheint. Zudem wird mit den festgesetzten Fassa-
deneinschnitten die kleinteilige Altstadt ,gestalterisch zitiert". Auch mit der Anderung
der gestalterischen Vorgaben wird auf die Kritik des Landesdenkmalamts reagiert. Die
bereits verdffentlichten architektonischen Detailplanungen und Ansichten sowie die
Beschreibung, die auch in der Begriindung zum Bebauungsplan enthalten ist, entspre-
chen der parallelen und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabentragers
und dienen der Birgerinformation.

Entscheidend fiir die Beurteilung des Vorhabens hinsichtlich negativer stadtebaulicher
Auswirkungen sind die Anbindungsqualitdt zum Bereich der innenstadt innerhalb der
Stadtmauer und die ,Bestlickung” der Ladeneinheiten (zur Verbesserung und Abrun-
dung des gesamtstadtischen Einzelhandelsangebots). Hinsichtlich der Verkaufsflache
oder der Anbindung an die Innenstadt Gber eine unterirdische Passage und eine ober-
irdische Ampelidsung wurden keine Anderungen im Bebauungsplan vorgenommen, die
méglicherweise Auswirkungen auf den Handelsstandort Neumarkt und in diesem Zu-
sammenhang negative stadtebauliche Auswirkungen auf die Innenstadt hatten haben
kénnen. Die Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung sind mit Ausnahme der Ki-
nonutzung gleich geblieben und insbesondere bei der maximal zuldssigen Gesamtver-
kaufsflache von 13.100 m? und auch bei den maximalen sortimentsbezogenen Ge-
samtverkaufsflichen im Kern- und Randsortiment gab es keine Anderungen. Das Vor-
handensein eines Kinos und die Bauform des Objekts sind keine entscheidenden Kirite-
rien flr die Frage nach %ativen stadtebaulichen Auswirkungen fir die Innenstadt.

Die frilhzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Triger &ffentlicher Belange
nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte mit der vorherigen, auch zum Biirgerentscheid gezeig-
ten, nun iiberarbeiteten Planungskonzeption. Unter anderem durch die Ergebnisse aus
diesem Schritt im Planungsverfahren Unteres Tor 1I* anderte sich die Konzeption
(s.0.). Dies ist jedoch kein Verfahrenshindernis. § 4 Abs. 1 S. 2 BauGB stellt klar, dass
eine auf Grund der frilhzeitigen Beteiligung erfolgte Anderung der Planung im interesse
der Verfahrensbeschleunigung keine zweite frilhzeitige Beteiligung auslost. Soweit
Behdrden mit der auf Grund der Anhdrung gednderten Planung nicht einverstanden
sind. bleibt ihnen die Mdglichkeit, bei der Auslegung bzw. bei der Einholung der Stel-
lungnahmen Anregungen vorzutragen (vgl. Battis/Krautzberger/Lohr: Baugesetzbuch, §
3, Rn 11, 11. Auflage 2009). Entsprechend konnten die Behorden und sonstigen Tra-
ger dffentlicher Belange in der Zeit vomn 17.05.2013 (Datum des Anschreibens) bis zum
28.06.2013 (einschlieRlich) Anregungen — auch zur Neukonzeption — vortragen.
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4.11.7

.3. Den Behérden waren damit nur die alten Gutachten und Stellungnahmen zur Ver-
traglichkeit oder des Kaufkraftabzugs bekannt. Es liegt auf der Hand, dass ein Bauvor-
haben bzw. die Bauleitplanung hierzu, samtiiche landesplanerische und stddtebauliche
Auswirkungen hieraus zu beriicksichtigen hat. Die Bewertungen und Urteile der Fach-
stellen und TéB beruhten auf falschen Vorgaben und Annahmen. Die Anhdrung der
T6B war so unklar, dass verschiedene Stellen sowohl Angaben zum Bebauungsplan
als auch zum Bauvorhaben miteinander vermischt haben. Die Anhdrung hatte so erfol-
gen missen, dass eine klare Zuordnung erfolgen hatte konnen. Die Vermischung zeigt
eine deutliche Unklarheit bei der Beurteilung durch die TéB auf.” :

Stellungnahme des Planers zu 4.11.7

Der Anregung wird nicht gefolgt.

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. im
Laufe des Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfahrens -kam €s auf-
grund einer Vielzahl von Faktoren zu einer Anderung der Planung, bspw. bei der ma-
ximal zuldssigen Oberkante der baulichen Anlagen oder der Lage der Baugrenzen.
Hinsichtlich der Verkaufsflache oder der Anbindung an die Innenstadt tber eine unter-
irdische Passage und eine oberirdische Ampelldsung wurden keine Anderungen im
Bebauungsplan vorgenommen, die mdglicherweise Auswirkungen auf den Handels-
standort Neumarkt und in diesem Zusammenhang negative stadtebauliche Auswirkun-
gen auf die innenstadt hatte haben kénnen. Die Festsetzungen zur Art der baulichen
Nutzung sind mit Ausnahme der Kinonutzung gleich geblieben und insbesondere bel
der maximal zuldssigen Gesamtverkaufsflache von 13.100 m? und auch bei den maxi-
malen sortimentshezogenen Gesamtverkaufsflachen im Kern- und Randsortiment gab
es keine Anderungen.

Inhalt der Begriindung zum Bebauungsplan, der Teil der Unterlagen zur Behordenbe-
teiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB war, war auch eine Beschreibung der Ergebnisse des
vereinfachten Raumordnungsverfahrens, in dem das Vorhaben landesplanerisch Uber-
prift wurde. Auf S. 8 f wurde dazu ausgefilhrt: Nach Abschluss des vereinfachten
Raumordnungsverfahrens hat die Regierung der Oberpfalz als landesplanerische Be-~
urteilung mit Schreiben vom 04.07.2012 festgestellt, dass die Bauleitplanung ~Unteres
Tor |I¥ unter Beachtung der im Schreiben aufgefihrten Mafgaben den Erfordernissen
der Raumordnung und Landesplanung entspricht. Bei den MaRgaben handelt es sich
“um Inhalte der textlichen Festsetzungen zu den Verkaufsflachen, welche in die textli-
. chen Festsetzungen aufgenommen wurden.® Damit bestatigte auch die zustandige
Behorde.

Entsprechend ist eine Anpassung des Einzelhandelsgutachtens nicht erforderlich ge-
wesen. Fir das Planvorhaben am Unteren Tor, zu dessen Zweck die Bauleitplanung
durchgefihrt wird, existiert folglich nur ein Gutachten - die Auswirkungsanalyse aus
2010. it lagen keine alten Gutachten oder Stellungnahmen vor, die dazu fuhren
kdnnte—_dass die Bewertungen und Urteile der Fachstellen und T6B im Rahmen der
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB auf falschen Vorgaben und Annahmen beruhten.

inwiefern die Behtrden und sonstigen Trager sffentiicher Belange Angaben zum Be-
bauungsplan und zum Bauvorhaben im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung nach §3
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Abs. 1 BauGB ,miteinander vermischt’ haben, ist nicht nachvollziehbar und liegt nicht
in der Hand der Stadt Neumarkt. Welche Unterlagen der friihzeitigen Beteiligung genau
zugrunde liegen, ist durch das BauGB nicht vorgegeben. Es wurden im Rahmen der
friihzeitigen Beteiligung die zum damaligen Zeitpunkt bekannten Informationen gezeigt
_ dies beinhaltete auch die Bauplane und Grundrisse des Vorhabens ,NeuerMarkt".
Die Behérden, die Stellungnahmen abgegeben haben, sind aufgrund ihres fachlichen
Hintergrunds durchaus grundsatziich in der Lage, zwischen dem Bebauungsplan und
dem Bauvorhaben zu unterscheiden.

Jedoch blieb den Behtrden und Trager &ffentlicher Belange die Moglichkeit, bei der
Ausiegung bzw. bei der Einholung der Stellungnahmen weitere Anregungen vorzutra-
gen und sie konnten in der Zeit vom 17.05.2013 (Datum des Anschreibens) bis zum
28.06.2013 (einschlieRiich) Anregungen vortragen — auf Basis aktueller Gutachten und
Unterlagen. :

Die Kritik geht somit fehl.

4.11.8

.4. Aufgrund der Grole des Bauvorhabens fiihrt diese zu so erheblichen Verwerfun-
gen in der Innenstadt, dass die Planung rechtswidrig ist. Im Laufe der Zeit hat die BBE
mehrere Gutachten bzw. Stellungnahmen zur Vertraglichkeit eines Einkaufszentrums
auf dem Gelande am Unteren Tor erstellt. So war im Jahr 2005 ein Vertraglichkeitsgut-
achten mit 11.000 gm Vkfi. auf der Basis von 39 600 Einwohnern erstelit worden. Auch
sollten nur geringe sonstige Flachen hinzukommen. Die Marktsteilung gegeniber der
Altstadt war im Wesentlichen auf einem SB-Markt und Elektronikmarkt aufgebaut. Heu-
te wird durch die Planung demgegentber eine Rundumversorgung im EKZ ermoglicht
(autark und abgeschottet).”

Stellungnahme des Planers zu 4.1 1.8

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Im Jahr 2005 hat sich die BBE zum ersten Mal mit einer Einzelhandelsplanung am Un-
teren Tor auseinandergesetzt. Aufgrund von Anderungen in der Sortimentszusammen-
setzung und der Wettbewerbsstrukturen wurde das Gutachten im Jahr 2007 aktuali-
siert. Fur das Vorhaben war in beiden Fallen von einer Fachmarkie- bzw. Einkaufscen-
ter-Entwicklung auszugehen, die sich vom zuletzt diskutierten Plankonzept (das dem
Bebauungsplan zugrunde liegt) deutlich unterscheidet. Zum damaligen Zeitpunkt stellte
das Vorhaben keine funktionale Erganzung des Innenstadtbereichs dar, sondern war
aufgrund der Gebaudestruktur und Wegeachsen als solitdrer Einzelhandelsstandort zu
beurteilen. :

Mit dem Planvorhaben MULTI Development / Bogl lag dem Einzelhandelsgutachter
zum ersten Mal eine detailiierte Planung dahingehend vor, den Innenstadtbereich funk-
tional zu erweitern. Uber die in 2007 geplanten Einzelhandelsnutzer hinaus sind ferner
Gewerbe- und Dienstleistungsfunktionen, eingebunden in eine attraktive stédtebauliche
Losung, geplant. Aufgrund dieses deutlich veranderten Nutzungskonzepts ist funkiio-
nal, und damit auch im Hinblick auf die stadtebauliche Bewertung eine neue Situation
gegeben: Die Anbindung an die Altstadt wird Uber eine entsprechende Verkehrsldsung
sichergestellt. '
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Entsprechend sind die Abweichungen an Nutzungen und Verkaufsflidchengrofie zu den
Planungen und Gutachten zu begriinden.

4119

5. Bereits die "alten” Gutachten (auf welche die BBE aber auch im aktuellen Schluss-
gutachten immer wieder zuriickgreift) gehen von erheblichen Umsatzeinbuiten und
Konkursen aus. Dies, obgleich von der BBE keine Neutralitat in der Beurteilung der
Sache gegeben ist. So schreibt die BBE " ... miissen in die Ableitung des Konzepts
auch investorenseitige Belange - soweit wie moglich - einbezogen werden (2005 Seite
5). Diese Aussage wurde bisher auch nicht revidiert.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.9

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Im Zuge der Realisierung eines Vorhabens in der Grofienordnung der Planung am
Unteren Tor kann es zur Verlagerung von Betrieben kommen. Ggfs. kann es auch zur
Aufgabe einzelner Betriebe kommen. Diese Entwicklungen konnen jedoch im Kontext
der baulichen Erweiterung der Innenstadt gutachterlich nur als eine Lagerverschiebung
innerhalb der Innenstadt gewertet werden. Der Begriff Konkurs* wird im Gutachten
nicht genannt.

in 2005 wurde innerhalb des durch den Projektentwickler weitgehend geplanten Nut-
zungskonzepts (insb. Ankermieter) durch die BBE fur die noch ungeplante Teilver-
kaufsflache ,Sonstiger Handel* (insgesamt 3.000 m? VKF) ein Nutzungskonzept erar-
beitet - unter Beriicksichtigung der Angebotssituation in Neumarkt und der Vertraglich-
keit entsprechender Nutzungen. Dabei waren investorenseitige Belange insoweit zu
beriicksichtigen, als Sortimente mit Synergiepotentialen zu den avisierten Ankermie-
tern fir einen nachhaltigen Nutzungsmix herauszustellen waren.

Dariiber hinaus haben sich investorenseitige Belange z.B. aus notwendigen Mindest-
verkaufsfldchen ergeben, damit interessierten Handlern die Darstellung zumindest ih-
res Standartsortimentes ermoglicht werden kann. Dieses Vorgehen stellt die gutachter-
liche Neutralitit an keiner Stelle in Frage und ist deshalb nicht zu revidieren.

=

Die angebliche fehlende Neutralitat der BBE ist eine Unterstellung, die durch nichts
belegt wird. .

4.11.10

6. Statt wie urspriinglich einmal vorgesehen, im Einkaufscenter nur Waren des geho-
benen Bedarfs anzubieten, handelt es sich jetzt nur um innenstadt-relevanten Bedarf.
Sowohl nach landesplanerischen Grundsatzen als auch stadtebaulichen Grundsatzen
gehodren Verkaufsfiachen hierfur typischer Weise in die Innenstadt. Dieser Grundsatz
wird durch die Planung verletzt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.10
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Der Anregung wird nicht gefolgt.

Als Einzelhandelsnutzer sind neben dem Ankermieter Lebensmittelsupermarkt und
Elektrofachmarkt Anbieter mit innenstadtrelevanten Waren geplant. Als entsprechende
Betreiber sind dabei - fur Einkaufszeniren typische - Vertreter hoherwertiger Qualitats-
stufen geplant. Der Begriff ,gehobener Bedarf* ist bauleitplanerisch und landesplane-
risch nicht gefasst.

Die Bauleitplanung stellt eine Erweiterung der Innenstadt dar - die geplanten Sortimen-
te werden damit in der Innenstadt realisiert; womit den genannten Grundsatzen ent-
sprochen wird.

4.11.11

7. Die Verkehrsproblematik ist nicht geldst. Dies betrifft z.B. die rund 25.000 Fahr-
zeuge alleine an der Dammstrale (weit Uber 30.000 Kfz am Knotenpunkt (s.AS&P)
oder auch die Zu-/Abfahrten zu den Schulen (weit {iber 2.000 Schiiler als Fuftganger
oder Radfahrer) und das Landratsamt - Beschaftigte und Besucher -. Mit dem Bauvor-
haben kommen tagtaglich ca. 5-10.000 Fahrzeugbewegungen ins | vom EKZ hinzu (it.
Biiro Kurzak 10.800 Kfz/24 Stunden). Mit einem weiteren Anstieg bis 2020 um ca.
30% ist zu rechnen. Auch ist nach Kurzak auf dem Schwarzachweg eine Verkehrszu-
nahme um "Faktor 10" anzunehmen! Dies flhrt zu einer erheblichen Mehrung des
Verkehrs, des Larms und der Luftbelastung, sowie zu einer erhohten Gefahrdung aller
dortigen Anwohner. Dies Ubersteigt auch bei weitem die rechtlich zulassige Grenze.
Mehr als 3 % werden in der Regel bereits als erheblich angesehen.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.11

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Zunachst ist klarzustellen, dass die Zahl .25.000 Fahrzeuge alleine an der Dammstra-
Re (weil Uber 30.000 Kfz am Knotenpunkt)* sich auf die heutige Situation bezieht —
zumindest die 25.000 Fahrzeuge auf der Dammstrale, die Zah! ,30.000 Kfz am Kno-
tenpunkt® ist nicht in der Begriindung aufgefihrt. Die Zahl der Fahrzeuge in der
Dammstrake ist ein Ergebnis der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan ,Unteres
Tor II* durch das Biro R+T (Stand: Februar 2013).

Auch um den zu erwartenden zusatzlichen Verkehr durch die neuen Nutzungen im

Geltungsbereich des Bebauungsplans Unteres Tor I aufnehmen zu konnen (aller
E Nutzungen, nicht nur die des Sondergebiets ,Einkaufszentrum®) werden im Gesamt-@
' - ' verkehrsplan Neumarkt Maftnahmen vorgesehen, die die Straken im Geltungsbereich
des Bebauungsplans entiasten. Durch die Entlastung dieser Straken wird gleichzeitig
auch der Knotenpunkt am Unteren Tor entlastet. Durch die Verwirklichung der Mal-
nahmen im Gesamtverkehrsplan kommt es zu einer deutlichen Absenkung des Ver-
kehrsaufkommens, so dass in der Dammstralte im Prognose-Nulifall (ohne Neubebau-
ung) von einer niedrigeren Verkehrsbelastung von 21.100 KfZ ausgegangen werden
kann. :

Die in der Steliungnahme aufgefiihrten 5.000 - 10.000 Kfz zum bzw. vom Sondérgebiet
_NeuerMarkt® entsprechen nicht der Anzahl an neuen Kfz-Fahrten, die das Ergebnis
der Ermittlung des Verkehrsaufkommens in der Verkehrsuntersuchung zum Bebau-
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ungsplan ist. Hier wird von einer Gesamierzeugung von 5.000 neuen Kfz-Fahrten an
einem Werktag ausgegangen, die sich auf die 3 Teilgebiete Sondergebiet ,Einkaufs-
zentrum®, Mischgebiet MI 1 und Mischgebiet Mi 2 aufteilen. Das Sondergebiet ,Neuer-
Markt“ alleine generiert etwa 4.240 Kiz/24 h, also weniger als 5.000 - 10.000 Kfz. Die-
ses Verkehrsaufkommen ist mafigebend fur die Prifung der Leistungsféhigkeit im
Strafiennetz. : :

Die Zah! aus der Verkehrsuntersuchung des Biros Kurzak aus dem varhergehenden
Bebauungspltanverfahren ,Unteres Tor* (Verkehrsuntersuchung vom 07.12.2006, erg.
04.07.2007) weicht von dieser neu ermitteiten Zahl ab — es wurde damals ein deutlich
grolkeres Verkehrsaufkommen ermittelt Dies ist damit zu begriinden, dass bei der Er-
mittiung des Verkehrsaufkommens des Biiros Kurzak der Verbundeffekt nicht berlick-
sichtigt wurde, sondern lediglich von Neukunden ausgegangen wurde — flir jeden Markt
bzw. jedes Geschaft. Verbundeffekte entstehen, wenn Kunden bei raumlich nahelie-
genden Markten verschiedener Branchen mehrere Markte bei einem Einkauf besu-
chen. Dies kann beim NeuenMarkt angenommen werden.

Selbst durch die neu hinzukemmenden Verkehrsbelastungen durch die neuen Nutzun-
gen nimmt die Verkehrsbelastung wegen der niedrigeren Hintergrundbelastung im
Vergieich zu heute nicht zu. In der Prognose weisen damit das Hauptverkehrsnetz
Nirnberger Strake, Dammstrafie / Amberger Strafte, Altdorfer Strale und die entspre-
chenden Knotenpunkte eine ausreichende Leistungsfahigkeit auf, um den zu erwarten-
den Ziel- und Quellverkehr aufzunehmen.

Durch die Lage der Tiefgaragenzufahrt im Schwarzachweg wird es zu einer Zunahme
der Verkehrsbelastung im Schwarzachweg kommen — zumindest bis zur Tiefgaragen-
zufahrt. Vor der Einfahrt der Tiefgarage des _NeuenMarkts* befindet sich ein Kreisver-
kehrsplatz, von dem aus die Tiefgarage direkt erschiossen wird. Zum Schutz der nord-
lich angrenzenden Wohngebiete vor Schleichverkehr ist die Ausfahrt aus dem Kreis-

~ verkehr in ndrdlicher Richtung in den Schwarzachweg nicht vorgesehen. Es handelt

sich jedoch nicht um eine Einbahnstrake, da die Anwohner nordiich des Kreisverkehrs
in beide Richtungen fahren kdnnen. Auch der Radverkehr darf den Kreisverkehr nach
Norden hin verlassen und dem Schwarzachweg weiter folgen.

Beziiglich des Larms wurden zum Schwarzachweg bzw. der dort befindlichen Grund-
sticke Aussagen im Schallimmissionsschutz-Gutachten des Ingenieurburos Sorge
(Stand: Marz 2013) getroffen. An den im Schwarzachweg gepriften immissionsorten
werden die relevanten Immissionsgrenzwerte nach der 16. BlmSchV eingehalten. Ent-
sprechend ist hier nicht von einer unzumutbaren Beeintrachtigung durch Verkehrslarm
auszugehen.

Eine ,wesentliche Anderung” gemafs den Kriterien der 16. BlmSchV (Erhdhung um bis
zu 5 bzw. 6 dB(A)) und gleichzeitig teilweise eine Uberschreitung des Immissions-
grenzwerte tags" 16. BimSchV fiir Allgemeine Wohngebiete festgestellt (59-63 dB(A))
wurde im AuRenwohnbereich der Grundstucke am Schwarzachweg, Flur-Nr. 1033/3
und 1033/4, in einem Abstand von bis zu 7,00 m von der éstlichen Grundstlicksgrenze
der 0.9. Grundsticke festgestelit. In der Begriindung zum Bebauungsplan auf S. 29
wurde dazu ausgefuhrt:

,Aufgrund der Situation vor Ort ist festzustellen, dass im derzeitigen Bestand ein Tell
der betroffenen Fldche als Grundstickszufahrt genutzt wird. Insoweit scheidet ein Teil
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der Flache bereits aus diesem Grund als Auflienwohnbereich aus. in Ansehung der
Tatsache, dass das Grundstick auch im westlichen Bereich Uber Freiflachen verfugt,
bestehen erhebliche Bedenken, ob gerade die am Schwarzachweg an der Grund-
stiicksgrenze gelegene 7-m breite Flache vorliegend als Aufenwohnbereich angese-
hen werden kann. Es liegen keine Anhaltspunkte daflr vor, dass diese Flache fur re-
gelmaRigen Aufenthalt benutzt wird.“© Von einer unzumutbaren Beeintridchtigung ist
damit auch in diesem Bereich nicht auszugehen.

Beziiglich der Luftbelastung wurde im Rahmen der Bauleitplanung im Schadstoffgut-
achten (Miller-BBM, Marz 2013) die Belastung des gesamten Gebiets mit den fur die
menschiiche Gesundheit relevanten Schadstoffen Stickstoffoxide (NO,) sowie
Feinstaubpartikel (PMz s und PM;o) vor und mit Realisierung der Planung untersucht.

In der Begriindung zum Bebauungsplan wurde auf S. 32 dazu ausgeflhrt:

,Ergebnis der Untersuchung ist, dass die Luftqualitat in Neumarki i.d.OPf. hinsichtlich
der 39. BImSchV (Grenzwerte) grundsatzlich als gut einzuschatzen ist. Die Belas-
tungsschwerpunkte liegen auf der Dammstrale und dem Kurt-Romstock-Ring, hier ist
von hdheren Immissionen auszugehen. Die Grenzwerte der 39. BimSchV fir Feinstaub
(PMyo und PMg5) und far Stickstoffdioxid (NO,) jedoch werden sowoh! an den Gebau-
defassaden am Strafenzug als auch im gesamten Umfeld weit unterschritten. Der
Schutz der menschlichen Gesundheit entsprechend der 39. BImSchV (gesetzlicher
Wert) ist damit im Umfeld gewahrleistet.” :

Das bedeutet, dass nicht von einer unzumutbaren Beeintrachtigung durch Luftschad-
stoffe auszugehen ist — weder im Schwarzachweg noch im sonstigen Betrachtungs-
raum. _

In den Untersuchungen traten keine durch die Planung erzeugten Ergebnisse zutage,
~ die ,bei weitem die rechtlich zulassige Grenze" iibersteigen. Eine Steigerung von 3 %,
die als erheblich angesehen werden kdnnte, ist dem Plangeber unbekannt. '

Insgesamt gesehen kann damit nicht davon gesprochen werden, dass die Verkehrs-
problematik nicht geldst sei — weder im Schwarzachweg noch im Gbrigen Geltungsbe-
reich. ' '

4.11.12

,8. Bei einem durch das EKZ generierten Verkehr von rund 10.000 Kfz und einem an-
genommenen 6-fachen Kfz-Parkplatzumschlag sind die EKZ-Parkplitze nicht ausrei-
chend.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.1

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Zunichst ist festzustellen, dass die Zahi von 10.000 Kfz nicht der Anzah! an neuen Kfz-
Fahrten entspricht, die das Ergebnis der Ermittiung des Verkehrsaufkommens in der
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Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan Unteres Tor II* durch das Biro R+T
(Stand: Februar 2013) ist. Hier wird von einer Gesamterzeugung von 5.000 neuen Kfz-
Fahrten an einem Werktag ausgegangen, die sich auf die 3 Teilgebiete Sondergebiet
_Einkaufszentrum®, Mischgebiet Ml 1 und Mischgebiet Mi 2 aufteilen. Das Sondergebiet
NeuerMarkt* alleine generiert etwa 4.240 Kfz/24 h, also weit weniger als 10.000 Kfz.
Dieses Verkehrsaufkommen ist mafsgebend fiir die Prifung der Leistungsfahigkeit im
Strahkennelz, jedoch nicht unmittelbar fur die Berechnung der erforderlichen Stellplatze
da hierfiir noch verschiedene andere Faktoren beriicksichtigt werden miissen (s.u.)!

Beziiglich der Steliplatze und ihrer Anzahl wurde in der Begriindung zum Bebauungs-
plan auf S. 45f Folgendes ausgefihrt:

_Fiir den Kfz-Verkehr hat der Stadtrat fiir das Sondergebiet Einkaufszentrum’ im Vor-
griff auf den Bebauungsplan Unteres Tor |I' am 31.01.2013 beschlossen, dass die Er-
mittiung und die Festsetzung der erforderlichen Stellptatze abweichend von der Rege-
jung der GaStellV durch eine entsprechende Regelung im Bebauungsplan uber eine
driliche Bauvorschrift erfolgen soll — berechnet nach einem sogenannten Stellplatz-
ganglinienmodell. Dies kann damit begriindet werden, dass die BayBO und die GaS-
tellV jede Nutzung einzeln berechnen und dabei nicht berlicksichtigt werden kann,
dass es sich beim ,NeuenMarkt’ um eine multifunktionale Nutzung handelt, bei der Sy-
nergien Uber die zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der Steliplatze eingerechnet wer-
den kénnen. .

Grundlage fur die ortliche Bauvorschrift mittels der Stellplatzganglinie ist die Berech-
nung der erforderiichen Stellplatze des Biiros R+T (vgl. Anlage ,Parkraum NeuerMarkt'
- Stellplatzgangiinie, Beschiuss vom 31.01.2013"). Bei der Berechnung wurde eine vor-
habenbezogene Ermittiung Gber Tagesgangiinien der Parkraum-Nutzergruppen durch-

* gefiihrt. Verkehrserzeuger mit Steliplatzbedarf im Plangebiet sind grofs- und kleinfla-

chiger Einzelhandel, Hotel, Gastronomie, Biro, Dienstleistung. Arztpraxen und Kino.
Grofter Verkehrserzeuger wird die Einzelhandelsnutzung sein. Hier erfoigt die Ab-
schatzung des Gesamtverkehrsaufkommens nach den Einzelnutzungen (Supermarkt,
Textilmarkte etc.) sowie unter Beriicksichtigung von Verbund- und Konkurrenzefiekten.
Verbundeffekte entstehen, wenn Kunden bei raumlich naheliegenden Markten ver-
schiedener Branchen mehrere Markte bei einem Einkauf besuchen. Unter Konkurrenz-
effekt wird verstanden, dass die Neuansiediung eines Marktes nicht das volle Kunden-
potential abschdpfen kann, wenn in raumiicher Nahe weitere Mérkte der gleichen
Branche bestehen. Das errechnete Gesamtverkehrsaufkommen durch die Einzelhan-
delsnutzung setzt sich zusammen aus dem Bestandsverkehr, aus dem ein Mitnahme-
offekt resultiert, wenn Kunden bereits im Bestand vorhandene Fahrten fir einen Ein-
kauf unterbrechen, und aus dem Neuverkehr, der zusétzlich zum bereits bestehenden
Verkehr anfallt. :

Die Abschatzung des Verkehrsaufkommens erfolgte flr einen Normalwerktag und flr
Samstag, wo jeweils mit unterschiedlichen Verkehrsstarken und unterschiedlichem
Steliplatzbedarf gerechnet werden muss. Die Anzahl der auf dem Grundstiick nachzu-
weisenden Stellplédtze orientiert sich am maximal auftretenden Steliplatzbedarf, der am
Samstag zu verzeichnen ist. Dariiber hinaus ist eine Reserve von 5 % bzw. 10 % des
maximalen Bedarfs zuséatzlich zu beriicksichtigen. [..]

Die Unterbringung der Stellpidtze des NeuenMarkis' ist in zwei Tiefgaragen im Bau-
komplex vorgesehen: 561 Stellplatze, wovon sich 412 Stellplatze in Tiefgarage 1
(Schwarzachweg) und 149 Stellplétze in Tiefgarage 2 (Dammstraie) befinden. [...] Die
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beiden Tiefgaragen sind im Norden des Gebiudekomplexes Uber eine Umfahrung ver-
bunden, die jedoch nicht immer offen ist. Die Verbindung der beiden Tiefgaragen er-
folgt werktags von 22:00 bis 6:00 Uhr und am Wachenende ganztags. Hintergrund fur
die Verbindung nachts ist, dass nachts die Tiefgarage nicht mehr im Schwarzachweg
verlassen werden soll, um die Anwohner im angrenzenden Wohngebiet vor den dies-
bezliglichen Schallimmissionen zu schiitzen. Daher wird die Umfahrung in Richtung
der Tiefgarage Dammstrafe gedffnet und die Ausfahrt erfolgt von beiden Tiefgaragen
auf die Dammstrake. Hintergrund fir die Verbindung am Wochenende ist, dass die
Mitarbeitertiefgarage am Wochenende weniger ausgelastet ist als werktags, diese Ka-
pazitaten aber durch das erhdhte Kunden- und Besucheraufkommen im JNeuenMarkt’
bendtigt werden, um den erforderlichen Stellplatzbedarf decken zu konnen.

Ergebnis der Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist damit, dass auch am kritischsten Tag
Samstag in der Spitzenstunde ausreichend Stellplatze in den Tiefgaragen vorhanden
sind, inkl. einer Reserve von 10%." :

Damit kann insgesamt davon ausgegangén werden, dass die Parkplatze ausreichend
bemessen sind.

4.11.13

,9. Die gesamte Verkaufsfliche der Innenstadt betrdgt ca. 28.000 gm. Die gesamte
"innenstadirelevante” Verkaufsflache des Einkaufszentrums soll ca. 13.100 gm, betra-
gen. Die gesamte Verkaufsflache inkl. z.B. Reisebiiros, Kioske, Gastronomie u.a.) ist
ohne rechtliche Beschrankung. Zu dieser Flache sind deshalb Kino, Hotel und Buro-
[Freiberuflerflichen, Reiseblros, Drogerie, Apotheken oder Kioske noch hinzu zu
rechnen. Die Verkaufsflache ist im Ubrigen nicht nach DIN-Norm anzurechnen (welche
im Ubrigen nichtoffentliche Normen sind), sondern es sind nach der Rechtsprechung
alle Flachen heranzuziehen, welche von Kunden betreten werden kbnnen (z.B. Ein-
kaufswagenbereich im Inneren) oder auch Bedientheken. Eine pauschale Annahme,
dass z.B. 85 %der Mietflache als Verkaufsfidche anzusetzen sind, ist unzuldssig. Die
Festlegung der Verkaufsflache ist ungenau und in der Planung zu definieren und Klar

" 2y stellen, dass es sich bei der zulassigen Verkaufsflache nicht nach DIN-Norm han-

delt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.13

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die maximal zuldssige Verkaufsfldche betrégt 13.100 m?2. Weitere Mietfldchen, wie z.B.
Gastronomieflachen, Dienstleistungsflachen, Kino, Hotel, etc. stellen demgegeniber
keine Verkaufsflachen dar. Sie sind bauleitplanerisch in dieser Hinsicht nicht erfasst.

in der Auswirkungsanalyse wurde die maximal zulassige Verkaufsflache innerhalb der
Warengruppen in den Shops geprift. Der Bebauungsplan regelt detailliert die maximal
zuléssigen Verkaufsflachen in den einzelnen Warengruppen und die Gesamtverkaufs-
flache der Einzelhandelsbetriebe.
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Weitere, ebenfalls vom Kunden zu hetretende Flachen (wie. z.B. Einkaufswagenberei-
che, interne Mall-Fi&chen, weitere ,sonstige Flachen") wurden bei der Bewertung des
Gesamtvorhabens berlicksichtigt. In der Festlegung zuldssiger Verkaufsflachen nach
Sortimenten wurden diese Flachen aber explizit nicht beriicksichtigt, weil sie bei einem
Vorhaben dieser Grofenordnung nahezu kontinuierlich konstruktionsbedingten Abwei-
chungen unterworfen sind und keinen MaRstab fir die Umsatzfahigkeit in einzelnen
Sortimenten darstellen.

Gerade durch die Begutachtung und Festsetzung maximaier Verkaufsfldchen in den
Sortimenten/den Shops sind die Ergebnisse der Auswirkungsanalyse (unabhangig von
einem ,mehr oder weniger* bei Einkaufswagenbereichen, Mall-Flache, etc.) in jedem
Fall glitig.

Die Annahme, dass bei Einzelhandelsbetrieben rd. 85 % der Mietflache als Verkaufs-
flache genutzt werden, ist der marktiibliche Standard. Im Rahmen der vorliegenden
Analyse ist dieser Relativwert allerdings ohne Bedeutung, da sich die Auswirkungsana-
lyse auf die Verkaufsflachen bezieht (vgl. oben). Ob in Erganzung hierzu mehr oder
weniger Lagerflache genutzt wird, ist unerhehlich.

Die maximal zuldssige Verkaufsfiiche stellt somit die Nutzfliche (NF) nach DIN 277
ohne Lagerflache dar. Sie entspricht der Mietfléche in der Ermittlung der Gesellschaft
fiir immobilienwirtschaftiichen Forschung (gif); hier MF-G1 (Mietflache zur exklusiven
Nutzung; wiederum ohne Lagerflache). :

Die Beriicksichtigung von weiteren Mietfidchen, z.B. Verkehrsflache (VF) nach DIN
oder MF-G2 (Mietflachen zur gemeinschaftlichen Nutzung) nach gif wurde, da eine
eindeutige Zuordnung zu bestimmien Betriebsformen/Warengruppen nicht mebr
durchgefihrt werden kann, bei der Ermitttung maximal zulassiger Verkaufsflache gera-
de nicht durchgefunrt. Grofenunterschiede bei diesen Nicht-Verkaufsfiachen flhren
nicht zu unterschiedlichen Umsatzleistungen des Planvorhabens.

4.11.14

10. Auf dem angrenzenden sogenannten "L ammshriugrundstiick” kommen noch
weitere gewerbliche Flachen hinzu und werden sich ebenfalls negativ auf die Innen-
stadt auswirken. Bei der Bewertung ist die gesamte gewerbliche Nutzung des Areals
zu sehen und zu beurteilen. Die bisher getrennte bzw. nichtgemachte Beurteilung bzw.
Beurteilung chne dieses Areal ist falsch. Bei der Beurteilung des Flachenzuwachses,
des Kaufkraftabzugs und der hieraus resultierenden stadtebaulichen Konseguenzen
sind alle Frequenzbringer mit zu bewerten.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.14

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fiir das Mischgebiet .MI1* konnte'zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentimer und den Nach-
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barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das siidlich der Dammstraie gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniiberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen zur Fassung des Strafien-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrafie aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unieres Tor
II* herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor {1 (Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum®, Umbau der anliegenden Straften und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungeh
fir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.

Die Anderung der Abgrenzung des Geltungsbereichs erfordert nach § 4a Abs. 3
BauGB eine erneute dffentliche Auslegung. Diese soll nach den entsprechenden Be-
schliissen durchgefiihrt werden. Die bisherigen grafischen und textlichen Festsetzun-
gen innerhalb des nun verkleinerten Geltungsbereichs bleiben unverandert. Deshalb
kann bestimmt werden, dass in der erneuten éffentlichen Auslegung Stellungnahmen
nur zu den gednderten Teilen abgegeben werden kdnnen (§ 4a Abs. 3 Satz 2 BauGB).

Entsprechend werden im Bebauungsplan ,Unteres Tor iI“ keine weiteren gewerblichen
Fidchen hinzukommen, die sich negativ auf die Innenstadt auswirken kénnten.

4.11.15

_Wie der Umzug vieler Arzte in das Arztezentrum an der Regensburger Stralle zeigt,
bewirkien solche Betriebe und Einrichtungen einen erhdhten Umsatzeinbruch in der
Innenstadt. Der Umzug hat nicht beriicksichtigte Auswirkungen auf den geschatzten
Umsatz der Altstadt und den prognostizierten Kaufkraftabzug. Die stadtebaulichen
Auswirkungen sind durch ein weiteres Arztezentrum im Einkaufscenter noch weitaus
massiver.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.15

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Im Jahr 2002 wurde das Arztehaus Neumarkt an der Regensburger Strafte ergffnet. In
diesem Haus findet sich eine Konzentration des medizinischen Versorgungsangebotes
{iber viele Fachbereiche von Hausérzten und Fachérzten einschlieblich einer Apotheke
und weiterer begleitender (medizinischer) Dienstleistungen wie Physiotherapie.

Die Einwenderin filhrt an, dass eine solche Einrichtung zu einem erhdhten Umsatzein-
bruch in der Innenstadt filhren kann und der Umzug nicht beriicksichtigte Auswirkun-
gen auf den geschéatzten Umsatz der Altstadt und den prognostizierten Kaufkraftabzug -
hat. Diese behaupteten Auswirkungen sind jedoch nicht zu belegen. :
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Zunachst ist hervorzuheben, dass der Umzug von Arzten bzw. begleitender {medizini-
scher) Dienstleistungen in das Arztehaus nicht nur von der Altstadt / Innenstadt aus
erfolgte, woraus Auswirkungen auf die Innenstadt abzuleiten waren. Zwar waren die
meisten der rund 20 Arzte bzw. Praxisgemeinschaften vor der Erdffnung bereits in
Neumarkt ansdssig und nur eine untergeordnete Zahl von Arzten siedelte sich neu in
Neumarkt an. Jedoch hatten lediglich 2 der Arzte zuvor ihre Praxisrdume in der Alt-
stadt, wovon sich in einer Praxis wieder ein Arzt ansiedelte. Die Praxis flr Physiothe-
rapie hat im Arztehaus einen weiteren Standort zuséizlich zur Altstadt eroffnet, so dass
diese Praxis weiterhin in der Altstadt vorhanden und nicht umgezogen ist. Mehrere
Arztpraxen befinden sich nach wie vor in der Altstadt. Weitere 4 Arzte sind aus der
Bahnhofstrale {ndhere Umgebung der Altstadt) ins Arztehaus umgesiedelt, aber auch
hier sind weiterhin mehrere Arzte ansassig.

Diese Umsiedlungen im geringen Umfang sind als normale Bewegungen auf dem im-
mobilienmarkt zu werten. Es [dsst sich nicht schlussfolgern, dass der Umzug eines
einzigen Arztes aus der Altstadt bzw. von 4 Arzten aus der Umgebung der Altstadt er-
hebliche Auswirkungen auf den geschatzien Umsatz der Altstadt und den prognosti-
zierten Kautkraftabzug hat.

Die bislang geplante Grofe der beabsichtigten Arztpraxen im Vorhaben ,NeuerMarkt*
ist dariiber hinaus nicht mit dem Arztezentrum an der Regensburger Strafie zu verglei-
chen. Haben die Praxisflichen im Arztezentrum Regensburger Strale (ohne Erschlie-
Rungsflachen, Apotheke, Gastronomie etc.) in etwa eine GroRRe von 4.400 m?, sind im
NeuenMarkt® lediglich 1.750 m? fiir Arzterdume vorgesehen.

Einkaufskoppelungseffekte durch das Arztezeritrum und weiterer Nutzungen zum ge-
planten Einzelhande! wurden in der Vertriglichkeitsanalyse und damit bei den Auswir-
kungen auf die Innenstadt berticksichtigt.

Insgesamt sind folglich keine erheblichen stadtebaulichen Aﬁswirkungen durch weitere

. Praxisrdume im Geltungsbereich des Bebauungsplans zu erwarten.

4.11.16

11, So hat z.B. das VG Darmstadt mit Urteil vom 8.9.2010 entschieden, dass bei der
Prognose, ob schidliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche vorliegen,
unter anderem die Verkaufsflache des Vorhabens im Vergleich zu den im zentralen
Versorgungsbereich vorhanden Verkaufsflachen derselben Branche und ein daraus
herzuleitender voraussichtlicher Kaufkraftabfluss, die Entfernung zwischen dem Vor-
haben und dem befroffenen zentralen Versorgungsbereich, die Bedeutung der "Fre-
quenzbringer bzw. Magnetbetriebe” im Versorgungsbereich und deren Gefahrdung,
eine etwaige Vorschadigung des zentralen Versorgungsbereichs z.B. durch das Vor-
handensein branchengleicher Einzelhandelsangebote an nichtintegrierten Standorten
im Einzugsbereich des Versorgungsbereichs und die Kundenattraktivitdt des geplanten
Vorhabens durch standortbedingte Synergiceffekte . Eine der wesentlichen Aussagen
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dieses Urteils ist z.B. folgende:" Nach der vorgenannten Rechtsprechung des BVerwG
sind schidliche Auswirkungen auf einen zentralen Versargungsbereich zu erwarten,
wenn die Funktionsfahigkeit des betroffenen zentralen Versorgungsbereichs in beacht-
lichem Ausmalt beeintrachtigt und damit gestort wird. Eine solche Funktionsstérung
liegt vor, wenn der Versorgungsbereich seinen Versorgungsauftrag genereli oder hin-
sichilich einzelner Branchen voraussichtlich nicht mehr in substantieller Weise wird
wahrnehmen kdnnen. Und: Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche sind al-
lerdings nicht erst dann schadlich, wenn sie die Schwelle zur Unzumutbarkeit Gber-
schreiten. Schutzzweck des 34/4 BauGB ist vielmehr die Vermeidung stadtebaulich
nachhaitiger negativer Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.16

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Das Urteil ist bekannt. Beim Planvorhaben handelt es sich allerdings um ein Vorhaben

in einem integrierten Bereich. Insbesondere handelt es sich um ein Vorhaben, das der -

baulichen und-funktionalen Erweiterung der Innenstadt dient. Mogliche Umverteilungs-
effekte und hiervon ggfs. abzuleitende betriebliche Umverlagerungen stellen deshalb
eine Verschiebung innerhalb der Innenstadt - und keinen Einfluss von aulen - dar.
Eine Beeintrachtigung der Funktionsféhigkeit des zentralen Versorgungsbereichs ist
nicht zu erwarten. @

4.11.17

,12. Beeintrachtigung durch Wertminderung®, Auszug des Tex{ilmieters

Mein Hauptmieter hat mir gegeniber verlauten lassen, dass er in Zukunft ins EKZ zu
gehen beabsichtigt. Die jetzt schon schlechte Vermietungssituation in Neumarkt wird
sich durch das Einkaufscenter noch verschlechtern. Auch die Mietpreise fallen zwangs-
jaufig. Eine Verlangerung des bestehenden Mietverhidltnisses konnte zuletzt nur
dadurch erreicht werden, dass auf den Inflationsausgleich verzichtet wurde. Bei einer
Neuvermietung nach dem EKZ-Bau sind die verfallenen Mietpreise auch als Grundlage
" fur die Wertermittiung heran zu ziehen. Da das EKZ als grofles autarkes Objekt ge-

plant ist, welches auch ohne die Innenstadt bestehen kann (siehe auch weitere Ein- .

wande), sind die langfristigen stadtebaulichen Auswirkungen enorm. Zwar wird in den
verschiedenen Gutachien der BBE/Stadt darauf hingewiesen, dass es durchaus zu
Existenzgefahrdungen und Konkursen kommen wird, jedoch finden diese Aussagen
keine Bericksichtigung in der Abwégung des Bebauungsplanes sowie bei der Grolte
des jetzigen Bauobjekts. Durch den Riickgang und die Verschlechterung der Vermie-
tungssituation unterbleiben lber kurz oder lang Renovierungen sowie Attraktivierungs-
arbeiten am Geb&udebestand, was ebenfalls negative stadtebauliche Auswirkungen
auf Dauer hervorruft .

Stellungnahme des Planers zu 4.11.17

* s BVerwG 4.Senat, Beschluss vom 2.8.1993 zur Frage des Nachteils bei Grundstiickswertminderung
infolge Schaffung von Bebauungsmiglichkeiten durch Bauplanung in der Nachbarschaft -"Erreicht die
Wertminderung eine bestimmten Grad, so kann dies als Indiz dafur zu werten sein, dass Eigentimerinte-
ressen auf dem Spiel stehen, die in der Abwégung beriicksichtigungs- und gegebenenfalls im Verhéltnis
zu entgegenstehenden Interessen durchsetzungsfahig sind.
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Der Anregung wird nicht gefolgt.

Grundsitzlich sind Auswirkungen und Verénderungen durch die beabsichtigte Ansied-
lung eines Einkaufszentrums am Unteren Tor fur die bestehenden Strukturen in der
Altstadt nicht ausgeschlossen. In der Begriindung zum Bebauungsplan wurden die
Auswirkungen bereits beschrieben und in die Abwagung eingestellt (vgl. S. 40 f):

.In der Planung zu beriicksichtigen sind die Belange der Wirtschaft, auch in ihrer mit-
telstandischen Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevolke-
rung. Zu den Befangen der Wirtschaft gehdren u.a. [...] die Standortinteressen der
Unternehmen. [...]

Darunter werden auch die Belange von Betrieben gefasst. In der Vertraglichkeitsanaly-
se zum Planvorhaben ,NeuerMarkt® wurden die Auswirkungen der geplanten Dimensi-
onierung der Einzelhandelsflichen auf die Innenstadt untersucht. Dabei war ein Er-
gebnis, dass die Entwicklung mit Umsatzumverteillingseffekien und einem Struktur-
wandel innerhalb der Innenstadt von Neumarkt einhergehen. Vor allem in den Neben-
lagen der Innenstadt kbnnte es hinsichtlich einiger Sortimentsbereiche zu vereinzelten
Leerstinden oder Mindernutzungen kommen [...]. Der Wettbewerb und der Konkur-
renzdruck auf den bestehenden Einzelhandel wird zunehmen, weswegen Umsatzver-
luste einzelner Betriebe nicht ausgeschlossen werden konnen. Die Umsatzeffekte des
Vorhabens fiihren laut Gutachten allerdings lediglich zu einer Schwerpunkiverlagerung
innerhalb der Innenstadt und durch die innerstadtische Lage des Vorhabens wird die
Funktionsfahigkeit und Versorgungsleistung der Innenstadt insgesamt gestarkt. Auller-
dem sind die Anbieter, die deutlich hdhere Umverieilungseffekte generieren, auch die-
jenigen Betriebsformen, die eine gesteigerte Marktdurchdringung innerhalb des Ein-
zugsgebietes zur Folge haben und daher einen Zugewinn an Einzelhandelszentralitat
gegeniiber NUrnberg und Regensburg ermaglichen. Insgesamt ist das Fazit des Gut-
achtens, dass die Planung in der empfohlenen Struktur, Dimensionierung und Anbin-
dung zu einer funktionalen Starkung der Innenstadt sowie der Gesamtstadt Neumarkt
fiihrt.

Daneben ist zu beriicksichtigen, dass die Bauleitplanung kein Instrument der Wirt-
schaftsplanung ist, sondern sich auf die Bericksichtigung wirtschaftlicher Belange in-
nerhalb der geordneten stidtebaulichen Entwicklung beschréanken muss. Das bedeu-
tet, dass die Gemeinde zwar die Belange der Wirtschaft bericksichtigen muss, ein
einzelner Gewerbetreibender jedoch keinen Anspruch darauf hat, dass eine vorhande-
ne Wettbewerbssituation nicht verschlechtert wird. Auch ist ein entsprechendes Inte-
resse nicht schutzwiirdig, weil mit neuer Konkurrenz standig gerechnet werden muss.
Die Gemeinde muss sich wettbewerbsneutral verhalten® und darf nicht anstelle der
Ordnung der stadtebaulichen Entwicklung den Wettbewerbsschutz des ortsansassigen
Handels verfolgen.>

In der Stellungnahme der Biirgerin wird weiterhin hervorgehoben, dass die Vermieter
der Immobilien fur die jeweiligen Einzelhandelsbetriebe durch die mégliche Schwer-
punktverlagerung oder Leerstéande infolge von Konkursen in der Innenstadt ebenfalls
Nachteite zu befiirchten haben, insbesondere in der Wertminderung ihrer Grundstiicke

4 vgl. BVerwG NvwZ 1997, 683
* Vgl. Spannowsky/Uechtritz: Beck'scher Online-Kommentar BauGB, § 1, Rn. 107
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bzw. durch sinkende Mieteinnahmen. Dies wére ein privatrechtlicher Belang nach § 1
Abs. 7 BauGB.

Diese Wertminderung wird unterstellt, nicht aber belegt, eine entsprechende Auswir-
kung der Planung kann nicht nachgewiesen werden. '

Dariiber hinaus wurde vom Bundesverwaltungsgericht (Beschluss vom 09.02.1995 - 4
NB 17/04, NVwZ 1995, 835) festgestelit, dass die Auswirkungen eines Bebauungs-
plans auf den Verkehrswert [...] zwar zum Abwigungsmaterial gehdren [mdgen], so-
weit sie das Uberplante Grundstiick selbst betreffen [...]. Etwas anderes gilt jedoch fur
nur mittelbare Auswirkungen auf den Verkehrswert, vor allem, wenn sie bei Grundsti-
cken auBerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans auftreten.” Ausgefuhrt wird
in dem Beschiuss weiterhin: ,Die Fra er Wesentlichkeit der Auswirkungen einer
Planung auf ,Nachbargrundstiicke’ beurt&ilt sich grundsatzlich nicht nach dem Umfang
einer moglichen Verkehrsweriminderung, sondern nach dem Grad der faktischen und
unmittelbaren, sozusagen ,in natura® gegebenen Beeintrachtigungen, die durch die
angegriffene Norm zugelassen werden.” Da der Verkehrswert von vielen Faktoren ab-
hangt, auch solchen, die im Rahmen der stadtebaulichen Belange nicht berticksichtigt
werden konnen, sind in die Abwagung daher ,nicht die potentiellen Wertveranderungen
von Grundstiicken einzustelien, sondern nur die Auswirkungen, die von der geplanten
Anlage faktisch ausgehen. [...] Eine Grundstiickswertminderung stellt daher keinen
eigenstandigen Abwagungsposten dar. [...] Daran andert auch der Umstand nichts,
dass der Grundstiicksmarkt moglicherweise auf eine solche Verdnderung mit einer
Wertminderung [...] des Verkehrswerts reagiert; denn der [Grundstiicks-]Markt bertck-
sichtigtsauch solche Faktoren, die aulerhalb des planerischen Abwagungsmaterials
liegen.”

Auf den gegebenen Fall bezogen, waren faktische Auswirkungen bspw. erhdhte Im-
missionen oder Verkehrsbelastung durch die Neuplanung im Geltungsbereich des Be-
bauungsplans. Diese sind fir Grundstlicke in der Oberen Marktstrafte und der Kasten-
gasse bzw. der kompletten Altstadt jedoch nicht nachweisbar. Im Gegenteil wird eine
Bewaltigung dieser Problematik im Umfeld der geplanten Nutzungen durch entspre-
chende Festsetzungen gewdhrieistet. Eine weitere faktische Beeintrachtigung ware,
dass die Nutzung der Flache durch die Inhalte des Bebauungsplans eingeschrénkt
wird. Dieser Fali liegt jedoch ebenfalls nicht vor, das vorhandene Nutzungsrecht in der
Altstadt von Neurnarkt bleibt erhalten, somit ist auch die Vermietung bzw. Nutzung der
Immobilien fiir Einzelhandelsbetriebe weiterhin moglich.

Weiterhin ist anzufiihren, dass in der Vertraglichkeitsanalyse zum Planvorhaben Neu-
erMarkt* hervorgehoben wurde, dass die Planung zu einer funktionalen Starkung der
Innenstadt fihrt und ein Zugewinn an Einzelhandelszentralitit gegenuber Nlurnberg
und Regensburg erméglicht.

Die unterstellten negativen stédtebaulichen Auswirkungen durch unterbleibende Reno-
vierungs- und Attraktivierungsarbeiten konnen sich ursachlich nicht aus den Inhalten
des Bebauungsplans ableiten lassen.

8 Bverw(: Beschluss vom 09.02.1995 — 4 NB 17/94, NvwZ 1995, B35
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Dariiber hinaus hat die Stadt Aktivitaten zur Attraktivierung der Innenstadt eingeleitet.
Insbesondere sind Mafnahmen enthalten im Integrierten Stadtentwicklungskonzept
(ISEK), welches im Jahr 2012 vom Stadtrat beschlossen wurde und damit eine infor-
melle Planung nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGR ist, deren Ergebnisse bei der Aufstellung
von Bauleitplanungen zu berlcksichtigen ist. Im Beschluss wird ausgefihrt, dass die
Umsetzung des stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes anhand des MaRknahmenkata-
loges unter Federfihrung des Stadtplanungsamtes erfoigen soll.

Im ISEK enthaltene kurz- bis mittelfristige Mafnahmen (Umsetzung 2012 - 2017 bzw.
2017 - 2022) zur Attraktivierung fir den Bereich Historischer Stadtkern” sind bspw. die
Aufstellung eines Gestaitungsleitfadens flr den historischen Stadtkern oder die Gestal-
tung einer afttraktiven Verbindung vom Bahnhof iiber die MarkistraRe zum ,Neuen-
Markt. Hierunter fallen bspw. Strakenbelag, Beleuchtung, M&blierung etc. Ein
Schwerpunkt liegt bei den Maknahmen auf der Markstrale, wo attraktive Flachen fdr
Gastronomie und Hande! geschaffen und das &ffentliche Stellplatzangebot neugeord-
net werden sollen. Dariiber hinaus soll die Eingangssituation zum historischen Stadt-
kern an der Unteren Marktstralte modernisiert und aufgewertet werden.

Zur genaueren Definition und Umsetzung der MaRnahmen zur Aufwertung der Innen-
stadt hat die Stadt Neumarkt einen Wettbewerb ausgelobt, dessen Gegenstand der
Umbau und die Neugestaltung von StralRen und Plétzen ist, unter Beriicksichtigung der
Planungsbereiche Obere Marktstralle, Untere Marktstrale, Rathausplatz und Kloster-
gasse sowie Hallertorstraiie. Fur diese Bereiche sollen ein Gesamt- und ein Beleuch-
tungskonzept entwickelt werden. ' : : :

Insgesamt wird festgestellt, dass die méglichen Auswirkungen durch die beabsichtigte

Ansiedlung eines Einkaufszentrums am Unteren Tor zu keinen umzumutbaren Veran-

derungen der stadtebaulichen Ordnung fUhren.

4,11.18

,13. Das Ziel des Bdgl-Bebauungsplanes "qualitdtsvolle Erganzung der Innenstadtein-
zelhandelsfunktion” wird durch die Uberdimensionierung verfehlt. (so auch AS&P im
" Vorbericht: Die Entwicklung kann allerdings mit Umsatzumverteilungseffekten und ei-
nem Strukturwandel innerhalb der Innenstadt von Neumarkt einhergehen. Vor allem in
den Nebenlagen der Innenstadt kénnte es hinsichtlich einiger Sortimentsbereiche zu
vereinzelten Leerstinden oder Mindernutzungen kommen. Inshesondere im Beklei-
dungssektor kénnen die Umsatzverteilungen teilweise eine als kritisch anzusehende
Grokenordnung zur Folge haben. Der Wettbewerb und der Konkurrenzdruck auf den
bestehenden Einzelhandel wird zunehmen, weswegen Umsatzverluste einzelner Be-
triebe in nicht zu vernachldssigender Hohe nicht ausgeschlossen werden kdnnen.) Die
von stédtischer und BBE Seite vorgeschobenen Begriindungen zur Rechtfertigung
werden u.a. auch dadurch ad absurdum gefihrt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.18

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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Mit der Vertréglichkeitsanalyse wird festgestelit, dass das Planvorhaben zu einer
Schwerpunktverlagerung innerhalb der Innenstadt fuhrt. Deren Funktionsfahigkeit wir-
de durch das Planvorhaben gestarkt und die Kaufkraftbindung des Neumarkter Einzel-
handels insgesamt im Einzugsgebiet gestarkt - im Gleichklang mit dem Kompromiss,
an einigen Stellen, insbesondere den Nebenlagen der Innenstadt, durch vereinzelte
Ladenleerstiande bzw. Mindernutzungen eine kleinrdumige Abwertung in Kauf nehmen
Zu mussen.

Der Vorwurf, dass von Seiten der Stadt oder dem Gutachter BBE Begriindungen zu

einer Rechtfertigung vorgeschoben werden, ist haitlos.

4.11.19

_14. Eine der Begriindungen fir das geplante EKZ ist, der Kaufkraftabwanderung an
den Ausfallstraien entgegenzuwirken. Dies ist falsch, ja geradezu absurd. Erst durch
die Planungen und Aktivitdten der Stadt an diesen StralRen sowie Einkaufsbereichen
(2.B. Klebizentrum) wurden die Verkaufs- und Dienstieistungsfidchen bzw. gewerbliche
Nutzflachen so erheblich ausgeweitet und die Kaufkraftabwanderung an die Ausfall-
strafen moglich.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.19

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Grundsitzlich mag es durch Standortentscheidungen in der Vergangenheit zu Verlage-

rungen von Verkaufs- und Dienstleistungsfiichen an die AusfallstraBen gekommen ’

sein. Dies bedeutet jedoch nicht, dass als Konsequenz daraus kiinftig jegliche Ansied-
lungen von Einzelhdndlern verhindert werden sollten.

Daher soll mit der akiuellen Planung versucht werden, die Innenstadt zu starken. Das
Einkaufszentrum hat die Aufgabe, Kaufkraftabfissen entgegenzuwirken. Dies ge-
schieht durch die Schaffung von Einkaufsalternativen fir Sortimente, die bislang Uber-
wiegend durch Betriebe an den Ausfalistralen angeboten werden (z.B. Elektrofach-
markt).

4.11.20

_15. Besonders nachteilig hat sich z.B. auch die Abwanderung von Aldi vom Unteren
Tor bzw. Tevi an den Einkaufspunkt Nitrmberger Str. bei Esso Rod! ausgewirkt. Diese
Abwanderung mit den negativen Auswirkungen erfolgte auf Betreiben der Stadt Neu-
markt und fiihrte schon damals zu einer Beeintrachtigung und Vorschadigung des zent-
ralen Versorgungsbereichs Innenstadt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.20

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Grundsétzlich wird attestiert, dass Standortentscheidungen auch negative Auswirkun-
gen haben konnen, die zum Zeitpunkt der Planungen bzw. Entscheidungen nicht ab-
schlieRend absehbar waren. Dies bedeutet jedoch nicht, dass als Konsequenz daraus
kiinftig jegliche Ansiedlungen von Einzelhdndiern verhindert werden sollten.

71



-
S.71-als kritisch anzusehende Größenordnung
S.71:keine inhaltliche Aussage zu Gutachten "als kritisch anzusehen..." 


Bebauungsplan Unteres Tor 11*/ Abwigungsdokument

Daher stellen Standortverénderungen in der Vergangenheit fur die Beurteilung des
aktuellen Planvorhabens grundsétziich keine erheblichen relevanten Aspekte dar. Der
zum Untersuchungszeitpunkt varhandene Wettbewerbsbestand ist prifungsrelevant.

Die Auswirkungen des aktuellen Planvorhabens werden vom Gutachter positiv einge-
schatzt. Im Gegensatz zu friheren (auch angeflihrten Beispielen von) Standortent-
scheidungen befindet sich das Vorhaben in integrierter Lage in der Innenstadt. Insge-
samt ist das Fazit der Vertraglichkeitsanalyse, dass die Pianung in der empfohlenen
Struktur, Dimensionierung und Anbindung zu einer funktionalen Starkung der Innen-
stadt sowie der Gesamtstadt Neumarkt fuhrt. Zum gegebenen Zeitpunkt sind keine
Griinde bekannt, die gegen diese Einschétzung sprechen.

411.21

,16. Stellplatze werden nach einer Sonderregelung fiir Bogl berechnet und sind viel zu
wenig. Dies fihrt zu einer erheblichen Beeintrichtigung der Nachbarschaft- durch an-
und abfahrende Fahrzeuge, durch Parksuchverkehr und Lieferverkehr. Die Auswirkun-
gen sind besonders stark um das Einkaufszentrum herum ( z.B. Faktor 10 Schwarz-
achweg ). Besonders stark sind aber auch die Marktstrafie sowie die Kastengasse be-
troffen. Eine Losung ist hier nicht gefunden. Statt dessen werden verschiedene Ansat-
ze noch iiberlegt. Das Problem wird hier in die Zukunft verlagert nach dem Motto,
schauen wir mal, was die Zukunft bringt und reagieren dann - wenn es geht.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.21
Der Anregung wird nicht gefolgt. |

Wie bereits ausgefihrt, entspricht die Sonderregelung fir das Sondergebiet .Einkaufs-
sentrum® einem Beschluss des Stadtrats, dass die Ermittlung und die Festsetzung der
erforderlichen Stellpidtze abweichend von der Regelung der GaStellV durch eine ent-
sprechende Regelung im Bebauungsplan Giber eine rtliche Bauvorschrift erfolgen soll.
Dies ist als Méglichkeit in Art. 47 Abs. 2 BayBO ausdriicklich vorgesehen.

Die Abweichung von den Regelungen der GaStellV kann damit begrindet werden,
dass die BayBO und die GaStellV jede Nutzung ginzeln berechnen und dabei nicht
beriicksichtigt werden kann, dass es sich beim ,NeuenMarkt’ um eine multifunktionaie
Nutzung handelt, bei der Synergien iiber die zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der
Stellpldtze eingerechnet werden kdnnen.

Dennoch wird nicht vollkommen auszuschlieRen sein, dass einzelne Besucher des
Einkaufszentrums versuchen in den genannten WohnstraRen zu parken. Zunachst ist
zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den benachbarten Gebie-
ten das Einrichten von Zonen fiir Bewohnerparken vorgesehen. Dort ist Parken nur mit
Bewohnerausweisen mdglich. Diese missen von den Bewohnern erworben werden
und damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden.

Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor, das prognostizierte Verkehrsaufkommen und
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Monitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren (vgl. Begrindung zum Bebauungsplan S. 82f). Sollten sich dabei die ge-
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troffenen Annahmen nicht bestatigen, steht der Stadt ein Biinde! an Maknahmen zur
Verfligung, um einer unzumutbaren Belastung der Anwohner im 0.g. Wohngebiet ent-
gegen zu wirken:

e Verkehrsienkende MaRnahmen (z.B. Einbahnstralenregelungen entgegen
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg),.

» Umgestaltung der Straftenraume (Verringerung der Fahrbahnquerschnitte,
um die Fahrzeiten fur Schleichfahrer zu verlangern und damit unattraktiv zu
gestalten), :

s Kontrollen durch die Ordnungsbehdrden.

Das Monitoring ist nicht als Problemverlagerung in die Zukunft zu verstehen, sondem
als Nachsteuerung, falls die Prognosen nicht zutreffen. Davon kann zum heutigen Zeit-
punkt allerdings nicht ausgegangen werden. '

Die (Obere) Marktstrakte und die Kastengasse hefinden sich am anderen Ende der
Altstadt. Parksuchverkehr, der durch die Nutzungen im Bebauungsplan (Sondergebiet
_Einkaufszentrum®) ausgelost wird, ist in einer Entfernung von 600 bis 1.000 m Entfer-
nung inmitten oder in der Néhe der Altstadt nicht realistisch. Parksuchverkehr in der
(Oberen) Marktstralle und der Kastengasse kénnte eher ein Kundenpotential flr die
Altstadt und die dortigen Einzelnandelseinrichtungen darstellen.

4.11.22

,17. Die Gutachten zu Vertraglichkeit, Verkehr etc. wurden von der Stadt zwar an re-
nommierte Biiros (insbesondere BBE) vergeben, doch haben diese Biros ihre Gutach-
ten regelmiRig im Sinne des Auftraggebers erstellt. Es sind uns z.B. keine Gutach-
ten der BBE bekannt, welches sich gegen ein EKZ aussprach, wenn die Stadt als Auf-
traggeber dafiir war. Wie hat sich doch der Prasident des Bay. Gemeindetags Dr.
Brandl erst gedulert: "Wer ein Gutachten in Auftrag gibt und das Ergebnis nicht gleich

- mitbestellt, leidet an Debilitat".

Auf das Gutachten Ubertragen bedeutet dies: Hier stehen nur Aussagen, welche dem
Auftraggeber genehm sind. Es wére deshalb dringend ndtig, die Situation und Planung
von kritischen Biiros begutachten zu lassen. Die Gutachten der BBE werden im
Gutachten der BBE unter verschiedenen Bezeichnungen genannt, z.B. ISEK, Einzel-
handelskonzept der Stadt, Empfehlung des Einzelhandels- und Nahversorgungskon-

zepts, Vertriglichkeitsanalyse eines Einzelhandelsvorhabens etc. Alles dies tragt die

Handschrift der BBE mit entsprechenden Maoglichkeiten an den Stellschrauben zu dre-
hen. :

18. Wie schon dargelegt, bleibt es in der Hand des Gutachters, entscheidende Stell-
schrauben zu beeinflussen, Plausibilitat herzustellen und die Ergebnisse zu interpretie-
ren. Dies kann jedoch nur dann rechtlich sauber erfolgen, wenn sich das Biro nicht
vereinnahmen lasst. Die Darstellung von immer wieder "noch” zulassigen Teilen in
Verbindung mit den Aussagen zur Vertréglichkeit lasst erhebliche Zweife! an der neut-
ralen Bewertung der Vertraglichkeit aufkommen. Wenn vielfach betont wird, dass die
EKZ-Fliche vielfach an der Grenze zur Vertraglichkeit steht oder die Verkaufsflache
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(Bekleidung) Uber dieser Grenze steht. so sind Zweifel am Gutachter und dessen Gut-
achten durchaus angebracht.” ' '

Steliungnahme des Planers zu 4.11.22

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Unterstellungen entbehren jeglicher Grundlage. Die Aussagen sind unbegrindet
und nicht zutreffend. @ '

4.11.23

.19. Die BBE-Gutachten basieren z.B. auf der Grundlage von Schitzungen von ein-
zelbetrieblichen Umsitzen auf der Basis branchenublicher und einzelbetrieblich modifi-
zierter Flachenproduktivitaten!

Es wurden sortimentsbezogene ProKopf-Ausgabebetrage und Fidchenproduktivitaten
(Umsatz je gm Verkaufsflache) herangezogen (wabei fur ca. 1/3 der Fldche keine An-
gaben vorliegen). Sowie: Erfahrungswerte der BBE aus friheren Untersuchungen!
(Damit ist der freien Anpassung im Sinne des Auftraggebers natlrlich Tiir und Tor
geoffnet!)”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.23

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Alle Einzelhandelsgutachten aller Einzelhandelsgutachter basieren auf Schatzungen.

Das ist das marktibliche und den gesetzlichen Rahmenbedingungen angemessene
Priffverfahren. Flachenproduktivititen und weitere Kennzahlen werden dabei von drit-
ten Marktforschungsinstituten herangezogen. Aus der Erhebung der lokalen Markt- und

Wettbewerbssituation lassen sich Abweichungen von Branchendurchschnittswerten

begriinden. Eine Anpassung im Sinne des Auftraggebers stellt dies nicht dar.

Die Aussage der freien Anpassung im Sinne des Auftraggebers ist eine Unterstellung,
die die gutachterliche Neutralitat in Frage stelli. Sie ist falsch, unbegrundet und wird
zuriickgewiesen. :

4.11.24

.20. Obgleich alles eigentlich nur auf Schatzungen der BBE beruht - greifbare Zahlen
~u tatsachlichen Umsétzen in der Stadt, gegliedert nach Sortimenten - gibt es nicht.
Trotz pauschaler Schatzung wird ein Genauigkeit vorgespiegelt, welche mit den Fak-
ten nichts zu tun hat- z.B. Planungsdeterminate, Einzelhandelsdatenbank, Nutzungs-
baustein Einzelhandel, Verkaufsflache nach DIN 0.8

Stellungnahme des Planers zu 4.11.24

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Veréffentlichung von Umsatzzahlen von Einzelhandiern ist uniiblich. Es muss
demzufolge mit Branchenkennzahlen gearbeitet werden.
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[

Alle Einzelhandeisgutachten unterschiedlicher Einzelhandelsgutachter basieren auf
Schitzungen. Das ist das marktibliche und den gesetzlichen Rahmenbedingungen
angemessene Priifverfahren. Flachenproduktivitdten und weitere Kennzahlen werden
dabei von dritten Marktforschungsinstituten herangezogen. Aus der Erhebung der loka-
len Markt- und Wettbewerbssituation lassen sich Abweichungen von Branchendurch-
schnittswerten begriinden. : |

Entsprechend kann nicht von einer Vorspiegelung von Genauigkeit gesprochen wer-
den. :

4.11.25

.21, Trotz der auftraggeberfreundlichen Schétzung kommt es it. BBE zu mehrfachen

Uberschreitungen der stadtebaulichen Erheblichkeitsgrenze von 10%- Lt. BBE wird
diese Grenze nicht mehr so starr gesehen - Hierbei ist auch anzumerken, dass
nach dem Regelfall der Kaufkraftabzug nicht mehr als 7,5% betragen soll.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.25

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die 10% stellen einen Orientierungswert dar. Bei der Beurteilung, ob sich von einer
Umverteilung stadtebauliche Foigen ableiten lassen, ist vielmehr die individuelle Situa-
tion vor Ort zu beriicksichtigen. Das bedeutet, dass ggfs. mehr als 10 % Umverteilung
nicht zu stadtebaulich relevanten Falgen flibren, jedoch in anderen Fallen weniger als
10% Umverteilung zu stadtebautich relevanten Folgen fuhren kénnen. Ein pauschaler
.7.5 % Regelfall* ist nicht praxistauglich.

Dié durch das Planvorhaben induzierte Umverteilung stellt dariiber hinaus eine Umver-
teilung innerhalb der Innenstadt dar.

4.11.26

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die Unterscheidung zwischen landes-
planerischer Zulassigkeit und stidtebaulicher Zuldssigkeit. Die landesplanerische
Vertraglichkeit lasst Abschpfungsquoten von bis zu 30% zu. Danach kann jegliches
Einkaufszentrum ohne Verletzung der Vorgaben gebaut werden. '

Davon zu unterscheiden und zu trennen ist die stidtebauliche Vertraglichkeit.
Hier wird von zuldssigen Abschdpfungsquoten von bis zu 10% ausgegangen, wobei
eben von Experten und auch Gerichten im Einzelfall Abschopfungsquoten von 7 %
schon als schadlich betrachtet werden. in den Gutachten kommt dies nicht klar und
~eindeutig zum Ausdruck. In den Stellungnahmen der T6B wird hier ebenfalls nicht im-
mer unterschieden, wobei es hier sogar zu fehlerhaften Stellungnahmen (Bauvorhaben
<-> Bebauungsplan) gekommen ist.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.26

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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In der Einwendung werden unterschiedliche Kennwerte und Fachbegriffe vermischt. Es
existieren und sind zu prilfen: - '

|. Die landesplanerische ,Zulassigkeit”. Diese setzt den Umsatz eines Vorhabens

ins Verhaltnis zur sortimentsbezogenen Kaufkraft im Einzugsgebiet. Dies ist ein Maft-

stab, ob das Vorhaben der zugewiesenen Versorgungsbedeutung der Ansiedlungs-
kommune enispricht (Ermittiung der Abschopfungsquote). T

Ii. Die stadtebauliche ,Vertriglichkeit“. Es wird bilanziert, gegenuber welchen Ein- |

selhandelsbetrieben es zu Umsatz-Umverteilungen kommt und in welcher prozentua-
len Hohe dies zu erwarten ist. Dies ist ein Malstab, ob bei anséssigen Betrieben Um-
“verteilungen zu erwarten sind, die eine Aufgabe des Betriebs wahrscheinlich machen
wiirden. Die stadtebauliche Bewertung, und damit die Vertraglichkeit, bemessen sich
dabei daran, ob hierdurch die Versorgungsfunktionen der so betroffen Standortberei-
che gefahrdet werden wirden. : '

In den Gutachten wird zwischen diesen beiden Kennwerten und Fachbegriffen unter-
schieden.

Inwiefern die Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange Angaben zum Be-
bauungsplan und zum Bauvorhaben im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung nach § 3
Abs. 1 BauGB ,fehlerhafte Stellungnahmen® abgegeben haben, ist nicht nachvollzieh-
bar und liegt nicht in der Hand der Stadt Neumarkt. Die Behorden, die Stellungnahmen
abgegeben haben, sind aufgrund ihres fachlichen Hintergrunds grundsétzlich durchaus
in der Lage, zwischen dem Bebauungsplan und dem Bauvorhaben zu unterscheiden.

4.11.27

.22 Weiter wird von der BBE mehrfach die Landesplanung herangezogen- insbeson-
dere wenn s um Abschépfungsquoten geht- wo doch die Innenstadt mit ihren stadte-
baulichen Kriterien als zu wertender Mafstab heranzuzighen ist. Der Innenstadt ist
nach der Raumplanung die Kernfunktion der Versorgung zugedacht. Eine Stdrung und
nachhaltige Beeintrdchtigung dieser Funktion ist nach verschiedenen renommierten
Aussagen- z.B. institut fiir Urbanistik u.a. bereits gegeben, wenn eine Mehrung der
Verkaufsfliche von ca. 10 bis 15 % hinzukommt. Vorliegend vermehrt sich die Ver-
kaufsfliche des Innenstadtsortiments um rund 50%. Bei der Beurteilung des Planvor-
habens wurden nur innenstadtrelevante Sortimente (s. z.B. S. 68 BBE-Gutachten) in
die Beurteilung einbezogen. Durch die Ausrichtung des Planvorhabens auf alle Kons-
umbereiche entsteht jedoch eine erheblich groftere Sogwirkung mit weiterem Kauf-
kraftabzug.” :

Steliungnahme des Planers zu 4.11.27

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Landesplanung ist nur ein Priifaspekt (vgl. auch Stellungnahme des Planers zu
4.11.26). _
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Pauschale Aussagen zur Wirkung von Verkaufsflachenerweiterungen sind nicht praxis-
tauglich. Eine aus allgemeinen Feststellungen abgeleitete zusatzliche Begrenzung,
wonach die neue Verkaufsflache auf max. 15% der vorhandenen Innenstadtverkaufs-
flache begrenzt werden sollte, ist nicht zielfiihrend. Eine in dieser Form pauschale For-
derung geniigt der einzelfallbezogenen stidtebaulichen Bewertung eines Planvorha-
bens und einer Kommune nicht.

Bei der geplanten Verkaufsflache ist zusitzlich zu berlicksichtigen, dass grofe Teile
hiervon durch Lebensmittelanbieter bzw. durch einen Elektrofachmarkt belegt werden.
Entsprechende Verkaufsflachen/Betriebsformate sind heute in der Neumarkter Innen-
stadt nur sehr unzureichend oder grundsatzlich nicht vorhanden. Neuansiedlungen
konnen daher praktisch nicht zu Umverteilungseffekten gegentber der Innenstadt fih-
ren. -

Jener Fiichenzuwachs bei Sortimenten, die innerstadtisch bereits in relevanter Grofe
vorhanden sind, (damit ohne Elektrofachmarkt und zeitgemahe Lebensmitteianbieter)
betragt rd. 6.400 m> Dies entspricht einem Anteil an der vorhandenen Innenstadt-
Verkaufsfidche (rd. 29.250 m?) von rd. 22 %.

im Rahmen der Beurteilung des Vorhabens wurde das Betreiberkonzept untersucht. Es
setzt sich ausschliefilich aus Anbietern zusammen, die im Kernsortiment innenstadtre-
levante und/oder nahversorgungsrelevante Sortimente fiihren. Die letzte, dritte Waren-
hauptgruppe (nicht-innenstadtrelevante Sortimente, wie z.B. Mobel, Autoteile, Bau-
marktartikel) wird im Einkaufszentrum nicht angeboten werden. Zusétzlich erstreckt
sich der stadiebaulich-versorgungsstrukturelle Schutzanspruch nicht auf diese Sorti-
merte.

- 4.91.28

.23. Durch den Auszug eines Grofiteils der Arzte der innenstadt (ins Arztezentrum),
verbunden bereits mit der Schliefung einer Apotheke, ging der Innenstadt ein erhebli-
cher Frequenz- und Umsatzbringer verloren. Dies ist in den bisherigen Umsatzschat-
zungen und Gutachten nicht beriicksichtigt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.28

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Im Jahr 2009 wurde das Arztehaus Neumarkt an der Regensburger Stralte eréffnet. In
diesem Haus findet sich eine Konzentration des medizinischen Versorgungsangebotes
iiber viele Fachbereiche von Hausérzten und Facharzten einschlieftlich einer Apotheke
und weiterer begleitender {medizinischer) Dienstleistungen wie Physiotherapie.

Die Einwenderin fihrt an, dass mit dem Umzug von Arzten aus der Innenstadt ein er-
heblicher Frequenz- und Umsatzbringer verloren ging.

*

Zunachst ist hervorzuheben, dass der Umzug von Arzien bzw. begleitender (medizini-
scher) Dienstleistungen in das Arztehaus nicht nur von der Altstadt / Innenstadt aus
erfolgte, woraus Auswirkungen auf die Innenstadt abzuleiten wéren. Zwar waren die
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meisten der rund 20 Arzte bzw. Praxisgemeinschaften vor der Erdffnung bereits in
Neumarkt ansassig und nur eine untergeordnete Zahl von Arzten siedelte sich neu in
Neumarkt an. Jedoch hatten lediglich 2 der Arzte zuvor ihre Praxisraume in der Alt-
stadt, wovon sich in einer Praxis wieder ein Arzt ansiedelte. Die Praxis fiir Physiothe-
rapie hatim Arztehaus einen weiteren Standort zusatzlich zur Altstadt eréffnet, so dass

diese Praxis weiterhin in der Altstadt vorhanden und nicht umgezogen ist. Mehrere

Arztpraxen befinden sich nach wie vor in der Altstadt. Weitere 4 Arzte sind aus der

Bahnhofstrae (ndhere Umngebung der Altstadt) ins Arztehaus umgesiedelt, aber auch

hier sind weiterhin mehrere Arzte ansassig.

Diese Umsiedlungen im geringen Umfang sind als normale Bewegungen auf dem Im-
mobilienmarkt zu werten. Es I&sst sich nicht schlussfolgern, dass der Umzug eines
ginzigen Arztes aus der Altstadt bzw. von 4 Arzten aus der Umgebung der Altstadt zum
Verlust von erheblichen Frequenz- und Umsatzbringern der Innenstadt fihrte. Entspre-
chend ist dies auch in den bisherigen Umsatzschatzungen und Gutachten nicht be-
rucksichtigt worden. : :

4.11.29

.24. Schadliche Vorbelastungen der Innenstadt durch andere Einkaufsbereiche mit
innenstadtrelevantem Angebot werden ignoriert bzw. im BBE-Gutachten einfach nicht
erwihnt. Bereits die Auslagerung von Tevi und Aldi an einen eigenen Standort, der
neue Obi-Standort "NeuMax" mit diversem Warenangebot, die Rundumversorgung an
den Ausfallstrafien mit Discountern, dem Auszug der Arzte in ein eigenes Arztezent-
rum auRerhalb der Innenstadt und auch der Schlieffung des Edeka-Marktes beim Rat-
haus filhrten in Verbindung mit der erheblich Uber dem Durchschnitt liegenden Ver-
kaufsflache in Neumarkt zu einer erheblichen schéadlichen Vorbelastung und bedarf
deshalb des besonderen Schutzes des Normgebers. Bei weiteren nachteiligen Auswir-
kungen droht die Funktionslosigkeit dieses zentralen Versorgungsbereichs. Schadliche
Auswirkungen werden nach der obergerichtlichen Rechtsprechung nicht erst dann an-

genommen, wenn Funktionsverlust droht, sondern bereits dann, wenn die Folgen

"nicht nur unwesentliche" sind.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.29

Der Anregung wird nicht gefolgt.

In die Umverteilungsanalyse ist die zum Untersuchungszeitpunkt vorhandene Ange-
bots- und Wettbewerbssituation eingeflossen.

Gerade in den von der Einwenderin genannten Betrieben/Sortimenten kann durch das
Planvorhaben wieder ein entsprechendes Angebot in der Innenstadt etabliert werden.
Ladenlokale zur Aufnahme eines wettbewerbsfahigen Elektrofachmarktes oder eines
Lebensmittelsupermarktes sind in der Innenstadt heute nicht vorhanden.

4.11.30

25 Im Urteil des BVerwG vom 11.10.2007 - Revision des OVG-Urteils vom
11.12.2006 NRW - wird der Auffassung des OVG beigetreten, wonach der primare
MaRstab fur die Beurteilung der stidtebaulichen Fernwirkung von Einzelhandelsbetrie-
ben die Verkaufsfiache sei und nicht etwa auf die prognostizierte Umsatzverteilung, da
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- diese bodenrechtlich nicht relevant sei. Im Rahmen des § 34 Abs. 3 BauGB komme e$
in erster Linie darauf an, welche Verkaufsflache {Anwendungsvorrang) derselben
Branche in dem zentralen Versorgungsbereich habe, auf den er einwirke. Vorliegend
ist eine Mehrung um rund 50% der innenstadtrelevanten Verkaufsfliche geplant. Eine
Mehrung in dieser Hoéhe fihrt zwangsléufig zu erheblichen negativen Auswirkungen
und ist damit rechtlich beachtlich. Das sozusagen alleinige Abstellen auf den Kauf-
kraftabzug / Umsatzverteilung etc. ist damit sicherlich rechitlich bedenklich.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.30

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die pauschalisierende Aussage ist inhaltlich nicht korrekt. Ein groBer Teil der avisierten
Verkaufsfiache wird durch Angebotsformate besetzt, die heute in der Innenstadt nicht
vorhanden sind (Lebensmittelvollsortimenter und Elekirofachmarkt). Neuansiedlungen
kénnen hier praktisch nicht zu Umverteilungseffekien gegenlber der Innenstadt fuhren.
Jener Flachenzuwachs bei Sortimenten, die innerstadtisch bereits in relevanter GroRe
vorhanden sind, (damit ohne Elektrofachmarkt und zeitgeméle Lebensmittelanbieter)
betrdgt rd. 6,400 m?. Dies entspricht einem Anteil an der vorhandenen Innenstadt-
Verkaufsflache (rd. 29.250 m?) von rd. 22 %.

Das bedeutet, dass eine Mehrung der innenstadtrelevanten Verkaufsflache: nicht

,zwangslaufig zu erheblichen negativen Auswirkungen® fiihrt, da diese Verkaufsfiachen

von nicht vorhandenen Sortimenten nicht in Konkurrenz zu den bereits vorhandenen =

Einzelhandelsangeboten stehen.

4.11.31

_26. Unter Berlicksichtigung dieser Vorgaben kann folgendes festgesteltt werden:

. Die Einzelhandelsumsatze - wurden lediglich geschatzt - von der BBE-. Die BBE
schitzt die Flachenleistung je gm Verkaufsflache auf ein Umsatzvolumen von pau-
schal etwa 3.300 Euro/gm/Jahr. Eine Differenzierung nach Standorten, Flachen oder
shnlichem ist aus dem Gutachten nicht zu entnehmen. Nach einer Studie der Consul-
tingfirma RegiePlan erwirtschaften nur die schlechtesten 3 % der Einkaufscenter einen
Umsatz von 3.500 Eurc. Der innerstadtische Handel soll hierbei eine Flachenieistung
von 4.200 Euro/qm/Jahr erwirtschaften, Der restliche Hande! soll nur etwa 2.800 Eu-
ro/gm/Jahr erwirtschaften, wo doch Aldi u. Co eine Flachenleistung von etwa 5.000 bis
9.000 Euro/gm/Jahr aufweisen ! Aber im Gutachten: .. Es wird sichtbar, dass im grund-
versorgungsrelevanten Bedarf sowie Technik der tiberwiegende Umsatzanteil (rd.75%)
dem auRerhalb der Innenstadt anséssigen Einzethandel zugute kommt! -*

Stellungnahme des Planers zu 4.11.31

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Dem Gutachten ist eine detaillierte Aufstellung der prognostizierten Raumleistungen
und Umsatze nach Einzelhandelsbetrieben sowie nach Sortimenten zu entnehmen. Die
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Struktur- und Marktdaten im Einzelhandel 2010 in Bayern werden hierbei zusatzlich
berlcksichtigt. -

Durch den Gberdurchschnittlichen Anteil von Lebensmittelverkaufsflache und Verkaufs-
fliache eines Elektrofachmarktes sowie aufgrund der Ausstattung der Neumarkter Alt-
stadt ist von einer nur mittieren Flachenleistung des Einkaufszentrums insgesamt aus-
zugehen. Die individuelle Mieterzusammensetzung wird somit ebenso berlicksichtigt
wie die vorhandene Wettbewerbssituation. '

Die Flachenleistung des Neumarkter Einzelhandels im Mittel setzt sich aus allen Ein-
selhandelsbetrieben der Stadt zusammen. Besonders wettbewerbsfahige Lebensmit-
teldiscounter liegen an der Cbergrenze des Leistungsintervalls; andere Anbieter deut-
lich unter dem Mittelwert. '

Der Hauptteil des zu erwartenden Umsatzes kommt nicht den aullerhalb der Innen-
stadt ansassigen Betriebe zu Gute, sondern wird zu Lasten jener Betriebe kiinftig in
der Innenstadt/mit dem Planvorhaben erzielt werden.

4.11.32

Die Verkaufsflache je Einwohner betragt in Deutschland 1,4 gm je Einwohner. In
Neumarkt betragt die Verkaufsflache schon 2,4 gm je Einwohner, also rund 80% mehr
als im Bundesdurchschnitt! Der Umsatz je gm Flache wird trotzdem wie im Bundes-
durchschnitt angenommen! Die von der Firma BBE geschatzten Flachenumséatze wei-
chen teilweise erheblich von den Ansétzen anderer Firmen ab. Die Ertragslage in der
Innenstadt ist erheblich geringer als von der BBE geschatzt.

Aldi u. Co hat z.B. einen Flichenumsatz von 5.000 - bis 10.000 Euro je gm und
Jahr! Real hat etwa einen Flachenumsatz von durchschnittlich 5.000 Euro je gm und
Jahr! Ein Ankermieter Media-Markt hat einen Flachenumsatz von ca. 9.600 Eurc je gm
~ und Jahr! Die Fachmdrkte aufterhalb der Innenstadt und ein kommender Media-Markt

ziehen damit erheblich mehr Kaufkraft aus der Innenstadt ab als von der BBE passend
per Stellschraube angenommen! in diesem Zusammenhang sind auch die Aussagen
des VG Miinchen vom 25.9.2006 zu sehen bzw. als wichtige Rechtsmeinung zu be-
werten. bei dem es zwar nicht um 15.000 qm Verkaufsflache gegangen ist, aber auch
wichtige Hinweise zur Glaubwiirdigkeit von Gutachtern wie BBE und Co. und zu Fl&-
chenleistungen enthalt - siehe Anlage 2 -.° '

Stellungnahme des Planers zu 4.11.32

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Pro-Kopf-Verkaufsfldche ist ein Durchschnittswert fiir ganz Deutschiand. In kleinen
Orten ist oftmals nur geringer oder gar kein Handel ansassig. Zentrale Orle wie Neu-
markt (Oberzentrum) haben Versorgungsbedeutung Uber das Stadtgebiet hinaus, wo-
mit die Leistungsfahigkeit des Einzelhandels die lokale Nachfrage {ibersteigt. Selbst-
verstandlich liegt die Verkaufsfldche pro Einwohner Stadtbevdlkerung damit Gber den
Bundesdurchschnitt. Die Pro-Kopf-Verkaufsfliche von Neumarkt liegt demgegeniiber
sogar deutlich unter den Vergleichswerten von Weiden und Amberg in der OPf. Im re-
gionalen Vergleich ist die Verkaufsflachenausstattung Neumarkts sogar nur als unter-
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durchschnittlich zu bewerten’. Demnach verfligt Neumarkt Uber eine Verkaufsflache
von rd. 2,5 m? pro Einwohner (EW), Amberg (ber 3,4 m* pro EW und Weiden dber 4,5
m? pro EW. Die Einwohnerzahlen von Amberg und Weiden liegen dabei sagar dber der
von Neumarkt. Auch das bevdlkerungsstarke Oberzentrum Regensburg liegt mit einer
Verkaufsflache von rd. 3,3 m2 pro EW deutlich Gber den Werten von Neumarkt.

Verkaufsflachenleistungen nur an einem Bundesdurchschnittswert fest zu machen ist
nicht méglich. Bereits in Neumarkt verfugen z.B. einige Schuhhandler (bei vergleichba-
rer Verkaufsflache) (iber erwartbar sehr unterschiedliche Flachenleistungen.

Die von der Einwenderin genannten Flachenleistungen sind ohne Quellenangabe.

Ein geplanter Elektrofachmarkt kann der Innenstadt praktisch keine Kaufkraft entzie-
hen, da es entsprechende Sortimente in der Innenstadt bislang hdchstens als Randsor-
timent gibt. Ein Ladenlokal, das fir die Nutzung als Elektrofachmarkt geeignet er-
scheint, ist nicht vorhanden. ' . :

Das zitierte Urteil stammt aus dem Jahr 2006 und steht in keinem inhaltlichen Zusam-
menhang mit dem aktuellen Planvorhaben. Ein Ubertrag ist deshalb nicht maglich.
Spekulationen und Aussagen auf dieser Basis, die das aktuelle Vorhaben betreffen,
sind somit nicht sachgerecht. :

4.11.33

JEinen weiteren wichtigen Anhaltspunkt zur Bewertung von Einkaufscentern gibt die
Arbeitshilfe des Deutschen Instituts fiir Urbanistik wieder (siehe Anlage 3). In diesem
wird insbesondere auch beschrieben, dass Kunden nicht bereit sind recht weit auler-
halb eines solchen Centers zu gehen, dass Flichenzuwéchse von 15 % und mehr au-
Rerst bedenklich sind, selbst bei "Groftstidten bis 200.000 Euro nicht mehr als 15.000
gqm Verkaufsflache dazu kommen sollte, dass Ein-Punkt-Kontakte zum Haupteinkaufs-
bereich nicht ausreichend sind, dass typische (negativ zu bewertende) Randlagen un-
mittelbar im Anschluss an den Hauptgeschaftsbereich, getrennt durch Hauptverkehrs-
strafen sind und anderes mehr.” :

Stellungnahme des Planers zu 4.11.33
Der Anregung wird nicht gefolgt. : %

Einer der Fachgutachter der BBE ist Mitarbeiter des Deutschen Institut fur Urbanistik
(Difu). Herausgeber der Arbeitshilfe ist das Ministerium fiir Wirtschaft, Energie, Bauen,
Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen. Deshalb stellen mitunter ian-
desrechtliche Vorgaben einen Rahmen der Publikation dar, die in Bayern nicht gege-
ben sind, bzw. sind mitunter Rahmenbedingungen des Landes Bayern gegeben, die in
der Arbeitshilfe nicht beriicksichtigt worden sind (z.B. landesplanerische Abschop-

" fungsquoten).

Die Publikation ist bekannt und die Inhalte auch fiir das geplante Vorhaben ber{icksich-
tigt. Vergleiche insbesondere die Ausfiihrungen in ,Stellungnahme des Planers zu
4.11.60" bis ,4.11.76".

7 vgl. hierzu: IHK Regensburg - Ostbayern konkret, Standortpolitik Oktober 2009, Handeln} fur die Zu-
kunft? Strukturen und zukiinftige Entwicklungen des Einzelhandels im Bezirk der IHK Regensburg,
http:llwww.ihk—regensburg.de/ihk—rlautoupload;‘ofﬁceﬁlesfHandeln_fuer_die_Zukunft.pdf
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4.11.34

27. Die Discounter oder auch z.B. Obi (Erweiterung der Verkaufsflaiche erst aktuell
genehmigt) bieten in erheblichem Ausmal saisonbedingte Innenstadtartikel an. Dies
betrifft z.B. die Bereiche der Kassenzone, Wohnaccessoires, Dekoartikel, Heimtierbe-
darf, Haushalts- und saisonale Wechselfldchen, Bastelbedarf etc. Dieser Kaufkraftab-
zug flihrt zu einer weiteren Reduzierung des Umsatzes in der Innenstadt, was neben
der hohen Innenstadtverkaufsfliche von 2,4 gm/E in den Gutachten ebenfalls nicht
beriicksichtigt ist. Die Schatzung des Kaufkraftabzugs hat deshalb nach aktuellen Zah-
len zu erfolgen und muss branchen-fflachen- und standortbezogen erfolgen. Die Nach-
vollziehbarkeit muss gewahrleistet werden ® '

Stellungnahme des Planers zu 4.11.34

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Dem Gutachter sind alle, iber das eigentliche Planvorhaben hinausgehende Planvor-
haben zur Ansiediung/Erweiterung von Handelsbetrieben bekannt. Entsprechende
Planvorhaben wurden im Rahmen des jeweiligen bauleitplanerischen Genehmigungs-
prozess ebenfalls im Hinblick auf ihre Auswirkungen untersucht und bei der Analyse
des vorliegenden Planvorhabens beriicksichtigt. Ergebnisse dieser Untersuchungen
diirfen aus rechtlichen Griinden jedoch nicht im Zuge eines anderen Einzelhandelsgut-
achtens publiziert werden. Sie stellen keine relevanten Inhalte fiir die Bewertung des

~ Vorhabens ,NeuerMarkt" dar.

In Bezug auf die Verkaufsfidche pro Einwohner sei auf die ,Stellungnahme des Planers
zu 4.11.32° verwiesen.

4.11.35

.28. Bei der Beurteilung des Kaufkraftabzugs sind verschiedene Faktoren zu berlck-
sichtigen. Dazu zéhlen z.B. die H3ufigkeit der Bedarfsdeckung im Sortimentsbereich,
der Zeit- und Wegeaufwand, der vom Kunden in Kauf genommen wird (zusatzlicher
Aufwand in die Stadt), die geplante Wettbewerbssituation in Verbindung mit der Atirak-
tivitiit des neuen EKZ, die verkehrliche Erreichbarkeit - insbesondere mit dem Pkw, die
Barrierewirkung durch die jetzt geschlossene Bauart, die trennende Wirkung durch die
Dammstralke sowie die Pfortenwirkung des Unteren Tores. Diese Faktoren wurden in
den Gutachten nicht beriicksichtigt. Statt dessen wurde z.B. gedulert, dass eine ge-
genseitige Befruchtung nur dann erfolgen kann, wenn eine beste Anbindung gewahr-
leistet ist. (Dies ist woh! eine Art Riickversicherung fir die BBE.)*

Stellungnahme des Planers zu 4.11.35

. Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die genannten Punkte wurden berlicksichtigt. Die Verbindung beider Bereiche ist Teil
des Plankonzepts und verschieden Ausbaustufen wurden diskutiert. (vgl. dazu die Aus-
fuhrungen unter ,Stellungnahme des Planers zu 4.11.36%). Dies wurde im Einzelhan-
delsgutachten beriicksichtigt.
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4.11.36

,29. In allen Aussagen wurde immer wieder festgestellt, dass nur durch eine besonders
gute Anbindung an die Innenstadt- bauliche Zuwegung oder Sichtachse etc. u eine
gewisse Milderung des Schadens fir die Innenstadt erreicht werden kann. Die jetzige
Lésung ist das Gegenteil einer guten Anbindung. Zusétzlich ist nicht beachtet, dass
das ,untere Tor" als Engstelle zur Innenstadt wirkt. Die Altstadt wird durch Damm-
Strale und Unteres Tor sozusagen abgetrennt. Nach einer DSSW-Studie, Thema In-
tegration von Einkaufszentren, .. "kann der Gesamtstandort nur dann von der Ansied-
lung profitieren (Anm.: eine angepasste GréRe vorausgesetzt), wenn der Frequenz-
bringer nicht nur in riumlicher Nahe zur Innenstadt angesiedelt wir, sondern wirklich
in diese integriert ist. Eine entsprechende Einbindung dieser Formate in die Innen-
stadt ist haufig sehr mangethaft. Anstatt sich zur Innenstadt zu 6ffnen, wenden sich die
meisten grofifiichigen Ansiedlungen durch Barrieren ab. " Durch die vorliegende Pla-
nung wird genauso ein falsches Konzept erst erméglicht. Es ware Aufgabe der Bauleit-
planung dafir zu sorgen, dass eine bestmdgliche Offnung und Integration zur Altstadt
hin erfolgt und schadliche Bauplanungen nicht méglich werden.®

Stellungnahme des Planers zu 4.11.36

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Es ist korrekt, dass die Dammstrafile durch ihre Breite und das Verkehrsaufkommen als
Barriere wirken kann. Eine gute Anbindung des Sondergebiets ,Einkaufszentrum® an
die Innenstadt ist deshalb fiir die Gesamtplanung von grofder Bedeutung: Durch die
Lage am Unteren Tor weist der Standort einen Innenstadtbezug auf und das Verknlp-
fungspotenzial mit den innerstadtischen Angebotsstrukturen ist als sehr hoch einzustu-
fen — sofern eine geeignete fultlaufige Anbindung und eine geschickte baustrukturelle
Realisierung gewéhrleistet sind. Essentiell ist die Schaffung einer Austauschbeziehung
fir Fuigéanger und Radfahrer zwischen der Innenstadt und dem neuen Standort. Nur
durch diese Anbindung kénnen die Synergieeffekte entfaltet werden. '

Um der Barrierewirkung der Dammstral?:e entgegenzutreten, werden verschiedene
Malnahmen ergriffen:

Zunichst ist im Gesamtverkehrsplan zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Ver-
lagerung des durch die Kernstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist
ein Baustein zur Verlagerung die Erhdhung des Durchfahrwiderstandes durch die
Kernstadt. Dieser Baustein enthalt beispielsweise Verkehrsberuhigungsmafinahmen in
der DammstrafRe durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Griinzeiten,
durch den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschrankung der Fahrbahn
durch Begrinung. Die DammstralRe wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zu-
satzlichen Abbiegespuren sowie beidseitigen Fufl- und Radfahrwegen ausgestaltet.
Diese Verkehrsberuhigungsmahnahmen fordern auch eine attraktive Verbindung mit
der Altstadt.

Fir die fuftlaufige Anbindung des Sondergebietes ,Einkaufszentrum® wurden verschie-
dene Alternativen gepriift, die Besuchem des ,NeuenMarkts” eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstrafe ermdglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt
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verbessern. Zur letzilich gewahlten Verbindungsart wurde in der Begriindung auf S. 48f
ausgeflibrt:

.Die fultlaufige Verkniipfung des Plangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch
die weiterhin vorgesehenen hohengleichen FuRgdngerquerungen der Dammstralie
und der Nurnberger Strafte am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelte FuBgangerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterflhrung
der Dammstralte den ,NeuenMarkt" mit der Innenstadt, so dass fiir Fultgénger eine
Querung der Dammstralle sowohl ober- als auch unterirdisch méglich ist. [.. .}

Der sidliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden kénnen. Vorgesehen ist neben
griingestalterischen Mafinahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage,
der auch als Aufenthaltsort mit Banken gedacht ist. Uber Rampen, Treppen und Auf-
ziige wird das unterschiedliche Héhenniveau iberwunden. Der als Teil der offentiichen
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert fiir gehbehinderte Blrger sowie flr
RoHstuhIfahrer Kinderwagen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterfuh- :
rung.” :

Dariiber hinaus ist klarzusteilen, dass die BBE nicht von Schiaden bzw. von Schéden -
die gemildert werden kénnen, spricht.

Insgesamt wird durch die MaBnahmen zur Erschliefung im Rahmen der Bauleitpla-

nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Offnung und Integration
zur Altstadt erméglicht.

4.11.37

,30. Der Gesamtstandort Innenstadt kdnnte jedoch nur dann von der Ansiedlung und
den prognostizierten neu gewonnenen Kundenstromen profitieren, wenn der Fre-
quenzbringer nicht nur in rdumiicher Nahe zur Innenstadt angesiedelt wird, sondern
wirklich in diese integriert ist. Hier geht die BBE von Koppelungsquoten aus, erwéahnt
jedoch nicht, dass diese vorher von der gewachsenen Innenstadt und den weiteren
Fachmarktstandorten (Obi, Tevi) abgezwacki wurden. Eine Vertraglichkeit ware mog-
licherweise nur gegeben, wenn das Center inmitten des Hauptgeschéftsbereiches (z.B.
direkt an die Untere Marktstrafle gebaut wirde) liegen wiirde, es den Flachenbestand
nur moderat erweitert (z.B. etwa 3-5000 gm) und es sich zur Einkaufslage hin &ffnet
(so im Wesentlichen z.B. Difu 2008. Popp 2002. DSSW 2008. Weidner et.al.2008, Ma-
ver-Dukart 2010. Monheim2010- die alle zu _ahnlichen Fesistellungen kommen.). So
auch Difu-Berichte 3/2008: "Bei einem Blick in die Stadte deufet einiges darauf hin.
dass den Innenstédten durch ein zu massives und vorbehaltlos hingenommenes Vor-
dringen zu groRk dimensionierter, stereotyp angelegter und suboptimal verorteter Ein-
kaufscenter nachhaltig geschadet werden kann."

Stellungnahme des Planers zu 4.11.37

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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Koppelungsquoten beschreiben den Besuch von Einkaufszentrum und bisheriger In-
nenstadt und umgekehrt. Dies steht nicht in Zusammenhang mit den st3dtischen
Fachmarktstandorten. In der Innenstadt gibt es keinen Bau- und Gartenfachmarkt und
keinen Elektrofachmarkt. : :

Das Vorhaben ist, wie die Auswirkungsanalyse zeigt, vertraglich im Hinblick auf die
Vorgaben aus §11 Abs. 3 BauNVO. Es kann ggfs. zu Lageverschiebungen in der In-
nenstadt kommen, die damit einem innerstadtischen Wettbewerb zwischen Handelsbe-
trieben entsprechen. ' ' ' '

Die Aussage der Einwenderin (VKF 3.000 bis 5.000 m?) fallt pauschal, unbegriindet -

und ohne Sortimentsbezug oder Betriebstypenklassifizierung aus. Stichhaltige Ergeb-
nisse sind hieraus nicht abzuleiten.

. Untersuchungsergebnisse der Fachliteratur kdnnen keine einzelfallbezogene Auswir-
kungsanalyse ersetzen. Gleichwohl sind entsprechende Inhalte und Forschungsergeb-
nisse in der Auswirkungsanalyse berlicksichtigt.

Durch die mit dem Planvorhaben avisierte funktionale Erweiterung der Innenstadt (wei-
tere Dienstleistungsnutzungen, etc. .E%ird am Standort ,NeuerMarkt® gerade nicht ein
stereotypisches Einkaufszentrum zu realisieren versucht. Hierauf deutet auch der ver-
gleichsweise geringe Anteil mit Textilverkaufsfliche zu Gunsten eines grof¥formatigen
Lebensmittelsupermarktes hin — ein Betrieb, der aufgrund seiner Mietertragsfahigkeit
vor dem Hintergrund der Grundstiicks- und insbesondere der Baukosten fir ein Ein-
kaufszentrum ein nur bedingt rentables Investment darstellt.

4.11.38

31, Immer wieder wird versucht, den geplanten Standort als innenstadtnahen Standort
damit integrierten Standort darzustelien. Die Alistadt als gewachsener Handelsstandort
mit Funktionszuweisung der Bedarfsdeckung durch die Landesplanung ist unabhangig
von einem autarken Einkaufscenter zu sehen. Von Bedeutung ist hier z.B. auch die
Aussage im Vertraglichkeitsgutachten der CIMA fiir Celle, wonach schon eine Entfer-
nung von 100 Metern zwischen dem Haupteinkaufsbereich und dem Shoppingcenter
ausreichen kann, um fir die Shopping-Center-Besucher die Anziehungskraft der um-
liegenden Geschafte deutlich zu schmalern. Raumliche Barrieren (z.B. in Form von
Straflen) trennen die Innenstadt vom Shopping-Center und kénnen die Austauschbe-
ziehungen erheblich erschweren. Auch der Bau von Briicken oder Unterfihrungen flihrt
langfristig nicht zu zufrieden stellenden Lésungen. Die auf den Gutachten der BBE etc.
beruhende Planung beriicksichtigt in keinster Weise mehr die rdumliche Trennung und
die trennende Wirkung der Dammstrafie sowie das Untere Tor als weitere Trennlinie.
(Anmerkung: flr die Stadt Celle wurde von der BBE im Jahr 2007 eine Flachenpro-
duktivitat von 2.660 Euro als erwirtschaftet prognostiziert).

Stellungnahme des Planers zu 4.11.38

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die stadtebaulichen Planungsziele der Stadt Neumarkt i.d.OPf. sind durch die Bauleit-
planung am Unteren Tor auf eine bauliche und funktionale Fortsetzung der Altstadt hin
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ausgerichtet. Ziel ist es gerade dadurch, die Entstehung eines ,autarken” Emzelhan-
dels~ und Dienstleistungszentrums auf dem Projektareal zu vermeiden.

Zur Vermeidung einer stédtebaulichen Barriere wird eine Fuftgéngerunterfiihrung ge-
baut. Auch die rdumlich trennende Wirkung der Dammstrafie wurde beriicksichtigt. Zur
Wah! der fuBlaufigen Anbindung nach Untersuchung verschiedener Varianten wird auf
die ,Steflungnahme des Planers zu 4.11.52" verwiesen. Durch die Einschétzung von
unterschiedlichen Kopplungsintensitaten wurde dariiber hinaus auch die unterschiedii-
che stédtebauliche Anbindungsqualitdt von Projektareal und Altstadt eingestuft.

Die fur die Stadt Celle im Jahr 2007 prognostizierte Flachenieistung steht in keinem
Zusammenhang mit der vorliegenden Analyse.

4.11.39

-.32. Eine entsprechende Ein-An-bindung in die Innenstadt wurde mit der letzten Pla-
nung komplett aufgegeben. Anstatt sich zur Innenstadt zu 6ffnen, wendet sich die neue
Planung wie eine Betonburg auch durch eine optische Barriere ab: ungiinstige Wege-
flhrung, nicht mehr vorhandene Blickbindung von und zur Altstadt, abweisende Au-
Rengestaltung, fast ausschliefliche Autoorientierung etc. Unter diesen Umstinden wird
sich eine unzureichenden Einbindung des Frequenzbringers (Edeka, Elektronikmarkt)
sogar entgegengesetzt den gewlinschten Effekten auswirken: Verddung der traditionel-
len 1a Lagen der Innenstadt durch Verschiebung der Kundenstrome. Somit wird das
Problem der "Grunen Wiese" nicht geldst, sondern nur- und zwar direkt ans Zentrum
der Altstadt als gewachsene Innenstadilage verlagert. Dieser Punkt mag zwar Teil des
Baugenehmigungsverfahrens sein, doch handelt es sich hier um einen vorhabensbe-
zogenen Bebauungsplan, welcher in Abstimmung mit Bégl gemacht wird. Aus dem
Grund sind die Vorstellungen (auch die letzte) von Bedeutung und stadtbaulicher Wich-
tigkeit auch im Bebauungsplanverfahren.®

Stellungnahme des Planers zu 4.11.39

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Im Gesamtverkehrsplan ist zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Verlagerung
des durch die Kernstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist ein Bau-
stein zur Verlagerung die Erhohung des Durchfahrwiderstandes durch die Kernstadt.
Dieser Baustein enthdlt beispielsweise Verkehrsberuhigungsmafinahmen in der
Dammstrafie durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Griinzeiten, durch
den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschrdnkung der Fahrbahn durch
Begrinung. Die Dammstralle wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zusatzli-
chen Abbiegespuren sowie beidseitigen FuR- und Radfahrwegen ausgestaltet. Diese
VerkehrsberuhigungsmaBnahmen férdern auch eine attraktive Verbmdung mit der Alt-
stadt. '

Fur die fullaufige Anbindung des Sondergebietes ,Einkaufszentrum® wurden verschie-
dene Alternativen gepriift, die Besuchern des ,NeuenMarkts* eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstralle erméglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt
verbessern. Zur letztlich gewahiten Verbindungsart wurde in der Begriindung auf S. 48f
ausgefihrt:
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,Die fublaufige Verkniipfung des Plangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch
die weiterhin vorgesehenen hdhengleichen FuRgéngerquerungen der Dammstrafie
und der Nilrnberger Strafte am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelte Fullgangerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterfihrung
der DammstralRe den ,NeuenMarkt® mit der Innenstadt, so dass fiir Fultgénger eine
Querung der Dammstralie sowohl ober- als auch unterirdisch moglich ist. [...]

Der siidliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden kénnen. Vorgesehen ist neben
gringestalterischen Maftnahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage,
der auch als Aufenthaltsort mit Banken gedacht ist. Uber Rampen, Treppen und Auf-
zuge wird das unterschiedliche Hhenniveau {iberwunden. Der als Teil der &ffentlichen
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert fiir gehbehinderte Burger sowie flr
Rolistuhlfahrer, Kinderwéigen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterflih-
rung.”

Diese Mallnahmen dienen auch der Erreichb@it des Sondergebiets fur Radfahrer.
Ziel der Stadt Neumarkt ist die Forderung des Radverkehrs, festgehalten auch im Inte-
grierten Gesamtverkehrsplan der Stadt Neumarkt, Neben dem Ausbau von Radwegen
ist ein weiterer Baustein die Bereitstellung von ausreichenden Fahrradstellplatzen, ins-
besondere bei besucherintensiven Nutzungen wie dem ,NeuenMarkt‘. Eine entspre-
chende ortliche Bauvorschrift zur Bereitstellung von Fahrradabstellplatzen ist im Be-
bauungsplan enthalten.

Insofern kann auch nicht von einer fast ausschlieRlichen Autoorientierung gesprochen
werden. o

Die Aussage einer optischen Barriere kann nicht nachvolizogen werden. Eine Blickbin-
dung von und zur Altstadt war nie Zielsetzung und Inhalt der Planung - allein aufgrund
der ortlichen Gegebenheiten mit dem Wiederaufbau des historischen Unteren Tors ist
eine Sichtachse unrealistisch. '

Insgesamt wird durch die Mafnahmen zur Erschlielfung im Rahmen der Bauleitpla-
nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Offnung und Integration
zur Altstadt ermdoglicht.

Eine unterstelite ,abweisende AuRengestaltung" liegt im Auge des jeweiligen Betrach-
ters, ist aber nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die bereits verdffent-
lichten architektonischen Detailplanungen und Ansichten sowie die Beschreibung, die
auch in der Begrindung zum Bebauungsplan enthaiten ist, entsprechen der parallelen
und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabentragers und dienen der Biir-
gerinformation.

Im Ubrigen handelt es sich beim Bebauungsplan ,Unteres Tor II* nicht um einen vor-
habenbezogenen Bebauungsplan nach § 12 BauGB, sondern um einen Angebotsbe-
bauungsplan® im Sinne des § 30 Abs. 1 BauGB. Grundsitzlich ist die Zusammenarbeit
mit dem [nvestor des ,NeuenMarkt' (Firma NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs
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GmbH) intensiv, damit gemeinsam die Ziele fiir das Gebiet erreicht werden — sowohl
was die Nutzungen im Sondergebiet betrifft als auch beusplelswetse Regelungen zur
baulichen Ausgestaltung oder Werbeanlagen etc.

4.11.40

,33. Das geplante Einkaufszentrum hat erhebliche negative raumordnerische und stad-
tebauliche Auswirkungen - insbesondere auf die direkten Nachbargemeinden durch die
Sogwirkung und auf unterbleibende Renovierungen in der Innenstadt, da diese unren-
tabel und nicht mehr bezahibar werden. Einige Geb&ude in der Handelslage bedurfen
noch der Sanierung. Bei einem Verfall der Mieten verfallen auch die Gebaude mit der
Folge, dass sich der Abwértstrend in den Handelslagen noch verschérft.” .

Stellungnahme des Planers zu 4.11.40

Der Anregung wird nicht gefolgt.
Die Aussage ist unbegrundet.

Im Einzelhandelsgutachten konnte auf Basis der Analyseergebnisse festgestellt wer-
den, dass es zu keinen negativen stidtebaulichen Auswirkungen in Neumarkt i.d.OPf.
im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO flhrt. Insgesamt witrde durch das Planvorhaben die
Angebotsvielfalt der Neumarkter Innenstadt gesteigert, die Kaufkraftbindung im Ein-
zugsgebiet gesteigert, Umsétze vorrangig zu Lasten umliegender Oberzentren und
stédtebaulich nicht-integrierter Lagen in Neumarkt umverteilt.

Durch das Planvorhaben wiirde sich zweifelsohne die Wettbewerbsdichte innerhalb
Neumarkts verstarken. Kopplungseffekte - Kunden die bislang flr bestimmte Einkaufe
Standorte auRerhalb der Neumarkter Innenstadt aufgesucht haben, nutzen nun das
Angebot am NeuenMarkt und koppeln hieran Einkdufe in der Altstadt - kbnnen diesen
gesteigerten Wettbewerb teilweise amortisieren. Die sich durch das Planvorhaben stei-
gernde Wettbewerbsdichte wirde sich insgesamt durch eine Lageverschiebung ge-
genilber Randbereichen der Innenstadt zeigen. Hier ware am ehesten von Betriebs-
aufgaben bzw. von einer Verlagerung in die 1a-Lagen auszugehen (wenn dortige La-
denlokale zur Verfligung stehen).

Inwieweit hier daher eine ggfs. notwendige Renovierungstétigkeit der Altstadt unter-
bleibt, kann nicht abgeschétzt werden.

im Einzelhandelsgutachten konnte auf Basis der Analyseergebnisse festgestellt wer-
den, dass es zu keinen negativen stédtebaulichen Auswirkungen gegeniiber Nachbar--
kommunen im Sinne von § 11 Abs. 3 BauNVO fiihrt. Dieses Analyseergebnis wird
durch das Ausbleiben von Stellungnahmen der Nachbargemeinden im Zuge der Offen-
lage des Bebauungsplans und durch das Ergebnis des Vereinfachten Raumordnungs-
verfahrens bei der Hoheren Landesplanungsbehdrde unterstrichen.

Das Pianvorhaben filhrt nicht zu raumordnerischen Auswirkungen. Es halt die Ziele der
Raumordnung fiir die Bemessung von Planvorhaben des Einzelhandels in vollem Um-
fang ein.
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4.11.41

.34, Nach Auffassung der BBE in ihren Gutachten wird das EKZ sich mit dem bisheri-
gen Einzugsbereich des Neumarkter Einzelhandels weitgehend decken. Da weder eine
raumliche Ausweitung erfolgt, noch ein weiteres Umsatzpotential abschopfbar ist, wer-
den alle Umsitze des EKZ aus dem bisherigen Bereich generiert. Auch heute schon
kaufen die Berufspendler in Neumnarkt ein bzw. die Auspendler Uberwiegend in Nurn-
berg. Dies wird sich durch das EKZ nicht andern. Der Verflechtungsbereich der Stadt
NM wird mit 170.000 Menschen angegeben. Dabei sind jedoch Orte einbezogen, wel-
che nicht nach Neumarkt orientiert sind. So z.B. Hohenfels, Dietfurt, Altdorf, Winkelhaid
oder Beilngries. Diese sind ganz klar nach Niirnberg, Eichstatt oder ingolstadt orien-
tiert. Auch Parsberg, Seubersdorf oder Velburg sind {iberwiegend schon nach Regens-
burg orientiert. Insofern ist der Verflechtungsbereich und die zu generierenden Umsat-
ze ebenfalls, falsch.” :

Stellungnahme des Planers zu 4.11.41

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fiir das Planvorhaben konnte ein Einzugsgebiet ermittelt werden, das sich aus Zonen
unterschiedlicher, nach auften hin abnehmender Kaufkraftbindung zusammensetzt.
Wie die Analyseergebnisse zeigen, entsprechen die Umsatze des Neumarkter Einzel-
handels nur einem geringen Teil des Kaufkraftpotentials, insbesondere im erweiterten
Einzugsgebiet - zugleich stellt die Stadt Neumarkt fiir diese Gemeinden allerdings das
Oberzentrum dar. Dies spiegelt den Sachverhalt wider, dass die Bewohner des Ein-
zugsgebiets an unterschiedlichen Standorten (Betriebe in Neumarkt, Nirnberg, Re-
gensburg, etc. ...) einkaufen.

Zusalzliche Umsitze des Neumarkter Einzelhandels durch eine gesteigerte Kaufkraft-
bindung im Einzugsgebiet sind vor diesem Hintergrund zu erwarten. Urséchlich hierfr
ist, dass durch das Planvorhaben neue Angebotsformate (die ggfs. in den umliegenden
Oberzentren vorhanden sind) geschaffen werden.

Der Verflechtungsbereich des Neumarkter Einzelhandels stellt eine zugewiesene Ein-
heit der Landesplanung dar.

Die ermittelten Umséatze stehen nur in einem mittelbaren Zusammenhang mit der Gro-
Re des Einzugsgebiets. Aufgrund des sehr groRen Kaufkraftpotentials steht die Gene-
rierung von Marktanteilen innerhalb des Einzugsgebiets im Vordergrund.

Entsprechend ist die Aussage, dass der Verflechtungsbereich und die zu generieren-
den Umsatze falsch seien, nicht zutreffend. '

4.11.42

35. Durch die raumbezogenen Auswirkungen ware ein Raumordnungsverfahren
notig gewesen — das verkiirzte Verfahren ist unzureichend.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.42

Der Anregung wird nicht gefolgt. -
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In der Begriindung zum Bebauungsplari wurde dazu auf S. 8 ausgefiihrt:

Im Sondergebiet Einkaufszentrum' soll grolflachiger Einzelhandel entstehen. Fur den
Einzelhande! wird unterstellt, dass bei Einkaufszentren bzw. groBflachigem Einzelhan-
del oberhalb der Regelvermutung in § 11 Abs. 3 $. 3 BauNVO (1.200 m? Geschossfia-
che bzw. 800 m? Verkaufsflache) Auswirkungen auf die Verwirklichung der Ziele der
Raumordnung bzw. stadtebauliche Entwicklung und Ordnung bestehen. Daher muss
ein Einzelhandelsprojekt dieser Grofte landesplanerisch iberprlft werden.

Das geplante Einkaufszentrum mit einer Gesamtverkaufsflache von 13.100 m? falit
nach § 1 Nr. 19 RoV unter die Kategorie Errichtung von Einkaufszentren®, weswegen
ein Raumordnungsverfahren durchgefiihrt werden soll. Die zustandige Hohere Lan-
desplanungsbehérde bei der Regierung der Oberpfalz hat festgelegt, dass ein Raum-
ordnungsverfahren erforderlich ist (§ 15 Abs. 1 ROG und Art. 21 Abs. 1 Nr. 1 BaylLplG
iV.m§1Nr 19 Raumordnungsverordnung).” -

Die raumbezogenen Auswirkungen wurden folglich in einem Raumordnungsverfahren
{iberpriift — nicht in einem verkiirzten, sondern in einem vereinfachten Verfahren nach -
§ 16 ROG und Art. 23 BaylLplG. Die Vereinfachung bedeutet, dass das Verfahren pa-
rallel zum Bauleitplanverfahren durchgefihrt wurde und damit die fir das Raumord-
nungsverfahren erforderliche Anhorung der Nachbarkommunen parallel zum frihzeiti-
gen Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB stattfand. Zu diesem Zweck wurde
ein groferer Kreis an Nachbarkommunen bei der frihzeitigen Beteiligung um Stellung-
nahme gebeten als es fir die Bauleitplanung sonst erforderlich gewesen ware.

Insgesamt wird durch das parallele und vereinfachte Raumordnungsverfahren eine
Verfahrensbeschleunigung und -dkonomisierung ermdglicht, da die betroffenen Behor-
den lediglich einmal eine Stellungnahme abgeben mussen, nicht mehrere Stellung-
nahmen zur Bauleitplanung und zum Raumordnungsverfahren.

Nach Abschluss des vereinfachten Raumordnungsverfahrens hat die Regierung der
Oberpfalz als landesplanerische Beurteilung mit Schreiben vom 04.07.2012 festge-
stellt, dass die Bauleitplanung Unteres Tor V" unter Beachtung der im Schreiben auf-
gefiihrten Maflgaben den Erfordernissen der Raumordnung und Landespianung ent-
spricht. Damit ist die Durchfiihrung des vereinfachten Raumordnungsverfahrens auch
von der zustandigen Behdrde bestatigt worden.

4,11.43

.36. Die zusitzlichen Larmbelastigungen - Belastungen durch Kino und Hotel wur-
den nirgends berlcksichtigt. Hotel und Kino sind insbesondere auch an Sonn- und Fei-
ertagen in Betrieb. Die susitzlichen Verkehrs- und damit Larm- und Abgasbelastungen
( z.B. durch Zunahme des Verkehrs am Schwarzachweg um den Faktor 10 und auch in
weiteren Bereichen ) werden unter den Tisch gekehrt.*

Stellungnahme des Planers zu 4.11.43

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Larmbelastungen durch Kino- und Hotelnutzungen fallen unter den Gewerbelarm.
7u diesem Thema wurde in der Begriindung zum Bebauungsplan auf S. 31 ausgefahrt:
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.Das Ziel fur die schallimmissionsschutztechnische Planung beziiglich des Gewerbe-
larms besteht darin, mdgliche Larmkonflikie mit der geplanten bzw. angrenzenden
Wohnnutzung zu vermeiden. Ein Konflikt ist dann zu erwarten, wenn an einem Immis-
sionsort die Summe aller auf den immissionsort einwirkenden Gerausche von Betrie-
ben und Anlagen im Plangebiet sowie der gewerblichen Vorbelastung durch Gewerbe-
gerausche bestehender Betriebe den Gesamt-Immissionswert uberschreitet. In Bezug

auf die Planung wurde daher von einer entsprechenden rechtiich zulassigen Larmbe- -

lastung ausgegangen, die sich an den Nutzungen orientiert. {...]

" Fiir die Vorbelastungen wurden Beurteilungspegel errechnet und den Immissionsorten
Planwerte zugeordnet, um in einem weiteren Schritt Emissionskontingente fir das
Sondergebiet _Einkaufszentrum® zu ermittein. '

Entsprechend wurde fr das Sondergebiet ein Grundkontingent ermittelt, dem je nach
nachstgelegenem schutzbedirftigem Immissionsort weitere Zusatzkontingente zuge-
ordnet wurden. Diese Werte wurden im Bebauungsplan festgesetzt. Durch die Einhal-
tung der Larmwerte aus den Kontingenten (ggf. zuztglich des Zusatzkontingents), die
in den nachfolgenden Planungs-und Genehmigungsverfahren nachgewiesen werden
muss, wird sichergestellt, dass in den angrenzenden Wohn- bzw. Mischgebieten die
jeweiligen Werte eingehalten werden. Geeignete Maftnahmen konnen organisatorische
Regelungen im Betrieb (z.B. eingeschrankie Offnungszeiten einzelner Tiefgaragenzu-
fahrten) sein.”

Dies bedeutet, dass die La&rmbelastungen aus dem Kino und dem Hotel lediglich so
hoch sein durfen, wie das jeweilige Kontingent aus dem Bebauungsplan es zulasst. Im
Bauantrag muss nachgewiesen werden, dass diese Kontingente eingehalten werden.
Ansonsten kann die entsprechende Nutzung nicht genehmigt werden. Sonn- und Feier-
tage sind dabei nach geltendem Recht grundséatzlich nicht zu beriicksichtigen, es wird
bei der Belastung zwischen Tag und Nacht unterschieden. Falls sich nach dem Bau
des Vorhabens herausstellen sollte, dass Larmwerte Uberschritten werden, koénnen
nachtragliche Anordnungen getroffen werden, die sicherstellen, dass die Larmwerte
durch die nachtraglich angeordneten Malnahmen eingehalten werden.

Uber die direkten Larmbelastungen hinaus wurden die Immissionsbelastungen durch
den von den Nutzungen erzeugten Verkehr in den Immissionsgutachten berlcksichtigt:
Die Gutachten zum Thema L&rm und Lufthygiene wurden auf Basis der Verkehrsprog-
nose des Biiros R+T erstellt, in die der Besucher-, Nutzer- und Antieferverkehr far alle
Gebiete und den darin zuldssigen Nutzungen (Sondergebiet Einkaufszentrum” sowie
~ die im Entwurf enthaltenen Mischgebiete) einbezogen wurde.

Beziiglich der Verkehrslarmimmissionen kommt das Schallimmissionsschutz-
Gutachten des Ingenieurbliros Sorge (Stand: Méarz 2013) zu dem Ergebnis, dass be-
reits heute das Stralennetz im Planungsgebiet mit Kfz-Verkehr hoch belastet ist,
wodurch eine hohe Immissionsbelastung der angrenzenden Gebiete besteht. Die in der
Gesamtverkehrsplanung (GVP) vorgesehenen Mafnahmen sollen u.a. zu einer Ab-
nahme der Verkehrsbelastung fliihren, sodass die Strafen und Knotenpunkte durch die
entstehenden Spielrdume das durch die Planung zu erwartende zusatzliche Verkehrs-
aufkommen aufnehmen kénnen. Insoweit ist mit keinen negativen Auswirkungen und
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nachteiligen Veranderungen der Verkehrsiarmsituation gegeniber dem Status-Quo zu
rechnen.

Die zu erwartenden Kfz-Verkehre auf den ffentlichen Strafken durch Kino und Hotel
sind in den Prognose-Werten des Biro R+T mit beriicksichtigt, somit auch in den vor-
liegenden Pegelrasterlarmkarten. Der o. g. Verkehr im nicht ffentlichen Bereich (z. B.
Fahrweg zwischen der dffentlichen Strake und der TG-Ein-/Ausfahrt) wird im Rahmen
des Nachweises zur Einhaltung der Emissionskontingente (Genehmigungsverfahren)
bertcksichtigt.

Beziiglich der Luftbelastung wurde im Rahmen der Bauleitplanung im Schadstofigut-
achten (Miller-BBM, Marz 2013) die Belastung des gesamten Gebiets mit den far die
menschliche Gesundheit relevanten Schadstoffen Stickstoffoxide (NO,) sowie
Feinstaubpartikel (PMzs und PMyo) vor und mit Realisierung der Planung untersucht.
Die Grenzwerte der 39. BImSchV fur Feinstaub (PMyo und PM; s} und fir Stickstoffdi-
oxid (NO;) werden sowohi an den Gebaudefassaden als auch im gesamten Umfeld
weit unterschritten.

Es wird festgestellt, dass mdgliche Larm- und Luftschadstoffbelastungen, auch die
durch die Nutzungen Kino und Hotel entstehen kénnen, in den jeweiligen Fachgutach-
ten ermittelt und damitim Bebauungsplanverfahren bertcksichtigt wurden.

4.11.44

.37. Im Rahmen dieses “verkurzten® Raumordnungsverfahrens hatte die Regierung
bereits 2007 unter Bezugnahme auf eine Stellungnahme 1997 festgestellt: "Die Hohere
Landesplanungsbehorde hat im Jahr 1097 das geplante Einkaufszentrum "Areal Unte-
res Tor" im Rahmen eines Raumordnungsverfahrens landesplanerisch iiberprift. Sei-
nerzeit war festgestellt worden, dass das Vorhaben den Zielen der Landesplanung
entspricht, wenn die Lebensmittelverkaufsflache 3.000 gm - bei einer Gesamtverkaufs-
flache von 11.000 gm — nicht tiberschreitet"!l®

Stellungnahme des Planers zu 4.11.44

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Stellungnahme der Regierung in 2007 hat das Vorhaben aus 2007 bewertet — das
Vorhaben aus 2010 stellt ein anderes Vorhaben dar. Seit dieser Zeit ist ein weiteres
Verkaufsfliachenwachstum bei Lebensmittelanbietern am Markt zu beobachten. Eben-
falls stellen seitdem verénderte Flachenleistungen die relevante Bezugsbasis dar (vgl.
_Struktur- und Marktdaten im Einzelhandel*, Bayerisches Staatsministerium far Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie). Aufterdem ist zwischenzeitlich der
EDEKA in der Unteren Marktstralbe unabhingig vom NeuenMarkt aufgegeben warden
und damit ein wichtiger Trager fir die Grund- und Nahversorgung weggefallen. Die
Ausgangssituation ist folglich eine andere als 1997 bzw. 2007.
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Zur Sicherung der Grund- und Nahversorgung wird in der Vertraglichkeitsanalyse aus-
geflihrt, dass auch in den grundversorgungsrelevanten Bedarfsgiitern bei den relevan-
ten innerstadtischen Anbietern Umsatzumverteilungseffekte zu erwarien sind (Vertrag-
lichkeitsanalayse, vgl. S. 79). Die hichsten Umsatzriickgdnge im Sortiment Nahrungs-
und Genussmittel werden nach Aussage der Gutachter zu Lasten der Supermarkie in
der Unteren und Oberen Marktstrafbe gehen (hierunter fiel noch der EDEKA in der Un-
teren Markistralle, $.0.). Umsatzumverteilungseffekte waren gegeniiber der Vielzahl an
Bickerei- und Metzgereibetrieben sowie spezialisierten Lebensmittelanbietern (Kase,
Feinkost, Getrankeanbieter) der Innenstadt zu erwarten. Diese liegen jedoch nach
Aussage der Gutachter auf einzelbetrieblichem Niveau auf einem dulerst geringfugi-
gen Niveau, so dass Existenz gefahrdende Umsatzverluste fur einzelne Anbieter nicht
>u erwarten sind. Durch die Realisierung des Planvorhabens ist damit zu rechnen,
dass die innerstadtische Versorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsor-
timents eine Verbesserung erreichen kann (vgl. S. 81).

Aufgrund dieser neuen Voraussetzungen hat die Hohere Landesplanungsbehérde das
neue Vorhaben auch mit der nun grolderen Verkaufsfiiche fur Nahrungs- und Ge-
nussmittel als mit den Erfordernissen der Raumordnung und Landesplanung entspre-
chend beurteilt. Dies wurde mit dem positiven Ausgang des vereinfachten Raumord-
nungsverfahrens bestatigt.

4.11.45

,38. In der 60. Stadtratssitzung vom 20.6.2007 wurde davon ausgegangen, dass das
Vorhiaben ohne Durchfilhrung eines Raumordnungsverfahrens mit den Zielen der
Raumordnung und Landesplanung vereinbar sei, wenn die "Gesamtverkaufsflache”
12.500 gm nicht Uberschreitet. Die Ausweitung der jetzigen Verkaufsfiache ist nicht
nachvollziehbar! Nicht nachvollziehbar ist insbesondere auch, warum frilher eine Be-
schrankung auf 11.000 gm als Obergrenze gesehen wurden und jetzt 13.100 gm als
noch vertretbar angesehen werden- Mehrung ca. 20%- | Die unterschiedlichen Beurtei-
lungen sind nicht nachvoliziehbar und wohl eher am Wunsch des Investors orientiert!
Noch in der stédtischen Stellungnahme bei der Behandlung der Einwendungen im Jahr
2008 wurde angefiihrt "Es ist nicht beabsichtigt, diesen Wert von 12.500 gm Verkaufs-
flache zu andern”. :

39. Zuletzt hat der Bay. Landesverband Einzelhandel eine maximale Verkaufsflache
von 12.500 gm noch mitgetragen. Uberdimensioniert wurden die Verkaufsflachen far
Textil mit 2.000 gm oder Schuhe mit 600 gm angesehen. Auch die BBE hat im Gutach-
ten 2005 im Maximalansatz eine Flache von 2.000 qm als obere Grenze erachtet. Bei
Schuhen waren es 1.000 gm. Bedenklich ist die jetzige Anderung auf iiber 3.000 gm
bei Textil oder die Senkung auf 600 gm bei Schuhen. Diese Anderungen sind nicht
nachvollziehbar geéndert worden und stehen im Widerspruch zu Aufierungen ver-
schiedener Trager dffentiicher Belange.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.45

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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Das Vorhaben entspricht mit einer Verkaufsflache von 13.100 m? den zum Untersu-
chungszeitpunki gliltigen Vorgaben der Landesplanung/Raumordnung in Bezug auf die
Zulassigkeit maximal glltiger Verkaufsflachen bei einzeinen Sortimenten bzw. Ange-
botsformaten in vollem Umfang. Gegenuber der letzten landesplanerischen Bewertung
(12.500 m?) ist zu beriicksichtigen, dass diese sich auf vorherige Konzepte am Projekt-
standort beziehen. Auch die stadtische Stellungnahme in 2008 oder die Stellungnahme
des Bay. Landesverbands Einzelhandel beziehen sich auf das damalige Vorhaben. Sie
steht in keinem inhaltlichen Zusammenhang mit dem Planvorhaben aus 2010.

Fiir das Vorhaben war in friheren Fallen von einer Fachmarkte- bzw. Einkaufscenter-
Entwicklung auszugehen, die sich vom zuletzt diskutierten Plankonzept deutlich unter-
scheidet, Zum damaligen Zeitpunkt stellie das Vorhaben keine funktionale Erganzung
des Innenstadtbereichs dar, sondern war aufgrund der Gebaudestruktur und
Wegeachsen als solitarer Einzelhandelsstandort zu beurteilen. Mit dem Pianvorhaben
MULT! Development / Bégl lag eine detaillierte Pianung dahingehend vor, den Innen-
stadtbereich funktional zu erweitern. Uber die in 2007 geplanten Einzelhandelsnutzer
hinaus sind im vorliegenden Fall ferner Gewerbe- und Dienstleistungsfunktionen, ein-
gebunden in eine attraktive stadiebauliche Lsung, geplant. Aufgrund dieses deutlich
veranderten Nutzungskonzepts ist funktional, und damit auch im Hinblick auf die stad-
tebauliche Bewertung eine neue Situation gegeben: Die Anbindung an die Altstadt wird
iiber eine entsprechende Verkehrslosung sichergestellt.

4.11.46

,40. Die Gutachter der BBE hatten im Jahr 2005 eine Textilverkaufsfldche von 2.000
gm als vertraglich an - die Reduzierung von urspriinglich 3.000 auf 2.000 gm beruht
auf dem BBE-Gutachten -. Die jetzt geplante Textilverkaufsflache liegt deutlich dar-
iiber. Den schon friher immer dazu geauferten Bedenken der TéB wurde nicht Rech-
nung getragen. Warum und weshalb bleibt das Geheimnis der Planer oder des Inves-

tors, dessen Interessen die Gutachter ja Rechnung tragen - 5. AuBRerung im Gutachten-

Stellungnahme des Planers zh 4.11.46

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Textilverkaufsflichen der vorherigen Planvorhaben stellten eine externe Auswir-
kung auf den innerstéadtischen Einzelhandel dar. Die avisierten Nutzungen waren auf-
grund ihrer Preis- und Qualitatsausrichtung {Fachmarkte) nicht in der Lage, das Ein-
zugsgebiet der Stadt Neumarkt bzw. die Marktdurchdringung im Einzugsgebiet zu star-

ken. Sie konnten nicht dazu beitragen, attraktive Einkaufsalternativen zu den benach-

barten Oberzentren zu schaffen. Aus diesem Grund war damals eine sehr restriktive
Vorgabe in Bezug auf die Schaffung zusétzlicher Textilverkaufsflachen gefordert.

Mit dem nun diskutierten Planvorhaben beabsichtigt der Investor eine Erweiterung der
Innenstadt durch ein multifunktionales Dienstleistungs- und Einkaufszentrum. Es wird
mit einer entsprechenden Verbindung zum Altstadtbereich hin ausgerlstet und unter-
scheidet sich deutlich von den in den Vorjahren geplanten solitaren Fachmarkten. Der
Nutzungsmix zielt (entgegen den vorherigen Planungen) auf Mieter ab, die das (Textil-)

Handelsangebot in Neumarkt erganzen und dadurch die Aftraktivitdt gegeniiber den

SRMEE T .
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umliegenden Oberzentren starken. Die zusétzlichen Umsatze resultieren damit zu ei-
nem groken Teil aus der Bindung von Kaufkraft, die bislang aus dem oberzentralen
Versorgungsbereich der Stadt Neumarkt abfliefit.

4.11.47

,41. Hinsichtlich der Lebensmittelverkaufsfléche hatte die Regierung die Zulassigkeit
bejaht, wenn diese eine Verkaufsflache von 3.000 am nicht tiberschreitet. Diese Be-
schrankung wurde in den Beurteilung von 1997, 2000 und 2007 bestétigt. Die jetzt ge-
planie Ausweitung auf 4.358 gm entspricht einer Ausweitung von nahezu 50%. Die
friihere Beschrankung und insbesondere die jetzige Ausweitung ist nicht nachvollzieh-
bar zu begriinden und entspricht lediglich dem Investoreninteresse.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.47

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Zunschst ist festzustellen, dass die Zahl der Verkaufsflache mit einer Ausweitung auf
4.358 gm nicht der im Bebauungsplan festgesetzten maximalen Verkaufsflache im Sor-
timent Nahrungs- und Genussmittel entspricht. Festgesetzt sind hier 3.800 gm. Folglich
ist keine Ausweitung von nahezu 50 % vorgesehen, sondern eine Ausweitung von
3.000 auf 3.800 gm (ca. 26%).

Zur Ausweitung um 800 gm: Frihere Gutachten bezogen sich auf die Errichtung eines
Lebensmittelsupermarktes bzw. eines SB-Warenhauses im Rahmen einer solitaren
Fachmarktcenterplanung. Ein innerstadtischer Lebensmittelsupermarkt stellte zum da-

- maligen Zeitpunkt einen relevanten Wettbewerber dar (mittlerweile wurde das Ladenlo-

kal allerdings umfassend renoviert durch einen Schuhfilialisten ersetzt). Uber einen
Lebensmittelsupermarkt verfugt die Neumarkter Innenstadt im Bereich der Altstadt
heute nicht mehr. Uber ein Ladenlokal oder eine zumindest mittelfristig durch einen
wettbewerbsfahigen Lebensmittelsupermarki nutzbare Potenzialflache verfugt der
Standortbereich Altstadt ebenfalls nicht.

Mit der zuletzt begutachteten Planung sind die Er'richtung gines Lebensmittelsuper-
marktes und eines Lebensmitteldiscountmarktes gepruft worden. Beide Betriebe sind
landesplanerisch zulassig und stadtebaulich vertraglich.

Auch die Realisierung der im Gutachten gepriften Lebensmittelverkaufsflache durch
nur einen Anbieter - einen Lebensmittelsupermarkt - in Verbindung mit dem Wegfall
des Lebensmitteldiscounters ist landesplanerisch zulassig. Ebenfalls ist fir diesen Fall
von einer stidtebaulichen Vertraglichkeit auszugehen, da der Ersatz von Lebensmittel-
discounter- durch weitere Supermarktverkaufsfiache nur zu vergleichsweise geringeren
Flchen- und damit Umsatzleistungen fuhren wiirde. Discounter- und Supermarkt wr-
den zusammen Uber eine deutlich hohere Umsatzleistung verfiigen, als ein einzelner
Supermarkt auf vergleichbarer Gesamtverkaufsfliche. Deshalb wurde die Errichtung
von zwei Lebensmittelanbietern im Gutachten als Worst-Case-Szenario” gepruft.

Dariiber hinaus wurde in der Vertrég!ichkeits'analayse ausgefiihrt, dass es zu Umsatz-
riickgangen im Sortiment Nahrungs- und Genussmittel kommen kann (vgl. S. 79) - ins-
besondere zu Lasten der Supermarkte in der Unteren und Oberen Marktstrafie gehen.
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. Jedoch ist der EDEKA in der Unteren Marktstrake bspw. zwischenzeitlich bereits un-

abhangig vom NeuenMarkt aufgegeben worden. Entsprechend sind hier weniger Fla-
chen dieses Sortiments vorhanden als in den friiheren Gutachten berlicksichtigt wer-
den mussten. Weitere Umsatzumverteilungseffekte waren gegeniiber der Vielzaht an
Bickerei- und Metzgereibetrieben sowie spezialisierten Lebensmittelanbietern (Kase,
Feinkost, Getrankeanbieter) der innenstadt zu erwarten. Diese liegen jedoch nach
Aussage der Gutachter auf einzelbetrieblichem Niveau auf einem auferst geringfugi-
gen Niveau, so dass Existenz gefahrdende Umsatzveriuste fiur einzelne Anbister nicht
zu erwarten sind (vgl. S. 81).

Negative Auswirkungen auf die Versorgungsfunktion der Innenstadt und die Nahver-
sorgung der Bevolkerung sind damit nicht zu erwarten, sondern es ist durch die Reali-
sierung des Planverhabens vielmehr damit zu rechnen, dass die innerstadtische Ver-
sorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsortiments eine Verbesserung
erreichen kann (vgl. S. 81). Damit stellt die Errichtung einer grofen Lebensmittelver-
kaufsfiche in zentraler Lage der Stadt Neumarkt, die durch FuBganger, den offentli-
chen Personenverkehr und Autofahrer gleichermalen gut zu erreichen ist, ein zentra-
les, nachhaltiges stadtebauliches Entwicklungsziel der Stadt Neumarkt dar und steht
iiber einzelparteilichen Investoreninteressen. Es spiegelt sich im Stadtleitbild 2010-
2016 und dem Einzelhandelskonzept der Stadt wider.

4.11.48

,A2. Die Verkaufsflachenbeschrénkungen der einzelnen Sortimente ist unzureichend.
Diesbeziiglich wurden auch Bedenken der Trager &ffentlicher Belange vorgebracht,
jedoch nicht beriicksichtigt! So hat die BBE die Strukturdaten und Marktdaten im
Einzelhandel fiir 2010 im Internet stehen. Legt man diese Daten bei méglichen zulassi-
gen Verkaufsflachen zugrunde, so errechnen sich ganz andere Werte. Bei den Schu-
hen wiren beispielsweise Uber 1.200 gm Verkaufsflache zulassig, bei Drogeriewaren
(iber 3.000 qm. Deshalb erscheint die geplante Fldchenbegrenzung /-erhohung aubert
fragwiirdig. Unterlagen, warum und weshalb die jeweiligen Fléchen festgesetzt wurden,
sind nicht ausgelegen und deshalb auch nicht nachvoliziehbar. Es fehit an der notwen-
digen Klarheit und Begriindetheit dieser Festsetzungen. :

Das Einkaufszentrum entsteht als einheitlicher Komplex mit abgeschotteten Strukturen.
Eine Beschrankung der Verkaufsflache auf innenstadtrelevante Verkaufsflachen ist
unzureichend. Um die negativen Auswirkungen auf die Innenstadt zu begrenzen, hatte
os weiterer Festsetzungen bzw. Beschrankungen von Flichen bedurft. Als Beispiel sei
hier die Gastronomie genannt.

Nachdem solche Fléchen erhebliche Auswirkungen auf den Kundenstrom und die
Verweildauer im Center besitzen, hatten auch solche Flachen einer Beschrankung be-
durft. Dies ist nicht geschehen. Damit einher gehen erhebliche negative stadtebauliche
Auswirkungen.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.48

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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Die Verkaufsfiachenbeschrankungen sind detailliert und sortimentsbezogen erfoigt. Sie
bericksichtigen die Vorgaben aus der Landesplanung und der Begutachtung der stad-
tebaulichen Vertraglichkeit. Beides muss erfullt werden.

Die BBE-Struktur- und Marktdaten bilden den Bezugsrahmen zur Ermittiung landespla-
nerisch zulassiger Verkaufsflachen unter Beriicksichtigung zulassiger Abschépfungs-
quoten im Einzugsgebiet, Die tatsachliche stadtebauliche Vertraglichkeit, bzw. eben die
Grenze zur Unvertraglichkeit hin kann allerdings bereits bei deutlich geringeren, als
den landesplanerisch zuldssigen Verkaufsflachenobergrenzen erreicht werden. Sie
bemisst sich an der konkreten stadtebaulichen Situation

Hierzu sind die individuelle stadtebauliche Situation sowie die Angebots-, Nachfrage-
und Wettbewerbsstruktur im Einzelfall vor Ort zu priifen. Dies wurde durchgefihrt. Des-
halb ist z.B. bei Schuhen und Drogeriewaren eine deutlich scharfere Verkaufsflachen-
begrenzung notwendig, als dies alieine aus landesplanerischer Sicht erforderlich ware.

Gastronomieflachen, etc. stellen kein beurteilungsrelevantes Kriterium fir den Einzel-
handelsgutachter dar. Durch die Ausrichtung des Gesamtivorhabens auf ein multifunk-
tionales Dienstleistungs- und Einzelhandelszentrum ist die Errichtung entsprechender
innovativer und fur Neumarkt neuer Angebotsformate sicherlich notwendig.

Fiir die Beschrankung von Gastronomieflachen gibt es dariber hinaus keine Festset-
zungsgrundiage im Bauplanungsrecht. Daneben ist zu beriicksichtigen, dass die Bau-
leitplanung kein Instrument der Wirtschaftsplanung ist, sondern sich auf die Beruck-
sichtigung wirtschaftlicher Belange innerhalb der geordneten stadtebaulichen Entwick-
lung beschranken muss. Das bedeutet, dass die Gemeinde zwar die Belange der Wirt-
schaft beriicksichtigen muss, ein einzeiner Gewerbetreibender (Gastronomie) jedoch
keinen Anspruch darauf hat, dass eine vorhandene Wettbewerbssituation nicht ver-
schlechtert wird. Die Gemeinde muss sich wettbewerbsneutral verhalten ®

Im Rahmen der Auswirkungsanalyse fir Einzelhandelsbetriebe sind Kopplungseffekte
zu Gastronomie- und weiteren Dienstleistungsangeboten beriicksichtigt.

4.11.49

_43. Das geanderte Kaufverhalten der Bevélkerung wurde nicht (richtig) bewertet. Nicht
nur dass die Verkaufsflache in der Innenstadt etwa doppelt so hoch ist wie im Bundes-
durchschnitt (Vorbelastung), verbunden mit der Ansiedlung div. Discounter rund um
die Stadt, so wird durch den Internethande! weiteres Kaufervolumen abgezogen. Dies
wurde nirgends beriicksichtigt. Alleine die schleppende Vermietung der Altstadtpassa-
ge (siehe hierzu auch die Aussage des Sparkassendirektors Nowotny) ist ein wichtiger
Reweis, dass die Innenstadt wegen der schon vorhandenen (bergroften Verkaufsfia-
chen besonderen Nachteilen ausgesetzt ist und der nicht beriicksichtigte Internethan-
del weitere Verscharfungen bringt. Mit Urteil vom 1.2.2010 -7A 1635/07 hat das OVG '
NRW wichtige Aussagen Zu Vorbelastungen und Kaufkraftabfluss gemacht. Unter

B Vgl. BVerwG NVwZ 1997, 683
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anderem wurde ausgefuhrt, dass ein Kaufkraftabfluss von (nur) 7,9 bis 8,8% schadli-
che Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich erwarten lasse "denn er fih-
re endglltig zu einer stidtebaulich nachhaltigen Beeintréchtigung der Funktionsfahig-
Keit des zeniralen Versorgungsbereichs Innenstadt und damit zu seiner Storung -.....
Folge war die Ablehnung des Bauvorhabens. Im BBE-Fazit zur Vertraglichkeit und
Verkehr auf Seite 87 wir beispielsweise ausgefiihrt: "Diese Umsatzverlagerungen sind
inshesondere im Bekleidungssektor gegenliber bestimmten Anbietern, verstarkt durch
deren Lagequalitdten, nicht nur von unwesentlicher Qualitat. Rund ein Viertel der vor-
handen sortimentsspezifischen Innenstadt-Verkaufsflaiche wirde am Standort des
Planvorhabens neu entstehen. Angebotsspezifische Umverteilungsquoten von bis zu
20% deuten an einigen Stellen auf Veranderungen und Briche im Bestand hin". Auch
unter Beriicksichtigung der bisherigen Ausfiihrungen zur BBE und nicht vorhandenen
wissenschaftiich fundierter Grundlagen kommt die BBE in Schatzung der Auswirkun-
gen aller Hauptwarengruppen weiter zu folgender Aussage - $.87 unten u. 88 oben:
'sind Umverteilungseffekte iiberwiegend unterhalb der 10%-Schwelle gegeniiber den
Restandsbetrieben zu erwarten ... Damit liegt auch nach der BBE ein Groliteil aller
Bestandsbetriebe (iber dieser 10%- Grenze.*

. Stellungnahme des Planers zu 4.11.49

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Neumarkt ist Oberzentrum. Die gesamtstadtische (nicht die innerstadtische) Verkaufs-
flache liegt deshalb iber dem Bundesdurchschnitt. Die Verkaufsflache Neumarkis pro
Einwohner orientiert sich an Verkaufsflachen von Mittel- und Oberzentren in l&ndlichen
Riumen (bundesweit). Im regionalen Vergleich ist die Verkaufsflachenausstattung
Neumarkis sogar nur als unterdurchschnittlich zu bewerten®. Demnach verfigt Neu-
markt Gber eine Verkaufsflache von rd. 2,5 m? pro Einwohner (EW), Amberg Gber 3.4
m? pro EW und Weiden iiber 4,5 m? pro EW. Die Einwohnerzahlen von Amberg und
Weiden liegen dabei sogar ber der von Neumarkt. Auch das bevolkerungsstarke
Oberzentrum Regensburg liegt mit einer Verkaufsflache von rd. 3,3 m? pro EW deutlich
tiber den Werten von Neumarkt. :

§

Aktuelle Entwicklungen im Einzelhandel wurden periicksichtigt. Dem Wettbewerb durch
den Internethandel sieht sich der gesamte stationdre Einzelhandel gegeniber. Disper-
se Ansiedlungen preisorientierter Fachmarkte verieren vor diesem Hintergrund im Be-
sonderen an Attraktivitat. Insbesondere durch leistungsfahige und attraktive stationare
Angebote kann diesem begegnet werden. Der Ansiediungen von Fachmérkten und
Discountbetrieben (hier verstanden als Lebensmitteldiscounter und preisorientierte
Fachmarkte) wird durch das Planvorhaben entgegengetreten. Die durch eine hohe
Preissensibilitdt gekennzeichneten Eiektrowaren werden erstmals in der Innenstadt
angeboten.

® vgl. hierzu: IHK Regensburg - Ostbayern konkret, Standortpolitik Oktober 2009, Handel{n} fir die Zu-.
kunft? Strukturen und zukinftige Entwicklungen des Einzelhandels im Bezirk der HK Regensburg,
http:ffwww.ihk—regensburg.defihk—rfautoupload.’ofﬁceﬁles/Handeln_fuer_die_Zukunft.pdf
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Griinde fiir eine unzureichende Vermietung von Handelsflachen sind in aller Regel viel-
faltiger Natur. Nicht gingeschétzt werden kann an dieser Stelle, inwieweit hier aufgeru-
fene Mietzinsvorstellungen einer nachhaltigen Vermietung entgegenstehen.

Der Gutachter hat die Entwicklungen der Altstadtpassage iiber inzwischen mehr als
vier Jahre verfolgt. Festgestellt werden kann vor diesem Hintergrund, dass die zum
Markt hin orientieren Fldchen (Gerry Weber und Esprit) mit leistungsfahigen Mieter
versehen und dauerhaft belegt waren. Die inneren Einzelhandelsflachen sehen sich
dem grundsatzlichen funktionalen Problem gegentiiber, dass die Passage keinen inne-
ren bzw. hinteren Anker hat und aus Einzelhandelssicht ins Nichts® fuhrt. Die innerhalb
der Altstadtpassage realisierbare Verkaufsflache stellt zusatzlich keine Grékenordnung
dar, die sie als ,Kompetenzschwerpunkt® weltbewerbsfihig werden lasst. Sie ist zu
klein. Fiir Passanten/potentielie Kunden gibt es vor diesem Hintergrund nur einen ge-
ringen Anreiz, die Passage zu betreten. :

Als Vergleich kann z.B. die Altstadtpassage” der Stadt Bayreuth dienen. innerhalb
ciner leistungsfahigen Innenstadt ist auch diese durch eine deutliche Mindernutzung
und Leerstande gekennzeichnet. Entsprechende Gebaudegrundrisse sind unter Ein-
zelhandelsgesichtspunkten, auch im Kontext deutlich unterdurchschnittlicher Mieten,
dauerhaft nicht marktfahig. Dies trifft unabhangig von der sonstigen Weltbewerbssitua-
tion zu, wie bundesweite Vergleichsbeispiele ebenfalls zeigen.

Der Begriff der Vorbelastung stellt entgegen der Darstellung der Einwenderin auf das
Verhaltnis von Verkaufsflache/Umsatzen innerhalb und aulerhalb zentraler Versor-
gungsbereiche ab. Das Zitierte Urteil ist bekannt: Es stellt auf stadtebauliche Wirkun-
gen ab, die aufgrund der Vorbelastung trotz einer Umverteilung von unter 10 % zu er-
warten sind, da, vereinfacht gesagt, die dort betroffenen Betriebe bereits .Grenzer-
tragsbetriebe” darstellen. Fur die dortige kausale Angebots- und Versorgungsstruktur
war eine Storung zu erwarten. :

Aussagen und Gerichtsentscheide zu Vorbelastungen sind im vorliegenden Fall nur
bedingt zu verwenden, da es sich um eine andere Ausgangssituation handelt. Durch
das Planvornaben ware ggfs. eine Lageverschiebung innerhalb der Innenstadt zu er-
warten. Dies betréfe insbesondere Textilanbieter. Eine nachhaltige Beeintrachtigung
der Funktionsfahigkeit des zentralen Versorgungsbereichs oder eine Stérung sind al-
lerdings nicht zu erwarten. Insgesamt wirden Angebotsvielfalt und Verkaufsflache in
der Innenstadt zunehmen.

4.11.50

_44. Zum Kaufkraftabzug sind fiir das EKZ viel zu geringe Umsatze angesetzt. Auller-
dem sind durch die nichtinnenstadtrelevanten Verkaufsflachen weitere Kaufkraftabzuge
7u beriicksichtigen. Dies betrifft auch Kino und Hotelerie. In der Folge fihrt dies zu
existenzgefahrenden Auswirkungen - insbesondere auch im Textilbereich. Nach den
BBE-Strukturdaten liegen die Flachenumsatze fir Textitwaren zwischen 3.000 und
4.000 Euro je gm und Jahr, wobei in den Anmerkungen 41 vermerkt ist: "An Hochfre-
gquenzstandorten, z.B.1a-Lagen der Innenstéadte, sowie in Einkaufszentren wer-
den z.T. deutlich héhere Raumleistungen erzielt.” Es ist deshalb fragwirdig und wohl
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nicht haltbar, dass in der Veriraglichkeitsanalyse far Textil im Stadtdurchschnitt ein
Umsatzwert von nur 3.350 Euro je qm und Jahr zugrunde gelegt wurde, bei Schuhen
ein Wert von 3.056 Euro je gm und Jahr, in der Innenstadt bei Textil 3.457 Euro gm
und Jahr, bei Schuhen 3.379 Eurc je gm und Jahr. Im Durchschnitt soll die Innenstadt
einen Umsatz von 4.200 Euro je gm und Jahr erwirtschaften. Die angenommenen Wer-
te der BBE sind in sich nicht schliissig sondern fehlerhaft. Beispielhaft sei auch er-
wihnt, dass die BBE im Gutachten 2010 fiir Textil im Einkaufszentrum nur von einer
Fiachenteistung von 2.631 Euro je gm und Jahr ausgeht. Dieser Wert steht im krassen
Widerspruch zur BBE-Strukturanalyse 2010- Bereich Anmerkungen — siehe oben - und
ist wohl begriindet in den investorenseitigen Belangen (s .BBE a.a.0). Da die Daten
nicht nachpriifoar sind, stellt sich berechtigterweise auch die Frage, ob nicht auch an-
derweitig an der Stelischraube der "investorenseitigen Belange" eine Feinjustierung
vorgenommen wurde. :

Wenn hier in meinen Einwendungen gelegentlich auf das Gutachten der BBE aus
dem Jahr 2005 Bezug genommen wird, dann deshalb, weil auch die BBE auf Sei-
te 46 ihres aktuellen Gutachtens aus 2010 hierauf Bezug nimmt: “Hinsichtlich der
zu erwartenden Auswirkungen sei auf das seit 2005 vorliegende Gutachten der
BBE zu den raumordnerischen und stidtebaulichen Auswirkungen
...hingewiesen...". Sowohl das Gutachten 2005 als auch das genannte Gutachten
»Aktualisierung der Vertraglichkeitsanalyse aus dem Jahr 2005 fiir ein geplantes Ein-
kaufszentrum am Unteren Tor in der Stadt Neumarkt' liegen nicht offentlich aus. Der
Vergleich und die Wertungen der Aussagen 2005 / 2007 / 2010 ist deshalb nicht mog-
lich. Das Fehlen dieser Unterlagen in der jetzigen Auslegung beanstande ich hiermit
ausdriicklich.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.50
Der Anregung wird nicht gefoigt.

Die prognostizieren Umsatzleistungen beriicksichtigen Branchenkennzahlen und die
lokale Marktsituation {vgl. auch ,Stellungnahme des Planers zu 4.11.32"). Umsétze aus
nicht-innenstadtrelevanten Sortimenten sind ebenfalls in vollem Umfang berlicksichtigt.
Die Auswirkungsanalyse erstellt getrennte Umsatzprognosen nach Betriebsformen und
nach Sortimenten. Kino- und Hotellerie-Umsatze sind nicht Gutachten-relevant.

Die von der BBE prognostizierten Umsatzleistungen der Betriebe in der Innenstadt um-
fassen alle vorhandenen Anbieter. Aufgrund einer grofen Spannweite der Leistungsfa-
higkeit der Neumarkter Betriebe ergeben sich auf einzelbetrieblichem Niveau deutliche
Abweichungen vom Durchschnittswert. Aus Grinden der Lesbarkeit konnen jedoch
nicht die Flachenleistungen aller Betriebe einzelbetrieblich im Gutachten dargestellt
werden.

Die von der Einwenderin errechneten Durchschnittswerte sind richtig und entsprechen
den Inhalten der Auswirkungsanalyse (Werte zwischen 3.056 und 3.550 EUR/m? VKF).
Sie sind dariiber hinaus mit den allgemeinen Durchschnittswerten der BBE-
Strukturdaten vereinbar.

Die zu erwartenden Flichenleistungen fur das Planvorhabén sind von der Einwenderin
demgegeniber sachlich nicht korrekt dargesteilt worden. Die Flachenleistung im Be-
reich Textil betrégt anbieterspezifisch 2.631 EUR/m? VKF bis 4511 EUR/m? VKF je
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nach Mietermix. Es ist von Seiten der Gutachter von einer mittleren Flachenleistung in
Hohe von 3.524 EUR/m? VKF ausgegangen worden (Textil). Diese liegt damit liber den
Durchschnittswerten von Innenstadt (3.457 EUR/mM? VKF) und Gesamtstadt (3.350
EUR/m? VKF).

Alle Zahlen sind dem Einzelhandelsgutachten zu entnehmen und damit nachpriifbar
{vgl. Auswirkungsanalyse S. 61, Abb. 15 und Abb. 16). Es wurden damit nachweislich
keine investorenseitigen Belange per _Stelischraube” berlicksichtigt.

Im Rahmen der vorherigen Auswirkungsanalyse wurde an einigen Stellen auf.vorheri-
gen Gutachten Bezug genommen. Diese Bezige sind allerdings inhaltlich ohne Belang
fiir die Bewertung des zugrunde liegende Planverfahrens. Sie dienen der vereinfachien
L esbarkeit, um Unterschiede zwischen den Planungen hervorzuheben.

4.11.51

A5 Die Dammstralte hat eine trennende Wirkung swischen Altstadt und Einkaufscen-
ter. Diese wird durch die Planung nicht beseitigt. Gerade die von stadtischer Seite im-
mer wieder betonte notwendige enge Verbindung mit der Innenstadt ist jetzt noch we-
niger als vorher, gegeben. Der innerstadtische Hande! kénnte jedoch nur dann von
"ney gewonnenen Kundenstromen — so BBE" etwas abbekommen, wenn eine beson-
ders gute Integration in die Handels- und Standorte der Stadt und Innenstadt integriert
ist. Die jetzt angedachte Anbindung ist mehr als mangelhaft. Statt der friher angedach-
ten Offnung ist jetzt eine volisténdig autarke Einkaufstadt mit vollstandiger Autoorientie-
rung geplant. Damit werden die Anforderungen der BBE und TGB in keinster Weise
(mehr) erfllit. Die Auswirkungen verkehren sich damit entgegengesetzt der angeblich
gewlinschten Effekte -> Verddung der innenstadt mit Degenerierung zur Funktionslo-
sigkeit.” ' :

Stellungnahme des Planers zu 4.11.51

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Dammstralie kann durch ihre Breite und das Verkehrsaufkommen als Barriere wir-
ken. Eine gute Anbindung des Sondergebiets _Einkaufszentrum® an die Innenstadt ist
fir die Gesamtplanung von grofser Bedeutung: Durch die Lage am Unteren Tor weist
der Standort einen Innenstadtbezug auf und das Verkniipfungspotenzial mit den inner-
stadtischen Angebotsstrukturen ist als sehr hoch einzustufen — sofern eine geeignete
fuRlaufige Anbindung und gine geschickte baustrukturelle Realisierung gewahrleistet
sind. Essentiell ist die Schaffung einer Austauschbeziehung fur FuRgénger und Rad-
fahrer zwischen der Innenstadt und dem neuen Standort. Nur durch diese Anbindung
kénnen die Synergieeffekte entfaltet werden,

Um der Barrierewirkung der Dammstrafke entgegenzutreten, werden verschiedene

Mafnahmen ergriffen:

Zundchst ist im Gesamtverkehrsplan zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Ver-
lagerung des durch die Kernstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist
ein Baustein zur Verlagerung die Erhohung des Durchfahrwiderstandes durch die
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Kernstadt. Dieser Baustein enthalt beispielsweise Verkehrsberuhigungsmafnahmen in
der Dammstralike durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Grinzeiten,
durch den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschrankung der Fahrbahn
durch Begrinung. Die Dammstrafte wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zu-
sitzlichen Abbiegespuren sowie beidseitigen Ful- und Radfahrwegen ausgestaltet.
Diese Verkehrsberuhigungsmafnahmen fordern auch eine attraklive Verbindung mit
der Altstadt. -

Fiir die fuilaufige Anbindung des Sondergebietes _Einkaufszentrum® wurden verschie-
dene Alternativen gepriift, die Besuchern des ,NeuenMarkts™ eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstralte ermdglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt
verbessern. Zur letztlich gewahlten Verbindungsart wurde in der Begriindung auf S. 48f
ausgefuhrt:

Die fultlaufige Verkniipfung des Plangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch
die weiterhin vorgesehenen hohengleichen Fuftgangerquerungen der Dammstralte

o und der Niimberger Strate am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelte Fulgangerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterfihrung
der Dammstrafte den NeuenMarkt® mit der Innenstadt, so dass fur FuRganger eine
Querung der Dammstralle sowoh! ober- als auch unterirdisch maglich ist. [...]

Der siidliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden kénnen. Vorgesehen ist neben
gringestalterischen MaRnahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage,
der auch als Aufenthaltsort mit Banken gedacht ist. Uber Rampen, Treppen und Auf-
zlige wird das unterschiedliche Héhenniveau iiberwunden. Der als Teil der dffentlichen
Verkehrsanlage geplante Personenaufzug sichert fir gehbehinderte Birger sowie fur
Rollstuhlfahrer, Kinderwégen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der UnterfGh-
rung.”

Diese Mafinahmen dienen auch der Erreichbarkeit des Sondergebiets fir Radfahrer.
Ziel der Stadt Neumarkt ist die Forderung des Radverkehrs, festgehalten auch im Ge-
samtverkehrsplan der Stadt Neumarkt. Neben dem Ausbau von Radwegen ist ein wei-
terer Baustein die Bereitstellung von ausreichenden Fahrradstellplatzen, insbesondere
bei besucherintensiven Nutzungen wie dem ,NeuenMarkt®. Eine entsprechende ortli-
che Bauvorschrift zur Bereitstellung von Fahrradabstellplatzen ist im Bebauungsplan
enthalten.

insofern kann auch nicht von einer vollstandigen Autoorientierung gesprdchen werden.

Insgesamt wird durch die MaRnahmen zur Erschlieffung im Rahmen der Bauleitpla-
nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Offnung und Integration .
zur Altstadt erméglicht. Die unterstelite Auswirkung (Verédung der Innenstadt mit De-
generierung zur Funkiionslosigkeit) kann nicht nachvoilzogen werden.

4.11.52

_46. Laut Industrie- und Handelskammer werden Fulgangerunterfihrungen als soge-
nannte "Angstraume” bezeichnet, die nur ungern genutzt werden. Dies wirkt einer

:
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sinnvollen Anbindung zur Innenstadt enigegen. Auch durch eine besondere bauliche
Gestaltung und Beleuchtung kann - u.a. wegen des Platzmangels - dieser Missstand
nicht behoben werden. Die Uberquerung der Strake bzw. die Unterfiihrung sind nicht
behindertengerecht / rolistuhlgerecht herzustellen.”

Stellungnahme des Planers zu 4.14.52

Der Anregung wird nicht gefoigt.

- Eine gute Anbindung des Sondergebiets ,Einkaufszentrum® ist ein zentrales Ziet der

Planung, da eine gute fudlaufige Anbindung der Fiéchen an die Altstadt die Vorausset-
zung fur die stadtebauliche Vertraglichkeit der vorgesehenen Erganzung des Einzel-
handels ist.

7um Erreichen der Altstadt muss die verkehrsintensive Dammstrafle gequert werden.
Kreuzungen von Hauptverkehrsstraften sind eine besondere Herausforderung, wes-
wegen mehrere Alternativen geprift wurden: héhengleiche Querung sowie die Tren-
nung des motorisierten und nicht motorisierten Verkehrs.

Hahengleiche Querungen sind baulich zumeist einfacher vorzusehen, jedoch sind War-
tezeiten bei Ampelanlagen oftmais verbunden mit Ansammlungen in Stofizeiten fur
FuRganger und Radfahrer. In der Dammstrafte bzw. der Niirnberger Strafe sind be-
reits beampelte hthengleiche Querungen vorhanden. Diese Querungen sind der Kir-
zeste Weg und insbesondere die Querung in der Dammstralle verfligt Uber eine direkte
Blickbeziehung vom Unteren Tor in Richtung Sondergebiet. Bei der erwarteten Zu-
nahme von Fulgangerverkehr und damit auch der Ansammiungen an der Ampelania-
ge ware diese Querung alleine jedoch voraussichtlich nicht ausreichend.

Bei einer Trennung des nicht motorisierten Verkehrsteilnehmers vom kreuzenden mo-
torisierten Verkehr kann die Kreuzung durch die Schaffung einer zweiten Ebene siche-
rer und unabhangiger gestaltet werden. Dazu wurde in der Begriindung auf S. 489 Fol-
gendes ausgefuhrt: ‘ :

Bei der Wah! der Querung in einer zweiten Ebene gibt es mehrere Mdaglichkeiten:
Uberfiihrungen mittels Fullgangerbriicken, Unterfiinrung des MIV oder des Fulver-
kehrs. Uberfiihrungen mittels Fufgangerbriicken wirden Héhen von ca. 5,50 m Uber
dem Fahrbahnniveau erfordern. Sie sind am Unteren Tor mit den notwendigen Ram-
pen nicht zu verwirklichen. Fuhgangerbriicken konnen zudem optisch stdrend wirken
und bei Regen und bei schlechtem Wetter Gefahren bergen - besonders fur altere
Menschen.

Die Verlegung des motorisierten Verkehrs in den Untergrund wiirde mehrere 60 m bis
80 m lange, mindestens zweispurige Rampen bedingen, die bei den innerstédtischen
Platzverhaitnissen nur schwer unterzubringen sind. Begiinstigt wirde mit einer solchen
Verlegung varrangig der Durchgangsverkehr, was hier nicht erwiinscht ist. Die erfor-
derlichen Aufwendungen fiir Bau und Unterhalt stiinden dabei nicht im Verhiltnis zum
Nutzen. Die Fulgédngerunterfihrung ist deshalb die gewahlte Kreuzungsart der
Dammstrafte.”

Ergebnis der Alternativenpriifung ist, dass zum Einen weiterhin die hohengleichen
FuRgangerquerungen der Dammstralte/Niurmberger Strale bestehen bleiben und zum
Anderen die geplante UnterfGhrung der Dammstralie den ,NeuenMarkt" mit der Innen-
stadt verbindet. Insgesamt konnen Fuliganger damit die Dammstraike sowohl ober- als

auch unterirdisch queren. '
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Dem Plangeber ist bewusst, dass Unterfiihrungen als beéngstigende Raume wahrge-
nommen werden konnen. Jedoch kann eine hohe Akzeptanz der Unterfihrung durch
geeignete bauliche Voraussetzungen und moderne technische Mittel erreicht werden,
so dass Fulganger diese nicht wegen Dunkelheit oder Gefiinlen von Beengung mei-
den. Im Unterfithrungsbauwerk sind die Breite, die Hohe und die Heliigkeit von beson-
derer Bedeutung. Das lichte Profil der Unterfiihrung der Dammstrafte ist mit 12,00 bis
20 m Breite und 2,70 m Hohe vorgesehen. Damit bietet die Achse Altstadt — ,Neuer-
Markt* ausreichend Platz fir den Fufigangerverkehr.

Wichtiges Element in der Passage ist die ausreichende Helligkeit. Hierfur gibt es die
Moglichkeit von Lichtbéndern, die in die Wande integriert sind und sich an den potenti-
ellen Dunkelzonen verdichten. Waeiterhin kénnen helle Farben der Beschichtungen
bzw. Verkleidungen aus Glas und reflektierenden Paneelen vorgesehen werden, deren

. glatte Flachen zudem ein Beschmieren der Wande erschweren. Vorgesehen ist zudem

ein Oberlicht innerhalb des begrinten Mittelstreifens in der Dammstralte, womit die
Passage mit Tageslicht versorgt wird. Dieses liegt etwa in der Mitte der Unterfihrung

~und ist mit einem Ausmaf von 1,25 m Lange auf 17 m Breite grold bemessen, SO dass

viel Tageslicht in der Unterfdhrung wahrnehmbar ist.

Besonderes Augenmerk liegt auf der barrierefreien Erreichbarkeit des Sondergebiets.
Neben der héhengleichen und ohnehin barrierefrei auszugestaltenden Querung der
Dammstrale ist im ErschlieBungsplan vorgesehen, dass im Bereich der Unterfihrung
Uber Rampen und Aufziige das unterschiedliche Héhenniveau iberwunden werden
kann. Der als Teil der &ffentlichen Verkehrsaniage geplante Personenaufzug sichert fur
gehbehinderte Birger sowie fur Rolstuhifahrer, Kinderwagen ete. eine bequeme und
sichere Nutzung der Unterfilhrung.

4.11.53

A7. Die Fundamente des EKZ greifen durch die Lehmdeckschicht in gundwa'sserfi.ih-
rende Bereiche ein. Die Auswirkungen sind nicht abgekiart.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.53

Der Anregung wird gefolgt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebaudeteile unterhalb der
Gelandeoberflache bis zu einer maximaten Tiefe von 410,0 m {I.NN zulgssig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch fur Fundamente und Griindungsbauteile.

Dem Fachgutachten _Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor Il der Stadt Neumarkt (Dr. K -H. Prosl, Sachverstandigenbiro fir Grundwasser,
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stutzt, ist
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfaigerung zu entnehmen, dass

... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegeniiber vordrin-
gendem Oberfldchenwasser darfstellt]. Da es grundsétzlich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Storung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschiagen, als Un-

tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hohenniveau 405 m (i.NN anzuset-
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zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.”

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusatzli-
chen Puffer von 5 m) einhalt, ist eine Anderung dieser Festsetzung nicht erfordertich.

Der Umweltbericht wird entsprechend erganzt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehorde die wasserrechtliche Genehmigung flr
die GriindungsmaRnahmen erteiit werden muss.

4.11.54

48, Zu den Umweltprufungen gehéren nicht nur die Auswirkungen auf Flora und Fau-
na. Auch die Auswirkungen auf die Menschen gehort zu den notwendigen Umweltpri-
fungen. Vermehrte Fahrzeuge mit erheblicher Verkehrsgefahrdung, mehr Larm, Abga-
se und Feinstaub sind umweltrelevante Auswirkungen, welche in die Umweltabwagung
einzubeziehen sind. Dies ist, soweit ersichtlich, unterblieben.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.54

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Das Schutzgut Mensch ist im Umweltbericht im Kapitel 3.1 beschrieben und bewertet
worden. Zunéchst ist die Bestandssituation beschrieben und anschlieitend die Auswir-
kungen der Planungen betrachtet worden. Dabei sind Aussagen zu Larm, Luftschad-
stoffen, Ernolung und Verschattung getroffen worden.

Auch in der Begrindung zum Bebauungsplan wurde im Kapite! 8 ,Belange der alige-
meinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse” der Mensch be-
trachtet und dabei die Aspekte Larm, Luftschadstoffen und ausreichende Belichtung,
Besonnung und Belliftung/ Verschattung in Bezug auf die gesunden Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse beriicksichtigt.

Damit sind die Auswirkungen auf den Mensch auch in die Umweltabwagung einbezo-
gen worden.

& | 4.11.55

.49. Durch die hohe Verkehrsbelastung (Bremsen/Anfahren) gibt es im Bereich um das
EKZ auch sehr hohe Feinstaubbelastungen, welche insbesondere auch erhebliche
nachteilige Auswirkungen auf die Gesundheit der Bewochner, Beschaftigten sowie
Schiiler hat. Die vorhandene Feinstaubbelastung wurde dort bisher nicht dauerhaft
gemessen. Eine friiher gemachte mobile Messung hat fur diesen Bereich jedoch Uber-
schreitungen ergeben.” .

Stellungnahme des Planers zu 4.11.55

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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Im Schadstoffgutachten (Mlller-BBM, Mirz 2013) wurde die Belastung des Gebiets mit
den fiir die menschliche Gesundheit relevanten Schadstoffen Stickstoffoxide (NOJ)
sowie Feinstaubpartikel (PM;5und PM,q) vor und mit Realisierung der Planung unter-
sucht.

Die Schadstoffhintergrundbelastung wurde im Schadstoffgutachten unter Beriicksichti-
gung der voriiegenden Messdaten angesetzt (vgl. Lufthygienisches Gutachten S. 1
und s. 23ff). Flr die Immissionsberechnungen wurden lokal reprasentative meteorolo-
gische Daten verwendet, welche von der meteomedia AG zur Verfligung gestelit wur-
den. Es wurden die verkehrsbedingten Immissionen im Untersuchungsgebiet flachen-
haft ermitteli und mit der Hintergrundbelastung iberlagert. Zur Hintergrundbelastung
wurden Messdaten von lufthygienischen Messstationen im Einzugsbereich des Unter-
suchungsgebietes verwendet. Das Bavyerische Landesamt fir Umwelt (LfU) betreibt
das Luftmessnetz zur Uberwachung der Luftqualitit, an deren Stationen u.a. die bo-
dennahen Konzentrationen von L uftschadstoffen gemessen werden. Ein {(geeigneter)
Teil dieser Messdaten lagen als Hintergrundbelastung der Berechnung der Feinstaub-
werte im Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* zugrunde. :

in der Begriindung zum Bebauungsplan wird ausgefuhrt (vgl. S. 32f), dass das JErgeb-
nis der Untersuchung ist, dass die Luftqualitdt in Neumarkt i.d.OPf. hinsichtlich der 39.
BImSchV (Grenzwerte) grundsitzlich ais gut einzuschatzen ist. Die Belastungsschwer-
punkte liegen auf der Dammstrake und dem Kurt-Romstdck-Ring. Hier ist von hoheren
Immissionen auszugehen. Die Grenzwerte der 39. BimSchV fur Feinstaub (PMyp und
PM,s) und fir Stickstoffdioxid (NO3) jedoch werden sowoh! an den Geb3udefassaden
am Straenzug als auch im gesamten Umfeld weit unterschritten. Der Schutz der
menschlichen Gesundheit entsprechend der 39. BImSchV (gesetzlicher Wert) ist damit
im Umfeld gewahrleistet.

Fazit ist dass die gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse bezuglich Luftschadstoffe
nicht beeintrachtigt werden.”

Damit wurde zum Einen die Feinstaubbelastung berlicksichtigt und zum Anderen
nachgewiesen, dass keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit
zu erwarten sind. '

4.11.56

,50. Durch die geplante Nutzung des betroffenen Grundstiicks wird die nach der Lan-
_ desplanung maBgebliche Versorgungsfunktion so gestdrt, dass diese nicht mehr
% ' aufrecht erhalten werden kann. Vor dem Hintergrund des regionalen und Uberregiona-
' len Wettbewerbs, verbunden mit der zu groften vorhandenen Verkaufsfiache und des
Internethandels kann die Innenstadt die ihr yorgegebene Funktion nicht mehr erflllen
bzw. ist so stark beeintrachtigt, dass es zu SO erheblichen Auswirkungen kommt, dass
die Funktionsfahigkeit in Gefahr ist. Die BBE - S.89 - umschreibt dies wie folgt: " Die
durch das Planvorhaben induzierten Umsatzverlagerungen werden in Bezug auf die
bestehenden Versorgungsstrukturen eine als kritisch anzusehende Grofenordnung zUu
Folge haben."! Der nachfolgende Begriindungsversuch mit "Schulterschluss etc.” genht
ins Leere und wird durch die Umplanung noch mehr ad absurdum gefuhrt.

P
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Weiter ist festzustellen, dass Licken im bestehenden Einzelhandelsangebot der In-
nenstadt durch die Planung und das Vorhaben nicht etwa geschlossen werden sollen.
Der Umsatz des Einkaufszentrums soll nahezu vollstandig durch Kaufkraftumlenkung
erreicht werden. Das fihrt nicht nur in der Innenstadt zu den beschriebenen negativen
Auswirkungen, sondern auch an den anderen Handelsstandorten (z.B. Tevi-Bereich,
Klebl-Bereich). Damit einher geht die Gefahrdung der verbrauchermahen Versorgung
der Bevdlkerung.” -

Stellungnahme des 'Pianer's zu 4.11.56

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Aussagen der Einwenderin sind sachlich nicht korrekt bzw. aus dem Zusammen-
hang gerissen.

Das Vorhaben entspricht den landesplanerischen Kriterien. Die Versorguhgsfunktion '

des innerstadtischen sowie des Neumarxter Einzelhandels wird gestarkt.

Nicht nur unwesentliche Umsatzverlagerungen werden zu erwarten sein, aber negati-
ven Auswirkungen im Sinne des §11 Abs. 3 BauNVO sind hieraus nicht abzuleiten.

Das Vorhaben erganzt im Wesentlichen das Neumarkter Einzelhandelsangebot. Die zu
erwartenden Umsitze werden vollstandig durch Kaufkraftumlenkung erreicht. Dies
geht allerdings primar zu Lasten stadtebaulich nicht refevanter und damit im Sinne der
Bauleitplanung nicht schiitzenswerter Standorte. So stellt der Standorte des Anbieters
tevi keinen stadtebaulich schitzenswerten Bereich dar, der Standoriverbund Klebl
(NeuMax) wird nicht in dem MaR tangiert, dass sich hieraus negative Auswirkungen
ableiten lassen wirden. Die verbrauchernahe Versorgung der Bevblkerung wird nicht
gefdhrdet.

Zum Thema Gefahrdung der verbrauchernahen Versorgung wird auf die ,Stellungnah-
me des Planers® zu 4.11.44 und 4.11.47 verwiesen.

4.11.57

_51. In den verschiedenen Gutachten ist immer wieder die Rede davon, dass sich ein-
zelne Vorgaben "noch im rechtlich zuldssigen" Rahmen bewegen. Aber nicht alles,
was rechtlich gerade noch zuldssig ist, ist fiir die Biirger noch vertretbar. insofern ist
eine Groftenverringerung dringend notig. Uber die Auswirkungen von Einkaufszentren-
und insbesondere so groke Einkaufszentren im Verhaitnis zur vorhandenen Grifke der
Innenstadt - gibt es keine gesicherte wissenschaftiiche Erkenntnislage (s. DSSW-
Handlungsoptionen zum Umgang mit EKZ-Ansiedlungen). Unter Beriicksichtigung
dessen sind die vielfachen Aussagen wie Jnoch rechtliche zuléssig, Umsatzlenkungen
von 15 bis 22% - s. BBE Seite 93/94 -, Dimensionierung bereits jetzt oberhalb jener
Schwelle ... mehr als ausgereizt- s. BBE Seite 102 -, betriehsgefahrdende Auswirkun-
gen bei kleineren Anbietemn, und so weiter* von besonderer Bedeutung. Entgegen den
offiziellen Bekundungen sind die negativen Auswirkungen nicht einmal ansatzweise in
ihrer Giéinze erfassbar und nicht richtig bewertet und abgewogen. Da in den Bewertun-
gen nahezu immer an die "rechtlich zuldssige Grenze" gegangen wird, sind die Auswir-
kungen in der Summe weitaus dramatischer als wenn es sich nur um einen einzigen
Grenzfall handeln wiirde. Auch die bisherigen Frequenzbringer Hackner und Drogerie
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Miilier werden erhebliche Frequenzriickgénge hinnehmen missen (Gutachten:
werden nur Uberleben, weil sie so breit gestreut sind ... "). Dies hat erhebliche nachtei-
lige Auswirkungen auf die Innenstadt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.57

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die geforderte Grifenverringerung ist unbestimmt und wird pauschal und ohine hinrei-
chende Begriindung gefordert.

Die Auswirkungsanalyse wurdigt und bewertet das gesamte Planvorhaben in ange-
messener und gutachterlich notwendiger Weise. Erganzend werden hierzu fur einzelne
Warengruppen Untersuchungsergebnisse vertiefend und detailliert dargestelit.

Die benannte Publikation ist bekannt; die hierin enthaltenen Forschungsergebnisse -
sind berlcksichtigt. -

Die von der Einwenderin benannten Einzelhandelsunternehmen Hackner und Drogerie
Milller haben sich nicht zum Planvorhaben geaubert.

4.11.58

,52. Nicht berlcksichtigt wurden die jahrezeitlichen Auswirkungen auf das Kauferver-
halten. So wird in der schlechten Jahreszeit das in sich geschlossene EKZ mit dem
Pkw angefahren, die Einkaufe werden Uberdacht erledigt und danach erfolgt die Heim-
fahrt. Dies hat weitere Kaufkraftabfilisse aus der Innenstadt zur Folge.

Trotzdem soli laut Gutachten der "Einkaufsstandort Neumarkt” eine Attraktivitatssteige-
rung erfahren. Da diese BBE-Gutachten aber gleichzeitig von erheblichen nachteiligen
Wirkungen sprechen - wie z.B.: ... wegen des Kaufkraftabflusses von der Innenstadt
wohl einige Konkurse und auch erhebliche Beeintrachtigungen des Handels geben
wird ... - wird wohl nur das EKZ eine "Atiraktivitatssteigerung” erfahren. Statt wie ur-
sprunglich einmal vorgesehen, keine die Innenstadt beeintrachtigenden Sortimente in
das EKZ aufzunehmen, wird jetzt verlangt, dass die gewachsene Innenstadt ihr Sorti-
ment andern soll. Die geplanie Sortimentsliste erhalt nur innenstadtrelevante Waren.
Die Auswirkungen sind teils so erheblich, dass neben verschiedenen TGB sogar die
BBE von kritischen Auswirkungen spricht.”

Stellungnahme des Planers 2u 4,11.58

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Stidtebauliche Auswirkungsanalysen werden im Uberbliick iber afle regionaitypischen
Wetter- und Witterungsbedingungen erstelit und beriicksichtigen den ganzjahrigen Ver-
lauf. Wie es die Einwenderin richtig darstellt, wird mit dem Planvorhaben zum ersten
Mal eine leistungsfahige Uberdachte grofere Einkaufsmoglichkeit geschaffen. Dies
stellt dann ein neues Neumarkter Leistungsmerkmal gegentber den Einkaufsstandor-
ten in den Umlandkommunen dar und kann gerade zu einer verstarkien Bindung an
Neumarkt beitragen.

Der Begriff ,Konkurse” wird im Gutachten nicht genannt.
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Sortimente per se kdnnen nicht zu einer Beeintrachtigung flihren. Zahi, Verkaufsflache
und die Zielgruppenausrichtung der Anbieter in diesen Sortimenten sind bewertungsre-
levant. .

Die geplante Sortimentsliste setzt sich zum absolut Uberwiegenden Teil aus innen-
stadt-relevanten  Sortimente  zusammen, weil Handelsformate mit  nicht-
innenstadtrelevanten Waren in der Regel lber eine deutlich abweichende Ertragsstruk-
tur im Hinblick auf inre Fldchenleistung verfigen. Die flr ein Einkaufszentrum notwen-
digen Mietertrage zur Deckung der Grundstiicks-, Bau- und Betriebskosten kbnnen von
2 B. Baumarkten, Autozubehdrhandlern, Mobelhausern und Teppichhandlern dauerhaft
nicht erwirtschaftet werden.

Die BBE spricht von Auswirkungen, allerdings stellen diese keine nach §11 Abs. 3
BauNVO relevanten Auswirkungen dar.

4.11.59

,53. Das OVG NRW - s.0. - hat die kritischen Auswirkungen auf gewachsene Lagen
des Einzelhandels bereits weit unterhalb der 10 %-Grenze gesehen. Bereits Kaufkraft-
abfliisse von weniger als 8 % konnen schon schadliche Auswirkungen auf die zentra-
len Versorgungsbereiche haben und zur Unzulassigkeit fihren. Dies gilt auch und ins-
besondere, soweit eine suboptimale Flachen- und Erreichbarkeitssituation gegeben
ist. Beides trifft fir die Aitstadt - und im umgekehrten Sinne — fur das EKZ nach dem
jetzigen Planungstand zu.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.59 -

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Das benannte Zitat des OVG NRW ist aus dem Zusammenhang gerissen und nicht
naher benannt. Insoweit hier auf die 10%-Schwelle” Bezug genommen wird, sei darauf
hingewiesen, dass die 10% einen Orientierungswert darstelien. Bei der Beurteilung, ob
sich von einer Umverteilung stadtebauliche Folgen ableiten lassen, ist vielmehr die
individuelle Situation vor Ort zu beriicksichtigen. Dabei konnen gafs. sowohl auch mehr
als 10 % zu nicht stadtebaulich relevanten Folgen flhren, als auch bereits unter 10%
Umverteilung zu stadtebaulich relevanten Folgen fihren konnen.

Aussagen und Gerichtsenischeide sind im vorliegenden Fall nur bedingt zu verwenden,
da es sich um eine andere Ausgangssituation handelt. Durch das Planvorhaben ware
ggfs. eine Lageverschiebung innerhalb der Innenstadt zu erwarten. Dies betrafe insbe-
sondere Textilanbieter. Eine nachhaltige Beeintrachtigung der Funktionsfahigkeit des
sentralen Versorgungsbereichs oder eine Storung waren allerdings nicht zu erwarten.
Insgesamt wiirden Angebotsvielfalt und Verkaufsflache in der Innenstadt zunehmen.

Die Einschatzung der Einwenderin, die Neumarkter Innenstadt sei durch eine subopti-
male Flachen- und Erreichbarkeitssituation gekennzeichnet, ist subjektiv. Die Vor-Ort-
Erhebung zeigt, dass grofse Teile von Oberem und Unterem Markt per Ful, Rad, Pkw
und OPNV (Bus) erreichbar sind. Die vorhandenen Ladenlokale reichen von kleinteili-
gen Fachgeschaften bis zu groRformatigen Textil- und Mehrsortimentskaufhausern.
| Nutzungen sind iberwiegend im Erdgeschoss bis teilweise ins 4. Obergeschoss gege-
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ben. Leerstande einzelner Geschosse innerhalb von Ladenflachen sind dauerhaft nicht
vorhanden. :

Die Flachensituation des Planvorhabens ist, da es sich um einen Neubau handett, auf
die Bediirfnisse der Nutzer hin ausgerichtet (u.a. Einzelhandel, Dienstieistung, Gastro-
nomie, Kino). Die bauliche Herausforderung liegt hier in der Integration der Nutzungen
in ein Objekt. Die zu schaffende Parkierungsanlage steht auch far Besucher der Innen-
stadt zur Verfugung. Vor Beginn der Baumalnahmen hat das Areal bereits als Park-
platz gedient. Die innerstadtische Erreichbarkeit ist damit unverandert.

4.11.60

54, Die Arbeitshilfe "Zum Umgang mit grofen innerstéadtischen Einkaufscentern” vom
Januar 2011, welche im Auftrag des Ministeriums fur Wirtschaft, Energie, Bauen, Woh-
nen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen von den anerkannten Fachleuten /
Biros Junker, Kihn und Pump-Uhimann erstellt wurde, gibt fiir die Beurteilung von
Einkaufscentern, deren Lage und Grole, wertvolle und richtige Hinweise und bestatigt
eigentlich alle Bedenken meinerseits.

So wird dort ausgefuhrt:

“_ 7u Beginn des Jahres 2010 gab es bundesweit 428 Shoppingcenter, die groler als
10.000 gm waren. Uber 40 weitere Center sind geplant - fast alle in innerstédtischen
Lagen.” - Dies trifft auch in Neumarkt zu, da hier sind weitaus grofere Umsatze zu er-
warten sind. Zur reinen Fahrkundschaft kommen auch die Besucher mit Fahrrad oder
zu Fuft in das Center.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.60

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die benannte Arbeitshilfe liegt vor. lhre inhalte sind bekannt und wurden, insoweit sie
fir das vorliegende Planvorhaben zutreffen, beriicksichtigt. Insoweit sich aus den um-
fangreichen Zitaten durch die Einwenderin Rilckfragen, Anmerkungen oder inhaltliche
Feststellungen ergeben, wird hierauf im Folgenden Bezug genommen.

Hinweis: Die Arbeitshilfe stelit eine Grundsatzarbeit dar, losgeldst von der Bewertung
eines Einzelvorhabens. Die Publikation wurde im Auftrag des Ministeriums flir Wirt-
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen erstelit.
Deshalb stellen mitunter landesrechtliche Vorgaben einen Rahmen der Publikation dar,
die in Bayern nicht gegeben sind, bzw. sind mitunter Rahmenbedingungen des Landes
Bayern gegeben, die in der Arbeitshilfe nicht beriicksichtigt worden sind (z.B. landes-
planerische Abschopfungsquoten).

Vor diesem Hintergrund kann die Arbeitshilfe auch nur zu Empfehlungen kommen, die
nach Formulierung in der Arbeitshilfe sowie nach Zitat der Einwenderin beriicksichtigt
werden ,soliten”.
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4.11.61

"_ Statt sich aber zunachst der Frage des grundsatzlichen stadtentwicklungspolitischen
Sinns einer solchen Centeransiediung zu widmen, geht es vielerorts oft einzig darum,
wie ein Center stidtebaulich integriert werden kann."- Dies trifft auch in Neumarkt zu.
Lange Zeit ging es nur um die stadtebauliche Integration. Vergessen und vernachlas-
sigt wurden die Interessen der Altstadt bzw. auch der weiteren Handelsstandorte in
Neumarkt. Erst jetzt auf Drangen verschiedener Stellen wie FlitZ, Aktives Neumarkt,
IHK oder Einzelhandelsverband, riickte die Innenstadt in den Fokus einer notwendigen
Sanierung. Viel zu spat und auch vollig unzureichend, weil nur die Hauptverkehrsstra-
Ren in diese Betrachtung einbezogen werden. Die B-und C-Lagen sowie die zu entwi-
ckelnden Wohnbereiche der Innenstadt werden nicht mit einbezogen.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.61

Der Anregung wird nicht gefoigt.

— _ Die stadtebauliche Grundsatzdiskussion zur Entwicklung der Neumarkter Innenstadt,
auch in Bezug auf Einzelhandel, ist nicht Arbeitsinhalt der Auswirkungsanalyse zum
Einzelhandel.

Die stidiebauliche Grundsatzdiskussion ist grundsatzlich auch nicht Arbeitsinhalt des
Bebauungsplanverfahrens. Stadtebauliche Ziele sind mit dem stadtebaulichen Entwick-
lungskonzept formuliert und durch den Stadtrat verabschiedet.

Jedoch liegen der Bauleitplanung gesamtstadtische Ziele zugrunde, die das Einkaufs-
zentrum betreffen. So ist ein Ziel die Erhéhung der Attraktivitdt des Standortes Neu-
markt als mdgliches Oberzentrum, SO dass mit diesem Bebauungsplan die planungs-
rechtlichen Grundlagen geschaffen werden solien, am Unteren Tor ein Einkaufs- und
Dienstleistungszentrum errichten zu konnen. YUm der Errichtung grofflachiger Einzel-
handelsmarkte an dezentraien Standorten abseits des Stadtzentrums und der Innen-
stadt entgegenzuwirken und so die (fuklaufige) Nahversorgung der Bevdlkerung zu
sichern und zu starken, erfolgte vom Stadtrat der Beschluss, das Stadtzentrum in sei-
ner Funktion als Einzelhandelsstandort zu stérken. Dazu soll in integrierter Lage, in
unmittelbarem Anschluss an die Innenstadt, weiterer Einzelhandel angesiedelt werden.
Das Plangebiet stellt geeignete Flachen fir eine integrierte Ansiedlung von Einzelhan-
del zur Verfagung.

Fir die Lage des Vorhabens gab es wenige Alternativen. Um die Funktionsfahigkeit
der Innenstadt nicht zu gefahrden, ist die Vorgabe der Raumordnung, die Fldchen fur
den Einzelhandel in unmittelbarer rdumlicher Nahe zur Innenstadt zu verorten. In
Neumarkt i.d.OPf. stehen keine weiteren Fiachen mit einer entsprechenden Grolke und

i Anbindung in integrierter Lage zur Verfiigung, die als Standortalternative fur eine Fort-

? fiinrung der Innenstadt und eine Ausweitung des Angebotes an integrierten Einzelhan-
delsflachen geeignet waren. Bei der Flache im Geltungsbereich des Bebauungsplans
handelt es sich zu einem grolen Teil um eine nicht genutzte und brachliegende Flache
im direkten Anschiuss an die historische Altstadt von Neumarkt. Das Potential einer

_groferen zusammenhangenden Fléache in Innenstadtnahe ergibt sich lediglich auf der
betrachteten Flache.

k
ke
e

11

TSR T AT



Bebauungsplan ,,Unterés Tor Ii* / Abwagungsdokument

Dass die Interessen der Altstadt vernachiassigt werden bzw. die I[nnenstadtsanierung
unzureichend ist, da nur die Hauptverkehrsstrafien betrachtet werden, nicht jedoch die
B- und C-Lagen, ist nicht sutreffend. Im kirzlich verabschiedeten Integrierten Stadt-
entwicklungskonzept (ISEK} bspw. werden fir den Bereich Historischer Stadtkern”
unterschiedliche Manahmen unter verschiedenen Handlungsschwerpunkten definiert.
Dabei wird nicht nur die A-Lage betrachtet (laut BBE die Obere Markstrafe), sondern
auch die B- und C-Lagen — sowohl was Stadtbild und Stadtgestalt betrifft als auch
bspw. MaBnahmen fur Wohnen und Soziales oder Wirtschaft und Handel. Hier werden
auch Maftnahmen fir die Untere Markistrale und die Klostergasse (laut BBE die B-
Lagen) und weitere Strafken aufgeflhrt. :

4.11.62

- Zudem ist die aktuelle Verkaufsfiachenausstattung in Deutschlang als Folge einer
rasanten Aufwértsentwicklung ,schon sehr hoch-". In Deutschland betragt diese "schon
sehr hohe" Verkaufsflachenausstattung rund 1,4 gm je Einwohner (Spitzenplatz in Eu-
ropa). In Neumarkt betragt diese Flache, schon ohne EKZ, bald das Doppelte und fuh-
ren - auf die Innenstadt bezogen - Zu einer Mehrung der Verkaufsflache von rund 50
%. Aufgrund der Verteilung auf die verschiedensten Standorte und Randlagen der Dis-
counter, hat die Innenstadt schon erhebliche Nachteile und negative Vorbelastungen.
Weitere negative Auswirkungen durch ein Center in dieser Grofie vertragt die Stadt
nicht mehr.” :

Stellungnahme des Planers zu 4.11.62

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Pro-Kopf-Verkaufsflache ist ein Durchschnittswert fiir ganz Deutschland. In kleinen
Orten ist oftmals nur geringer oder gar kein Hande! ansassig. Zentrale Orte wie Neu-
markt (Oberzentrum) haben Versorgungsbedeutung tber das Stadtgebiet hinaus, wo-
mit die Leistungsfahigkeit des Einzelhandels die lokale Nachfrage ibersteigt. Selbst-
verstandiich liegt die Verkaufsfiache pro Einwohner Stadtbevoikerung damit Uber den
Bundesdurchschnitt. Die Pro-Kopf-Verkaufsfidche von Neumarkt liegt demgegentiber
sogar deutlich unter den Vergleichswerten von Weiden und Amberg in der OPf. im re-
gionalen Vergleich ist die Verkaufsflachenausstattung Neumarkts sogar nur als unter-
durchschnittlich zu bewerten'®. Demnach verfugt Neumarkt tber eine Verkaufsflache
von rd. 2,5 m? pro Einwohner (EW), Amberg tber 3.4 m2 pro EW und Weiden tiber 4,5
m? pro EW. Die Einwohnerzahlen von Amberg und Weiden liegen dabei sogar tber der
von Neumarkt. Auch das pevélkerungsstarke Oberzentrum Regensburg liegt mit einer
Verkaufsflache von rd. 3,3 m? pro EW deutlich Uber den Werten von Neumarkt.

Verkaufsflichenleistungen nur an einem Bundesdurchschnittswert fest zu machen ist
nicht méglich. Bereits in Neumarkt verfligen z.B. einige Schuhhandler (bei vergleichba-
rer Verkaufsfliache) tiber erwartbar senr unterschiedliche Flachenleistungen.

19 ygl. hierzu: IHK Regensburg - Ostbayern konkret, Standortpolitik Oktober 2009, Hande!(n) fiar die Zu-
kunft? Strukturen und zukinftige Entwicklungen des Einzethandels im Bezirk der IHK Regensburg,
http:!/www.ihk—regensburg.defihk—r!autoupload/ofﬁceﬁles/Handeln_fuer_die_Zukunft.pdf
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4.11.63

. Die im Rahmen der Vorher-Nachher-Betrachtung konzipierte Wirkungsanalyse
durchgefuhrten Untersuchungen verdeutlichen, dass die Integration von Einkaufscen-
tern nur dann gelingen kann, wenn die malgeblichen Parameter richtig eingestellt sind.
Dies sind Verfahrensaspekte, die Gréfe des Centers, die Lage des Centers, die Archi-
tektur und stadtebauliche Gestalt des Centers, die Nutzungen und die Stellplatze im
Center. Die Einordnung setzt voraus, dass die verkehrlichen Aspekte und die Umwelt-
belange bei der Ansiediung geldst sind.” - Die Belange sind in Neumarkt nicht gelost.
Neben Lage, Gestaltung oder Stellplatze, sind auch die verkehrlichen Belange in keins-
ter Weise geldst. Noch immer wird Uber Vor- und Nachteile einer Offnung der Markt-
strate geredet, Uber mogliche Umleitungen der Verkehrsstrome mit Verdréngung in
Nebenstrafen. Ein, in sich schlissiges Konzept liegt nicht vor.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.63

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Dem Bebauungsplan liegt ein Nutzungskonzept zu Grunde, das die zitierten stadtebau-
lich-funktionalen Aspekte umfassend beriicksichtigt. Es wird bezuglich der verkehrli-
chen Belange auf die Ausfihrungen _Stellungnahme des Planers® zu 4.11.11, 4.11.12
und 4.11.36 verwiesen. '

Davon unabhangig ist die diskutierte Offnung der Markstrafte zu sehen. Diese Diskus-
sion, die im Anschluss an die Aufstellung des ISEK und im Rahmen des innen-
stadtwettbewerbs geflhrt wird, ist unabhéngig vom _NeuenMarkt” zu sehen — sie hat
keine Auswirkungen auf die Erreichbarkeit des Sondergebietes, sondern auf die Attrak-
tivitat der Innenstadt.

4.11.64

.- Der gerne von Entwicklerseite ins Spiel gebrachte These, dass Centerbetreiber und
Stadt die gleichen Interessen verfolgen, namiich die Starkung von Stadt, innenstadt

'und Hauptgeschaftsbereich, meist verkiirzt auf die Zauberformel - Erhéhung der Zent-

ralitdt - gebracht, muss pereits an dieser Stelle deutlich widersprochen werden. Die
Wirklichkeit stellt sich leider komplizierter dar.-" Auch dies trifft genau auf Neumarkt zu.
Genau diese Argumente oder besser - Schlagworte zur Vertuschung - wurden als vollig
falsche Schlagworte bei der Schmackhaftmachung des EKZ gebraucht und haben mit
der Realitat nichts zu tun. Worthiilsen taugen zur Beurteilung in keinster Weise.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.64

Der Anregung wird nicht gefolgt. _
Die negative Einschatzung des Planvorhabens erfolgt pauschal und unbegriindet.

Bei der Beurteilung der Zentralitdt handelt es sich nicht um Worthilsen. Die Untersu-
chung der Zentralitat ist ein methodisch marktiblicher inhalt von Einzelhandelsgutach-
ten, der der Bewertung dient — 80 auch zur Bewertung des Vorhabens JNeuerMarkt” in
der Vertraglichkeitsanalyse.
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4.11.65

- Zumindest in der Startphase sind Nachteile fir die Stadte bei der Verfahrenssteue-
rung wie auch bei inhaltlichen Fragen deshalb kaum zu vermeiden. Dies gilt insbeson-
dere dann, wenn sich die mafigeblichen Entscheidungstrage sehr friih im Verfahren
und oft vor dem Vorliegen aller notwendigen Informationen pro-Center positionieren.-"
Dies ist auch in Neumarkt der Fall. Angsfangen noch vom Investor Krause, dem Ver-
ramschen des. stadtischen Filetgrundstiicks und der arglistigen Tauschung der Burger
{iber die verschiedenen Baukonzepte. Die Mehrheit der Stadtrite hat sich ohne néhere
Kenntnis der zahlreichen negativen Auswirkungen blindlings auf die Seite des Centers
gestellt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.65

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Das Auswahlverfahren des Entwicklers und/oder Eigentimers einer im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegenden Fléche bzw. eines Grundstiicks ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens.

Aufgabe der Bauleitplanung ist es nach § 1 Abs. 1 BauGB ,die bauliche und sonstige
Nutzung der Grundstiicke in der Gemeinde nach MaRgabe dieses Gesetzbuchs vorzu-
bereiten und zu leiten.* Kaufverfahren und Kaufpreise fur gine Teilflache im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans sind darin nicht enthalten.

Von einer ,arglistigen Tauschung” der Burger iiber verschiedene Baukonzepte kann
nicht gesprochen werden. In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer
Planung stetig weiter. Anderungen am Konzept, das 2011 zum Zeitpunkt der Blrger-
entscheide aktuell war, haben sich aufgrund einer Vielzah! von Faktoren im Laufe des
Planungsprozesses und damit auch des Planungsverfahrens ergeben, u.a. gerade
durch Aufterungen der Birger. Mit der Pilanianderung wurde u.a. auf die Anregungen
von Stadtrat, Landesdenkmalamt und Anwohnern reagiert. Es ist dem Planungspro-
zess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene Anregungen, vertiefte Er-
kenntnisse und Umplanungen reagiert, und das Vorhaben weiterentwickelt. Nicht zu-
letzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteiligungsverfahren (hier: &ffentli-
che Auslegung) wird gewéhrieistet, dass Behorden und Offentlichkeit die Weiterent-
wicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellungnahmen begleiten kdnnen.

im Rahmen des Planungsprozesses hatte auch der Stadtrat mehrfach Gelegenheit,
sich ein Bild (ber die verschiedenen Auswirkungen der Planung am Unteren Tor zu
machen und Kenntnis iiber die Inhalte der Planung zu erlangen. Mit jedem Verfahrens-
schritt wurden dem Stadtrat jeweils die neuesten Erkenntnisse mitgeteilt.

Mit den Beschliissen zur frihzeitigen Beteiligung am (§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB)
sowie der Priifung der Anregungen von Behorden und sonstigen Tragern offentlicher
Belange und der Sffentlichkeit und dem anschlieRenden Billigungsbeschluss zum Ent-
wurf mit dem Beschluss zur offentlichen Auslegung sowie der formlichen Trager- und
Behodrdenbeteiligung (§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB) bestétigte der Stadtrat jeweils
die Priifung der Planungsinhalte. Insofern kann nicht davon gesprochen werden, dass
der Stadtrat ohne nahere Kenninis der Auswirkungen entscheidet.
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4.11.66

" In den Gutachten wird in allen Fallen eine Vertraglichkeit far die Stadt attestiert.
Heute sind Vertraglichkeitsgutachten die Regel; allerdings ist zu beobachten, dass den
Centerentwicklern héufig eine grolle Mitsprache bei der Auswahl des Gutachters ein-
gerdumt wird, woh! auch deshalb, weil diese Gutachten oft von ihnen finanziert wer-
den."- Auch dies ist in Neumarkt der Fall. Trotz aller, immer wieder zwischen den Zei-
len gedulerter Bedenken, wird dem Vorhaben eine Noch-Vertréglichkeit attestiert. Dies
funktioniert jedoch nicht auf der Basis gesicherter Erkenntnisse, sondern eher nach

"o

dem Motto der "Glaskugel der Gutachter”.
Stellungnahme des Planers zu 4.11.66

Der Anregung wird nicht gefoigt.

Den Aussagen muss widersprochen werden. Das Einzelhandelsgutachten erflilt die
notwendigen methodischen und inhaltlichen Voraussetzungen in voliem Umfang. Auf-
traggeber des Einzelhandelsgutachtens ist die Stadt Neumarkt i.d.OPf. Die Stadt Neu-
markt hat bereits 2005 ein Einzelhandels- und Nahversorgungskonzept an die BBE-
Unternehmensberatung in Auftrag gegeben, welches 2009 — ebenfalls von der BBE —
fortgeschrieben wurde. Damit hat die Stadt schon weit vor Beginn der Planungen der
Firma NeuerMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH bzw. MULTI Development mit die-
sem Gutachter zusammengearbeitet. Eine irgendwie geartete Mitsprache des Vorha-
bentrégers bei der Auswahl des Gutachters ist damit nicht gegeben.

4.11.67

. Ziele, die bei Centeransiedlungen haufig eine Rolle spielen, wie beispielsweise die
Beseitigung einer Brache oder die Steigerung der Zentralitat, stellen dabei nur eine
Zielfacette der Komplexen Innenstadtentwicklung dar.-" Auch dies trifft in Neumarkt zu.
~ Ja, man konnte sogar der Meinung sein, diese gutachterliche Arbeitshilfe wurde gerade
in Bezug auf Neumarkt geschrieben. Die Brache und deren Verschleuderung an Bogl,
die Schiagworte einer angeblichen Steigerung der Zentralitat, genau dies ist in Neu-
markt zu beobachten. Zweifel an der fachlichen Kompetenz der Gutachten missen
vorliegend nicht unbedingt gegeben sein. Jedoch erfiullen die Gutachten in keinster
Woeise die Forderung nach Neutralitat und Transparenz. Soweit in den Gutachten
Schiussfolgerungen mit Zahlen genannt werden, erfolgt immer ein Bezug auf gutach-
terinterne Datenbanken oder Erhebungen. Transparenz, Nachvolliziehbarkeit -leider
_nicht méglich. Dadurch ist die gesamte Planung zweifelhaft und genugt keinesfalls
rechtsstaatlichen Ansprichen.” '

Stellungnahme des Planers zu 4.11.67

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Das Gutachten genigt den Voraussetzungen in voliem Umfang. Es‘stellt das Gbliche
Vorgehen bei Gutachten dar. Darlber hinaus erfolgte eine Detaillierung der Umsatz-
Umverteilung nach Scrtimenten und Standortbereichen innerhalb der Altstadt.
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Transparenz und Neutralitdl sind in vollem Umfang eingehalten - es ist beispielsweise
darauf zu verweisen, dass die Einzelhandelsbetriebe und die Umsatzschatzungen des
Neumarkter Einzelhandels nicht ursachlich des vorliegenden Planvorhabens erhoben
wurden, sondern bereits im Vorfeld, aufgrund der Erstellung des Einzelhandels- und
Zentrenkonzepts der Stadt, vorlagen und lediglich aktualisiert wurden.

41168

' - Die Qualitat im Verfahren ist zu gewahrleisten. Der Zuschlag fur eine Centerent- -
wicklung an ein Unternehmen darf wegen der Starke der Intervention und der damit
verbundenen Bedeutung fur die Stadt nur im Rahmen eines formalisierten, nachvoll-
siehbaren Auswahlverfahrens geschehen und zwar unabhangig davon, ob stadtische
Grundstiicke fiir die Projektentwicklung verdufiert werden missen." - Die Stadt war im
Besitz des gesamten Areals am unteren Tor. Statt hier eine Projektentwicklung im Sin-
ne der Gesamt-Stadt zu verfolgen, wurde das Grundstiick ohne Ausschreibung, ohne
jegliches Auswahlverfahren, an die Firma Bogl verramscht. Damit hat sich die Stadt
jeglicher Kontrolle und positiven Entwicklung entledigt. Bereits vor dem Verkauf hatten
detaillierte Nutzungsabsprachen und weitere Vereinbarungen zum Vorteil der stadti-
schen Handelsstandorte getroffen werden kdnnen. Eine Einflussnahme im Sinne der
Stadt-(Biirger) oder des Handeis ist dadurch nicht mehr moglich. Genauso wenig wie
bei der jetzigen Planung fehlte es hier an einem transparenten und damit auch nach-
vollziehbarem Entscheidungsverfahren.”

Steliungnahme des Planers zu 4.11.68

Der Anregung wird nicht gefoigt.

Das Auswahlverfahren des Entwicklers und/oder Eigentiimers einer im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegenden Flache bzw. eines Grundsticks ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens.

Aufgabe der Bauleitplanung ist es nach § 1 Abs. 1 BauGB ,die bauliche und sonstige
Nutzung der Grundstiicke in der Gemeinde nach MaRgabe dieses Gesetzbuchs vorzu-
bereiten und zu leiten.* Kaufverfahren und Kaufpreise fur eine Teilflache im Geltungs-
bereich des Bebauungsplans sind darin nicht enthalten.

4.11.69

"~ Die Grofke des Einkaufscenters steht in unmittelbarem Zusammenhang zu dem er-
wartendem Umsatz der Einrichtung und damit- bei eher rlickidufigen Bevélkerungszah-
len und weitgehend geséttigten Markten- der Kaufkraftumverteilung. Sie erlaubt zudem
Hinweise auf den Grad der Autarkie des Centers. Als MalgroRe sind vor allem die a)
absolute Verkaufsfliche sowie b) die relative Verkaufsflachenerweiterung bezogen auf
den bisher in der Innenstadt vorhandenen Einzelhandelsbestand. Dieser Zuwachs ist
insofern von Bedeutung, als Kunden und Besucher nur begrenzte Wegelangen zurlick-
legen-". - Wie schon ausgefiihrt, ist die Planung weit (iberdimensioniert vorgesehen,
die Anbindung an die Innenstadt ist zur Notlosung verkommen und die trennende Wir-
kung von Dammstrafte und Tor am Unteren Tor weit unterschitzt. Die Planung erlaubt
eine Autarkie des Centers, weiche die negativen Auswirkungen, unabhangig von der
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Grofke, noch sehr verstarkt. Und wie das letzte Modell der Fa. Bogl zeigt, soll zusitz-

lich noch eine bauliche Abschottung erfolgen - denn dies erlaubt die jetzige Planung
ebenfalls. Die vorhandene Planung gestatiet ein Center als Autofahrer-Center, nach
dem Motto: Mit dem Auto rein ins Center, alle Einkaufe im Center tatigen, und dann mit
dem Auto wieder raus aus dem Center. Die friher zwingend propagierte Anbindung an
die Innenstadt, die Bindung an die Innenstadt, die Sichtachsen als Verbindung, die
groRzigige Untertunnelung mit einer eigenen Ladenpassage,- all dies ist in der aktuel-
len Planung nicht mehr enthalten. Mit der jetzigen Bebauungsplanung wird einzig und
alleine den Interessen der Fa. Bogl Rechnung getragen.”

Stellungnahme des Planers zu 4.1 1.69

Der Anregung wird nicht gefoigt.

Pauschal und unbegriindet wird die Verkaufsflache als zu groB eingestuﬁ.'Weitere In-
formationen liegen nicht vor. Bezlglich der Auswirkungen des Vorhabens/der Ver-
- kaufsflache sei auf die Vielzah! der vorherigen Punkte hingewiesen.

Die dem Einzelhandelsgutachten zugrunde liegende stddtebauliche Einbindung und
Funktionalitat des Planvorhabens ist als attraktiv und leistungsfahig zu bewerten. Zur
Bewertung unterschiedlicher Anbindungsqualitaten der Fultganger wurden verschiede-
ne Modeile in die Bewertung aufgenommen. Es wird auf die Ausfilhrungen in ,Stel-
tlungnahme des Planers Zu 4.11.36" verwiesen.

4.11.70

. - Die Untersuchung zeigt, dass es bei Centern mit mehr als 15.000 gm Verkaufsfia-
che und / oder wo zu Flachenzuwéchsen von Uber 15% der innerstadtische vorhande-
nen Verkaufsfliche gekommen ist, regeimafig, zum Teil auch deutliche, Veranderun-
gen in den Lagestrukturen des Hauptgeschaftsbereichs auftreten ... Der umgekehrie
Fall. dass also eine starke Ausweitung des Flachenangebots das bestehende Haupt-
geschaftszentrum stutzen bzw. stirken wurde, ist in den von uns untersuchten Stadten
nicht aufgetreten”.- Auch dies ist bei der jetzigen Planung besonders krass der Fall. In
Neumarkt soll es zu einem Flachenzuwachs von rund 50%, bezogen auf die Innerstad-
tischen Verkaufsflachen ( ebenso wohl Hotel und Kino } kemmen.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.70

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Der Einzelhandelsgutachter geht ebenfalis von einer gewissen Lageverschiebung in-
nerhalb der Neumarkt Innenstadt aus. Stadtebaulich relevant im Sinn von §11 Abs. 3
BauNVO sind diese allerdings nicht. Eine Beeinirachtigung oder Geféhrdung der Ver-
sorgungsfunktion durch das Planvorhaben ist nicht zu erwarten.

4.11.71

S - Das bedeutet kbnkret, dass bei einer durchschnittlich ausgestatteten Innenstadt
eine Verkaufsflachenerweiterung von 15 % bezogen auf die vorhandene innerstadti-
sche Verkaufsfliche nicht Uberschritten werden sollte. Gleichzeitig soliten bei Stadte
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bis 200.000 Einwohnern die innerstadtischen Verkaufsfidichen um nicht mehr als
15.000 gm ausgeweitet werden. Dadurch wird einer Autarkie des Einkaufscenters vor-

gebeugt.- und weiter: Ein Uberschreiten der als Regelgréfe zu verstehenden Flachen-:

erweiterung um 15% setzt jedoch eine besonders intensive und kritischen Prifung so-
wie die Durchfihrung von Vertrédglichkeitsberechnungen durch unabhangige (s.a.0}
Gutachter voraus.-" Neumarkt hat nur ca. 38.000 Einwohner. Die gerade noch vertrag-

liche Verkaufsflichenerweiterung in Stadten bis 200.000 wird mit 15% bzw. max. mit -
15.000 gm angegeben. Obwohl nur 20% der angegebenen Einwohner erlaubt die Pla-

nung eine Verkaufsfidchenenweiterung von 50 % und bezogen auf die Gesamtflache
mit Dienstleistung und Hotelerie / Gastronomie noch weit mehr. Diese Aussagen ste-
hen im krassen Widerspruch zu den Aussagen der Gutachter BBE etc. Eine Aufkla-
rung, warum in Neumarkt so hohe Werte zutréglich sein sollten, gibt es nicht. Den
BBE-Aussagen (und auch den positiven Aussagen der Raumordnung) fehlt es an jegli-
cher Transparenz und Nachvollziehbarkeit. In den Stellungnahmen erfolgt auch keiner-
lei Auseinandersetzung mit diesem Thema.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.71

Der Anregung wird nicht gefolgt.
Die Verkaufsfidche des Planvorhabens liegt unter 15.000 m?.

Eine aus aligemeinen Feststellungen abgeleitete zusatzliche Begrenzung, wonach die
neue Verkaufsfliche auf max. 15% der vorhandenen Innenstadtverkaufsflache be-
grenzt werden sollte, ist nicht zielfihrend. Eine in dieser Form pauschale Forderung
geniigt der einzelfallbezogenen stadtebaulichen Bewertung eines Planvorhabens und
einer Kommune nicht. |

Bei der geplanten Verkaufsflache ist zuséatzlich zu beriicksichtigen, dass grofe Teile
hiervon durch Lebensmittelanbieter bzw. durch einen Elektrofachmarkt belegt werden.
Entsprechende Verkaufsflaichen/Betriebsformate sind heute in der Neumarkter Innen-
stadt nur sehr unzureichend oder grundsatzlich nicht vorhanden. Neuansiedlungen
kénnen hier praktisch nicht zu Umverteilungseffekten gegentiber der Innenstadt fahren.

Jener Fidchenzuwachs bei Sortimenten, die innerstadtisch bereits in relevanter Grofe
vorhanden sind (damit ohne Elektrofachmarkt und zeitgemale Lebensmittelanbieter),
betragt rd. 6.400 m2 Dies entspricht einem Anteil an der vorhandenen Innenstadt-
Verkaufsflache (rd. 29.250 m?) von rd. 22 %.

Wie mit der von der Einwenderin zitierten Empfehlung gefordert, erfolgte eine intensive

und kritische Priifung des Vorhabens. Eine mit der Arbeitshilfe empfohlene Vertraglich-
keitsbetrachtung des Planvorhabens wurde durchgefihrt.

4.11.72

_"- Fiir die funktionale Struktur des bestehenden Hauptgeschaftszentrum sind dann die
geringsten negativen Auswirkungen zu erwarten, wenn das Center inmitten der Haupt-
geschaftsbereichs liegt. ... Dies wird an den Entwicklungen in den Stadten Schwerin,
Siegen, Wetzlar und Wilhelmshaven besonders deutlich. Nur Kempten und mit Abstri-
chen Bochold kénnen ... diesbeziiglich auf eine positive Entwicklung verweisen.... An
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diesem Ergebnis wird deutlich, dass ein Ein-Punki-Kontakt zum Hauptgeschéftsbereich
nicht ausreichend ist, um den dort bereits anséssigen Einzelhande! vor negativen Ent-
wicklungen zu schiitzen.... Véllig risikobehaftet fir die Entwicklung des Hauptge-
schaftsbereichs und deshalb nicht mehr zu realisieren sind abgesetzt vom Hauptge-
schaftsbereich liegende Einkaufscenter, da sie bekanntlich zum Umsatzriickgangen
und damit zu starken funktionalen Stdrungen in den Hauptgeschaftsbereichen fihren
... Eine solch typische Randlage ist unmittelbar im Anschluss an den Hauptgeschafts-
bereich gelegen, jedoch deutlich von dessen Zentrum entfernt. Haufig ist sie durch eine
Barriere z.B. in Form einer HauptverkehrsstraRe getrennt. — ,Wie schon einmal er-
wahnt, scheint diese Arbeitshilfe in besonderer Art und Weise auf Neumarkt zu zutref-
fen. Die hier aufgefiihrten Nachteile und die zu erwartenden funktionalen Storungen
des Haupteinkaufsbereichs treffen in Neumarkt in besonderem Mafde zu. Die BBE etc.
gehen immer davon aus, dass die Planung eine besonders gute Anbindung an die In-
nenstadt hat. Doch leider ist das Gegenteil der Fall. Die in der Arbeitshilfe aufgefuhrten
negativen Punkte treffen zwar auf Neumarkt zu, werden aber weder in der Beurteilung
der Vertraglichkeit, noch im Kaufkraftabzug oder der Umverteilung der Umsatze (aus- -
reichend) beriicksichtigt. Statt dessen wird einfach eine optimale Anbindung in den
Gutachten gefordert und ohne nédhere Prifung der endgliltigen Pfanung einfach unter-
stelit.”

Stellungnahme des Planers zu 4,11.72

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Eine attraktive Verkehrsanbindung ist Teil des Konzepts, wie es von der BBE in 2010
geprift worden ist. Sie ist mit dem Plankonzept unterstellt worden. Die bauliche Um-
setzung kann erst im Nachgang zur Baurechtschaffung erfolgen, im Rahmen derer ein
Einzelhandelsgutachten erstellt wird. Die dem Einzelhandelsgutachten zugrunde lie-
gende stadtebauliche Einbindung und Funktionalitat des Planvorhabens ist als attraktiv
und leistungsfahig zu bewerten. Zur Bewertung unterschiedlicher Anbindungsqualitdten
der FuRganger wurden verschiedene Modelle in die Bewertung aufgenommen.

Es wird auf die Ausfihrungen in ,Stellungnahme des Planers zu 4.11.36" verwiesen.

411.73

" - ... im Falle einer rdumlichen Verlagerung des Einzelhandels weg vom bisherigen
Hauptgeschifisbereichs das Risiko einer funktionalen Storung der Kemstadt gegen-
tiberstehen. Sinkt dort namlich infolge der Verlagerung der Einzelhandelsfunktion die
Investitionsbereitschaft, kann dies zu einer Abwertung der Qualitat des dortigen Ge-
baudebestandes und der umgebenen offentichen Réume des einstigen Hauptge-
schiftsbereichs fuhren, — Darauf habe ich in meinen Bedenken schon hingewiesen
und wird durch die Arbeitshilfe jetzt nochmals bestatigt. Die stadtebaulichen Auswir-
kungen beriihren nicht nur etwa den Handel, sondern langerfristig betrachtet, auch die
Investitionsbereitschaft bzw. Investitionsméglichkeit fir die Gebaudebesitzer. Eine sich
abwarts drehende Spirale wird in Gang gesetzt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.73

Der Anregung wird nicht gefolgt.
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Die untersteliten negativen stadtebaulichen Auswirkungen durch unterbleibende Reno-
vierungs- und Attraktivierungsarbeiten wegen sinkender investitionsbereitschaft bzw.
Investitionsmdglichkeit konnen sich ursichlich nicht aus den Inhalten des Bebauungs-
plans ableiten lassen.

Dariiber hinaus hat die Stadt Aktivititen zur Attraktivierung der Innenstadt eingeleitet.
Insbesondere sind MaRnahmen enthalten im Integrierten Stadtentwicklungskonzept
(ISEK), welches im Jahr 2013 vom Stadtrat beschlossen wurde und damit eine infor-
melle Planung nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB ist, deren Ergebnisse bei der Aufstellung
von Bauleitplanungen zu berlicksichtigen ist_ Im Beschluss wird ausgefithrt, dass die
Umsetzung des stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes anhand des Malnahmenkata-
loges unter Federfiihrung des Stadtplanungsamtes erfolgen soll.

im ISEK enthaltene kurz- bis mittelfristige Mafnahmen (Umsetzung 2012 - 2017 bzw.
2017 - 2022) zur Attraktivierung fir den Bereich ,Historischer Stadtkern® sind bspw. die
Aufstellung eines Gestaltungsleitfadens fiir den historischen Stadtkern oder die Gestal-
tung einer attraktiven Verbindung vom Bahnhof Uber die Marktstrate zum ,Neuen-
Markt*. Hierunter fallen bspw. Strabenbelag, Beleuchtung, Mdblierung ete. Ein
Schwerpunkt liegt bei den Manahmen auf der Markstrate, wo attraktive Flachen fur
Gastronomie und Handel geschaffen und das sffentliche Stellplatzangebot neugeord-
net werden solien. Dariiber hinaus soll die Eingangssituation zum historischen Stadt-
kern an der Unteren Markistralke modernisiert und aufgewertet werden.

Zur genaueren Definition und Umsetzung der Malinahmen zur Aufwertung der Innen-
stadt hat die Stadt Neumarkt einen Wettbewerb ausgelobt, dessen Gegenstand der
Umbau und die Neugestaltung von Straflien und Platzen ist, unter Berlicksichtigung der
Planungsbereiche Obere Marktstralte, Untere Markistrale, Rathausplatz und Kioster-
gasse sowie Hallertorstrafe. Fiir diese Bereiche sollen ein Gesamt- und ein Beleuch-
tungskonzept entwickelt werden.

4.11.74

. - Die baukérperliche Anlage von Einkaufscentern entspricht in den meisten aller Falle
immer noch dem tradierten, introvertiert angelegten Schema. Zehn von zwolf in der
Wirkungsanalyse untersuchten Beispielen setzen auf den nach aufllen geschlossenen
Bautyp.” - auch dies ist in Neumarkt der Fall und aufgrund der Bauleitplanung auch
moglich. Um diese Art der Bebauung zu vermeiden ist es notwendig, den Bebauungs-
plan entsprechend zu gestalten und zu formulieren. Nach den geplanten Festsetzun-
gen ist es méglich, und im Rahmen der {iblichen Centerausrichtungen und Modellvor-
stellungen von der Fa. Bogl auch so geplant, eine kleine eigenstandige Verkaufsstadt
-4 errichten. Diese soll eine direkte Anbindung an die Parkgaragen erhalten, die Ge-
schifte werden in Art einer Laufstralie aneinandergereiht und das Center erhalt eine
vollsténdige Innenorientierung als Abschottung gegen Kundenstréme in die Innenstadt.
Selbst die Durchgangs- und Durchsichtachse zum LGS-Gelander braucht nicht erhal-
ien zu werden. Der freien Gestaltung im Sinne der Fa. Bog! und zum Nachteil der Alt-
stadt ist durch den jetzigen Entwurf T0r und Tor gedffnet.

Aufgrund der jetzigen Festsetzungen ist jegliche Art der abgeschotteten Bebauung und
Innenorientierung maglich. Die Méglichkeit der Abschottung und Autarkie wéare zwar
zwingend notwendig, wurde in den stadtischen Gutachten aber nicht berlicksichtigt.”
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Stellungnahme des Planers zu 4.11.74

Der An'regung wird nicht gefolgt.

Grundsatzliche Zielsetzung des Bebauungsplans ist es, im Sondergebiet ,Einkaufs-
sentrum® ein Einkaufszentrum zu ermoglichen. In der Stellungnahme wird zitiert, dass
die baukérperliche Anlage von Einkaufscentern in den meisten aller Falle immer noch
dem tradierten, introvertiert angelegten Schema entspricht. Auch das Center am Unie-
ren Tor ist nach dem tradierten Schema aufgebaut und organsiert, da sich dieser Bau-
typus in der Praxis bewahrt hat.

Wie der Kunde sich letztlich nach der Erdffnung des Einkaufszentrums verhalt (ob er
lediglich das Einkaufszentrum aufsucht oder auch in die Innenstadt geht), kann ein
Bebauungsplan nicht regeln.

Im Ubrigen regelt der Bebauungsplan, dass die Verbindung zwischen dem Unteren Tor
und dem LGS-Geldnde durch das Einkaufszentrum und die Wegeflhrung in der Grun-
fliche und im Schwarzachweg geschaffen wird.

4.11.75

-2 - Vor allem grole Center in kleineren Stadten ibernehmen immer mehr die Funktion

des ehemaligen (offentlichen) Hauptgeschéftsbereichs einer Stadt. Wegen der einseiti-
gen Ausrichtung auf den Einzelhandel nimmt die funktionale Vielfalt der traditionellen
europaischen Stadten in den meisten Innenstadten seit Jahren ab. Monofunktionale,
ausschlieBlich auf den Einzelhandel fixierte Center intensivieren diese Entwicklung.” -
Aufgabe der Bauleitplanung und Raumordnung ist es, die Funktion der innerstadti-
schen Aufgabe- Versorgung der Bevolkerung mit Waren des taglichen Bedarfs efc... -
zu gewidhrieisten. Die jetzige Bauleitplanung ermdglicht die Zerstorung dieser gewach-
senen und vom Normengeber gewiinschten Aufgabenzuteilung. Es kann nicht dem
Geschaftsinteresse des Investors Bogl uberlassen bleiben, inwieweit er bereit ist, eige-
ne finanzielle Interessen zuriickzustellen und der innenstadt méglicherweise mehr
Raum einzurdumen. Dies ist Aufgabe der Normgeber - im Bauleitplanverfahren Aufga-
be der Stadt. Fehlende konkrete Festsetzungen wirken sich in rechtlich bedenkiicher
Weise aus. -

s - Thema - Privatisierte Kleinstadte in der Stadt- An die Stelle einer funktionalen und
architektonischen Vielfalt aus Einzelhandel, Arbeiten und Wohnen, Kultur- und Frei-
zeiteinrichtungen mit ihren breit gefacherten architektonischen Ausdrucksformen treten
in Form groBer Einkaufscenter groftmalistébliche Erlebnisrdume mit nach aufen ab-
gekapselten Binnenwelten ... aus denen stoérende Erscheinungen des stidtischen Le-
bens ausgesperrt werden: die Witterung und der Strakenverkehr, aber auch bestimmte
Bevdlkerungsgruppen ... Centermanager sehen sich als Blrgermeister ihrer eigenen
Stadt - ™

Steliungnahme des Planers zu 4.11.75

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Grundsitzlich ist die Zusammenarbeit mit dem Investor des ,NeuenMarkt* (Firma Neu- '
erMarkt Besitz- und Vermietungs GmbH) intensiv, damit gemeinsam die Ziele fur das
Gebiet erreicht werden — sowohl was die Nutzungen im Sondergebiet betrifft als auch
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beispielsweise Regelungen zur baulichen Ausgestaltung oder Werbeanlagen etc. Dies
bedeutet jedoch nicht, dass es ., dem Geschiftsinteresse des Investors Bogl Gberlas-
sen bleibt, inwieweit er bereit ist, eigene finanzielle interessen zuriickzustellen und der
Innenstadt moglicherweise mehr Raum einzurdaumen”.

Dariiber hinaus handelt es sich bei dem Vorhaben NeuerMarkt* nicht um ein mono-
funktionales Center, sondern um ein Vorhaben mit den unterschiedlichen Nutzungs-
bausteinen Einzethandel, Gastronomie, Dienstleistung, Gesundheit, Bliro, Hotel und
Kino. Die Flachen fur den Einzethandel nehmen davon lediglich einen Teil ein, grolere
Flachenanteile sind auch fir das Kino oder Biiro- und Arztpraxisflichen vorgesehen.
Mit diesem breiten Nutzungsspekirum mit einem funktionalen Schwerpunkt auf grofd-
flachigem Einzelhandel als Erweiterung des zentralen Versorgungsbereichs (Kern-
stadt) entspricht das Vorhaben dem Nutzungsmix eines klassischen innerstadtischen
Kernbereichs. Da sich das Vorhaben in unmittelbarer Néhe zur Altstadt befindet (inte-
grierte Lage), wird dieser sentrale Versorgungsbereich nach Norden erweitert, Daher
steht nicht zu beflirchten, dass das Vorhaben ,die Funktion des ehemaligen (offenthi-
chen) Hauptgeschéftsbereichs einer Stadt” (ibernehmen wird.

Die in der Stellungnahme aufgefihrie Aufgabe der Bauleitplanung Mersorgung der
Bevélkerung mit Waren des taglichen Bedarfs etc.* wird mit der vorliegenden Planung
wahrgenommen. Im Bereich des Nutzungsbausteins Einzelhande! ist auch Nahversor-
gung vorgesehen — mit gréferen Flachen (max. Verkaufsflache von 3.800 m?) fir Nah-
rungs- und Genussmittel, so dass gerade durch das Vorhaben auch die Versorgung
der Bevdlkerung gewéhrleistet wird. In der Begrindung wurde auf S. 41 dazu ausge-
funrt: _
JNegative Auswirkungen auf die Nahversorgung der Bevdlkerung sind durch die Pla-
nung nicht zu erwarten. Wie in der Vertraglichkeitsanalyse zum Vorhaben ,Neuer-
Markt beschrieben, liegt dies im Wesentlichen darin begriindet, dass die Nahversor-
gung der Wohnbevdlkerung im relevanten Segment durch die geplanten neu an den
Markt tretenden Lebensmittelhandier auch weiterhin gesichert sein wird. Es ist durch
die Realisierung des Planvorhabens vielmehr damit zu rechnen, dass die innerstadti-
sche Versorgung im Bereich des Nahrungs- und Genussmittelsortiments eine Verbes-
serung efreichen kann, da zum momentanen Zeitpunkt lediglich ein einziger Lebens-
mittelmarkt in der Altstadt anséssig ist. Fiir die Bewohner der angrenzenden Wohnge-
biete bedeutet die Planung daher eine bessere Erreichbarkeit von Nahversorgungsein-
richtungen — auch fublaufig —, womit dem Belang der verbrauchemahen Versorgung
der Bewohner entsprochen wird.”

Insofern ist nicht davon auszugehen, dass die jetzige Bauleitplanung zur Zerstérung |
der gewachsenen der Innenstadt flbhrt.

4.11.76

.- Die Einzelhandelsbetriebsform eines Einkaufscenters besitzt aufgrund seiner raum- -
lichen, funktionalen und organisatorischen Struktur Wettbewerbsvorteile (Mieten, Bran-
chenmix, Werbegemeinschaft, raumliche Verteilung der Geschafte etc.) gegeniber den
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klassischen Einzelhandeisgeschéften oder auch den Warenhdusern, was gleicherma-
Ren enorme Wettbewerbsvorieile des Centerbetreibers zu seinen Konkurrenten bedeu-

" tet Diese Entwickiung hat gravierende Folgen fir die Kaufmannschaft und auf das

Grundeigentum in den Innenstadten. Sie forciert den schon seit Langem zu beobach-
tenden Rickzug des mittelstandischen, inhabergefiihrten Fachhandels und fuhrt zu
Veranderungen von Waertigkeiten und stadtischen Strukturen- " Natlrlich ist es nicht

Aufgabe der Stadt, Wettbewerb zu behindern oder einzuschranken. Ganz im Gegen-

teil. Gesunder Wettbewerb ist notwendig. Die Planung, verbunden mit den typischen
Centervorteilen, ermbglicht es dem investor jedoch diese Wettbewerbsvorteile so zu
nutzen, dass die Funktionslosigkeit der innenstadt droht. Die vorliegende Planung ist
rechtlich bedenklich und widerspricht den vom BVerwG aufgesteliten Grundsatzen:
"Zentrale Versorgungsbereiche sollen erhalten werden, weil ihnen eine herausragende
Bedeutung fiir den Bestand und die Entwicklung von Stadten und Gemeinden zu-
kommt. Bezweckt wird nicht der Schutz der vorhandenen Einzelhandelsbetriebe um
inrer selbst willen; schon gar nicht geht es um die Verhinderung von Konkurrenz. Viel-
mehr soll eine bestimmie stadtebauliche Struktur erhalten werden, die sich durch Zent-
ralitat auszeichnet und eine diffuse Verteilung von Einrichtungen in die Flache vermei-
det (so: BVerwG, Urt, v. 17.12.2009.4 C1.08,a.a.0.)."

sStellungnahme des Planers zu 4.1 1.76

Der Anregung wird nicht gefoigt.

Insgesamt ist das Fazit der Vertraglichkeitsanalyse, dass die Funktionalitat und Ver-
sorgungsreichweite des zentralen Versorgungsbereichs Hauptzentrum Innenstadt
Neumarkt durch die Realisierung des Planvorhabens zunimmt. Die stédtebauliche
Struktur wird hierdurch nicht in einem schadlichen Maft beeintrachtigt. Da die Positivef-
fekte insgesamt Uberwiegen, werden die durch die Umsatzverteilung hervorgerufenen
mogiichen negativen stédtebaulichen Auswirkungen durch die Planung Uberkompen-
siert.

i

4.11.77

55, Zum Birgerentscheid wurde den Biirgern eine Planung vorgestellt, welche mit
der Realitit des letzten Entwurfs und jetzt bereits eingereichten Bauantrags
hichts zu tun hat. Hier kann mit Fug und Recht von RoRtauscherei der Birger ge-
sprochen werden welche auch rechtliche Auswirkungen auf das jetzige Bauleitplanver-
fahren hat. Insbesondere die fehlende Wohnbebauung und die jetzige bauliche Schiie-
Rung / Abschottung zur Altstadt sind hier zu bemangeln.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.77

Der Anregung wird nicht gefolgt.

In einem Planungsprozess entwickeln sich die Inhalte einer Planung stetig weiter. An-
derungen am Konzept, das 2011 zum Zeitpunkt der Blrgerentscheide aktuell war, ha-
ben sich aufgrund einer Vielzahl von Faktoren im Laufe des Planungsprozesses und
damit auch des Planungsverfahrens ergeben, u.a. auch durch Auferungen der Burger:
Es ist dem Planungsprozess geradezu systemimmanent, dass er auf vorgetragene
Anregungen, vertiefte Erkenntnisse und Umplanungen reagiert, und das Vorhaben
weiterentwickelt. Nicht zuletzt durch die gesetzlich vorgeschrieben weiteren Beteili-
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g.ungsverfahren (hier: offentliche Auslegung) wird gewahrleistet, dass Behdrden und
Offentlichkeit die Weiterentwicklung der Planung mit verfolgen und erneut mit Stellung-
nahmen begleiten kénnen. -

Mit der Plananderung wurde u.a. auf die Anregungen von Stadtrat, Landesdenkmalamt
und Anwohnern reagiert, insbesondere hinsichtlich einer ,verfehiten Héhenentwick-
lung"”, wie es das L andesdenkmalamt formuliert hatte. Daher wurden geringere maxi-
male Héhen festgesetzt, woraus folgt, dass alle Gebaudeteile um ein Stockwerk redu-
ziert werden missen. Entsprechend ist im Vergleich zu vorher eine geringere Ge-
schossflache fir das spater auf dieser Flache entstehende Vorhaben mdglich, was
Auswirkungen auf die geplanten Nutzungen haben kann.

Welche der im Bebauungsplan zuldssigen Nutzungen spater Inhalt der Genehmi-
gungsverfahren werden, ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Das
neue vom Investor kommunizierte Nutzungskonzept hatte nicht zur Folge, dass Teile
der zum Zeitpunkt der frihzeitigen Beteiligung zuldssigen Nutzungen im Entwurf zum
Bebauungsplan nicht mehr zulassig sind. Nach Aussage des Betreibers mussten als
Konsequenz aus der reduzierten Héhe die Kinderkrippe und Wohnungen aus dem
Konzept gestrichen werden. Auch das Arztehaus wurde auf die Halfte der vorgesehe-

~ nen Praxen halbiert. Weitere vormals geplante Elemente wie die begriinte und begeh-

bare Dachflache oder die 2-geschossige Tiefgarage entsprechen nicht mehr den aktu-
ellen Zielen der Planung oder sind nicht mehr erforderlich. Diese Konzeptanderungen
haben sich jedoch nicht in den Festsetzungen zum Bebauungsplan niedergeschlagen.

Es gab jedoch noch Erganzungen bei der Art der baulichen Nutzung — die Kinonut-

~ zung: Ein Kino in Neumarkt wurde bereits seit mehreren Jahren diskutiert und unter-

schiedliche Standort- und Betreiberalternativen betrachiet. Nachdem die Kino-Nutzung

| jedoch auf anderen Flachen und mit anderen Investoren nicht verwirklicht werden
" konnte, sehen die Planungen nun vor, diese Nutzung in den multifunktionalen, innen-

stadtnahen NeuenMarkt zu integrieren. Der Standort Unteres Tor war fir ein Kino
schon mehrfach im Gespréach, seit die Flache geraumt wurde. Auch eine Mehrheit im
Stadtrat hatte dies seinerzeit beflirwortet (vgl. Neumarkter Nachrichten, 19.10.2012).

Der detaillierte architektonische Entwurf mit Fassadengestaltung etc. ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. Von Seiten der Stadt Neumarkt wurden jedoch
mit Festsetzungen gestalterische Vorgaben gemacht, bspw. zu Einschnitten in der
Fassade. Danach missen einzeine Stockwerke nach hinten versetzt werden, so dass
der Eindruck mehrerer einzelner Gebdude entsteht. Damit soll verhindert werden, dass
der Gebaudekomplex zu wuchtig erscheint. Zudem wird mit den festgesetzten Fassa-
deneinschnitten die kleinteilige Altstadt ,gestalterisch zitiert”. Auch mit der Anderung
der gestalterischen Vorgaben wird auf die Kritik des Landesdenkmalamts reagiert. Die
bereits verdffentlichten architektonischen Detailplanungen und Ansichten sowie die
Beschreibung, die auch in der Begrindung zum Bebauungsplan enthalten ist, entspre-
chen der parallelen und bereits weit fortgeschrittenen Planung des Vorhabentridgers
und dienen der Burgerinformation. '
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im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens hatten die Biirger zweimal die Gelegen-
heit, sich zu dufern und Kritik und Anregungen abzugeben, die in die Planungen auf-
genommen werden. Der Vorwurf der ,Rosstauscherei® geht damit fehl.

4.11.78

56. Als Nutzungskonzept wird angefiihrt, dass im direkten Anschluss an den Unteren
Markt ein innenstadtnahes Einkaufs- und Dienstleistungszentrum geplant wird, welches
durch seine Anbindung an die Altstadt in unmittelbarer "Korrespondenz” mit dem Unte-
ren Markt und der Altstadt steht. Hierzu ist festzustelien, dass durch die Groke des
Konzepts i.v.m. der trennenden Wirkung der Dammstraite und Mihistrale ein selb-
standiges Konzept verwirklicht werden soll, welches sich extrem negativ fUr den inner-
stadtischen Handel und die weiteren Handelsstandorte, den Grundstiickswert und den
Vermietungswert auswirkt.”

Stellungnahme des Planers zu 4.11.78

Der Anregung wird nicht gefolgt.
Die Korrespondenz des Vorhabens mit der Altstadt wird durch die Planung ermoglicht.

Das Fazit der Vertriglichkeitsanalyse zum Vorhaben ,NeuerMarkt" ist, dass die Pla-
nung in der empfohlenen Struktur, Dimensionierung und Anbindung zu einer funktiona-
len Starkung der innenstadt sowie der Gesamtsiadt Neumarkt fiihrt. Da die Positivef-
fekte insgesamt Uberwiegen, werden die durch die Umsatzverteilung hervorgerufenen
negativen stiadtebaulichen Auswirkungen durch die Planung Gberkompensiert. Voraus-
setzung ist jedoch eine gute Anbindung des Sondergebiets ,Einkaufszentrum®: Durch
die Lage am Unteren Tor weist der Standort einen Innenstadtbezug auf und das Ver-
kniipfungspotenzial mit den innerstadtischen Angebotsstrukturen ist als sehr hoch ein-
sustufen — sofern eine geeignete fuklaufige Anbindung und eine geschickte baustruktu-
relle Realisierung gewdhrleistet sind. Essentiell ist die Schaffung einer Austauschbe-
ziehung fiar Fuganger und Radfahrer zwischen der Innenstadt und dem neuen Stand-
ort. Nur durch diese Anbindung kénnen die Synergieeffekte entfaltet werden. Es ist
korrekt, dass die Dammstraie durch ihre Breite und das Verkehrsaufkommen als Bar-
riere wirken kann. Um der Barrierewirkung der Dammstrafie entgegenzutreten, werden
verschiedene Mafinahmen ergriffen: :

Zunéchst ist im Gesamtverkehrsplan zur Reduzierung der Verkehrsbelastung die Ver-
lagerung des durch die Kermstadt fahrenden Durchgangsverkehrs vorgesehen. So ist
ein Baustein zur Verlagerung die Erhéhung des Durchfahrwiderstandes durch die
Kernstadt. Dieser Baustein enthalt beispielsweise Verkehrsberuhigungsmafnahmen in
der Dammstrae durch die Reduzierung der Fahrbahnbreiten oder der Grinzeiten,
durch den Einbau von Radfahrstreifen und die optische Einschrankung der Fahrbahn
durch Begriinung. Die Dammstrafie wird letztlich zweistreifig in jede Richtung mit zu-
sitzlichen Abbiegespuren sowie beidseitigen Ful- und Radfahrwegen ausgestaltet.
Diese Verkehrsberuhigungsmafnahmen fordern auch eine attraktive Verbindung mit
der Altstadt. : :

Fir die fuRlaufige Anbindung des Sondergebietes _Einkaufszentrum* wurden verschie-
dene Alternativen gepruft, die Besuchern des _NeuenMarkts” eine bequeme und siche-
re Querung der Dammstrabe ermdglichen und damit die Erreichbarkeit der Altstadt
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verbessern. Zur letztlich gewshlten Verbindungsart wurde in der Begriindung auf S. 48f
ausgefihrt: .

_Die funlaufige Verkniipfung des Plangebietes mit der Innenstadt wird zum Einen durch
die weiterhin vorgesehenen hohengleichen Fufligangerquerungen der Dammstrafle
und der Nirnberger Strafte am Unteren Tor gesichert. [...] Diese wird als breite beam-
pelte Fulgangerfurt ausgestaltet. Zum Anderen verbindet die geplante Unterflihrung
der Dammstrake den ,NeuenMarkt® mit der Innenstadt, so dass fir Fulganger eine
Querung der Dammstralte sowohl ober- als auch unterirdisch moglich ist. [...]

Der sidliche Zugang zur Passage bietet aufgrund seiner Aufweitung sehr viel Platz, in
dem Ebenen und Aufenthaltszonen geschaffen werden konnen. Vorgesehen ist neben
griingestalterischen Malknahmen ein Brunnengarten im Rampenbereich zur Passage,
der auch als Aufenthaltsort mit Banken gedacht ist. Uber Rampen, Treppen und Auf-
zlige wird das unterschiedliche Héhenniveau Uberwunden. Der als Teil der offentlichen
Verkehrsaniage geplante Personenaufzug sichert fir gehbehinderte Blrger sowie fur
Rollstuhifahrer, Kinderwigen etc. eine bequeme und sichere Nutzung der Unterflh-
rung.”

Diese Maftnahmen dienen auch der Erreichbarkeit des Sondergebiets fir Radfahrer.
Ziel der Stadt Neumarkt ist die Férderung des Radverkehrs, festgehalten auch im Inte-
grierten Gesamtverkehrsplan der Stadt Neumarkt. Neben dem Ausbau von Radwegen
ist ein weiterer Baustein die Bereitstellung von ausreichenden Fahrradstellplétzen, ins-
besondere bei besucherintensiven Nutzungen wie dem NeuenMarkt’. Eine entspre-
chende értliche Bauvorschrift zur Bereitstellung von Fahrradabsteliplatzen ist im Be-
bauungsplan enthaiten. '

Insgesamt wird durch die Mallnahmen zur ErschlieBung im Rahmen der Bauleitpla-

nung sowie begleitender und nachfolgender Planungen eine Offnung und Integration
zur Altstadt ermdglicht. Eine extrem negative® Auswirkung auf den innerstadtischen
Handel und die weiteren Handelsstandorte ist damit nicht zu befirchten. :

Negative Auswirkungen auf den Grundstiicks- und den Vermietungswert in der Altstadt
sind nicht Teil des Abwigungsmaterials: Vom Bundesverwaltungsgericht (Beschluss
vom 09.02.1995 — 4 NB 17/94, NVwZ 1995, 895) wurde festgestelit, dass ,die Auswir-
kungen eines Bebauungsplans auf den Verkehrswert [...] zwar zum Abwéagungsmate-
rial gehdren [mégen], soweit sie das iUberplante Grundstiick selbst betreffen [.. .} Etwas
anderes gilt jedoch fur nur mittelbare Auswirkungen auf den Verkehrswert, vor allem,
wenn sie bei Grundstiicken auerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans auf-
treten.* Ausgefiihrt wird in dem Beschluss weiterhin: ,Die Frage der Wesentlichkeit der
Auswirkungen einer Planung auf Nachbargrundstiicke® beurteilt sich grundsatzlich
nicht nach dem Umfang einer méglichen Verkehrswertminderung, sondern nach dem
Grad der faktischen und unmittelbaren, sozusagen ,in natura’ gegebenen Beeintrachti-
gungen, die durch die angegriffene Norm zugelassen werden.” Da der Verkehrswert
von vielen Faktoren abhéngt, auch solchen, die im Rahmen der stadtebaulichen Be-
lange nicht beriicksichtigt werden kdnnen, sind in die Abwagung daher nicht die po-
tentieilen Wertveranderungen von Grundstiicken einzustellen, sondern nur die Auswir-
kungen, die von der geplanten Anlage faktisch ausgehen. [...] Eine Grundstlckswert-
minderung stellt daher keinen eigenstandigen Abwagungsposten dar. [...] Daran andert
auch der Umstand nichts, dass der Grundstiicksmarkt moglicherweise auf eine solche
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Veranderung mit einer Weriminderung [...] des Verkehrswerts reagiert; denn der Markt
beriicksichtigt auch solche Faktoren, die aulerhalb des planerischen Abwagungsmate-
rials liegen."

Auf den gegebenen Fall bezogen, waren faktische Auswirkungen bspw. erhdhte Im-
missionen oder Verkehrsbelastung durch die Neuplanung im Geltungsbereich des Be-

bauungsplans. Diese sind fir Grundstiicke in der Oberen Markistrake und der Kasten-

gasse bzw. der kompletten Altstadt jedoch nicht nachweisbar. Im Gegenteil wird eine
Bewaltigung dieser Problematik im Umfeld der geplanten Nutzungen durch entspre-
chende Festsetzungen etc. gewahrleistet. Eine weitere faktische Beeintrachtigung wa-
re, dass die Nutzung der Fldche durch die Inhalte des Bebauungsplans eingeschrankt
wird. Dieser Fall liegt jedoch ebenfails nicht vor, das vorhandene Nutzungsrecht in der
Aitstadt von Neumarkt bleibt erhalten, somit ist auch die Vermietung bzw. Nutzung der
Immobilien fur Einzelhandelsbetriebe weiterhin maglich.

4.11.79

Weiterhin kommt es zu Park-Suchverkehr (zu wenig Steliplatze), welche auch in Ver-
bindung der nicht gelosten Verkehrsproblematik erhebliche negative Larmauswirkun-
gen auf die Straften und Anwohner haben wird.” -

Stellungnahme des Planers zu 4.11.79

Der Anregung wird nicht gefoigt.

in der Verkehrsuntersuchung zum Bebauungsplan ,Unteres Tor 11 durch das Biro R+T
(Stand: Februar 2013) wird der Nachweis gefiihrt, dass das Hauptverkehrsnetz Nurn-
berger Strafe, Dammstralte / Amberger Stralle, Altdorfer Strafie und die entsprechen-
den Knotenpunkte nach Umsetzung der auch im Generalverkehrsplan Neumarkt vor-
gesehenen Maftnahmen eine ausreichende Leistungsfahigkeit aufweisen, um den zu
erwartenden Ziel- und Queilverkehr des Vorhabens Einkaufszentrum NeuerMarkt auf-
zunehmen.

Beziiglich der Stellplatze wurde in der Begriindung zum Bebauungsplan auf S. 451 Fol-
gendes ausgefihrt:

_Fir den Kfz-Verkehr hat der Stadtrat fiir das Sondergebiet Einkaufszentrum im Vorgriff
auf den Bebauungsplan ,Unteres Tor I am 31.01.2013 beschlossen, dass die Ermitt-
lung und die Festsetzung der erforderlichen Steliplatze abweichend von der Regelung
der GaStellV durch eine entsprechende Regelung im Bebauungsplan Uber eine ortliche
Bauvorschrift erfolgen soll — berechnet nach einem sogenannten Stellplatzganglinien-
modell. Dies kann damit begrindet werden, dass die BayBO und die GaStellV jede
Nutzung einzeln berechnen und dabei nicht beriicksichtigt werden kann, dass es sich
beim ,NeuenMarkt’ um eine multifunktionale Nutzung handelt, bei der Synergien {iber
die zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplatze eingerechnet werden kdnnen.

Grundlage fir die drtliche Bauvorschrift mittels der Stellplatzganglinie ist die Berech-
nung der erforderlichen Stellplatze des Biros R+T (vg!. Anlage Parkraum .Neuer-

Y1 BVerwG: Beschluss vom 09.02.1985 — 4 NB 17/94, NvwZ 1995, B95
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Markt' - Stellplatzganglinie, Beschluss vom 31.01.2013"). Bei der Berechnung wurde
cine vorhabenbezogene Ermittlung  Uber Tagesganglinien der Parkraum-
Nutzergruppen durchgeflhrt. Verkehrserzeuger mit Stellplatzbedarf im Plangebiet sind
grofs- und kleinflachiger Einzelhande!, Hotel, Gastronomie, Bdro, Dienstieistung. Arzt-
praxen und Kino. Grofter Verkehrserzeuger wird die Einzelhandelsnutzung sein. Hier
erfolgt die Abschétzung des Gesamtverkehrsaufkommens nach den Einzelnutzungen
(Supermarkt, Textilmarkte etc.) sowie unter Beriicksichtigung von Verbund- und Kon-
kurrenzeffekten. Verbundeffekte entstehen, wenn Kunden bei rdumlich naheliegenden
Markten verschiedener Branchen mehrere Markte bei einem Einkauf besuchen. Unter
Konkurrenzeffekt wird verstanden, dass die Neuansiediung eines Marktes nicht das
volle Kundenpotential abschépfen kann, wenn in raumlicher Nihe weitere Markte der
gleichen Branche bestehen. Das errechnete Gesamtverkehrsaufkommen durch die
Einzelhandelsnutzung setzt sich zusammen aus dem Bestandsverkehr, aus dem ein
Mitnahmeeffekt resultiert, wenn Kunden bereits im Bestand vorhandene Fahrten fur
einen Einkauf unterbrechen, und aus dem Neuverkehr, der zusatzlich zum bereits be-
stehenden Verkehr anfailt.

Die Abschatzung des Verkehrsaufkommens erfolgte fir einen Normalwerktag und far
Samstag, wo jeweils mit unterschiedlichen Verkehrsstérken und unterschiedlichem
Stellplatzbedarf gerechnet werden muss. Die Anzah! der auf dem Grundstick nachzu-
weisenden Stellplatze orientiert sich am maximal auftretenden Steliplatzbedarf, der am
Samstag zu verzeichnen ist. Dariiber hinaus ist eine Reserve von 5 % bzw. 10 % des
maximalen Bedarfs zusatzlich zu beriicksichtigen. Unter Berlcksichtigung dieser vor-
gegebenen Stellplatzreserve sind insgesamt mindestens 557 (werktags) bzw. 531
Stellplatze (samstags) nachzuweisen.

Die Unterbringung der Stellpidtze des NeuenMarkts* ist in zwei Tiefgaragen im Bau-
komplex vorgesehen: 561 Stellplétze, wovon sich 412 Stellpldtze in Tiefgarage 1
(Schwarzachweg) und 149 Stellplatze in Tiefgarage 2 (Dammstrafe) befinden. Eine
oberirdische Parkierung wird nicht gewlnscht, da grofitzigige Fuftgangerbereiche um
den Gebiudekomplex angelegt werden solien. Zudem wiirde eine oberirdische Parkie-
rung grofteren Flachenverbrauch bedeuten und ist auch aus stadtgestalterischen
Griinden nicht gewlinscht. Die beiden Tiefgaragen sind im Norden des Gebaudekom-
plexes iiber eine Umfahrung verbunden, die jedoch nicht immer offen ist. Die Verbin-
dung der beiden Tiefgaragen erfolgt werktags von 22:00 bis 6:00 Uhr und am Wo-
chenende ganztags. Hintergrund flr die Verbindung nachts ist, dass nachts die Tiefga-
rage nicht mehr im Schwarzachweg verlassen werden soll, um die Anwohner im an-
grenzenden Wohngebiet vor den diesbeziglichen Schallimmissionen zu schiitzen. Da-
her wird die Umfahrung in Richtung der Tiefgarage Dammstrafte gedfnet und die Aus-
fahrt erfoigt von beiden Tiefgaragen auf die Dammstraie. Hintergrund fir die Verbin-
dung am Wochenende ist, dass die Mitarbeitertiefgarage am Wochenende weniger
ausgelastet ist als werktags, diese Kapazitdten aber durch das erhdhte Kunden- und
Besucheraufkommen im ,NeuenMarkt® benaotigt werden, um den erforderlichen Stell-
platzbedarf decken zu kénnen.

Ergebnis der Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist damit, dass auch am kritischsten Tag
Samstag in der Spitzenstunde ausreichend Stellpidtze in den Tiefgaragen vorhanden
sind, inkl. einer Reserve von 10%. Fiir die Abweichung von der GaStellV enthalt der
Bebauungsplan eine entsprechende Festlegung nach Art.47 Abs.2 BayBO i.V. mit
Art.81 Abs.1 Ziff.4 BayBO.* : :
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Dennoch wird nicht volikommen auszuschlieen sein, dass einzelne Besucher des
Einkaufszentrums versuchen in den genannten Wohnstraben zu parken. Zunachst ist
zur Vermeidung bzw. Verringerung von Parksuchverkehr in den benachbarten Gebie-
ten das Einrichten von Zonen fir Bewohnerparken vorgesehen. Dort ist Parken mit
Bewohnerausweisen moglich. Diese missen von den Bewohnern enworben werden
und damit kann das Parken von Unbefugten reduziert werden.

Weiterhin sieht der Bebauungsplan vor, das prognostizierte Verkehrsaufkommen und’
seine Verteilung im Verkehrsnetz durch ein Monitoring zu beobachten und zu doku-
mentieren {vgl. Begrindung zum Bebauungsplan S. 82f). Soliten sich dabei die ge-
troffenen Annahmen nicht bestatigen, steht der Stadt ein Bindel an MaBnahmen zur
Verfligung, um einer unzumutbaren Belastung der Anwohner im 0.g. Wohngebiet ent-
gegen zu wirken:

« Verkehrslenkende MaRinahmen (z.B. EinbahnstraRenregelungen entgegen
des Fahrziels Einfahrt der TG am Schwarzachweg), '

¢ Umgestaltung der StraRenraume (Verringerung der Fahrbahnquerschnitte,
um die Fahrzeiten fiir Schleichfahrer zu verlangern und damit unattraktiv zu
gestalten),

« Kontrollen durch die Ordnungsbehdrden.

Beziiglich der Larmimmissionen kommt das Schallimmissionsschutz-Gutachten des
Ingenieurblros Sorge (Stand: Méarz 2013) zu dem Ergebnis, dass bereits heute das
Straflennetz im Planungsgebiet mit Kfz-Verkehr hoch belastet (Namberger Strafde ca.
14.000 Kfz/24h, Dammstrafie ca. 25.000 Kfz/24h) (R+T 2013) ist, wodurch eine hohe
Immissionsbelastung der angrenzenden Gebiete entsteht. Die in der Gesamtverkehrs-
- planung (GVP) vorgesehenen Mallnahmen sollen zu einer Abnahme der Verkehrsbe-
lastung fiihren, sodass die Stralen und Knotenpunkte durch die entstehenden Spiel-
raume das durch die Planung zu erwartende zusatzliche Verkehrsaufkommen aufneh-
men kénnen. [nsoweit ist mit keinen-negativen Veranderungen der Verkehrslarmsitua-
tion gegenlber dem Status-Quo zu rechnen.

Damit ist gewahrleistet, dass weder Parksuchverkehr noch die durch die neuen Nut-
zungen erzeugten Verkehrsmengen erhebliche negative Auswirkungen haben werden.

4.11.80

Die hohe Anzahl von Fahrzeugen wird auch weitere negative Auswirkungen auf die .
Klimatisch-lufthygienischen Verhéitnisse haben. Eine vor einigen Jahren durchgefiihrte
Luftmessung Uber 2-3 Monate hat nahezu durchgehend zu Uberschreitungen der heu-
te geltenden Feinstaubwerte gefihrt- und auch zu Uberschreitungen der damals gel-
tenden Werte -. Diese Nichtberlicksichtigung beeintrachtigt mich unzumutbar in meinen
Eigentiimerrechten und dem Grundrecht auf kdrperliche Unversehrtheit.”
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Stélluhgnahme des Plahers zu 4.11.80

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Im Schadstoffgutachten (Miiller-BBM, Marz 2013) wurden die lufthygienischen Verhalt-
nisse und die Belastung des Gebiets mit den fiir die menschliche Gesundheit relevan-
ten Schadstoffen Stickstoffoxide (NOy) sowie Feinstaubpartikel (PMps und PM:g) vor
und mit Realisierung der Planung untersucht.

Die Schadstoffhintergrundbelastung wurde im Schadstoffgutachten unter Berucksichti-
gung der vorliegenden Messdaten angesetzt (vgl. Gutachten S. 11 und s. 23ff). Fur die
Immissionsberechnungen wurden lokal reprasentative meteorologische Daten verwen-
det, welche von der meteomedia AG zur Verfigung gestellt wurden. Es wurden die
verkehrsbedingten Immissionen im Untersuchungsgebiet flachenhaft ermittelt und mit
der Hintergrundbelastung {iberlagert. Zur Hintergrundbelastung wurden Messdaten von
jufthygienischen Messstationen im Einzugsbereich des Untersuchungsgebietes ver-
wendet. Das Bayerische Landesamt fir Umwelt (LfU) betreibt das Luftmessnetz zur
Uberwachung der Luftqualitat, an deren Stationen u.a. die bodennahen Konzentratio-
nen von Lufischadstoffen gemessen werden. Ein (geeigneter) Teil dieser Messdaten
lagen als Hintergrundbelastung der Berechnung der Feinstaubwerte im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans ,Unteres Tor II“ zugrunde.

In der Begrindung zum Bebauungsplan wird ausgefihrt (vgl. S. 32f), dass das JErgeb-
nis der Untersuchung ist, dass die Luftqualitat in Neumarkt i.d.OPf. hinsichtlich der 39.
BImSchV (Grenzwerte) grundsétzlich als gut einzuschatzen ist. Die Belastungsschwer-
punkte liegen auf der Dammstraite und dem Kurt-Romstdck-Ring. Hier ist von hoheren
Immissionen auszugehen. Die Grenzwerte der 39. BImSchV fiir Feinstaub (PMyo und
PM,s) und fur Stickstoffdioxid (NO,) jedoch werden sowohl an den Gebaudefassaden
am StralRenzug als auch im gesamten Umfeld weit unterschritten. Der Schutz der
menschlichen Gesundheit entsprechend der 39. BImSchV (gesetzlicher Wert) ist damit
im Umfeld gewahrleistet.

Fazit ist, dass die gesunden Wohn- und Arbeitsverhéltnisse beziiglich Luftschadstoffe
nicht beeintrachtigt werden.”

Damit wurde zum Einen die Feinstaubbelastung beriicksichtigt und zum Anderen
nachgewiesen, dass die korperliche Unversehrtheit gewahrleistet wird.

4.11.81

_57. Die Auslegung im Rathaus erfolgt einen Monat lang. Nur bis zum Ende der Ausle-
gungsfrist kénnen Einwendungen und Anregungen vorgebracht werden. Die ist bei so
umfangreichen Unterlagen unzureichend und gendigt keinen rechtsstaatliehen Anspra-
chen. Einem DurchschnittsbUrger ist es nicht maglich, viele Tage Urlaub zu nehmen,

die Unterlagen wahrend der Offnungszeit im Rathaus durchzuarbeiten und auch noch
eine Stellungnahme innerhalb dieser Zeit zu erstelien.” '

Stellungnahme des Planers zu 4.11.81

Der Anregung witd nicht gefolgt.

Die Auslegungsfrist entspricht den Vorgaben des Baugesetzl:‘uu:;hes.= Dort heiftt es un-
ter § 4 Abs. 2 BauGB: ,Die Entwiirfe der Bauleitplane sind mit der Begrindung und den
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nach Einschatzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezoge-
nen Stellungnahmen fiir die Dauer eines Monats &ffentlich auszulegen.” Diese Frist
wurde eingehalten. Der Planentwurf inklusive Begriindung, Umweltbericht und den
vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen hat nach ortsiblicher Bekanntma-
chung am 17.05.2013 (bzw. 18.05.2013 im Neumarkter Tagblatt und den Neumarkter
Nachrichten) in der Zeit vom 28.05.2013 bis 28.06.2013 (einschlieflich) im Rathaus
der Stadt Neumarkt i.d OPf, zur &ffentlichen Einsichtnahme ausgelegen. Wahrend der
Auslegungszeit konnten Stellungnahmen zu der Planung eingereicht oder zur Nieder-
schrift gegeben werden.

Damit entspricht die Auslegungsdaﬁer des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* den ge-
setzlichen Vorgaben.

412 Biirger 4 — 1. Stellungnahme
(Schreiben 1 vom 28.06.2013)

4,121

1. Unsere Mandantschaft ist Eigentimerin des Grundstiicks Flst.Nr. 1137, Ambérger
Strake 1, Lorenz-Hiltner-Strafte 12, auf dem unsere Mandantschaft seit 1898 eine
Brauerei sowie mehrere Mineralbrunnen betreibt.

Aus diesen Mineralbrunnen férdert unsere Mandantschaft - nach erfolgter amtlicher
Anerkennung - natiifliches Mineralwasser. Die amtliche Anerkennung wird nur ausge-
sprochen, wenn das natirliche Mineralwasser seinen Ursprung in unterirdischen, vor
Verunreinigungen geschitzten Wasservorkommen hat und von urspriinglicher Reinheit
und gekennzeichnet ist durch seinen Gehalt an Mineralien, Spurenelemente und gege-
benenfalls durch bestimmte, insbesondere ernahrungsphysiologische Wirkungen (§3
Abs. 1i. V. m. § 2 Nrn. 1 und 2 Mineral- und Tafelwasserverordnung). Natirliches Mi-
neralwasser verkdrpert also hichste natlrliche Wasserqualitat und ist daher hdchst
schutzwirdig. :

Das natiifliche Mineralwasser aus den Mineralbrunnen unserer Mandanischaft speist
sich aus dem unteren, sog. zweiten Grundwasserstockwerk.

Der geologische Schutz der Mineralwasservorkommen, aus denen die Brunnen unse-
rer Mandantschaft das natirliche Mineralwasser schopfen, wird bisher durch ausrei-
chende Deckschichten gewahrleistet. Den Deckschichten kommt dabei sowohl eine
rein physikalische Abdichtungsfunktion als auch eine Riickhaltung von Spurenstoffen
durch Wechselwirkung mit der Matrix der Deckschichten zu.

Die vorhandenen Deckschichten sind daher uneingeschrénkt zu erhalten und zu schut-
zen, um die Mineralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwasserverord-
nung gefordert - in ihrer urspriinglichen Reinheit - auch langfristig - zu sichern.”

4.12.2

2. Die im Bebauungsplanentwurf ausgewiesenen Baugebiete liegen im unmittelbaren
Einzugsgebiet der Mineralbrunnen unserer Mandantschaft.
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Die durch den Bebauungsplanentwurf ermdéglichten Baumalnahmen, die in die hydrau-
lisch wirksamen Deckschichten im Umfeld der Mineralwasserbrunnen eingreifen oder
sogar, wie z. B. bei Geothermiesonden, weitgehend durchteufen kénnen, sind ein er-
hebliches Risiko far das Mineralwasservorkommen und den Mineralbrunnenbetrieb.

Die wissenschaftiiche Stellungnahme von PD Dr. T. Baumann und Univ.-Prof. Dr. R
Niefiner (Lehrstuhl fiir analytische Chemie und Institut fiir Wasserchemie und chemi-
sche Balneologie der Technischen Universitat Miinchen) vom 26.06.2013, die die hyd-
rogeologischen und hydrochemischen Auswirkungen durch die im Bebauungsplanent-
wurf zugelassene Bebauung begutachtet hat, kommt zu folgenden Ergebnissen:

_Aufschiussbohrungen, Tiefgriindungen und Geothermiesonden kénnen eine negative
Verdnderung der FlieRbedingungen verursachen und die Schutzfunktion der Deck-
schichten teilweise aufheben. Aufgrund der Néhe des Bebauungsplangebiets zu den
Brunnen ergibt sich ein nicht nur theoretisches Risiko, dass die Brunnen fangfristig
durch die Stérung der Integritét der Decksicht negativ beeinflusst werden." (Seite 1)

Risiken filr den Mineralwasserleiter ergeben sich grundsétzlich aus allen Eingriffen in
die Deckschichten, insbesondere aus Aufschiussbohrungen, Grundwassermessstellen,
Geothermiesonden, Tiefgriindungen und im Sinne der Nutzung geothermischer Ener-
gie aktiven Bauwerkselementen. Dariiberhinaus kénnen sich durch Grundwasserbeein-
flussungsmafinahmen im oberen Grundwassersrockwerk unglinstige Verdnderungen
des hydraulischen Gradienten ergeben.” (Seite 11)

4123

_Im Einzelnen kommen Baumann / NieRner zu folgenden Ergebnissen:
a) Bezliglich der Aufschlussarbeiten (Seiten 11 und 12):

« Aufschlussarbeiten zur Erkundung der Méachtigkeit der Deckschichten und
der hydraulischen Gegebenheiten kdnnten die Deckschichten durchstolben
und zu einem hydraulischen Kurzschluss zwischen oberem und unterm
Grundwasser stock fiihren.

e Aufschlussbohrungen in das tiefe Grundwasserstockwerk zur Erkundung
der Baugrund- und Grundwasserverhaltnisse, z. B. fur Tiefgrindungen stel-
len bereits wahrend der Errichtung eine Gefahrdung fur die urspriingliche
hydrochemische und mikrobiologische Integritit der Brunnen dar.

e Jeglicher Eintrag von anorganischen oder organischen Spurenstoffen in die
Grundwassermessstelle wahrend der Bohrarbeiten sowie der hydraulischen
Tests stellt aufgrund von Umidufigkeiten entlang des Messstellenausbaus
und 1 oder bei Vandalismus an der Messstelle ein hohes Risiko fur die ,ur-
springliche Reinheit” der Brunnen dar.

» Die Durchfilhrung von Injektionsversuchen an Aufschlussbohrungen im
Nahbereich der Brunnen wére hoch riskant. Der Erkenntnisgewinn steht in
keinem Verhaltnis zu dem Risiko fur die Brunnen.”

) Beziglich der Griindung in den Deckschichten (Seiten 12 und 13):
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« Durch Eingriffe in die Deckschicht kénnen Wasserwegsamkeiten geschaffen
werden und das Rickhaltevermagen der Deckschichten im Hinblick auf un-
erwiinschte Wasserinhaltstoffe reduziert werden. Nach dem Stand der
Technik ist eine 100 %-ige Abdichtung von technischen Gebaudeteilen ge-
gen das Gebirge zwar theoretisch planbar aber praktisch kaum realisierbar.
Im Gegenteil werden Gebaudeteile, die in tonige Deckschichten einbinden,
haufig mit einer Drainage versehen, um das Gebaude trocken zu halten.
Damit wird regelméaBig ein Teil der Deckschicht, und damit der Schutzfunk-
tion, faktisch ausgeschaltet. Zusétzlich ist mit einer Auflockerung des Gebir-
ges wahrend der Baumafnahme zu rechnen, wodurch weitere Wasserweg-
samkeiten geschaffen werden und der Schutz reduziert wird.

e Grundsétzlich kann bei Pfahlgrindungen von einer kraftschlissigen Verbin-
dung des tragfahigen Gebirges mit dem Pfahl ausgegangen werden, da
—_ sonst der Lasteintrag nicht erfolgen kann. Allerdings bedeutet die Kraft-
schliissigkeit nicht automatisch eine hydraulische Abdichtung. Es ist im Ge-
genteil wahrscheinlich, dass entlang des Pfahls und in der unmittelbaren
Umgebung hohere Durchiassigkeiten auftreten als im ungestorten Boden.

« Insgesamt wird durch Baumafnahmen, die in die Deckschichten eingreifen,
die anzusetzende Machtigkeit (= Dicke) der Deckschicht reduziert, was ei-
ner Reduktion der Schutzwirkung gegentber Oberflacheneinfilissen gleich-
kommt. Im Hinblick auf die Nutzung des tieferen Grundwasserstockwerks |
als Mineralwasser ist dieser Sachverhalt besonders bedeutsam, da der geo-
logische Schutz vor Verunreinigungen, also die Deckschicht, die Grundlage
fiir die Anerkennung als Mingralwasser darstellt.”

.C) Bezuglich Geothermiesonden (Seiten 13 und 14):

e Durch Erdwarmesonden ist eine hydraulische Beeinflussung iu befiirchten,
wenn durch die Erdwarmesonde Wasserwegsamkelten zwischen Grund-
wasserstockwerken geschaffen werden.

« Im Untersuchungsgebiet Naumarkt sind bei allgemein geringer Schittung
negative Veranderungen der hydraulischen Bedingungen zu besorgen,
wenn das Festgestein erreicht wird.

« Durch Leckagen und Storfélle an den Erdwarmesonden kann es 2u einem
Austreten des Warmetragers kommen, der im Fall von Mineralwasserleitern
die urspriingliche Reinheit des Mineralwasserleiters beeintréchtigt.

‘ : » Auch ist entlang von Erdwarmesonden gin Zustrom von Wassern aus den
§ Flugsanden mdglich, wodurch wiederum die hydrochemische Beschaffen-
heit beeintrachtigt und der Eintrag anthropogener Stoffe moglich wurde.”

412.4

,d) Die vorstehend dargelegten Eingriffe in die Deckschichten finden nicht nur im Zu-
sammenhang mit der Errichtung von Gebiuden statt, sondern auch im Zusammen-
hang mit der Errichtung der im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Regenwasser-
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ruckhaltebecken sowie der im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Fullgangerunter-
fuhrung.”

4.12.5

,3. In den ausgelegten Unterlagen zum Bebauungsplanentwurf werden etwaige negati-
ve Veranderungen der Deckschichten und der qualitativ hochwertigen Nutzungen des
zweiten Grundwasserstockwerks durch die im Bebauungsplanentwurf ermoglichten
Bebauung Uberhaupt nicht thematisiert, geschweige denn bewertet. Bei der Darstel-
lung der baubedingten Auswirkungen fehlen jegliche Hinweise auf die Reduzierung der
Schutzfunktion der Deckschichten durch Grindung und Geothermiesonden. Das unte-
re (zweite) Grundwasserstockwerk wird in den ausgelegten Unterlagen zum Bebau-
ungsplanentwurf (berhaupt nur einmal und auch nur dahingehend im Umweltbericht
erwahnt (dort Seite 22), dass es ein zweites Grundwasserstockwerk in der Rhatolias-
Sandstein-Schichten gibt, die sich unter dem Tonstein befindet. Der Umweltbericht
erkennt indessen etwaige negative Veranderungen in der Bebauung auf die Deck-
schichten und auf die Nutzungen des zweiten Grundwasserstockwerkes nicht einmal
ansatzweise, so dass diesbeziigliche Ausfiihrungen und Wertungen vollig fehlen,

Die im Abschnitt 4.1 des Umweltberichts aufgefihrten MaRnahmen zur Vermeidung
und Minderung kénnen im Hinblick auf den Schutz des tieferen Grundwassers kontra-
produktiv sein, insbesondere wenn sich Bereiche mit Staunasse durch Regenwasser-
versickerung bilden oder die Deckschicht zur Erstellung von Regenwasserruckhaltebe-
cken abgetragen wird.

Das im Zuge des Bebauungsplans erstellte Grundwasserstromungsmodell betrifft aus-
schlieflich das obere Grundwasserstockwerk, nicht aber das untere (zweite) Grund-
wasserstockwerk. Die Deckschicht wird vielmehr als undurchlassige Basis des oberen
Grundwasserleiters definiert, der Mineraiwasserleiter wird nicht in das Modell einbezo-
gen. Aus dem Modell ergibt sich ein leichter Aufstau in stdlichen Bereich des kanali-
sierten Hauptsammlers, der sich mit einer Erhohung des hydraulischen Gradienten
auswirkt.

Auch die Stellungnahme des WWA Regensburg geht auf die potenzielle Gefé'lhrdung
durch Griindungsmafinahmen und Erdwarmesonden nicht ein.

Insgesamt sind in den ausgelegten Unterlagen die Auswirkungen des Bebauungsplans
auf die Deckschicht und das tiefere Grundwasserstockwerk (berhaupt nicht themati-
siert, geschweige denn ausreichend dokumentiert und bewertet.”

4.12.6

,4. Im Bebauungsplanentwurf werden folgende Tiefenbegrenzungen festgesetzt:

a) Gebaudeteile unterhalb der Gelandeoberkante sind gemat Ziffer |. 2.3.2 der textli-
chen Festsetzungen zuldssig

« im Sondergebist bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m 4. NN.,
» im Mischgebiet Ml 1 bis zu einer maximalen Tiefe von 417,0m G. NN., - -
« im Mischgebiet Mi 2 bis zu einer maximalen Tiefe von 416,0 m G. NN,

b) Die Unterkante der FuRgangerunterfihrung wird in der Planzeichnung zeichnerisch
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festgesetzt mit 416,0 m U. NN.
¢) Keinerlei Festsetzungen zur Tiefenbegrenzung enthélt der Bebauungsplanentwurf
beziiglich

» der im Bebauungsplanentwurf vorgesehenen Regenrickhaltebecken,

o des Pilsach-Leitgrabens sowie bezlglich

s Aufschlussarbeiten,

e Griindungen (z. B. Pfahlgrindungen),

« Geothermiesonden.

Die Tiefe und auch das Volumen und die Anzahl dieser fiir die Deckschicht und das
sweite Grundwasserstockwerk geféhrlichen Eingriffe bleiben also im Bebauungsplan-
entwurf vollig ungeregeit.

4.12.7

5. Soweit Ziffer 1. 2.3.2 der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanentwurfs flr
Gebaudeteile unterhalb der Geldndeoberkante im Sondergebiet eine maximale Tiefe
bis zu 4100 m 0. NN. zuldsst, wird hierdurch in die das zweite Grundwasserstockwerk
schiitzende Deckschicht massiv eingegriffen, da die Oberkante des festen Tonsteins
im Untersuchungsgebiet Neuer Markt héher liegt, namlich bei ca. 415 m . NN. Somit
IAsst der Bebauungsplanentwurf Eingriffe in die schitzende Deckschicht durch Gebau-
deteile in einer Machtigkeit von 5 m zu.

Dieser massive Eingriff ist nicht hinnehmbar, da - wie oben 1. bereits dargelegt — die

vorhandenen Deckschichten uneingeschrankt zu erhalten und zu schiitzen sind, um
die Mineralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwasserverordnung ge-
fordert - in ihrer urspriinglichen Reinheit - auch langfristig - zu sichern.

Die Oberkante fester Tonstein (= Deckschicht) nimmt im &stlichen Bebauungsplange-
biet auf ca. 412 m U. NN. ab. Die Tiefenbegrenzungen fiir Geb&udeteile im Mischgebiet
MI 1 und MI 2 liegen mit den in Ziffer I. 2.3.2 der textiichen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanentwurfs festgesetzten 417,0 m . NN. bzw. 416,0 m . NN. also {iber der
Oberkante Deckschicht (412 m 4. NN.) und sind daher nicht zu beanstanden.

Um die zwingend erforderliche Schutzfunktion der Deckschichten weiterhin zu gewabr-
leisten, hatten im Bebauungsplanentwurf fir jedweden Eingriff, d. h. fir Gebaudeteile,

Aufschlussarbeiten, Grilndungen jeder Art (auch Pfahigriindungen), Geothermieson-

den usw. als maximale Tiefenbegrenzung festgesetzt werden missen:
« im Sondergebiet: 415 m . NN,
» im Mischgebiet MI 1 und MI 2: 412 m 4. NN. und
+ im Bereich der Dammstrafte: 415 m 0. NN.
Bei etwaigen Pfahigrindungen hatten daruber hinaus Anzahl und Volumen begrenzt -

werden missen.
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- Geothermiesonden hatten aufgrund ihrer spezifischen Gefahren (insbesondere in geo—'
physikalischer, hydraulischer und hydrochemischer Hinsicht} im Bebauungsplangebiet
vollig ausgeschlossen werden milssen. :

Dass konkrete Gefdhrdungen der Deckschichten und damit des zweiten Grundwasser-
stockwerks tatsschlich gegeben sind, ergibt sich daraus, dass im Sondergebiet zu-
néchst ca. 300 Bohrpfahlgriindungen bis zu einer Tiefe von 395m . NN. vorgesehen
waren und auch nach einer Uberarbeitung noch immer ca. 40. Pfahlgrindungen vorge-
sehen sind, deren Unterkante unter 415 m G. NN. und damit tief in der Deckschicht -
liegen und zum Teil bis zu einer Tiefe von 406,0 m {. NN. niedergebracht werden sol-
len.

4128

6. Der ausliegende Bebauungsplanentwurf erfiillt nicht die gesetzlichen Vorgaben des
§ 2 Abs. 4 i. V. m. § 2 a BauGB. Danach ist der Begriindung zum Bebauungsplan ein
Umweltbericht beizufigen, in dem die voraussichtlichen erheblichen Umweitauswir-
kungen zu beschreiben und zu bewerten sind. Die inhaltichen Anforderungen an den
Umweltbericht ergeben sich aus der Anlage 2:u § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB. Notwen-
dig ist danach u. a. eine Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands ein-
~ schlietlich Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst
werden. Aulterdem sind die in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmaoglich-
keiten zu bericksichtigten. ‘

Der ausliegende Umweltbericht ist in mehrfacher Hinsicht defizitdr. Die negativen Aus-
wirkungen auf die Deckschichten und die von ihr geschiitzten Mineralwasservorkom-
men werden - wie dargelegt - iiberhaupt nicht thematisiert, geschweige denn dokumen-
tiert und bewertet.

Die Risiken und Gefahren wurden anscheinend {iberhaupt nicht erkannt und selbst
dann noch nicht wahrgenommen, als unsere Mandantschaft die Stadt Neumarkt mit
Schreiben vom 18.02.2013 ausdriicklich darauf hingewiesen hatte, dass ein befragter
Sachverstandiger durch die beim Bauvorhaben Neuer Markt beabsichtigten Bohrpfaht-
griindungen massive Beeintrachtigungen fiir das zweite Grundwasserstockwerk sieht
und das zweite Grundwasserstockwerk fiir den Brauereibetrieb unserer Mandantschaft
existenziell und durch wasserrechtliche Bewilligungen geschitzt ist. In diesem Schrei-
ben hat unsere Mandantschaft formlich auf diese gravierenden Beeintrachtigungen und
Gefahren hingewiesen, da diese im Bebauungsplanverfahren bisher nicht beachtet
worden waren.

Da seitens der Stadt Neumarkt keine Reaktion erfolgte, haben wir dann mit Anwalts-
schreiben vom 28.03.2013 an die Stadt Neumarkt namens und im Auftrag unserer
Mandantschaft nochmals verdeutlicht, dass die im Gutachten Spotka empfohiene
Pfahlgrindung deutlich in die Schutzfunktion der Deckschichten eingreift und dass es
wahrscheinlich sei, dass entlang des Pfahis und in der unmittelbaren Umgebung hohe-
re Durchldssigkeiten auftrefen als im ungestorten Boden. Auflerdem wurde auf das
zusitzliche Risiko durch Aufschlussbohrungen hingewiesen. -

Trotz der friihzeitigen und eindeutigen Hinweise seitens unserer Mandantschaft wird
die Problematik in den seit 28.05.2013 ausliegenden Unterlagen zum Bebauungsplan-
entwurf, insbesondere im Umweltbericht, mit keinem Wort erwahnt, was nur den
Schluss zuldsst, dass diese Problematik bewusst ignoriert worden ist.
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Hierdurch wurden die gesetzlichen Vorgabén des § 2 Abs. 4 i V. m. § 2 a BauGB in
gravierender Weise verletzt.” :

4129

7. Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind gemalt § 1 Abs. 6 Nr. 7 c) BauGB die
Belange des Umweltschutzes, insbesondere umweltbezogene Auswirkungen auf den
Menschen und seine Gesundheit zu berlicksichtigen.

Hiergegen wurde im Bebauungsplanentwurf in eklatanter Weise verstoften.

Obgleich die Stadt Neumarkt - wie gezeigt - ausdriicklich auf die Gefahrdung des zwei-
ten Grundwasserstockwerks hingewiesen worden war, hat sie die Bedeutung des ge-
schiitzten Grundwasservorkommens fiir die Gesundheit véllig auBer Acht gelassen.

Es liegt zuvérderst im &ffentlichen Interesse, tiefe Grundwasservorkommen und insbe-
sondere Mineralwasservorkommen zu schiltzen, da diese Vorkommen - generell ge-
sprochen - durch Eingriff von allen Seiten hochst gefahrdet und rucklaufig sind.”

4.12.10

.8. Darliber hinaus beruht der Bebauungsplanentwurf auf einer ungeniigende Abwa-
gung der beteiligten &ffentlichen und privaten Belange. Der Erhalt ungestbrter Grund-
wasservorkommen fir die offentliche Gesundheit wurde in seiner Gewichtung véllig
verkannt.

Anscheinend wurden die privaten Interessen an einer schnellen Realisierung des Bau-
vorhabens Neuer Markt offensichtlich hoher beweriet. Hieran liegt ein eklatanter Ver-
stoft gegen § 1 Abs. 7 BauGB." - :

412.11

,9. Aufgrund der vorstehenden Darlegung ist der Bebauungsplanentwurf zwingend zu
{iberarbeiten und erneut auszulegen.”

412.12

.10. Die wissenschaftliche Stellungnahme von PD Dr. T. Baumann und Univ.-Prof. Dr.
R. Niefner (Lehrstuhl fur analytische ‘Chemie und Institut fur Wasserchemie und che-
mische Baineologie der Technischen Universitat Miinchen) vom 26.06.2013, auf die wir
vorstehend bereits Bezug genommen haben, legen wir unserem Scheiben als Anlage
bei und machen die dortigen Ausfihrungen zum Gegenstand unseres Vorbringens.”

Stellungnahme des Planers

Zu 4121

' Der Anregung wird gefolgt.
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Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebaudeteile unterhalb der
Gelandeoberfliche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m G.NN zuldssig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gitt auch flir Grlindungsbauteile.

Dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor I der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Présl, Sachverstandigenbiro fir Grundwasser,
Seplember 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stutzt, ist
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass

... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenliber vordrin-
gendem Oberflichenwasser dar[stelft]. Da es grundsatzlich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Stérung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen. als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichifolge das Hdhenniveau 405 m U.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.”

Da die bestehende Festsetzung diesgn gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusatzli-
chen Puffer von 5 m) einhilt, ist eine Anderung dieser Festsetzung nicht erforderlich.

Danach werden die vorhandenen Deckschichten erhalten und geschiitzt, um die Mine-
ralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwasserverordnung gefordert - in
ihrer urspriinglichen Reinheit - auch langfristig - zu sichern.

Der Umweltbericht wird entsprechend erganzt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren .durch die Fachbehdrde die wasserrechtliche Genehmigung fur
die Griindungsmafnahmen erteilt werden muss.

Zu4.12.2

Der Anregung wird géfo!gt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebaudeteile unterhalb der
Geldndeoberfléche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m U.NN zulassig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch fiir Grundungsbauteile. '

Dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauur@an 054/1 Unte-
res Tor Il der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Présl, Sachverstandigenburo fir Grundwasser,
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stitzt, ist
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass

... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegeniiber vordrin-
gendemn Oberfidchenwasser darfstelit]. Da es grundsétziich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Stérung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschiagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hohenniveau 405 m iI.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.” :

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusét.zli-
chen Puffer von 5 m) einhalt, ist eine Anderung dieser Festsetzung nicht erfordertich.

Die in der Stellungnahme angesprochenen ,Aufschlussbohrungen, Grundwassermess-
stellen, Geothermiesonden, Tiefgriindungen und im Sinne der Nutzung geothermischer
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Energie aktiven Bauwerkselemente® sind nach den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht zuldssig. :

Der Umweltbericht wird entsprechend erganzt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfo!gelnden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehérde die wasserrechtliche Genehmigung fir
die Grizndungsmafnahmen erteilt werden muss.

Zu 4123

Der Anregung wird gefolgt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebaudeteile unterhalb der
Gelindeoberfliche bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m G.NN zuldssig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch fur Griindungsbauteile.

Dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor |l der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prosl, Sachverstandigenbtiro fir Grundwasser,
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage sttzt, ist
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass

... die unterjurassische Schichtfolge [.. ] eine wirksame Barriere gegeniiber vordrin-
gendem Oberflachenwasser dar[steflt]. Da es grundsétzlich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Storung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschiagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hohenniveau 405 m {i.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer- .
den.”

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschiag (mit einem zusatzli-
chen Puffer von 5 m) einhdlt, ist eine Anderung dieser Festsetzung nicht erforderlich.

Die in der Stellungnahme angesprochenen _Aufschiussbohrungen, Grundwassermess-

_ stelien, Geothermiesonden, Tiefgrindungen und im Sinne der Nutzung geothermischer

Energie aktiven Bauwerkselemente® sind nach den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht zulassig.

Der Umweltbericht wird entsprechend erganzt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfoigenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehorde die wasserrechtliche Genehmigung flir
die GriindungsmaRnahmen erteilt werden muss.

Zu 4124

Der Anregung wird gefolgt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebéaudeteile unterhalb der
Geldndeoberflache bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m (.NN zuldssig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch flr Grindungsbauteile.

Die FuRgangerunterfihrung unter der Dammstrafe ist mit einer Unterkante bei 416,0
m U.NN festgesetzt.

Das Regenriickhaltebecken im Sondergebiet ,Einkaufszentrum® ist mit einer Unterkan-
te bei 411,0 m (.NN vorgesehen.
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Dem Fachgutachten Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor |l der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Pros|, Sachverstdndigenburo fiir Grundwasser,
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stitzt, ist

" auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass

... die unterjiurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegeniber vordrin-
gendem Oberflichenwasser darfstellt]. Da es grundsétztich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Stérung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Héhenniveau 405 m (.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.”

Da die bestehenden Festsetzungen diesen gutachterlichen Vorschlag (mit ginem zu-
sitzlichen Puffer von mindestens 5,0 m) einhalten, sind Anderungen der Festsetzun-
gen nicht erforderlich.

Der Umweltbericht wird entsprechend erganzt.

im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehdrde die wasserrechtliche Genehmigung flr
die Griindungsmafnahmen erteiit werden muss.

Zu 4.12.5

Der Anregung wird gefolgt.

Dem Sachverhalt wurde mit dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum

Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor (I der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prosl, Sachver-

" standigenbiiro fiir Grundwasser, September 2013), das sich auf die Auswertung der

vorhandenen Datenlage stiitzt, nachgegangen. Auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfol-
gerung kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass

.... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegeniiber vordrin-
gendem Oberflichenwasser darfstelit]. Da es grundsétzlich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Stérung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschiagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hohenniveau 405 m (L.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.” :

Der Umweltbericht hat das o.g. hydrogeologische Gutachten in seine Darstellung und
Bewertung aufgenommen.

Zu 4.12.6

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebiudeteile unterhalb der
Gelandeoberflache bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m G.NN zuldssig sind (text-

- liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch fir Grindungsbauteile.

Die FuRgéngerunterfihrung unter der Dammstrafte ist mit einer Unterkante bei 416,0
m U.NN festgesetzt.

Daé Regenriickhaltebecken im Sondergebiet ,Einkaufszentrum” ist mit einer Unterkan-
te bei 411,0 m 0.NN vorgesehen. '
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Dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor || der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Présl, Sachversténdigenblro fir Grundwasser,
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stitzt, ist
auf Seite 22 unter Punkt 8 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass

... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegenliiber vordrin-

gendem Oberfldchenwasser darfstellt]. Da es grundsétziich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Stérung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hohenniveau 405 m i.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhaften wer-
den.”

Da die bestehenden Festsetzungen diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zu-
sitzlichen Puffer von mindestens 5,0 m) einhalten, sind Anderungen der Festsetzun-
gen nicht erforderlich.

Die Behauptung, der Bebauungsplan enthalte keinerlei Festsetzung zur Tiefenbegren-
zung" fir

* dasim Bebauuhgsplanentwurf vorgesehenen Regenriickhaltebecken,
« den Pilsach-Leilgrabens sowie bezdglich

» Aufschlussarbeiten, ‘

« Griindungen (z. B. Pfahlgrijndungen),

¢ Geothermiesonden.

trifft somit nicht zu. Die in der Stellungnahme angesprochenen ,Aufschlussarbeiten,
Geothermiesonden, Pfahigriindungen® sind nach den Festsetzungen des Bebauungs-
plans nicht zulassig.

Die Festsetzung hinsichtlich der Eniwésserung der Mischgebiete in den Pilsach-
Leitgraben ist aufgrund der Anderung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ent-
fallen.

Da fiir das Mischgebiet ,MI1° zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadtebauliche
Zielsetzung entwickelt werden konnte, sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und MI2)
an der Dammstrale aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor II*
herausgetrennt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen zum Mischgebiet ,MI1* konn-
ten die unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem EigentGmer und den

Nachbarn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebauli-.

chen Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das siidiich der Dammstraie gelegene Mischgebiet Mi2 steht in einem stédtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenliberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straflen-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (M1 und
MI2) an der Dammstrafte aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
(I herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stédtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* (Entwicklung des Sondergebietes LEinkaufszent-
rum*, Umbau der anliegenden Stralten und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konflikisituation entkoppelt.
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Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
fur die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.

Im Ergebnis wird festgestellt, dass mit den getroffenen Festsetzungen die notwendige
wirksame Deckschicht fur den 2. Grundwasserleiter in ihrer Funktion erhalten wird.

Der Umweltbericht wird entsprechend ergénzt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehorde die wasserrechtliche Genehmigung fiir
die Grundungsmafnahmen erteilt werden muss. -

Zu 4.12.7

Der Anregung wird nicht gefolgt,

Die Festsetzungen des Bebauungsptans sehen vor, dass Gebiudeteile unterhalb der
Geléndeoberflache bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m (.NN zuléssig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch fir Griindungsbauteile.

Dem. Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor |l der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prés|, Sachverstandigenbiiro flir Grundwasser,
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stiitzt, ist
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass

... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegeniiber vordrin-
gendem Oberflachenwasser darfstellt]. Da es grundsétzlich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Stérung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlfagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hohenniveau 405 m {i. NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.”

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusétzli-
-chen Puffer von 5 m} einhalt, ist eine Anderung dieser Festsetzung nicht erforderlich.

Danach werden die vorhandenen Deckschichten in ausreichendem Ausmaf erhalten
und geschitzt, um die Mineralwasservorkommen - wie von der Mineral- und Tafelwas-
serverordnung gefordert - in ihrer urspringlichen Reinheit - auch langfristig - zu si-
chern. Von einem ,massiven Eingriff in die das zweite Grundwasserstockwerk schuit-
zende Deckschicht" kann somit nicht gesprochen werden.

Der Umweltbericht wird entsprechend ergénzt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehorde die wasserrechtliche Genehmigung fiir
die Grindungsmafinahmen erteilt werden muss.

Zu 4.12.8

Der Anregung wird gefolgt.

Dem Sachverhalt wurde mit dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum
Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor |l der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prosl, Sachver-
standigenbiro fir Grundwasser, September 2013), das sich auf die Auswertung der
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vorhandenen Datenlage stiitzt, nachgegangen. Auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfol-
gerung kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass

... die unterjurassische Schichtfolge [...] eine wirksame Barriere gegeniiber vordrin-
gendem Oberfldchenwasser dar[stefit] Da es grundsétzlich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Storung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, afs Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hbhenniveau 405 m (.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.”

Der Umweltbericht hat das o.g. hydrogeologische Gutachten in seine Darstellung und
Bewertung aufgenommen.

Zu 4.12.9

Der Anregung wird teilweise gefolgt.

Dem Sachverhalt wurde mit dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum
Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor |l der Stadt Neumarkt {Dr. K.-H. Présl, Sachver-
standigenbiro fir Grundwasser, September 2013), das sich auf die Auswertung der
vorhandenen Datenlage stiitzt, nachgegangen. Auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfol-
gerung kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass

... dig unterjurassische Schichtfolge {...] eine wirksame Barriere gegeniiber vordrin-
gendem Oberfldchenwasser darfstellf]. Da es grundséatzlich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Storung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschlagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Hohenniveau 405 m U.NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalten wer-
den.”

Der Umweltbericht hat das o.g. hydrogeoclogische Gutachten in seine Darstellung und -
Bewertung aufgenommen.

Der Anregung wird nicht gefolgt in der Hinsicht, dass der Bebauungsplan mit seinen
Festsetzungen gegen die Belange des Umweltschutzes, insbesondere umweltbezoge-
ne Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit § 1 Abs. 6 Nr. 7 ¢) BauGB
verstofle. Vielmehr wird festgestellt, dass nach den Ergebnissen des hydrogeologi-
schen Gutachtens mit den bisherigen Festsetzungen zu der maximalen Tiefe von
410,0 m U.NN fir Gebdudeteile unterhalb der Gelandeoberflache im Sondergebiet der
notwendige wirksame Schutz durch die Trennschicht erhalten wird.

Zu 41210

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Von einer ,ungeniigenden Abwagung der beteiligten 6ffentlichen und privaten Belange”
(§ 1 Abs. 7 BauGB) kann nicht die Rede sein.

~ Vielmehr wird festgestellt, dass nach den Ergebnissen des hydrogeologischen Gutach-
~ tens mit den bisherigen Festsetzungen zu der maximalen Tiefe von 410,0 m U.NN fir
Gebaudeteile unterhalb der Geldndeoberfliche im Sondergebiet der notwendige wirk-
same Schutz durch die Trennschicht erhalten wird. Damit wurde dem ,Erhalt ungestor-
ter Grundwasservaorkommen fiir die éffentliche Gesundheit® mit den Festsetzungen des
Bebauungsplans Rechnung getragen.
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Auch das private Interesse an der Realisierung des Bauvorhabens Neuer Markt wird
an diesem offentlichen Belang gemessen. Bei Einhaltung der Festsetzungen des Be-
bauungsplans bleibt der notwendige Schutz der Deckschicht fur das 2. Grundwasser-
stockwerk erhalten. :

Zu 4.12.11

Der Anregung wird teilweise gefolgt.

Wie in den Stellungnahmen des Pianers zu 4. 12.1 bis 4.12. 10 dargelegt, ist eine inhalt-
liche Uberarbeitung bzw. Anderung der Festsetzungen des Bebauungsplans hinsicht-
lich der Tiefenfestsetzungen flr Gebaudeteile unterhalb der Gelédndeoberflache im
Sondergebiet ,Einkaufszentrum* vor dem Hintergrund der Ergebnisse des hydrogeolo-
gischen Gutachtens zum Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor |l der Stadt Neumarkt (Dr.
K.-H. Prosl, Sachverstandigenburo fiir Grundwasser, September 2013) nicht erforder-
lich.

Wie in den Stellungnahmen des Planers zu 4.12.1 bis 4.12.10 u.a. aber auch dargelegt
wird, wird der Umweltbericht um den Sachverhalt des hydrogeologischen Gutachtens
zum Bebauungsplan 054/1 Unteres Tor tl der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prosl, Sach-
verstandigenbiro fiir Grundwasser, September 2013} erganzt.

Dies fiihrt zu einer Ergénzung des Bebauungsplans im Sinne des § 4a Abs. 3 BauGB,
so dass nach entsprechender Beschlussfassung eine erneute (2.) offentliche Ausle-
gung erfolgen wird.

Zu 4.12.12

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Ein Beschluss ist nicht erforderlich.

Das Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unteres
Tor 1l der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prdésl, Sachverstdndigenbiiro fir Grundwasser,
September 2013) hat u.a. auch die wissenschaftliche Stellungnahme von PD Dr. T.
Baumann und Univ.-Prof. Dr. R. Niefner (Lehrstuhl fiir analytische 'Chemie und Institut
fiir Wasserchemie und chemische Balneologie der Technischen Umversnat Munchen)
vom 26.06.2013 als eine seiner Grundlagen verwendet.
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413 | Biirger 4 - 2. Stellungnahme
(Schreiben 2 vom 28.06.2013)

4131

1. Unsere Mandantschaft ist Eigentlimer des Grundstlicks Fist.Nr. 1013/3, Dammstra-
Re 7, auf dem - wie der Stadt Neumarkt aufgrund vieler Planungsbesprechungen mit
dem von unserem Mandanten beauftragten Architekturblro genau bekannt - ein Ge-
baude mit Wohnungen fiir altersgerechtes Wohnen der alteren Generation und Gewer-
beflachen im Erdgeschoss errichtet werden soll.

Leitgedanke dieses Vorhabens ist die demographische Tatsache, dass die Altersgrup-
pe der 65-jdhrigen und &lter immer starker anwéchst und nach den Feststellungen der
Statistischen Amter des Bundes und der Lander bis zum Jahr 2030 ihre Zahl um 33 %
steigen und dann 22,3 Mio. Menschen oder 29 % der Gesamtbevilkerung betragen
wird (Statistische Amter des Bundes und der Lander, Demographischer Wandel in

Deutschland, Heft 1, Bevdlkerungs- und Haushaltsentwickiung in Bund und in den
Landern, Ausgabe 2011, Seite 24).

Das altersgerechte Wohnen soll den &lteren Menschen moglichst lange Unabhéngig-
keit und Eigenstandigkeit in einem sicheren Umfeld gewéhrleisten. um den Eintritt in
Altenpflegeeinrichtungen solange wie méglich zeitlich zu verschieben und dementspre-
chend Pflegeeinrichtungen zu entiasten.”

4.13.2

2. Das Bauvorhaben unseres Mandanten liegt in dem vom Bebauungsplanentwurf
ausgewiesenen Mischgebiet Ml 1, das dem Wohnen und der Unterbringung von Ge-
werbebetriebenen, die das Wohnen nicht wesentlich storen, dienen soll.

In Ziffer 1. 1.4 der textlichen Festsetzungen sind auf dem Grundstiick unserer Man-
dantschaft (Mischgebiet MI 1) Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten
und innenstadtrelevanten Sortimenten ausgeschlossen.

Hierin liegt ein Versto® gegen § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB, wonach bei der Aufstellung
eines Bebauungsplans insbesondere die Wohnbediirfnisse der Bevodlkerung, die -
Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen und die Bevolkerungsent-
wicklung zu berlicksichtigen sind. Demnach ist im Bebauungsplanentwurf auf die Be-
sonderheiten des altersgerechien Wohnens, das gerade den Wohnbedlirfnissen der
dlteren Bevolkerung und der Bevdlkerungsentwicklung Rechnung tragt, besondere
Ricksicht zu nehmen.

Dies beinhaltet, dass nahversorgungsrelevante und innenstadtrelevante Sortimente im
sicheren Umfeld der alteren Bewohner angeboten werden mussen. Der vollige Aus-
schluss dieser Sortimente im Bebauungsplanentwurf verletzt daher § 1 Abs. 6 Nr. 2
BauGB und steht auch im Widerspruch zu § 6 Abs. 2 BauNVO, wonach Einzelhandels-
und sonstige Gewerbebetriebe in Mischgebieten uneingeschrankt zulassig sind.

Dariiber hinaus steht der Ausschluss der nahversorgungs- und innenstadtrelevanten
Sortimente auch Im Widerspruch zu § 1 Abs. 8 a) BauGB, wonach die Belange einer
verbrauchernahen Versorgung der Bevdlkerung zu berlicksichtigen sind. Im Bereich
des altersgerechten Wohnens muss die verbrauchernahe Versorgung im sicheren Um-
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feld stattfinden. Der Ausschiuss der nahversorgungs- und innenstadtrelevanten Sorti-
mente wird dem in keiner Weise gerecht.

Dies alles gilt umso mehr, als im benachbarten Sondergebiet nahversorgungs- und
innenstadtrelevante Sortimente in groRziigiger Weise zugelassen worden sind (vgl.
Ziffer I. 1.1 der textlichen Festsetzungen).”

4133

3. Die Geschof¥flachenzahl (GFZ) fiir das Mischgebiet M1 1 ist gem&R Planeintrag auf
1,2 festgelegt. ' '

. Das altersgerechte Wohnen soll &lteren Menschen erméglichen, in von ihnen noch

bewirtschaftbaren und bezahlbaren Wohnungsgrofien, eingebettet in einem sicheren
Umfeld zu leben.

Wie oben gezeigt, ermiglich das altersgerechte Wohnen den Eintritt in Aitenpﬂegeein-'
richtungen solange wie moglich zeitlich zu verschieben und dementsprechend Pflege-
einrichtungen zu entlasten.

- Demgemil besteht am altersgerechten Wohnen ein handfestes &ffentliches Interesse.

Das von unserem Mandanten beabsichtigte Bauvorhaben altersgerechtes Wohnen ist

- indessen mit einer GeschofRflachenzahl von lediglich 1,2 wirtschaftlich nicht darsteilbar.

Wie dem Stadtplanungsamt in verschiedenen Gespréchen mehrfach dargelegt wurde,
ist das beabsichtigte Bauvorhaben altersgerechtes Wohnen nur mit einer Geschof3fla-
chenzahl von mindestens 1,6 bezogen auf die jetzige Grundstiicksflache darstellbar, im
Falle der von der Stadt Neumarkt angestrebten Grundstiicksabtretungen seitens unse-
rer Mandantschaft an die Stadt nur mit einer GeschoRflachenzahl von mindestens 1,7
wirtschaftlich darstellbar.

Dies ist im ausliegenden Bebauungsplanentwurf ignoriert worden. Hierdurch verletzt
der Bebauungsplanentwurf § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB, indem er die Grundbed{rfnisse
der ilteren Bevdlkerung und die Bevolkerungsentwicklung, die das altersgerechte
Wohnen gerade erfordern, nicht berdicksichtigt.

Hierbei wurde im Bebauungsplanentwurf dariiber hinaus verkannt, dass geméf § 17
Abs. 2 S. 1 BauNVO eine hohere GeschoRflachenzahl als 1,2 hitte festgesetzt werden
kénnen. insbesondere auch deswegen, weil das Bauvorhaben die festgesetzten Bau-
grenzen nicht ausreizt.

Dies alles gilt umso mehr, als im Sondergebiet eine Geschofiflachenzahl von 3,0 zuge-
lassen worden ist, die der GeschoRflichenzahl eines Kerngebiets entspricht und die
héchstmogliche Geschofiflachenzahl nach § 17 Abs. 1 BauNVO darstellt.

Insoweit wird im Bebauungsplanentwurf'auch gegen § 1 Abs. 7 BauGB verstofien, da

das offentliche Interesse am altersgerechten Wohnen im Hinblick auf die Geschol¥fla-
chenzahl offensichtlich verkannt und den privaten wirtschaftlichen Interessen des Bau-

vorhabens im Sondergebiet offensichtlich der Vorrang eingerdumt worden ist. Damit - '

sind die éffentlichen und privaten Belange entgegen der Bestimmung des § 1 Abs. 7
BauGB gegeneinander und untereinander nicht gerecht abgewogen worden.”
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413.4

4 Gemal Ziffer 1. 2.3.1 der textlichen Festsetzungen werden die Ebenen durch die in
der Planzeichnung festgesetzten maximalen Héhe definiert. ‘

Diese maximalen Héhen werden durch das Bauvorhaben unseres Mandanten auf allen
Ebenen (mit Ausnahme der Ebene 440 m . NN.) bei weitem nicht ausgeschopft.

In der Besprechung zwischen der Stadt Neumarkt und dem Architekten unserer Man-
dantschaft am 17.05.2013 stelite dieser die Variante 6 des Bauvorhabens unserer
Mandantschaft vor. Diese Variante 6 legen wir zur Verdeutlichung unserem Schreiben
als Anlage bei. : :

Hierbei wurde erlautert, dass das 5. Obergeschal um 85 cm hoher ausfallen muss als
die im Bebauungsplanentwurf festgelegte maximale Oberkante van 440 m 4. NN. und
dass dieses im Vergleich zu den darunterliegenden Geschoften in allen Himmelsrich-
tungen zuriickgesetzte 5. Obergescholl in westliche Richtung verldngert werden muss,
um zu einer sinnvollen Ausnutzung zu gelangen.

Diese beiden Punkte sind im Bebauungsplanentwurf niéht beriicksichtigt.

Auflerdem wurde anhand der beigefiigten Variante 6 dargelegt, dass die in Ost-West-
Richtung verlaufende nordliche Baugrenze der Ebene mit der maximalen Oberkante
von 435,50 m 4. NN. geringfiigig nach Norden verschoben werden muss, was schon
deswegen kein Problem darstelit, weil das Bauvorhaben auf dieser Ebene um 4 m
niedriger ausfalit, ndmlich mit einer Oberkante von nur 431,50 m G. NN, wihrend im
Bebauungsplanentwurf eine maximale Oberkante von 435,50 m 1. NN. vorgegeben ist,
und weil die Hohenabstufung der Baukdrper nach Norden hierbei unverandert bleibt.

Auch diese Verschiebung der Baugrenze wurde im ausgelegten Bebauungsplanent-
wurf nicht berlcksichtigt.”
4.13.5

.5. Im Bebauungsplanentwurf werden folgende Tiefenbegrenzungen festgesetzt:

a) Gebiudeteile unterhalb der Geldndeoberkante sind gemal Ziffer |. 2.3.2 der texﬂi—
chen Festsetzungen zulassig

- im Sondergebiet bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m . NN,
- im Mischgebiet Ml 1 bis zu einer maximalen Tiefe von 417,0 m 0, NN,
- im Mischgebiet M| 2 bis zu einer maximalen Tiefe von 416,0 m 0. NN.

b) Die Unterkante der Fuigéngerunterfuhrung wird in der Planzeichnung zeichnerisch
festgesetzt mit 416,0 m U. NN.

¢) Dem Bauvorhaben unserer Mandantschaft im Mischgebiet M| 1 gesteht der Bebau-
ungsplanentwurf bezlglich der Gebaudeteile unterhalb der Gelandeoberkante somit

die geringste Tiefe zu, ndmlich nur 417,0 m (. NN., wahrend in allen anderen Berei- -

chen erheblich tiefere Tiefen zugelassen werden, ndmlich bis zu maximal 410,0 m Q.
NN, im Sondergebiet. Fir eine derartige Ungleichbehandlung besteht kein sachlicher
Grund.

Im Gegenteil:
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Da die Oberkante des festen Tonsteins, der als Deckschicht das zweite Grundwasser-
stockwerk schiitzt, im Sondergebiet Neuer Markt hoher liegt, namlich bei ca. 415 m 0.
NN., hitte der Bebauungsplanentwur1; in Ziffer i. 2.3.2 seiner textlichen Festsetzungen
fiir Gebaudeteile unterhalb der Geldndecberkante im Sondergebiet keine maximale
Tiefe bis zu 410 m {i. NN. zulassen diirfen, da hiermit in die schiitzende Deckschicht
durch Gebéudeteile in einer Machtigkeit von 5 m eingegriffen wird. '

Dieser massive Eingriff ist nicht hinnehmbar, da die vorhandenen Deckschichten un-
eingeschrankt zu erhalten und zu schitzen sind, um die im zweiten Grundwasser-
stockwerk vorhandenen Mineralwasservorkommen - wie von der Minerale und Tafel-
wasserverordnung gefordert - in ihrer urspriinglichen Reinheit auch langfristig - zu
sichern.

Da die Oberkante fester Tonstein ( = Deckschicht) im Ostlichen Bebauungsplangebiet
auf ca. 412 m . NN. abnimmt, hatten die Tiefenbegrenzungen flir Gebaudeteile im
Mischgebiet Mi 1 durchaus tiefer festgesetzt werden knnen als 417,0 m G. NN., aller-
dings nicht unbegrenzt. Unter Respektierung der erforderlichen Schutzfunktion der

- Deckschichten und bei der erforderlichen Freihaltung der Deckschichten von jedwe-

dem Eingriff Im Mischgebiet Ml 1 unterhalb von 412 m (. NN. sowie bei Beriicksichti-
gung der erforderlichen Tiefe fir Flachgrindungen, hatte die maximal zuléssige Tiefe
im Mischgebiet MI 1 fir Geb3udeteile unterhalb der Geldndeoberkante bei 414,5 m 4.
NN. festgelegt werden kdnnen.

Da sich die ausgelegten Unterlagen mit dem Schutz der Grund- und Mineralwasser-
vorkommen (iberhaupt nicht auseinandersetzen und die Schutzfunktion der Deck-
schichten nicht ermittelt worden ist, verstoBt der Bebauungsplanentwurf gegen § 2

_Abs. 4. V. m. mit § 2 a BauGB und kommt- wie gezeigts zu unrichtigen Festsetzungen

der maximalen Tiefen von Gebaudeteilen unterhalt der Geléndeoberkante.”
4.13.6

,6. Bei dem in Ziffer I. 5. der textlichen Festsetzungen angesprochenen zeichnerisch
festgesetzten, befestigten Ful- und Radweg innerhalb der offentlichen Grinfliche mit
der Zweckbestimmung Griinanlage stlich und nérdlich des Sondergebiets Einkaufs-
zentrum' fehlen sowohl die Hohenfestsetzung fir den Weg als auch die Vorgaben fur
etwaige Boschungen und / oder Unterfangungen.”

4.13.7

.7. Diein Ziffer . 7. der textlichen Festsetzung angesprochene Verrohrung der Entfas-
tungsleitung des Pilsach-Leitgrabens sowie die angesprochene Regenriickhaltung sind
nach Lage, Tiefe und Volumen nicht definiert und somit véllig unbestimmt.

4.13.8

.8. Die Festsetzung eines Gehrechts zu Gunsten der Aligemeinheit auf der in der Plan-
zeichnung mit ,GF* gekennzeichneten Flache in Ziffer I. 8.2 der textlichen Festsetzun-
gen bedarf eines stadtebaulichen Vertrags, in dem unter anderem Eigentum, Hohenia-
ge, Ausbauverpflichtung, etwaige Béschungen oder Unterfangungen, Unterhaltskosten,
Verkehrssicherungspflichten sowie der Erhalt der Mauer auf dem unmittelbar angren-

. zenden nardlichen Nachbargrundstiick geregelt werden mussen.
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Bedauerlicherweise hat die Stadt Neumarkt bis heute noch nicht einmal den Entwurf
eines stadtebaulichen Vertrags vorgelegt, wahrend sich aus der Begrandung zum Be-
bauungsplanentwurf Ziffer 18. (Seite 82) ergibt, dass mit dem Bauherrn des Sonderge-
biets bereits ein stadiebaulicher Vertrag besteht und nach Auskunft des Stadtpla-
nungsamts sogar bereits notariell beurkundet ist.”

4.13.9

9. Der in der Planzeichnung festgesetzte Wendehammer im nordlichen Teil des
Mischgebiets M| 1 ist anscheinend als Strafenverkehrsflache zeichnerisch festgesetzt.
Nicht geregelt sind Eigentum, Hohenlage, Ausbauverpflichtung, etwaige Boschungen
oder Unterfangungen, Unterhaltskosten sowie Verkehrssicherungspflichten usw.

Auch hier bedarf es eines stadtebaulichen Vertrags, der bisher noch nicht einmal im
Entwurf vorliegt. Das vorstehend zu Ziffer 8. Gesagte gilt hier entsprechend.

Der Einfahrtbersich vom Wendehammer in das Untergeschol des Gebaudes im
Mischgebiet Ml 1 muss in der Planzeichnung zeichnerisch gekennzeichnet werden
ebenso wie es bereits fir die Tiefgarage des Einkaufszentrums im Sondergebiet zeich-
nerisch festgesetzt worden ist.”

 4.13.10

,10. Bei der textiichen Festsetzung Ziffer 1. 9.2.2 ist in Absatz 2 das Wort ,durchge-
hend‘ zu streichen, da dies missverstandlich ist.”

4.13.11

,11. Beziglich der Zuordnung von Flachen oder MalBnahmen fGr den Ausgleich im
Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB hatte unsere Mandantschaft bereits angeboten, die Kul-
turlandpldne der Neumarkter Lammsbrdu Gebr. Ehrnsperger KG anzusetzen. Hierauf
wird in den textlichen Festsetzungen zu Ziffer 1. 11. mit keinem Wort eingegangen.”

4.13.12
12. Das in Ziffer 1l. 1.1.2 der textlichen Festsetzungen 'ausgesprbchene Verbot flr

Werbepylone ist unverhéltnismafiig.

Ein Pylon dient insbesondere der schnellen Orientierungshilfe fiir suéhende Autofahrer
auf gewerbliche Mieter.

Mit einer héhen- und fidichenmaRigen Begrenzung in den textlichen Festsetzungén
kénnen Pylone auf ein ansprechendes Maf reduziert werden.

4.13.13

Da dem Sondergebiet siehen Fahnenmasten mit einer maximalen Hdhe von 7 m im
offentlichen StraRenraum zugestanden werden, sind im Mischgebiet MI 1 zumindest
ein Pylon sowie zwei Fahnenmasten im offentlichen Stralsenraum festzusetzen. '
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13. In Ziffer II. 1.3 der textlichen Festsetzungen ist die Fassadenwerbung an maximal
zwei Seiten des Gebaudes im Mischgebiet M1 1 auf eine maximale Werbefiache von

" nur 4,8 m2 beschrankt.

Die Beschrankung auf gine derart kleine Flache von insgesamt nur 4,8 m2 ist absolut
unverhaltnismaRig im Vergleich zu der im Sondergebiet gemal Ziffer Il. 1.2 der texili-
chen Festsetzungen zugelassenen Gesamtflache von 65 m2, die in der Begrundung
zum Bebauungsplanentwurf (Seite 75) selbst als ,grofzigig® bezeichnet wird.

Hier ist der Gleichbehandlungsgrundsatz evident verletzt.”
4.13.14

,14. In Ziffer 8.3 der Begrindung zum Bebauungsplanentwurf (Seite 33, cben, 1. Ab-
satz) ist hinter dem Wort bzw.' einzufigen: von 440,0 m. &. NN. bis”, um eine Uber-
einstimmung mit den zeichnerischen Festsetzungen zu erreichen, wobei anzumerken
ist, dass bei der erforderlichen Anhebung der Oberkante des 5. Obergescholes auf
440,85 m (. NN. hier entsprechend einzufiigen ist: .von 440,85 m . NN. bis".”

Stellungnahme des Planers

Zu 4.13.1

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Eine Beschlussfassung ist nicht erforderlich.
Zu 4.13.2 bis 4.13.4

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fiir das Mischgebiet ,MI1“ konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshonheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sidlich der Dammstrake gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniiberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hdhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Stralken-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrale aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
II* herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* (Entwicklung des Sondergebietes JEinkaufszent-
rum®, Umbau der anliegenden Strafen und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen -
fiir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.
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Zu 4.13.5

Der Anregung wird teilweise gefolgt.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans sehen vor, dass Gebaudeteile unterhalb der

Gelindeoberflache bis zu einer maximalen Tiefe von 410,0 m G.NN zulassig sind (text-
liche Festsetzung Nr. 2.3.2). Dies gilt auch fur Fundamente und Griindungsbauteile.

Dem Fachgutachten ,Hydrogeologisches Gutachten zum Bebauungsplan 054/1 Unte-
res Tor |l der Stadt Neumarkt (Dr. K.-H. Prosl, Sachverstandigenbiiro flr Grundwasser,
September 2013), das sich auf die Auswertung der vorhandenen Datenlage stitzt, ist
auf Seite 22 unter Punkt 6 Schlussfolgerung zu entnehmen, dass

.... die unterjurassische Schichtfolge {...] eine wirksame Barriere gegentiber vordrin-
gendem Oberflichenwasser dar[stellt]. Da es grundsétzfich im Rahmen von Bohrungen
zu einer Stérung des Gesteinsverbandes kommen kann, wird vorgeschiagen, als Un-
tergrenze von Eingriffen in diese Schichtfolge das Héhenniveau 405 m .NN anzuset-
zen. Somit kann die notwendige wirksame Trennschicht in ihrer Funktion erhalfen wer-
den.”

Da die bestehende Festsetzung diesen gutachterlichen Vorschlag (mit einem zusatzli-
chen Puffer von 5 m) einhalt, ist eine Anderung dieser Festsetzung nicht erforderlich.

Der Umweltbericht wird entsprechend erganzt.

Im Ubrigen wird darauf hingewiesen, dass in einem nachfolgenden Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren durch die Fachbehdrde die wasserrechtliche Genehmigung fur
die Griindungsmafknahmen erteilt werden muss.

" Hinsichtlich der Festsetzungen zu dem Mischgebiet Ml 1 gilt:

Fir das Mischgebiet ,MI1“ konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentiimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sidlich der Dammstraie gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegenliberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen zur Fassung des Stralten-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
Mi2) an der Dammstrafe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
I herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* (Entwicklung des Sondergehietes ,Einkaufszent-
rum®, Umbau der anliegenden StraBen und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
fur die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.
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Zu4.13.6

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fiir die 6ffentliche Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung ist die Festsetzung
einer Hohenlage oder etwaiger Boschungen nicht erforderlich. :

Das Erfordernis solcher Festsetzungen kann sich ergeben, wenn die Verkehrsflache
der Anbindung von Grundstlicken dient: Beispielsweise kann ,die Héhenlage {...] fest-
setzungsbedlrftig sein, wenn die natiirliche Gelandeoberfliche starke Unterschiede
aufweist oder durch BaumafBnahmen erheblich veréndert wird und die Hoheniage flir
den Vollzug der im Bebauungsplan vorgesehenen Nutzungen, auch im Verhaltnis zu
den benachbarten Grundstiicken, von Bedeutung ist.*'* Auch Festsetzungen liber BS-
schungen und Stiitzmauern kdnnten hierflr erforderlich sein.'

Dies ist in der vorliegenden Planung nicht der Fall. Es handelt sich bei der Verkehrsfla-
che besonderer Zweckbestimmung um einen Ful- und Radweg, der durch eine Griin-
flache verlauft nicht der Erschliefung bzw. dem Anschluss von Grundstucken dient.
Die Detailplanung, bei der auch die Hohenlage bestimmt wird, wird in nachfolgenden
Verfahren erfolgen. Die Gestaltung der &ffentlichen Grinflachen und des Weges liegt
in der Hand der Stadt Neumarkt, die fiir den technisch korrekten Anschluss des Weges
an die bestehenden StraRenflachen sorgen wird.

Zu 4.13.7

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Die Verrohrung der Entlastungsleitung des Pilsach-Leitgrabens ist eine Bestandslei-
tung und es ist daher nicht erforderlich, sie nach Lage, Tiefe und Volumen zu definie-
ren.

Eine genauere Definition der Regenriickhaltung ist ebenfalls nicht erforderlich. Wie in
der textlichen Festsetzung bereits enthalten, erfolgt diese im Rahmen einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis. Hier werden die Einleitungsméglichkeit bestimmt und die ge-
drosselte Einleitungsmenge vorgegeben.

Zu 4.13.8

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fiir das Mischgebiet ,MI1* konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorsteliungen zwischen der Stadt, dem Eigentiimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stédtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sudlich der Dammstraibe gelegene Mischgebiet MI2 steht in einerm stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniiberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
zB. die Festsetzungen zur Hohe der baulichen Anlagen zur Fassung des Straflen-
raums gegenseitig.

12 EmstiZinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, § 9. Rn 243, 108, Erganzungslieferung 2013

12 Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger: Baugesetzbuch, § 9, Rn 106, 108. Ergénzungslieferung 2013
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Angesichts dieser bestehenden Konfliktiage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrafte aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
II* herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans Unteres Tor II* {(Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum®, Umbau der anliegenden StraBen und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stidtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Damit wird derzeit planungsrechtlich kein Geh- und Fahrrecht im besagten Bereich
vorgesehen. :

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
fur die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.

Zu4.139
Der Anregung wird nicht gefoigt.

Fir das Mischgebiet ,MI1“ konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Varstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentumer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadiebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sidlich der Dammstrae gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Héhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Strallen-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktiage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrafte aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
Il herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II" (Entwicklung des Sondergebietes Einkaufszent-
rum“, Umbau der anliegenden Strallen und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppeit.

Damit wird derzeit planungsrechtlich kein ,Wendehammer” im besagten Bereich vorge-
sehen.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
~ fiir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.

Zu 4.13.10

Der An'regung wird nicht gefolgt.

Fir das Mischgebiet ,MI1* konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden.

Das sidlich der Dammstrafe gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Héhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Strallen-
raums gegenseitig.
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Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (M1 und
Mi2} an der Dammstrafe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
I herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor II* (Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum*, Umbau der anliegenden Strafen und Kreuzungsbereiche) von der Ldsung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppeit.

Damit entfallt die angesprochene Festsetzung 1 9.9.2.
Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen
fiir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.

Zud13.11

. Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fiir das Mischgebiet ,MI1* konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stédtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoeheit!) in Einklang gebracht werden.

Das siidlich der Dammstrale gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniiberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
z.B. die Festsetzungen zur Hihe der baulichen Anlagen zur Fassung des Strallen-
raums gegenseitig.

Angesichts dieser bestehenden Konfliktlage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrafe aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
I herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stidtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans ,Unteres Tor Il (Entwicklung des Sondergebietes ,Einkaufszent-
rum“, Umbau der anliegenden Straften und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stidtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Damit entfdllt die Festsetzung, die den Eingriffen im Mischgebiet Mi 1 naturschutz-
rechtliche Ausgleichsflachen und — mafnahmen zuordnet.

'Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen

fiir die beiden Flachen kontinuierlich weiter zu arbeiten.
Zu 413.12

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Bei Werbepylonen handelt es sich grundsétzlich um Werbeablagen, die erhebliche
Auswirkungen auf das Stadtbild haben. Zum Ausschluss der Werbepylone heildt es in
der Begrundung:

_Ebenfalls dem Schutz des Ortsbildes dienen die Festsetzungen zur Errichtung von
Fahnenmasten und Werbepylonen. Durch klare Vorgaben zu Fahnenmasten und Pylo- -
nen kénnen ,Fahnen- oder Pylonenlandschaften” und damit die Dominanz dieser Anla-
gen verhindert werden. Die vorgegebene Lage an der Dammstrafte bzw. Nirmberger
Strale schiitzt die angrenzenden Wohngebiete im Norden des Gebietes. Die Festset-
zungen zur maximalen Héhe der Fahnenmasten entsprechen den stadtweit Ublichen
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Vorgaben und sorgen so fiir Einheitlichkeit im Stadtgebiet. Der Ausschluss von Pylo-
nen und die Begrenzung von Fahnenmasten, die insbesondere fir das Sondergebiet
gelten, werden durch groRziigige zuldssige Werbeflachen in den Fassaden ausgegli-
chen. Die zwingende Gruppierung von mindestens 3 Fahnenmasten stellt den Kom-
promiss zwischen den berechtigten interessen des Betreibers des Einkaufszentrums
auf Werbung und dem Interesse der Stadt dar, den &ffentlichen Straftenraum nicht flr
,ungeziigeite* Werbung freizugeben .

Vor diesem Hintergrund bleibt es beim Ausschluss von Werbepylonen innerhalb des
Geltungsbereichs des Bebauungsplans.

Zu 4.13.13

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fir das Mischgebiet ,MI1* konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmte stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die-
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentiimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der stadtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!} in Einklang gebracht werden.

Das sidlich der DammstralRe gelegene Mischgebiet MI2 steht in. einem stddtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
7.B. die Festsetzungen zur Héhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Stralten-
raums gegenseitig. :

Angesichts dieser bestehenden Konflikilage sollen die beiden Mischgebiete (MI1 und
MI2) an der Dammstrafie aus dem Geltungsbereich des Bebauungsplans ,Unteres Tor
II* herausgetrennt werden. Damit werden die weiteren stadtebaulichen Zielsetzungen
des Bebauungsplans .Unteres Tor II* (Entwicklung des Sondergebietes ~Einkaufszent-
rum®, Umbau der anliegenden Strallen und Kreuzungsbereiche) von der Losung der
beschriebenen noch bestehenden stadtebaulichen Konfliktsituation entkoppelt.

Damit entfallt die Festsetzung zur Regelung von Werbeanlagen im Mischgebiet MI1.

Es ist beabsichtigt, an der Abstimmung hinsichtlich der stadtebaulichen Zielsetzungen‘
fiir die beiden Flichen kontinuierlich weiter zu arbeiten. _ - '

Zu 4.13.14

Der Anregung wird nicht gefolgt.

Fiir das Mischgebiet ,MI1“ konnte zum jetzigen Zeitpunkt keine abgestimmie stadte-
bauliche Zielsetzung entwickelt werden. Trotz mehrfacher Abstimmungen konnten die
unterschiedlichen Vorstellungen zwischen der Stadt, dem Eigentlimer und den Nach-
barn bisher nicht in Form eines Kompromisses unter Wahrung der sladtebaulichen
Zielsetzungen der Stadt (Planungshoheit!) in Einklang gebracht werden. :

Das siidlich der Dammstrafte gelegene Mischgebiet MI2 steht in einem stadtebauli-
chen Zusammenhang mit dem gegeniberliegenden Mischgebiet. So beeinflussen sich
2.B. die Festsetzungen zur Héhe der baulichen Anlagen zur Fassung des Stralen-
raums gegenseitig.
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5 Beschlussvorschldge:

a)  Priifung der Anregungen von Behorden und sonstigen Tragern offentlicher
Belange und der Offentlichkeit:

Der Stadtrat nimmt Kenntnis von den eingegangenen Anfegungen von Tragern &ffent-
licher Belange und der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) und schliel’t sich vollinhaltlich den Steliungnahmen des Planers unter
~ Punkt 4 an.

b) Anpassung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans 54/1 Unteres Tor Il wird angepasst. Der
Geltungsbereich entspricht dem in der Beschlussanlage gekennzeichneten Bereich.

c) Feststellung der , Teilplanreife™ im Sondergebiet (§ 33 BauGB)

Der Stadtrat stellt fest, dass fur die unveranderten Bereiche im Entwurf des Bebau-
ungsplans die Voraussetzungen fir die sog. .Teilplanreife* im Sondergebiet (§ 33
BauGB) erfiillt sind.

d) Billigungs- und Auslegungsbeschluss Bebauungsplan zur erneuten (2.}
offentlichen Auslegung

Der Stadtrat billigt den Bebauungsplanentwurf “054/1 Unteres Tor Il i. d. F. vom
29.10.2013 mit Begriindung und Umweltbericht vom 29.10.2013. '

Die Planung ist nach Mafigabe des § 4a Abs. 3 BauGB erneut offentlich auszulegen.
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Geltungsbereich des Bebauungsplans laut Beschluss vom 25.04.2013:
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